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Editorial - Themen, Absichten und Schranken



Der Zweck eines Editorials, dem Leser u.a. Erläuterungen, Erklärungen
oder gar Begründungen für das jeweils vorliegende Druckprodukt
nahezubringen, ist nicht nur offensichtlich, sondern fast zwingend, weil
es doch immer um weltanschauliche, wissenschaftliche oder religiöse
Botschaften und Inhalte geht.

Bei einer Zeitschrift und deren regelmäßiger Erscheinungsweise wird,
bis hin zur täglichen Präsentation von Nachrichten, Berichten und
Kommentaren zu gesellschaftlichen Fragen, im Unterschied zu einer
Buchproduktion gewiss eher auf die aktuelle Diskussion, Wiedergabe und
die Bewältigung gerade in die Aufmerksamkeit gelangter Themen und die
dafür in Aussicht gestellte Bemühung um Lösungen gesetzt.

Kurzum, das Editorial entspricht am meisten einer Eingangsbeleuchtung
bei der Erschließung der entsprechenden Innenräume eines Gebäudes und
ihrer schlussendlich für die Angelegenheiten des Wohnens und der
Entfaltung höchst privaten Umsetzung des Daseins und des Lebens ...

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. Dezember 2022
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REZENSION/769: Kai Köhler - Klassik in den Kämpfen ihrer Zeit (Musikgeschichte) (SB)

Kai Köhler



Klassik in den Kämpfen ihrer Zeit

Personen, Werke, Zusammenhänge, Gebrauchsweisen in der Musik
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Großer Publikumsandrang bei klassischer Musik - hier im Théâtre Antique in der französischen Stadt Orange am 26. November 2007
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Klassische Musik? Zu Zeiten der Studentenbewegung ein absolutes No-Go,
galt sie doch gerade vielen heute nicht mehr ganz so jungen Menschen,
die den gesellschaftlichen Protest und Aufbruch seinerzeit zu ihrer
Sache gemacht hatten, als Sinnbild, wenn nicht Synonym für
gesellschaftliche Rückständigkeit und eine hoffnungslos veraltete,
konservative Herrschaftskultur, die mit dem verhassten Establishment
gleich mit hinweggefegt gehört hätte. All dies ist heute Schnee von
gestern und schon allein deshalb fragwürdig, weil das Etikett
"klassisch" hier als Unterscheidungsmerkmal zu der dieser Stilrichtung
gegenüber von ihren Fans als progressiv empfundenen Rock- und Popmusik
verwendet wurde, wobei die Frage, wie denn die sogenannte Klassik in
ihrer eigenen Blüte- oder auch Entstehungszeit von ihren Zeitgenossen
erlebt und bewertet wurde und wie sich ihre Protagonisten zu den
gesellschaftlichen Kämpfen und politischen Konflikten ihrer Zeit
gestellt haben, noch gar nicht berührt wurde.

Kurz gefragt, wie "politisch" kann klassische Musik sein? Da ein
Großteil der Komponisten, deren Werke noch heute in Konzertsälen und
Opernhäusern zum festen Aufführungsrepertoire gehören, weil sie die
beste Gewähr bieten, die Besuchererwartungen zu erfüllen und damit die
Finanzierungsanforderungen zu gewährleisten, in früheren Jahrhunderten
gelebt haben, wäre die Frage nach der politischen Qualität und
Ausrichtung ihrer Werke mit Blick auf ihre Wirkzeit und nicht nach den
heutigen Rezeptionsgewohnheiten zu stellen. Ebendieser Aufgabe hat
sich der Literatur- und Politikwissenschaftler Kai Köhler in seinem
vom Mangroven Verlag vorgelegten Buch "Klassik in den Kämpfen ihrer
Zeit. Personen, Werke, Zusammenhänge, Gebrauchsweisen in der Musik"
ausführlich und auf eine lesens- und empfehlenswerte Weise gewidmet,
hat er doch seine lebendigen, menschlich nachvollziehbaren
Schilderungen der musik- wie allgemeinhistorischen Hintergünde mit
detaillierten musikanalytischen Argumentationen auf der Basis
pointierter Bewertungen verknüpft.

Es handelt sich bei diesem Werk um eine Sammlung bereits zuvor in
linken Medien wie der Tageszeitung "junge Welt" veröffentlichter
Beiträge. Dem Autor ist es gelungen, bei den Lesenden Interesse zu
verstärken oder sogar zu wecken für sein Thema, klassische Musik und
ihre komponierenden Schöpfer vor dem Hintergrund der
gesellschaftlichen Kämpfe ihrer Zeit zu beleuchten und ihr politisches
Wirken nicht nur auf textlicher Ebene, sondern - und zwar mit großer
Freude und aufgewendeten Mühe zu fundierten Musikanalysen - in den
Kompositionen selbst aufzuspüren respektive seine Einschätzungen
plausibel zu machen.

Der inhaltliche Faden, der sich durch diese Beitragssammlung zieht und
nahezu vergessen lässt, dass es sich nicht um einen eigens für diese
Buchveröffentlichung neu geschriebenen Text handelt, liegt zunächst
einmal in der thematisch-chronologischen Gliederung. Auf ein Kapitel,
in dem Texte unter dem Titel "Aufstieg, Niedergang und Perspektiven
bürgerlicher Musik" zusammengefasst und Komponisten wie Beethoven,
Wagner, Tschaikowsky und Strauss vorgestellt wurden, folgt ein
weiteres, dessen Titel "Musik im Weltbürgerkrieg (1914-1945)"
aufhorchen lässt, ist es doch keineswegs üblich, die bisherigen
Weltkriege sowie ihr Dazwischen als "Weltbürgerkrieg" zu bezeichnen.

Dem Sozialismus, genauer gesagt dem Thema "Sozialistische Musik und
sozialistische Staatlichkeit", widmete Kai Köhler den dritten
Abschnitt seines Buches, in dem das Gespann Bertolt Brecht und Hanns
Eisler ebenso Berücksichtigung fand wie Dmitri Schostakowitsch und
weitere sowjetische Musikschöpfer. Spätestens hier zeigt sich, dass
die zeitliche Abfolge - der Vollständigkeit halber sei angemerkt, dass
sich Köhler in weiteren Abschnitten den Themen "Musik im Westen und
nach 1989", "Mediale Versetzungen" und "Musiktheater" widmete -,
lediglich ein Hilfsgerüst darstellt, um sich der eigentlichen Frage,
ob und wie es den Komponierenden gelungen ist, ihre (politischen)
Botschaften in ihrer und durch ihre Musik an die Menschen zu bringen,
anzunähern.
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Kreatives Gespann - der Dichter, Schriftsteller und Regisseur Bertolt Brecht (r.) im Gespräch mit dem Komponisten Hanns Eisler (l.) am 21. März 1950 in der Akademie der Künste der DDR in
Berlin
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Es hätte dem Autor, beispielsweise in der Einleitung, gut zu Gesicht
gestanden, in aller Deutlichkeit klarzustellen, wo er sich auf dem
"Schlachtfeld" der von ihm geschilderten, auch mit musikalischen
Mitteln ausgetragenen gesellschaftspolitischen Kämpfe sieht und welche
Absichten er mit dieser Publikation verfolgt. Nicht, dass er ein
Geheimnis daraus gemacht hätte, dass er der sozialistischen Seite
nahesteht, was sich aus seiner publizistischen Tätigkeit für Medien
wie die "junge Welt" ohnehin erschließt. Nein, es wäre wünschenswert
gewesen, hätte er beispielsweise klipp und klar gesagt, dass seiner
Auffassung nach Musik - so auch die, die "klassisch" genannt wird -
danach zu bemessen sei, ob sie imstande ist, "Entwicklung" und
"Fortschritt" in sich zu verwirklichen und gesellschaftlich zu
befördern. Doch lassen wir den Autor selbst zu Wort kommen zu der
gewiss schwierig zu beantwortenden Frage, worin denn "das Politische
der Musik" zu bemessen oder auch nur festzustellen sein möge:

Denn auf der abstraktesten, am schwierigsten nachzuvollziehenden
 Ebene zeigt sich das Politische der Musik im Gehalt der Form.
 Große, fortschrittliche Kunst liegt da vor, wo die Form selbst
 Dialektik versinnbildlicht. Spannungsverhältnisse, Widersprüche
 führen zu Konflikten und diese zu Widersprüchen auf höherer Ebene:
 Die bedeutendsten Werke der Musik stehen im Kontext des deutschen
 Idealismus, insbesondere der Hegelschen Philosophie als der
 Grundlage des Marxismus; was natürlich nicht heißt, dass es sich
 um deutsche Musik handeln muss.


Für eine progressive Form ist es nicht notwendig, dass die
 Komponisten Philosophie kennen oder sie gar verstehen. Die
 Anschauuungen des am Beginn seiner Geschichte fortschrittlichen
 Bürgertums flossen in die Musikästhetik und in das musikalische
 Handwerk ein. Spätere Komponisten übernahmen die Technik und
 konnten fortschrittlich schreiben, ohne auf der Ebene von Politik
 und Gesellschaft jemals fortschrittlich zu denken. (S. 13) 


Nehmen wir die Aussage des Autors, "große, fortschrittliche Kunst"
läge da vor, wo "die Form selbst Dialektik versinnbildlicht". Hilft
uns das weiter? Müssen wir nicht, um dies diskutieren zu können, erst
einmal klären, wie Köhler Begriffe wie "Form" und "Dialektik" im
Kontext zu klassischer Musik verstanden wissen möchte? In seinem
Beethoven gewidmeten Beitrag sagt der Autor beispielsweise, es sei
diesem nicht darum gegangen, mit der Form ein "vorgegebenes Schema" zu
erfüllen, sondern "mit jedem Werk eine ganz neue, dem musikalischen
Material entsprechende Verlaufsform zu entwerfen". Stets habe sich
Beethoven "um das dialektische Verhältnis von Allgemeinem und
Besonderem, damit um eine philosophische Grundfrage" gekümmert, die er
"auskomponiert" habe. (S. 23) Um Interesse zu wecken bei heutigen,
nicht zwingend klassikaffinen Leserinnen und Lesern - was Kai Köhler
ja gelungen ist -, hätten Dialektik und Philosophie und was der
bedeutungsschweren Dinge mehr sind, nicht bemüht zu werden brauchen.

Doch zurück zu dem an klassische Musik gestellten Anspruch des Autors,
sie möge einer positiven, also fortschrittlichen
Gesellschaftsveränderung das Wort reden oder vielmehr den Ton
vorgeben. Zu Richard Wagner schreibt er, seine "Anfänge können, nach
den Maßstäben der Zeit, als progressiv gelten". Köhlers Auffassung
zufolge besteht eine Verbindung zwischen politischer und musikalischer
Fortschrittlichkeit, hielt Wagner doch "Verbindungen zu den
oppositionellen Schriftstellern des Jungen Deutschland, und seine
ersten, noch konventionellen Opernversuche aus den 1830er Jahren
können als gesellschaftskritisch gedeutet werden." (S. 29) Die Zeit
von 1839 und bis 1842 sei eine "Phase politischer Radikalisierung
Wagners" gewesen. Nach erfolglosen Versuchen, seine Werke in Paris zu
verkaufen, habe sich sein deutscher Nationalismus zu einem "Hass auf
das Geschäft mit Kunst" verstärkt, das er "bedenkenlos mit dem
Judentum identifizierte". Die Ablehnung überkommener Opernregeln sei
bei ihm "mit der Ablehnung der Gesellschaft verbunden, zu der sie
gehörten". (S. 30)

Als Komponist sei Wagner im Urteil des Autors mit seinen hohen
Ansprüchen, "etwas völlig Neues zu schaffen", nämlich das "Musikdrama
als Gesamtkunstwerk", das die vorherigen Gattungen ersetzen sollte,
gescheitert. (S. 34) Gleichwohl attestiert Köhler ihm "unzählige
musikalische Schönheiten" sowie "szenische und musikdramaturgische
Konstellationen, die Erkenntnisse ermöglichten", meint aber, dass dies
nicht "auf eine Gesellschaft, die den Fortschritt im Kapitalismus
weiterentwickelt und planbar macht", verweise. Stattdessen habe Wagner
"auf eine unumschränkte Herrschaft, auf Vergröberung und
Brutalisierung" gezielt; daran, dass "die Faschisten ihn mochten", sei
er "nicht unschuldig" gewesen. (S. 38)
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Umstritten - Richard Wagner und sein Werk, hier eine Aufführung der Oper Lohengrin in Oslo am 2. März 2015

Foto: Christian Michelides, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Gibt oder vielmehr gab es den Komponisten, die nach Ansicht des Autors
dem Anspruch, in ihrer Musik die Idee von einer
Gesellschaftsveränderung, die über die Zerstörung bisheriger
Strukturen hinausgeht, Genüge getan haben? Diese Frage ist mit einem
eindeutigen Ja zu beantworten. Dmitri Schostakowitsch beispielsweise,
im Kapitel "Sozialistische Musik und sozialistische Staatlichkeit"
gleich mit fünf Beiträgen vertreten und laut Köhler "unter den
Komponisten des 20. Jahrhunderts in mehrfacher Hinsicht eine
Ausnahmeerscheinung", sei "einer der wenigen Musiker, die in fast
jedem Werk die politischen Umstände der Entstehung und den politischen
Gehalt mitzudenken zwingen", gewesen. (S. 201)

Zwar sei er keineswegs der Erste gewesen, der politische Ereignisse
musikalisch darzustellen suchte. Zu solchen Zwecken Titel und
Liedtexte zu verwenden, versteht sich von selbst, auch mit
Klangfarben, beispielsweise deftigen Paukenschlägen, Kriegsgetöse zu
simulieren, liegt auf der Hand. All dies mache jedoch, Köhler zufolge,
noch keinen sozialistischen Komponisten aus. Bei Schostakowitschs
beiden "Revolutionssinfonien" (Nr. 11 "Das Jahr 1905" und Nr. 12 "Das
Jahr 1917", gewidmet den russischen Revolutionen von 1905 und 1917)
sei es nicht darum gegangen, das damalige politische Geschehen
"einfach wiederzugeben" oder "bloß zu bejubeln", sondern darum, es "in
seinem Zusammenhang und in seiner Entwicklung sinnlich nachvollziehbar
werden zu lassen". (S. 229/230) Ein hoher Anspruch, schon schwer zu
erfüllen unter Verwendung textlicher Mittel wie Werktiteln,
Satzüberschriften und Liedzitaten. Doch das reiche nicht aus, so
Köhler, und sagt:

Zweitens aber muss ein sozialistischer Komponist die musikalische
 Zeit aufheben. Das heißt, dass sein Werk nicht nur eine Reihe wie
 auch immer schöner und effektvoller Momente ist, sondern die
 Bestandteile des Geschehens in ihrer Geschichte zeigt. Die Zeichen
 für das Konkrete müssen also in einen Verlauf, eine Entwicklung
 eingebunden werden; und all dies betrachtet vom Wissensstand zum
 Zeitpunkt der Komposition, der mehr ist als das bloße
 identifikatorische Miterleben. Schostakowitschs Sinfonien 11 und 12
 sind beispielhafte Lösungen dieser Aufgabe. (S. 230) 


Wer dies nun genauer wissen möchte oder einfach nur neugierig geworden
ist, wie der Autor dies im Detail darstellt und begründet, dem sei die
Lektüre dieses Buches wärmstens empfohlen. Darüber hinaus bietet es
eine Fülle wenig bis kaum bekannter Fakten und
Hintergrundinformationen auf der Basis bestimmter musik- wie auch
allgemein-historischer Sichtweisen, die der Beschäftigung und
Auseinandersetzung allemal wert sind ganz unabhängig davon, ob Köhlers
Stellungnahmen wie hier die Aussage, ein sozialistischer Komponist
müsse "die musikalische Zeit aufheben", bei den Lesenden nun auf
Verständnis oder Zustimmung stoßen.

Klassische Musik per se als "unpolitisch" abzuwerten, weil in ihr "nur
den schönen Künsten gefrönt werde", greift, wie sich aus dem Buch
eindeutig herauslesen lässt, schlicht zu kurz. Die Parteinahme des
Autors für die in der sogenannten Systemauseinandersetzung zwischen
Kapitalismus und Sozialismus, die inzwischen mehr und mehr in
Vergessenheit geraten, wenn nicht gebracht wurde, unterlegene Seite
spricht für ihn. Der Autor, Jahrgang 1964, tritt diesem
Vergessen(machen), die klassische Musik in ihren
Entstehungszusammenhängen zum Anlass nehmend, entgegen.

Nun könnte eingewendet werden, dass die Erinnerung an die (bisher
gescheiterten) Bemühungen, so etwas wie den Sozialismus respektive die
Menschheitsutopie einer klassenlosen und deshalb herrschaftsfreien
Gesellschaft (Kommunismus) zu verwirklichen, keineswegs vonnöten sei,
um die mit dem Begriff Kapitalismus etikettierte herrschende
Ausbeutungsordnung als unfähig, die drängenden Menschheitsfragen auch
nur in Angriff zu nehmen, zu bewerten. Klassische Musik nach
bestimmten Kriterien sozusagen zu Propagandazwecken als sozialistisch
zu postulieren, wären insofern ebenfalls nicht erforderlich. Den
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REZENSION/768: Caroline Elkins - Legacy of Violence (SB)


Caroline Elkins



Legacy of Violence




A History of the British Empire

Als die 1969 geborene Historikerin Caroline Elkins 2005 ihr erstes
Buch "Imperial Reckoning: The Untold Story of Britain's Gulag in
Kenya" (Imperiale Abrechnung: Die unerzählte Geschichte des britischen
Gulags in Kenia) veröffentlichte, gab es nicht nur viel Lob, sondern
aus konservativen Historikerkreisen beiderseits des Atlantiks auch
heftigen Widerspruch. Etablierte, vor allem männliche Kollegen aus der
ersten Historikerriege warfen in Zeitungen wie der Sunday Times der
Nachwuchsvertreterin vor, das in den westlichen Industriestaaten weit
verbreitete Bild des wohlmeinenden, stets nach humanistischen
Prinzipien agierenden und nach allen Fehltritten selbst-korrigierenden
Imperialismus' Großbritanniens in den Dreck gezogen und sich dabei
unwissenschaftlicher, das heißt unzulässiger Methoden bedient zu
haben.




[image: Afrikanische Soldaten und ihre beladenen Pferde auf einer kleinen Sandstraße mitten im kenianischen Niemandsland - Foto: Ministry of Defence POST-1945 OFFICIAL COLLECTION, Public domain, via Wikimedia Commons]

Während des Mau-Mau-Aufstands (1952-1960) in Kenia begleiten
einheimische Soldaten der King's African Rifles eine Pferdekolonne mit
Nachschub für die Kameraden im Feld

Foto: Ministry of Defence POST-1945 OFFICIAL COLLECTION, Public
domain, via Wikimedia Commons



Bereits 2002, kurz nachdem Großbritannien an der Seite der USA den
"Global War on Terror" (GWoT) gegen unliebsame Islamistengruppen
Asiens und Afrikas losgetreten hatte und sich aus vorgeschobenen
Gründen gerade auf den großen militärischen Showdown mit dem "Regime"
Saddam Husseins vorbereitete, um die begehrten, weil reichhaltigen
Ölfelder des Iraks zu besetzen und den Nahen Osten politisch und
wirtschaftlich umzukrempeln, hatte Elkins mit ihrer Doktorarbeit über
die Menschenrechtsverbrechen der Briten in deren einstiger
Vorzeigekolonie Kenia für Aufsehen gesorgt. In jenem Jahr stand
Elkins' Recherchearbeit, die hauptsächlich aus zahlreichen Interviews
mit den Überlebenden der britischen Filtrationslager in Kenia während
des Mau-Mau-Aufstands (1952-1960) bestand, im Mittelpunkt der
schockierenden BBC-Fernsehdokumentation "Kenya: White Terror". Bis
dahin galten in der allgemeinen Überlieferung die
Mau-Mau-Aufständischen mit ihren geheimen, voodoo-ähnlichen
Aufnahmeritualen im Busch als die eigentlichen Schurken des
antikolonialen Konflikts in Ostafrika. Die Vorstellung, dass damals im
Krieg um die kenianische Unabhängigkeit die Grausamkeit in allererster
Linie von den weißen, zivilisierten Ordnungshütern ausging, war den
meisten Menschen im Westen im allgemeinen, in Großbritannien im
besonderen völlig neu. Einige profilierte Apologeten der europäischen
Hochkultur wollten und wollen es sogar bis heute nicht wahrhaben.




[image: Kupferstich der Szene, wie ein königlicher Beamter die kaiserliche Bekanntmachung vor versammelten Börsianern, Polizisten und Bürgern vorliest - Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Offizielle Proklamation von Königin Victoria zur Kaiserin von Indien
auf den Stufen der Londoner Börse im Jahre 1876

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Nichtsdestotrotz gewann "Kenia: White Terror" 2002 den International
Red Cross Award für die beste Dokumentation beim angesehenen
Fernsehfestival von Monte Carlo. 2006 erhielt Elkins für ihre
Doktorarbeit über die bis dahin wenig bekannten, weil äußerst
unappetitlichen Aspekte des Mau-Mau-Aufstands, die ein Jahr zuvor
unter dem Titel "Imperial Reckoning" als Buch erschienen war, sogar
den begehrten Pulitzerpreis. Damit war der Vorwurf, die von Elkins in
jahrelanger Feldforschung in Kenia aufgenommenen mündlichen Aussagen
der Zeugen und Überlebenden der britischen Aufstandsbekämpfung hätten
keinen wissenschaftlichen Wert, endgültig ausgeräumt worden. Doch für
die unerschrockenen Verteidiger der Ehre der Mission civilatrice
Britanniens sollte es noch schlimmer kommen.

2009 haben mehrere ältere Kenianer, die während der Gefangenschaft
durch die britische Kolonialherrschaft am eigenen Leib schlimmste
Greueltaten erlitten und die Ermordung von Freunden und Kameraden
erlebt hatten, vor dem High Court in London Klage gegen das Vereinigte
Königreich wegen des ihnen angetanen Unrechts eingereicht. 2010 und
2011 kam es zum aufsehenerregenden Prozess, bei dem Elkins, inzwischen
zur Geschichtsprofessorin an der Harvard University aufgestiegen, als
Sachverständige für die Anklage auftrat. Im Verlauf des Prozesses, der
mit einer offiziellen Entschuldigung sowie finanziellen Entschädigung
aller noch lebenden kenianischen Opfer enden sollte, kam es zu einer
absolut sensationellen Offenlegung. Die britische Regierung musste
erstmals zugeben, Mitte des 20. Jahrhunderts Millionen behördlicher
Akten aus den früheren Kolonien heimlich nach Großbritannien
verschafft und in offiziell nicht existierenden Asservatenkammern
versteckt zu haben. In dem Zusammenhang wurde zudem bekannt, dass man
im Rahmen der ultrageheimen Operation Legacy einen nicht unerheblichen
Teil jener Akten vor Ort und vor dem Abzug aus der jeweiligen Kolonie
und deren Entlassung in die Unabhängigkeit entweder verbrannt oder ins
Meer versenkt hat, um sie und ihren belastenden
Inhalt der Nachwelt auf ewig vorzuenthalten.




[image: Gemälde, wie Königin Viktoria in ihrer Kutsche, von einer militärischen Ehrenformation begleitet, gerade an der barocken St. Paul's Cathedral vorbeifährt - Foto: Andrew Carrick Gow, Public domain, via Wikimedia Commons]

Zum Anlass ihrer fünfzigjährigen Regentschaft kutschiert Königin
Victoria im Juni 1897 durch die Straßen Londons, wo sie von ihren Untertanen
massenhaft frenetisch gefeiert wird

Foto: Andrew Carrick Gow, Public domain, via Wikimedia Commons



Seitdem hat sich Elkins weiterhin intensiv und ausgiebig mit der
kolonialen Erbschaft Großbritanniens beschäftigt. Das Resultat
präsentierte sie in diesem Jahr in Form des mit Fußnoten und Index
zusammen 1550seitigen Epos "Legacy of Violence: A History of the
British Empire", das völlig zurecht von der Presse und der Fachwelt
als Meisterwerk moderner postkolonialer Geschichtsschreibung gefeiert
wird. Elkins ist eine wahre Tour d'horizon gelungen, die fabelhaft
geschrieben ist und daher ohne allzu viel akademischen Jargon
komplizierte Zusammenhänge zum Beispiel in den Bereichen Staatsrecht
und Makroökonomie erläutert. Besser noch, durch eine äußerst
geschickte Auswahl an Zitaten aus amtsinternen Kommunikationen und
öffentlichen Stellungnahmen lässt Elkins den ironisch-snobistischen
Unterton, den die britische Gesellschaftselite in ihren Äußerungen
über fremdländische Menschen seit Jahrhunderten pflegt, auf ihre
Urheber zurückfallen.

Der Zeitrahmen des vorliegenden Buchs erstreckt sich quasi von der
Eroberung des indischen Subkontinents, markiert durch den Sieg der
Truppen der britischen Ostindien-Kompanie unter Robert Clive bei der
Schlacht von Plassey 1757 über bengalische und französische
Streitkräfte, fast bis zum heutigen Tag. Im Mittelpunkt der Elkinschen
Erörterungen steht eine dezidierte Analyse der Frage, wie es
Großbritanniens Politikern, Staatsbeamten, Intellektuellen,
Missionaren, Militärs, Kaufleuten und Industriellen gelungen ist, die
Niederlage im amerikanischen Unabhängigkeitskrieg (1775-1783)
wegzustecken und in Reaktion darauf das flächenmäßig und von der
Bevölkerung her größte Empire der Geschichte zu errichten, fast zwei
Jahrhunderte lang zu erhalten und es schließlich in veränderter Form
in global bedeutende Institutionen wie das British Commonwealth, die
Vereinten Nationen, die Welthandelsorganisation, die NATO, die
"special relationship" Londons mit Washington sowie den
weltumspannenden Five-Eyes-Überwachungsapparat Großbritanniens mit
Australien, Kanada, Neuseeland und den USA aufgehen zu lassen, wodurch
sie die Welt, in der wir heute leben, maßgeblich gestaltet haben.




[image: Glorifizierende Postkarte der Schlacht bei Plassey aus dem Jahr 1908 zeigt den Oberkommandierenden Robert Clive im roten Rock auf einer Brüstung stehend, der mit dem Fernglas die gegnerische Truppenaufstellung in Augenschein nimmt - Foto: R. Caton Woodville, Raphael Tuck & Sons, London, CC BY 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/4.0], via Wikimedia Commons]

Die Schlacht bei Plassey, bei der 1757 die zahlenmäßig stark
unterlegenen Streitkräfte der britischen Ostindien-Kompanie die des
Nawab von Bengalen, Mir Jafar, und seiner französischen Verbündeten
bezwangen

Foto: R. Caton Woodville, Raphael Tuck & Sons, London, CC BY 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/4.0], via Wikimedia Commons



Das allgegenwärtige Entwicklungsmodell hat zum nicht geringen Teil
seine Ursprünge in der Whig History Großbritanniens, bei der alle
Staatswesen mittels zunehmender Rechtstaatlichkeit von unberechenbaren
Autokratien zu stabilen politischen Entitäten mit parlamentarischer
Demokratie, Gewaltenteilung und Gleichheit vor dem Gesetz den Weg in
die Moderne beschreiten müssten. An dieser teleologischen
Geschichtsauffassung haben im 18. und 19. Jahrhundert wichtige
Vordenker und Publizisten wie Edmund Burke, Thomas Macaulay und John
Stuart Mill mitgewirkt. Die Reformfähigkeit, die in Großbritannien
recht früh als Bedingung eines längerfristigen Machterhalts erkannt
wurde, hat laut Elkins eine "ideologische Plastizität" zur Folge
gehabt, die es Britannia, der Herrin der Weltmeere, ermöglichte, zwar
nicht jede Katastrophe zu umschiffen, dafür jedoch nicht wie die
weniger geschickten Lenker konkurrierender Reiche wie Napoleons
Frankreich, Hitler-Deutschland, das Russland der Zaren und Chinas
Qing-Dynastie Schiffbruch zu erleiden.




[image: Große Weltkarte zeigt Umfang und Anzahl der britischen Territorien am Vorabend des Ersten Weltkrieges - Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Die Welt von 1907 - 'Die britischen Besitztümer sind rot
gezeichnet'

Foto: Unknown
author, Public domain, via Wikimedia Commons



Nach dem endgültigen Sieg über den Dauerrivalen Frankreich bei der
Schlacht von Waterloo 1812 lieferte man sich in beiden Häusern des
britischen Parlaments fast drei Jahrzehnte lang die erbittertste aller
politischen Kontroversen und zwar jene um den Erhalt bzw. die
Abschaffung der Corn Laws. Die merkantilistischen Getreide-Gesetze und
die damit einhergehenden Zolltarife schützten die britische
Landwirtschaft vor billigen Importen. Sie waren deshalb den liberalen
Verfechtern des freien Handels - Kaufleuten, Reedern und
Industriekapitänen, welche die Lebenshaltungskosten und damit den
Arbeitslohn ihrer Fabrikangestellten auf ein Minimum drücken wollten,
ein Dorn im Auge. Der konservative Landadel und die Kleinbauern
dagegen, die ihre Einnahmen durch eine Streichung der Zölle auf
Lebensmittel bedroht sahen, klammerten sich lange und erbittert an die
Corn Laws. Die konservativen Tories beriefen sich dabei auf Thomas
Malthus, der zeitlebens die Autarkie Großbritanniens propagiert und
von einer Abhängigkeit vom Ausland bei der Versorgung mit
Lebensmitteln abgeraten hatte.




[image: Anlass des Bildes The Rhodes Colossus waren die selbstherrlichen Pläne des Erzverfechters des britischen Imperialismus, eine Telegrammleitung von Kairo bis Kapstadt zu verlegen - Foto: Edward Linley Sambourne (1844-1910), Public domain, via Wikimedia Commons]

Berühmte Karikatur der Zeitschrift Punch von 1892 mit Cecil Rhodes als
Koloss von Afrika, mit einem Telegrammkabel in den Händen, dem linken
Fuß in Ägypten und dem rechten in Südafrika

Foto: Edward Linley Sambourne (1844-1910), Public domain, via
Wikimedia Commons



Doch am Ende setzten sich die Liberalen, die sich auf die freie
Handelslehre David Ricardos stützten, durch. 1846 wurden die Corn Laws
abgeschafft. In den darauffolgenden Jahren errichteten die Briten den
ersten weltumspannenden Markt für Lebensmittel, führten zur Versorgung
der eigenen Bevölkerung in gigantischen Mengen Tee aus Indien,
Rindfleisch aus Argentinien, Getreide aus den USA und Zucker aus der
Karibik ein und schufen damit eine Lebens- und Wirtschaftsweise, die
bis heute für die Menschen in den Industriestaaten ungeachtet aller
verheerenden ökologischen Folgen unverzichtbar zu sein scheint.




[image: Dublins O'Connell Street, damals Sackville Street, nach der Verwandlung in einen Schutthaufen durch britischen Artilleriebeschuss - Foto: Miller, James Martin & H.S. Canfield., 1916, Public domain, via Wikimedia Commons]

Das Zentrum Dublins nach der Niederschlagung des Osteraufstands
1916

Foto: Miller, James Martin & H.S. Canfield., 1916, Public domain, via
Wikimedia Commons



Hatte Großbritanniens christlich-missionarischer,
liberal-paternalistischer Drang, die Welt mit den Segnungen der
eigenen Weisheit und des Fortschritts zu beglücken, im Zweiten
Burenkrieg (1899-1902) und in der Sicherung der Gold- und
Diamantenschätze Südafrikas seinen Höhepunkt gefunden, so sah sich
Londons Imperialmeister ab dem Osteraufstand der Irish Republican Army
(IRA) im Jahre 1916, mitten im Ersten Weltkrieg, mit geopolitischen
Fliehkräften konfrontiert, deren Eindämmung zusehends unmöglicher
wurde. Das Massaker von Amritsar, bei dem 1919 britische Soldaten bis
zu 1500 Zivilisten, die für die Unabhängigkeit Indiens demonstrierten,
niederschossen, läutete für das glorreiche Raj die Totenglocke, auch
wenn der Abzug der Briten erst 1947 erfolgte - und von einer
Blutorgie, die sich Hindus und Moslems gegenseitig infolge der
Aufteilung des Subkontinents in Indien und Pakistan antaten, begleitet
wurde.




[image: Unzählige Menschen versuchen auf den Dächern von Güterwagen der indischen Eisenbahn den religiösen Pogromen zu entkommen - Foto: Unknown author, Public domain, PD US, via Wikimedia Commons]

Massenpanik unter Hindus und Moslems nach der Teilung des britischen
Indiens im August 1947 in Pakistan und Indien

Foto: Unknown author, Public domain, PD US, via Wikimedia Commons



Zu einer schweren Belastung kam es für das British Empire durch die
Übernahme der völkerrechtlichen Verwaltungsaufgaben in mehreren
Mandatsgebieten des Völkerbunds im Nahen Osten nach dem Sieg über das
Osmanische Reich. Das 1917 schriftlich abgegebene Versprechen des
britischen Außenministers Arthur Balfour an seinen konservativen
Parteifreund Lord Rothschild, in Palästina eine "nationale Heimstätte"
des jüdischen Volks zu errichten, und die Teilungspläne
Großbritanniens und Frankreichs für die ölreiche Region zwischen
Mittelmeer und Persischem Golf kollidierten diametral mit den
Zusicherungen, mittels derer im Ersten Weltkrieg der Archäologe und
Geheimdienstagent T. E. Lawrence im Namen seiner Majestät George V.
die arabischen Stämme zur Teilnahme am Dschihad gegen die Türken hatte
bewegen können. In den zwanziger Jahren setzten die britischen
Militärbehörden im kurdischen Nordirak erstmals in der
Menschheitsgeschichte Kampfflugzeuge gegen wehrlose Zivilisten am
Boden ein. Von 1936 bis 1939 tobte in Palästina eine Revolte der
arabischen Bevölkerung gegen ihre von den Briten zugelassene
Verdrängung durch den zunehmenden Zustrom jüdischer Einwanderer.
Großbritannien sollte es nicht fertig bringen, als ehrlicher Makler
zwischen den beiden Konfliktparteien im Heiligen Land zu vermitteln,
und zog sich deshalb ab 1947 angesichts zunehmend blutiger
Gewaltaktionen des zionistischen Untergrunds zurück und überließ die
Palästinenser ihrem Schicksal.




[image: Britische Armee beugt Minen- und Bombenanschlägen durch Geiselnahme unter der einheimischen arabischen Bevölkerung vor - Foto: Chaim Kahanov and Zecharia Oryon, Public domain, via Wikimedia Commons]

Ein britischer gepanzerter Eisenbahnwagen hinter einem Triebwagen, auf
dem zwei einheimische Geiseln sitzen, während des Arabischen Aufstands
1936-1939 im Mandatsgebiet Palästina

Foto: Chaim Kahanov and Zecharia Oryon, Public domain, via Wikimedia Commons



Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs nahmen in Afrika und Asien die
Bestrebungen zur Befreiung und Entkolonisierung Fahrt auf, nicht
zuletzt, weil dort viele Menschen entweder in dem gerade zu Ende
gegangenen globalen Gemetzel mitgekämpft hatten und sich deshalb für
dem weißen Mann ebenbürtig hielten oder beobachtet haben, wie 1942
die Kaiserliche Armee Japans die britische Festungsstadt Singapur im
Handumdrehen einnehmen konnte. Von 1948 bis 1960 schlugen sich die
Briten im Rahmen des Malayan Emergency mit denselben chinesischen
Kommunisten herum, die sie wenige Jahre zuvor im Dschungelkrieg gegen
die Japaner in Südostasien unterstützt hatten. In Malaya entwickelten
Frank Kitson und Robert Thompson perfide Taktiken wie den Einsatz
terroristischer Todesschwadronen - "pseudo-gangs" - und die Verlegung
weiter Teile der feindlichen Bevölkerung zwecks Rundumüberwachung in
"strategische Dörfer". Seitdem zählen die beiden britischen Militärs
zu den Gründungsvätern der modernen westlichen Aufstandsbekämpfung.
Kitson sollte später in Nordirland durch seine Verwicklung in den
Bloody Sunday, die Ermordung von dreizehn Zivilisten durch britische
Fallschirmjäger am Rande eines katholischen Protestmarschs 1972 in
Derry, traurige Berühmtheit erlangen, wurde dafür natürlich niemals
belangt, sondern stieg zuletzt zum persönlichen Aide-de-Camp von
Königin Elizabeth II. auf. Thompsons Konzept der "strategic hamlets"
wurde mit verheerenden Folgen von den US-Streitkräften im Vietnamkrieg
übernommen.

Während der nordirischen "Troubles" (1969-1998) bediente sich das
britische Militär Foltermethoden wie Schlafentzug, Stresspositionen
und Lärm, die keine physischen Spuren hinterlassen und die deshalb ab
2001 vom Pentagon gegen die Insassen des terroristischen
Strafgefangenenlagers Guantánamo Bay auf Kuba und von der CIA in
geheimen "black sites" in Übersee angewendet wurden. Die
Foltertechniken, die Zehntausende gefangener Mau-Mau-Anhänger in Kenia
erleiden mussten, waren weitaus physischerer Natur und recht häufig
vernichtend, was sicherlich damit zu tun hatte, dass die Peiniger zur
weißen Herrenrasse gehörten und ihre Opfer einfache Schwarzafrikaner
entweder vom Land oder aus den Slums von Nairobi waren.

Nicht nur die von Elkins aufgeführten grausigen Details der
Unmenschlichkeit britischer Imperialherrschaft, sondern auch das
pharaonische Ausmaß, wie auf dem Reißbrett ganze Völker und
Gesellschaften geteilt, entwurzelt oder schlicht beseitigt wurden,
erschrecken zutiefst. Durch die Highland Clearances, die Abschaffung
der Corn Laws und die Kartoffelplage in Irland entzog London Millionen
armer Landbewohner Schottlands, Englands, Wales' und Irlands die
Existenzgrundlage und vertrieb sie entweder in die eigenen städtischen
Slums oder in die USA oder zur Besiedlung der Kolonialterritorien in
Kanada, Australien, Neuseeland und Südafrika. Bei der durch die
Kartoffelplage ausgelösten Großen Hungersnot in Irland (1845-1849)
starben rund eine Million Menschen, zumeist gälisch-sprechende
Kleinpächter. Weitere zwei Millionen emigrierten. Bis heute haben sich
die gälische Sprache und Kultur von dem Jahrhundertereignis nicht
erholt, weswegen man in diesem Zusammenhang von einem Völkermord
sprechen müsste.




[image: Vollkommen abgemagerte Leiche einer bettelarmen Frau auf dem Bürgersteig, lediglich in der Lendenregion durch ein Tuch bedeckt - Foto: Public domain, via Wikimedia Commons]

Weibliches Hungeropfer auf offener Straße 1943 in Calcutta

Foto: Public domain, via Wikimedia Commons



Von den westlichen Medien wird man immer wieder an die Millionen von
Menschen erinnert, die in den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts
während der Führung Joseph Stalins der Hungersnot in der Ukraine und
anderen Teilen der Sowjetunion zum Opfer gefallen sind. Das gleiche
gilt für die Millionen von Volkschinesen, welche in den fünfziger
Jahren die Verfehlungen des Entwicklungsprogramms Mao Zedongs mit
Namen "Großer Sprung nach vorn" mit dem Leben bezahlen mussten. Weit
weniger bekannt sind dagegen die drei Millionen Zivilisten in
Bengalen, die im Zweiten Weltkrieg zu Tode hungern mussten, weil die
Regierung Winston Churchills ihnen die Lebensmittel vorenthielt, um
die eigenen Soldaten im Kampf gegen die Deutschen und Japaner
durchzufüttern. Bei der Niederschlagung des Malaya-Aufstands wurden
573.000 Menschen chinesischer Abstammung in 480 Wehrdörfer
zwangsumgesiedelt, in denen katastrophale hygienische Verhältnisse
herrschten. Beim Mau-Mau-Aufstand steckten die britischen Behörden
mehr als eine Millionen Kikuyu jahrelang in sogenannte "emergency
villages". 320.000 von ihnen landeten als mutmaßliche oder
tatsächliche Aufständische in Gefangenenlagern, während mehr als 1000
von ihnen standrechtlich hingerichtet wurden. Nicht zu vergessen die
Konzentrationslager der Briten im Zweiten Burenkrieg, in die man mehr
als 100.000 Frauen und Kindern gezwungen hat, von denen mehr als
50.000 an Krankheit und Hunger gestorben sind.




[image: Schwarz-weißes Panoramabild mit Reihen von kleinen Leinenzelten soweit das Auge reicht - Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Britisches Konzentrationslager bei Krugersdorp, nahe Johannesburg, im
Zweiten Burenkrieg (1899-1902)

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Die hier erwähnten Personen, Örtlichkeiten und Geschehnisse aus der
britischen Imperialgeschichte stellen nur einen ganz kleinen Teil der
Figuren, Schauplätze und geschichtlichen Vorgänge dar, die Elkins
meisterhaft zu einem nachvollziehbaren Bildwerk webt. Leser, die sich
jeweils in der Geschichte Indiens, Afrikas, des Nahen Ostens oder
Irlands gut auskennen, werden dennoch wegen der Vielzahl der im Buch
enthaltenen Details der biographischen und sachlichen Überschneidungen
bisher Unbekanntes entdecken wie etwa, dass sich Arthur "Bomber"
Harris lange vor der von ihm organisierten Ausradierung deutscher
Innenstädte im Zweiten Weltkrieg seine Sporen als Luftwaffenheld mit
dem Bombenabwurf auf irakische Dorfbewohner verdiente oder dass Malaya
für Großbritannien in den fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts wegen
der für das Finanzministerium in London erzielten Dollar-Einnahmen aus
dem Kautschuk-Export extrem wichtig gewesen ist.




[image: 1952 schockierte Großbritanniens kommunistische Zeitung Daily Worker mit diesem Foto die Öffentlichkeit. An fehlenden Zähnen und Abschürfungen sind die Folterspuren klar zu erkennen - Foto: Anonymous photographer, Public domain, PD-anon-70-EU, via Wikimedia Commons]

Königlich britischer Marineinfanterist hält während des sogenannten
Malayan Emergency 1948-1960 die abgehackten Köpfe zweier gefolterter
Aufständischer als Kriegstrophäen hoch

Foto: Anonymous photographer, Public domain, PD-anon-70-EU, via
Wikimedia Commons



Elkins spricht in Verbindung mit dem britischen Imperialismus
wiederholt von "legalized lawlessness", der "legalisierten
Gesetzlosigkeit", mit der die staatlichen Organe Großbritanniens und
ihre Funktionäre immer wieder im Not- und Ausnahmefall von schlimmster
Gewalt Gebrauch machen und dies anschließend vertuschen können - um
der "nationalen Sicherheit" willen, versteht sich. Vor diesem
Hintergrund ist es etwas schade, dass Elkins in ihrem Buch nicht den
krassesten Fall solcher Gesetzlosigkeit seitens des britischen Staats
behandelt hat, nämlich den Dhofar-Aufstand im Oman, der von 1963 bis
1976 dauerte und an dem sich zur Rettung der Herrschaft von Sultan
Said ibn Taimur und seines Nachfolgers Sayyid Taimur bin Faisal Al
Said das britische Militär, speziell die Luftlandedivision Special Air
Service (SAS), nicht nur an den eigenen Bürgern und Medien, sondern -
man glaubt es kaum - auch noch an die "mother of parliaments" in
London vorbei energisch beteiligte.

Wegen der strategischen Lage Omans an der Straße von Hormuz, dem
Eingang zum Persischen Golf, meinen einige Experten, der fast gänzlich
unbekannte Dhofar-Aufstand und dessen Niederschlagung seien
geopolitisch von größerer Tragweite als die Kriegsanstrengungen der
USA in Vietnam gewesen, die in unzähligen Büchern und Kinofilmen
heroisiert wurden. Es liegt die Annahme nahe, dass Elkins Oman in
ihrem neuen Buch nicht erwähnt, um sich nicht mit fremden Federn zu
schmücken. Der Dhofar-Aufstand steht im Mittelpunkt des Buchs Ian
Cobains aus dem Jahr 2016 "The History Thieves: Secrets, Lies and the
Shaping of a Modern Nation" über den britischen Sicherheitsstaat und
dessen Auswüchse. Cobain, der sich in der Vor-Snowden-Ära noch als
Sicherheitskorresponent bei der liberalen britischen Zeitung Guardian
verdingte, hat der Amerikanerin Elkins einst bei ihrer Archivarbeit in
England im Zusammenhang mit dem Prozess um die Klage der Opfer der
britischen Aufstandsbekämpfung in Kenia sehr geholfen. Ihren
gemeinsamen Nachforschungen ist es zu verdanken, dass Project Legacy
und der Skandal um die versteckten Kolonialdokumente überhaupt publik
wurden. Kein Wunder also, dass Elkins in der Danksagung zu "Legacy of
Violence" die großzügige Unterstützung Cobains mit einer ganz
besonderen Würdigung ehrt. Das nennt man wahre Kollegialität.




[image: SAS-Angehörige verteilen 1970 lächelnd Medikamente an arabische Dorfbewohner - Foto: Unknown British Army official photographer, Public domain, via Wikimedia Commons]

Zwei Mitglieder des berüchtigten britischen Fallschirmjägerregiments
SAS begegnen während des Dhofar-Aufstands (1963-1976) armen
Dorfbewohnern im abgelegenen Teil des Sultanats Oman

Foto: Unknown British Army official photographer, Public domain, via
Wikimedia Commons
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STANDPUNKT/502: Eine Zeitenwende für die Welt? (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Eine Zeitenwende für die Welt?

von Günter Buhlke, 22. Dezember 2022



Der Jahreswechsel richtet unsere Gedanken wieder stärker auf die Zukunft
der Familien. Die Hoffnungen richten sich auf Gesundheit, Frieden und
Wohlergehen. Der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz sprach auf der letzten
Generalversammlung der UNO von einer Zeitenwende, ohne jedoch näher zu
erklären, wohin die Reise für Deutschland und für die Menschheit nach
seiner Auffassung geht.

Wieder hin zu den Verhältnissen der 30/40-ziger Jahren des 20.
Jahrhunderts? Damals gestaltete eine rechte faschistische Bewegung in
Italien, Deutschland, Spanien, Japan, Rumänien und der Baltenländer die
Welt nach ihrem Verständnis. (W. Abendroth, E. Nolte "Theorien über den
Faschismus").

Die Bewegung stellte sich damals in Deutschland als Interessenvertreter des
Mittelstandes und der Arbeitermassen gegen die Auswüchse des
Monopolkapitals dar. Ersichtlich schon aus ihrem Namen als
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei, kurz Nazi. Sie genoss das
Wohlwollen der national denkenden Großen der Gesellschaft. Ihr Verständnis
ließ die massenhafte Ermordung von Menschen mit jüdischem Glauben zu. Die
Bewegung trieb bekanntlich die Länder der Welt in den 2. Weltkrieg.

Oder dachte der Kanzler etwa in Richtung einer künftigen
Gesellschaftsordnung, die Angesichts der Tragödien der Kriege und des
Antisemitismus eine humane Gesellschaft dauerhaft etablieren will? Der
Krieg in der Ukraine hat viele aufgeschreckt. Zu zerstörerisch sind die
Waffensysteme geworden. Gleichzeitig droht der Klimawandel den Planeten für
Menschen unbewohnbar zu machen, wie es Stéphane Hessel in einer
Streitschrift ("Empört Euch", Ullstein) ausdrückte. Er blieb nicht bei der
Beschreibung stehen. Hessel beklagte Abgeordnete und Politiker, die
wirksame Veränderungen nicht vornehmen.

Der Kanzler schweigt, was er unter der Zeitenwende in seiner Rede
versteht.

Die Gleichheit, Brüderlichkeit und der Frieden sind als gesellschaftliche
Zielmarken der Zukunft von der CDU, FDP, SPD und den Grünen abgeschafft.

Am 8. Dezember 2022 eröffnete das Deutsche Historische Museum in Berlin
eine Ausstellung über 14 geschichtliche Kipppunkte, die zum tiefem
Nachdenken anregt, wenn historisch andere Wege beschritten worden wären!
Beispielsweise: "Was wäre passiert, wenn zur Beendigung des 2. Weltkrieges
die erste Atombombe über Deutschland abgeworfen worden wäre?". Ein anderes
Szenario für die Besucher der Ausstellung: "Am 13. August 1961 standen sich
in Berlin am Checkpoint Charlie ein amerikanischer und ein russischer
Panzer nur wenige Meter gegenüber". Dank vernunftbegabter Politiker in
Washington und Moskau blieb der Frieden erhalten. Auf Präsident Kennedy
soll der Ausspruch zurück gehen: "Ich habe lieber einen kommunistischen
lebenden Sohn, als einen toten".

Eine Geisteshaltung, die im 2. Weltkrieg trotz ideologischer Gegensätze die
Antihitlerkoalition zwischen den USA, Russland (UdSSR) und Großbritannien
zuließ. Die Koalition entwickelte die Kraft, den Faschismus in Deutschland
und Japan zu besiegen. Die Truman-Doktrin von 1947 zerbrach die humane
Zusammenarbeit mit ihrer Kernthese "den Sozialismus aufhalten und
zurückdrängen". Sie gab den Startschuss für den Kalten Krieg, der noch
nicht am Ende zu sein scheint, wenn man die aktuellen Frontstellungen in
der Ukraine betrachtet oder die Abschlusspapiere der letzten Monate von
G7- und NATO-Tagungen liest.

Rechte bis hin zu faschistoiden Bewegungen sind nach dem 2. Weltkrieg
keinesfalls aus der Welt verschwunden. In Lateinamerika haben sie es zu
Regierungen geschafft (Chile, Brasilien, Argentinien, Paraguay u.a.), die
von den USA toleriert wurden. In den USA gab es Extremhandlungen,
beispielsweise die Apartheid-Politik, den Watergate-Skandal, die Ermordung
Kennedys bis zum Regierungswechsel von Trump, die Spuren hinterlassen
haben. Eine wechselvolle Demokratie führt zum Nachdenken ("Unverkürzte
Demokratie", Cristina Lafont, Suhrkamp,2021).

Die Weltgemeinschaft steht gegenwärtig an einer neuen Wegkreuzung bzw.
einem Kipppunkt. Der Krieg in der Ukraine hat alle Merkmale, um einen 3.
Weltkrieg auszulösen.

Die Kraft die Tragödie aufzuhalten und andere Wegrichtungen einzuschlagen,
haben die vier Weltmächte USA, EU, sowie China und Russland im Verbund mit
dem Weltsicherheitsrat der UNO. Sie verfügen über die notwendige Autorität,
einen Weg der Entspannung vorzuzeichnen. Jeder von ihnen erklärt
öffentlich, den Willen zum Frieden zu haben. Sie finden jedoch noch nicht
die vertraglichen bindenden Details.

Grundlagen zur Beendigung des 2. Weltkrieges schuf die Antihitlerkoalition,
die gemeinsam Wege fand, die zerstörerische faschistische Bewegungen
Deutschlands und Japans zu besiegen. Die humane Vernunft hatte einen Sieg
errungen.

Gegenwärtig könnte China als neue Großmacht zur Lösung des
Ukraine-Konflikts beitragen, nicht nur als Mitglied des Sicherheitsrates.
Das Land hat es geschafft, sich im Wesentlichen aus eigener Kraft von einem
Entwicklungsland zu seiner aktuellen Größe empor zu arbeiten. Der Anschluss
an die Wirtschaftsleistung der USA wurde erreicht, mit vergleichbar
minimalen Staatsschulden.

Die USA hat ihre Entwicklung seit Jahren mit hohen Schulden finanziert und
verbucht aktuell etwa 31 Billionen USD Staatsschulden mit einer
Schuldenquote von 136 %. Die EU hat ihre in der Verfassung festgelegte
Normquote von 65 % überschritten und liegt bei 78 %. Die VR-China ist
Gläubiger der USA-Schulden und verbucht jährlich Exportüberschüsse. Mit der
Öffnung des Marktes bot China dem westlichen System einen boomenden Markt
mit 1,3 Mrd. Menschen und eigene Produktionsstätten in Chinas Sonderzonen.
Voraussetzung war die Anerkennung der Gesetze des Landes, wie es
international üblich ist. Chinas Volkswirtschaft hat die Erfahrungen der
Planwirtschaften der sozialistischen Länder und Elemente der
kapitalistischen Betriebswirtschaft genutzt. Genossenschaften und
staatliches Eigentum (eiserne Reisschüsseln) waren zusammen mit dem
privaten Eigentum an Produktionsmittel und gemischte Kapitalverhältnisse
die Voraussetzungen für die erfolgreiche Entwicklung. Die Genossenschaft
Huawei gehört zu den größten privaten Unternehmen in China. Nicht zu
unterschätzen ist die staatliche, bilanzierte Planung der großen Bereiche
(u.a. in Wirtschaft, Bildung, Wissenschaft, Sicherheit, Verkehr,
Wohnungswesen, Kultur) verbunden mit der partizipativen Demokratie der
Parlamente des Landes.

Die Führungskonzepte Chinas unterscheiden sich von den der westlichen
Ordnung in einigen Punkten: Die These der USA, dass es im Wettbewerb nur
einen alleinigen Sieger geben kann, ist zweifelhaft. Im Sport gewinnen
alle, die ihre bisherigen Bestleistungen überbieten. Natürlich gebührt der
oder den Besten eine Trophäe. Im Wettbewerb der Gesellschaftssysteme gibt
es keine einheitliche Zielmarke. Das lassen die unterschiedlichen
wirtschaftlichen Entwicklungsetappen der Länder nicht zu. Der Wettbewerb
der Länder hat keine vergleichbare faire Grundlage (Rohstoffe, Folgen des
Kolonialismus, traditionelles Lohnniveau, Steueraufkommen, Gewährung von
Fördermittel, Subventionen, Zölle u.ä.). Im wirtschaftlichen Wettbewerb
zwischen Ländern geht es nicht um einen Sieger, der Stärkster der Welt
wird, sondern darum, die Lebensgrundlagen für seine Bevölkerung aus eigener
Kraft zu verbessern.

Vielleicht wäre das ein Weg für die Zeitenwende, die der Bundeskanzler im
Blick haben könnte. Das erfordert aber konkrete Beschlüsse des deutschen
Parlaments und der Regierung.

Die VR-China pflegt im öffentlichen Umgang mit anderen Staaten einen
achtungsvollen Sprachgebrauch, trotz historisch erlittener Leiden. Die
Nordamerikaner haben einst England mit militärischen Marineeinheiten
unterstützt, damit China seine Grenzen für den Opiumhandel öffnet. Damit
nicht genug. Die USA unterstützten im chinesischen Bürgerkrieg Tschiang Kai
Scheck, der auf die Insel flüchtete, mit Waffen und Munition und erklärten
sich zur Schutzmacht. Ein Verhältnis, dass bis zur Gegenwart besteht. Die
Vereinbarung erlaubt, dass amerikanische Flugzeugträger nahe der Insel
kreuzen und ihre militärischen Muskeln spielen lassen. Eine Insel, halb so
groß wie Bayern, die chinesisches Staatsterritorium ist.

Im Gegensatz zu Russland, der EU und den USA ist die VR-China nicht im
Krieg in der Ukraine mit Waffentechniken und Finanzhilfen verwickelt. Das
Land verfolgt auch keine öffentliche mediale Feindpolitik gegenüber dem
Westen. Es bietet sein Konzept der friedlichen Koexistenz zum gegenseitigen
Nutzen und der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten des anderen
an.

Seine aktive Mitarbeit zur Lösung des Konflikts in der Ukraine könnte
Friedens-Impulse auslösen.

Die von der EU und den USA forcierten Menschenrechtsvorwürfe sollten keine
Hindernisse sein. Zu hoch ist die Zahl der Verletzungen der Menschenrechte
in den USA und der EU. Eine internationale Konferenz zu diesem Thema ist
längst überfällig. In diesem Sinne ist der Beitrag vom 17.12.2022 in der
Berliner Zeitung von Klaus Bachmann "Warum akzeptieren wir Tote im Meer?"
[1] aufschlussreich.


Der Autor Günter Buhlke ex. Vorstand einer Berliner
Wohngenossenschaft, ex. Direktor beim Schweizer Kaufmannsverband beschreibt
in seinem neuen Buch "Hat die Welt eine Zukunft?" Verlag am Park,
ISBN 978-3-947094-79-0 (Verlag am Park, 194 S.) Alternativen für eine
humane Welt.


Anmerkung:

[1] https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/wunderbare-deutsche-doppelmoral-katar-akzeptiert-tote-am-bau-wir-tote-im-meer-li.293202


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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Schuld, Schutt und Scham

von Helmut Ortner, 31. Oktober 2022



Nach dem Ende des sogenannten "Tausendjährigen Reichs", wurden die
Deutschen mit den Hinterlassenschaften ihres Wahns konfrontiert. Ein Volk
mühte sich, das zu vergessen, was es verschwieg: seine Bereitschaft zur
Teilnahme an einem System der Barbarei. Es begann die individuelle und
kollektive Auseinandersetzung mit der eigenen Vergangenheit. Und die Frage
"Wie war es möglich?"

Schuld kann nicht nur einzelne Menschen betreffen, sondern ganze
Generationen, nicht nur einzelne Taten, sondern ganze Abschnitte der
Geschichte. Gesellschaftliche Schuld und individuelle Schuld - wo bedingen
sie einander, wo ergänzen sie sich, wo fügen sie sich zu einer großen
einvernehmlichen Allianz des Inhumanen, der Barbarei? Der deutsche Autor
und Jurist Bernhard Schlink spricht von einer kollektiven
Vergangenheitsschuld.

Tatsache ist: Die Zeit des "Dritten Reiches" entschwindet der
Zeitgenossenschaft, der Nationalsozialismus verabschiedet sich
gewissermaßen aus dem kollektiven Vorrat persönlicher Geschichtserfahrung.
Täter und Opfer sterben aus. Für die allermeisten Menschen in meinem Land
ist die Hitler-Zeit keine erlebte Vergangenheit, sondern nur mehr
Geschichte. History, not memory.

Die Generation, der ich angehöre, die nach dem Krieg geboren wurde und der
laut unserem ehemaligem Kanzler Helmut Kohl die "Gnade der späten
Geburt" zuteilwurde, diese Generation der Nachgeborenen trägt keine
Schuld - aber sie hat die Verpflichtung zur Erinnerung. Denn: das
vergangene Geschehen ist, wie der deutsch-französische Publizist Alfred
Grosser anmerkt, "keineswegs abwesend in der Gegenwart, nur weil es
vergangen ist."

Mehr als siebzig Jahre nach Kriegsende finden Prozesse gegen NS-Täter
statt, die vor Jahrzehnten hätten stattfinden müssen - aber nicht
stattfanden. In Norddeutschland steht ein 94-jähriger Greis vor Gericht:
ein ehemaliger Auschwitz-Wachmann. Obwohl ihm die Richter keine konkrete
Tatbeteiligung nachweisen konnten, wird er wegen Beihilfe zum Mord in
mindestens 170.000 Fällen zu fünf Jahren Haft verurteilt. Ein
ungewöhnliches Urteil. Während der Verhandlung tut der Angeklagte das, was
die meisten seiner Generation getan haben, wenn es um ihr Tun und Nichtstun
zwischen 1933 und 1945 ging: er schweigt.

Nicht einmal seiner Familie habe er über Auschwitz erzählt, berichteten
seine Verteidiger. Der erwachsene Sohn des Angeklagten sitzt im
Gerichtssaal: ratlos, sprachlos, verunsichert. Was wusste er über das Tun
seines Vaters? Was hätte er wissen können? Hat er ihn jemals befragt? Zu
Hitler-Deutschland, zu Auschwitz, zu seiner Zeit als junger Soldat? Zum
Schweigen gehören häufig zwei: einer, der nichts sagt, und ein anderer, der
nichts fragt. Nach dem Krieg wurde in vielen deutschen Familien
geschwiegen.

Das Gericht sieht es als erwiesen an, dass der frühere Wachmann des
Vernichtungslagers mit seinem Einsatz zum Funktionieren der Mordmaschinerie
in Auschwitz beigetragen hat. Die Staatsanwaltschaft stellt fest, der
Angeklagte habe einen Beitrag zum "reibungslosen Ablauf der
Massenvernichtung" geleistet, das Morden billigend in Kauf genommen. Eine
untergeordnete Rolle spielt dabei, wie groß dieser Beitrag gewesen war, so
das Gericht.

Das Urteil: Fünf Jahre Haft. Zum ersten Mal ist von einem deutschen Gericht
gesagt worden, dass man als "einfacher" SS-Mann für alle Morde in Auschwitz
mitverantwortlich war - und ist. Der Schuldspruch hat eine Botschaft: als
SS-Bewacher in Auschwitz ist jeder zum Täter geworden. In Auschwitz durfte
man nicht mitmachen.

Nach dem Prozess bleibt vor allem die eine Frage, die über dem gesamten
Verfahren schwebte: Warum hat es mehr als sieben Jahrzehnte gedauert, bis
dem Angeklagten der Prozess gemacht wurde? Die Antwort ist so einfach wie
erschreckend: weil die Gesellschaft, der Staat, die Justiz es nicht
wollten. Nicht nach dem Krieg, nicht in der Adenauer-Republik, nicht in der
sozialdemokratischen Brandt-Schmidt-Ära, nicht unter Helmut Kohl.

Nun kann man die Regierungen für das mangelnde Interesse der zuständigen
Staatsanwaltschaften und Ermittlungsbehörden, sowie der Verschleppung der
Verfahren nicht unmittelbar verantwortlich machen - in einem Rechtsstaat
gibt es eine unabhängige Justiz. Es fehlte an gesetzgeberischen Signalen.
Es fehlte der politische Wille, NS-Straftäter - als diese noch keine
Greise waren - vor Gericht zu bringen.

So blieb das Strafverfahren gegen den alten SS-Mann vor allem eines: ein
Symbol. Es erinnerte daran, dass eine Beteiligung an staatlichen
Massenmorden nicht ungesühnt bleiben darf, selbst wenn dies erst nach
vielen Jahrzehnten geschieht.

Der SS-Wachmann wurde verurteilt - mit 94 Jahren. Der Schuldspruch gegen
ihn erinnert daran, dass Zigtausende Mörder, Schreibtischtäter und
Mordgehilfen ohne Strafe davonkamen. Es ist eine Tatsache: Die Aufarbeitung
des NS-Unrechts durch die deutsche Nachkriegsjustiz ist eine Geschichte der
Verspätung und Verzögerung.

Von der Justiz hatten die NS-Täter nichts zu befürchten

Bis 2005 wurde insgesamt gegen 172.294 Personen wegen strafbarer
Handlungen während der NS-Zeit ermittelt. Das ist angesichts der monströsen
Verbrechen und der Zahl der daran Beteiligten Menschen nur ein winziger
Teil. Das hatte seine Gründe: Im Justizapparat saßen Anfangs dieselben
Leute wie einst in der NS-Zeit. Viele machten sich nur mit Widerwillen an
die Arbeit. Auch politisch wurde auf eine Beendigung der Verfahren
gedrängt, dafür sorgten schon zahllose Amnestiegesetze.

Nur 14.693 Angeklagte mussten sich tatsächlich vor Gericht verantworten.
Verurteilt wurden schließlich gerade einmal 6.656 Personen, für 5.184
Angeklagte endete das Verfahren mit Freispruch. Die meisten Verurteilungen -
 rund 60 Prozent - endeten mit geringen Haftstrafen von bis zu einem Jahr.
Vor dem Hintergrund eines der größten Verbrechen in der
Menschheitsgeschichte eine skandalöse, empörende Bilanz.

Von der Justiz hatten die NS-Täter nichts zu befürchten. Und von der
Gesellschaft? Von Bekannten, Nachbarn, Arbeitgebern? "Irgendwann muss doch
auch mal Schluss sein" - so lautete das einverständliche Credo. Die meisten
Deutschen wollten von Kriegsverbrechern, von Verbrechen gegen die
Menschlichkeit, von den Nazi-Verstrickungen, von schuldhaften
Täter-Biografien, kurz: vom moralischen und zivilisatorischen Desaster des
Hitler-Deutschlands nichts mehr wissen.

Die Politik von Deutschlands erstem Nachkriegs-Bundeskanzler Konrad
Adenauer stand vom ersten Tag an im Zeichen von Amnestie und Integration
der Täter. Straffreiheit für bestimmte staatliche Akte der NS-Diktatur zum
Bestandteil der Rechtsordnung zu machen, darum ging es. So verwandelten
sich Tötungs- und Gewaltdelikte in eine "von oben" befohlene Straftat ohne
eigene Verantwortung. Die Täter und deren Taten wurden
"weißgewaschen". Sie hatten angeblich keine eigene, sondern eine
"fremde" Tat begangen. Gewissermaßen stellvertretend ihre Pflicht
erfüllt, ihrem Eid verpflichtet - für Partei, Volk und Vaterland. Wo
Gehorsam höchste Tugend war, konnte die Erfüllung der Tugend nichts
Schlechtes sein. Es war ein Geist, der biedere Bürger dazu führte,
verwerfliche, erniedrigende, menschenunwürdige Anweisungen blind zu
befolgen, weil die meisten sie befolgten. Befehl war Befehl. Verordnung war
Verordnung. Gesetz war Gesetz.




[image: Ein Staatskommissariart für die politische Säuberung bescheinigt einem Mechanikermeister, ein Mitläufer zu sein - Spruchkammer Tübingen, Public domain, via Wikimedia Commons]

Bescheinigung für einen "Mitläufer" (1948)

Spruchkammer Tübingen, Public domain, via Wikimedia Commons



Den Auftakt dieser Vergangenheitsumdeutung bildete zum Jahresende 1949 ein
erstes, vom Bundestag einstimmig im Eilverfahren verabschiedetes
Straffreiheitsgesetz, das sämtliche Straftaten amnestierte, die vor
dem 15. September 1949 begangen worden waren und mit einer Gefängnisstrafe
bis zu sechs Monaten geahndet werden konnte. Gut 80.000 Personen
profitierten davon.

Die bei den Deutschen ohnehin bestehende Neigung, den fundamentalen
Unrechtscharakter des NS-Regimes und seiner Eroberungskriege aus dem
kollektiven Bewusstsein auszublenden, wurde also von der Adenauer-Regierung
konsequent umgesetzt. Unter dem Eindruck zeigte vor allem die Justiz nur
wenig Neigung, ehemalige NS-Täter zur Verantwortung zu ziehen, zumal dort
bekanntlich eine besondere starke personelle Kontinuität zur NS-Zeit
gegeben war. Die Bereitschaft, in NS-Strafsachen zu ermitteln und zu
handeln, ging auf nahezu null.

Es gab Ausnahmen: mutige Frauen und Männer, wie etwa Fritz Bauer,
Generalstaatsanwalt im Bundesland Hessen, ein Sozialdemokrat jüdischer
Herkunft, der zu den wenigen unbelasteten Justizjuristen gehörte, die in
der jungen Bundesrepublik eine Führungsposition einnahmen, und der nichts so
hasste, wie die gängigen Verteidigungs- und Entschuldigungsformeln der
Verharmlosung.

Ein "Ketzer", der die Deutschen zum Hinsehen zwang

Bauer setzte die Aufhebung der Verjährungsfrist für NS-Morde durch, ohne
ihn hätte es 1963 den großen Frankfurter Auschwitz-Prozess nicht gegeben.
Und ohne diesen Prozess gegen ehemalige Bewacher des Vernichtungslagers
hätte die deutsche Öffentlichkeit noch mehr die NS-Verbrechen verdrängt.
Und er sorgte mit dafür, dass Adolf Eichmann in Israel vor Gericht gebracht
wurde, der Chef-Organisator des Holocaust. Fritz Bauer zwang die Deutschen
zum Hinsehen, trotz und inmitten einer Justiz, die noch immer von braunen
Seilschaften durchsetzt war. "Wenn ich mein Büro verlasse, betrete ich
feindliches Ausland", beschrieb er einmal seine Lage später in einem
Fernsehinterview.




[image: Fritz Bauer sitzt Zigarre rauchend am Tisch - Fotograf: Siegfried Träger, Fritz Bauer Institut, Frankfurt am Main]

Fritz Bauer im Club Voltaire, ca. 1965-1968
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Bauer erkannte klarsichtig, dass der NS-Staat kein Betriebsunfall der
Geschichte war, und wies auf die geschichtlich gewachsenen Strukturen und
Mentalitäten hin, die den NS-Verbrechen so sehr entgegenkamen und die
aufzubrechen mehr erfordern würde als Gerichtsprozesse. Damit handelte er
sich nicht nur den Zorn konservativer Kreise ein. Bauer wurde gemieden,
bekämpft und bedroht. In einer Nachkriegsjustiz, die die personelle
Kontinuität mit der NS-Justiz wieder hergestellt hatte, war er ein Ketzer.
Er hatte wenig Freunde. Er starb 1968 als einsamer Mann.

Es bleibt eine beschämende historische Tatsache: Zehntausende Juristen,
Ärzte, Unternehmer, Journalisten und Offiziere, die dem NS-Regime in
wichtigen Positionen gedient hatten, setzten erfolgreich
"entnazifiziert" in der Bundesrepublik ihre Karrieren fort. Die
Opfer aber, die Hinterbliebenen und Verfolgten, die ins Exil gedrängten und
Ausgegrenzten, sie alle mussten häufig über Jahre erniedrigende Erfahrungen
im Kampf um ihre Wiedergutmachungs- und Versorgungsansprüche machen.

Danach, was ihre Großväter und Väter angerichtet, zugelassen und warum sie
weggesehen hatten - wie die Opfer entschädigt und rehabilitiert wurden,
danach wurde erst in den 1960er Jahren und 70er Jahren gefragt. Die
sozialdemokratisch-liberale Regierung unter Willy Brandt, der als junger
Mann vor den Nazis ins norwegische Exil geflüchtet war, sorgte dafür, dass
eine ernsthafte Auseinandersetzung mit der NS-Zeit - aber auch der Zeit
nach 1945, die Zeit der Integration der Täter und Belasteten - in das
öffentliche Bewusstsein gerückt wurden. Das lange Schweigen und Vertuschen
ging damit zu Ende. Eine schmerzhafte öffentliche, kollektive
Auseinandersetzung - aber eine notwendige.

Die "zweite Schuld" in West und Ost

Und in der DDR, dem anderen, bis 1989 kommunistischen Teil Deutschlands?
Der "sozialistische Arbeiter- und Bauernstaat", - so dessen
propagandistische Selbstdefinition - glaubte, sich der braunen
Vergangenheit entledigen zu können. Mit den personellen
Hinterlassenschaften des NS-Regimes wollte man nichts zu tun haben. Über
eine Million ehemalige Nazi-Parteigänger wurde lautlos integriert, bei
brisanten Täter-Biografien unter aktiver Mithilfe des
Staatssicherheit-Apparates, dem allgegenwärtigen Geheimdienst. Hier sorgte
eine gesonderte Expertengruppe - bestehend aus über fünfzig Mitarbeitern -
dafür, den antifaschistischen Schein zu wahren. Es war die Zeit des
sogenannten "Kalten Krieges".

Ob Ost oder West - die Frage bleibt: gibt es eine kollektive Schuld? Machen
sich alle, die die Vergangenheit verdrängen oder gar leugnen, nicht
mitschuldig? Der deutsche Publizist Ralph Giordano hat dafür den Begriff
von der "zweiten Schuld" geprägt. Gibt es nicht eine individuelle
Moral, eine ganz und gar persönliche Schuld? Wer waren die Täter des
nationalsozialistischen Vernichtungskrieges? Waren sie Bestien oder
Befehlsempfänger, desinteressierte Bürokraten und willenlose Rädchen im
Getriebe? Waren sie ideologisierte Überzeugungstäter oder gewöhnliche
Verbrecher?

Die Geschichtswissenschaft hat sich jahrzehntelang fast ausschließlich auf
die Haupttäter Hitler, Himmler und Heydrich oder auch Schreibtischtäter wie
Eichmann konzentriert und die Akteure der zweiten und dritten Ebene, die
Vollstrecker vor Ort, ausgespart.

Wie aber wird man zum Täter, zum Befehlsverbrecher? Wie werden aus ganz
gewöhnlichen Männern inhumane, barbarische Vollstrecker? Was trieb Männer
dazu, zu Schreckensfiguren, zu Mördern zu werden? Studien der
Täterforschung zeigen, wie extreme Konformitätsbereitschaft sich entladen
kann, wenn Gruppendruck und Situationen es erfordern - oder soll man sagen:
ermöglichen?

Gilt das, was für den Soldaten zutrifft, auch für den "gewöhnlichen"
Bürger, für Verwalter und Funktionsträger? Sind sie nur mitgelaufen, haben
sie weggesehen, weil alle weggesehen haben? Razzien und Verhaftung gegen
Oppositionelle, Todesurteile des Volksgerichtshofes gegen
Widerstandskämpfer - auf blutroten Plakaten, öffentlich ausgehängt,
jüdische Mitbürger, die ausgegrenzt, verfolgt und verhaftet, schließlich in
Konzentrationslagern transportiert wurden - für die meisten eine Fahrt in
den Tod .... Vergangenheitsbewältigung - eine Lebenslüge der
Deutschen? Ein juristischer, gesellschaftlicher und politischer
Etikettenschwindel? Kann, was geschehen ist, überhaupt bewältigt werden?

Deutschland in den 2000er Jahren: Das Geschehene weicht einem historischen
Mythos, der keine Widersprüche kennt. Die Gestalten, die Propaganda, die
Verbrechen der Nationalsozialisten, das reale Grauen schlägt mitunter um in
schaudernde Faszination. Die Nazi-Ära verkommt zur beliebig ersetzbaren
Chiffre des Bösen - mit einem verhängnisvollen Nebeneffekt: der
Verharmlosung.

Es waren die Funktionseliten der Hitler-Zeit, die das neue Deutschland bis
in die 1970er Jahre hinein entscheidend gestalteten, erst danach drängte
eine junge "skeptische Generation" von Reformern in allen
gesellschaftlichen Bereichen auf Aufklärung und Wandlung. Diese Generation
wuchs in wahrer Liberalität heran und ergriff die Chance, zu passablen
Demokraten zu werden.

Die Täter sterben aus - die Opfer und Zeitzeugen ebenfalls. Mit Blick auf
die Gegenwart, in der persönliches Erinnern immer seltener wird, braucht es
deshalb Wissen, wie "es geschehen konnte", nicht nur die
Bereitschaft zur Erinnerung, sondern die Pflicht des Erinnerns. Die Frage
"Wie war es möglich?" darf nicht verjähren.


Von Helmut Ortner ist zum Thema erschienen:

Volk im Wahn / Hitlers
Deutsche - Über die Gegenwart der Vergangenheit

Dreizehn Erkundungen, Edition Faust, 296 Seiten, 22 Euro

Der Autor (1950) ist Beiratsmitglied der Giordano-Bruno-Stiftung. Er hat
zahlreiche Bücher veröffentlicht, die in über 14 Sprachen erschienen sind.
Zuletzt: "Ohne Gnade - Eine Geschichte der Todesstrafe", mit einem Nachwort
von Bundesrichter a. D. Prof. Dr. Thomas Fischer, Nomen Verlag Frankfurt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AUSSICHTEN/9043: Und morgen, den 25. Dezember 2022 (SB)

+++ Vorhersage für den 25.12.2022 bis zum 26.12.2022 +++
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Weihnachtsmann, oh Weihnachtsmann,

bist du wohl so nett

und kommst heute nicht mehr an,

denn ich will ins Bett.
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ITALIEN/431: Unter Giorgia Meloni wird Italien von "reuelosen Faschisten" regiert (Gerhard Feldbauer)

Unter Giorgia Meloni wird Italien von "reuelosen Faschisten" regiert 

Daran ändern auch Kehrtwenden und Lavierereien nichts

von Gerhard Feldbauer, 21. Dezember 2022



Bei den vorgezogenen Parlamentswahlen am 25. September 2022 kam die
von den Fratelli d'Italia (FdI) von Giorgia Meloni mit der Lega Matteo
Salvinis und der Forza Italia (FI) von Ex-Premier Silvio Berlusconi
gebildete faschistische Allianz auf etwa 43 %. Am 22. Oktober, wenige
Tage vor dem 28. Oktober, dem 100. Jahrestag von Benito Mussolinis
"Marsch auf Rom", bildete sie eine Regierung aus dessen übelsten
Bewunderern. Mit Ignazio La Russa, 2012 Mitbegründer ihrer
Brüderpartei, brachte sie einen der härtesten faschistischen Hardliner
ins Amt des Senatspräsidenten, des zweiten Mannes an der Staatsspitze.
Sein zweiter Vorname ist "Benito" und im Wahlkampf erklärte er alle
Italiener zu "Erben des Duce" und rief sie auf, während der
Coronapandemie, statt die Hand zu geben den "römischen Gruß" der
Faschisten zu zeigen. Lega-Chef Matteo Salvini, den Meloni ebenfalls
in ihre Regierung aufnahm und auch noch zu einem ihrer Stellvertreter
ernannte, bekannte sich in seiner Zeit als Innenminister 2018/19, um
etwa eine halbe Million Asylsuchende zu vertreiben, ausdrücklich zu
Mussolinis "Rassen"-Dekret von 1938, wollte den "Begriff der Rasse"
wieder einführen und einen "Sonderbeauftragten für Roma und Sinti"
ernennen.

Kritische Stimmen, so die Wiener Presse, die erklärte, dass mit
"Melonis Fratelli d'Italia eine rechtsradikale Partei an die Spitze
eines wichtigen EU-Landes" tritt und das Modell "einen Dominoeffekt
auslösen" könnte, versuchte sie mit einer Verurteilung der
"Nazifaschisten" und einer Distanzierung von den historischen Wurzeln
ihrer Partei zu unterlaufen. Die Beteuerungen, "nie mit dem Faschismus
sympathisiert" zu haben, können jedoch nicht darüber hinwegtäuschen,
dass die Führerin der FdI eine Regierung "reueloser Faschisten"
gebildet hat, schätzte die Chefredakteurin des linken
Manifesto, Norma Rangieri, ein.

In der Opposition hatte Meloni Premier Draghi vorgeworfen, eine
antieuropäische Wirtschaftspolitik zu betreiben, an Italiens
Wachstumsschwäche schuld zu sein und seine Regierung als "Sklavin
Europas" und "Feind der Italiener" gebrandmarkt. Nachdem Draghi
erklärt hatte, er werde einer kommenden Regierung, von "welcher
Couleur" sie auch immer sein werde, "zur Verfügung stehen", vollzog
sie eine Kehrtwende um 180 Grad und erklärte nun, sie werde einen
Austritt Italiens aus der EU nicht anstreben, die Beziehungen "nicht
sabotieren", sondern "effektiver" gestalten. Auch dem
Corona-Wiederaufbauprogramm, aus dem Italien 191 Milliarden Euro
bekommen soll und das sie bis dahin abgelehnt hatte, stimmte sie nun
zu.

Zum Krieg in der Ukraine sicherte sie vorbehaltlose Unterstützung und
darüber hinaus die Stärkung der "atlantischen" Verbindungen zu den USA
zu. Vertreter der NATO und der EU überschlugen sich danach mit ihren
Glückwünschen. NATO-Generalsekretär Stoltenberg schrieb ihr: "Ich
freue mich, mit Ihnen zusammenzuarbeiten." EU-Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen versicherte, zusammenzuarbeiten "von der Ukraine
bis zur Energieversorgung". SPD-Bundeskanzler Olaf Scholz freute sich
ebenfalls, mit ihr in "EU, NATO und G7" zusammenzuarbeiten. Die
Europäische Union, die die Interessen der großen Bosse des Kapitals
verkörpert, habe "keine Bedenken", die "Nazis und Faschisten
einzusetzen, um ihre Ziele zu erreichen", kommentierte das linke
Magazin Contropiano in seinem Online-Portal.

Im Inneren kehrte Meloni zum von Lega-Chef Salvini 2018/19 als
Innenminister betriebenen Kurs der Flüchtlingsabwehr zurück und wollte
ihn mit dem Abfangen der Boote vor der libyschen Küste noch forcieren.
Proteste dagegen werden, so mit der Klage gegen den Schriftsteller
Roberto Saviano, der sie u. a. für den Tod eines Babys an Bord eines
NGO-Schiffes, dem sie die Einfahrt verweigert hatte, verantwortlich
machte, rigoros verfolgt. Ebenso die gegen ihren Kriegskurs und die
Abwälzung der daraus resultierenden Krisenlasten auf die arbeitenden
Menschen, u. a. durch ein Demonstrationsverbot vor dem Montecitorio
(Sitz der Abgeordnetenkammer). Denn in ihrem Haushaltsentwurf für 2023
war von ihren Wahlversprechen kam noch etwas übrig. Meloni folgte der
Order von Confindustria-Präsident Carlo Bonomi, dass für die Einlösung
von Wahlversprechen "nicht der richtige Zeitpunkt" sei, sondern "das
wichtigste Kapitel" die "Sicherung der italienischen Industrie" ist.
Noch nicht einmal das versprochene "Reddito di cittadinanza", das
Bürgereinkommen, wurde eingeführt, stattdessen wurden die Kontrollen
und Sanktionen für Bezieher, die eine angebotene Arbeitsstelle
ablehnen, verstärkt. M5S-Vorsitzender Conte nannte die Vorlage einen
"sozialen und wirtschaftlichen Abgrund für Arbeiter und arme
Familien", während es eine "Reise erster Klasse für Steuerhinterzieher
und korrupte Leute" sein werde.

Wie wird es weitergehen mit der Regierung "reueloser Faschisten"
Melonis? Das linksliberale Fatto Quotidiano meinte, dass sie
auch im Inneren versuchen könnte, den unzuverlässigen Berlusconi mit
seiner Forza Italia aus der Regierung auszuschalten und durch den
Zentrumspolitiker, den Leiter der Azionepartei und des "Dritten Pols",
Carlo Calenda, zu ersetzen. Das wäre fast eine halbe Rückkehr zu
Draghis Regierung der "nationalen Einheit" und würde ihrem
faschistischen Regime ein demokratisches Outfit verleihen. Das Blatt
meinte auch, dass sie so fest gar nicht im Sattel sitze. Wofür
sprechen könnte, dass sie bisher die angekündigte Errichtung eines
Präsidialregime noch nicht in Angriff genommen hat.

Das würde einen offenen Angriff auf die Verfassung bedeuten und sie
müsste mit einem Widerstand rechnen, wie er im Januar 2022 gegen die
Kandidatur Berlusconis für das Amt des Staatspräsidenten geleistet
wurde. Es wird spekuliert, Präsident Mattarella werde vorzeitig
zurücktreten und Draghi solle seine Nachfolge antreten. Gelänge das
Manöver, könnte ihr Förderer in diesem Amt weiter seine schützende
Hand über sie halten und die Entwicklung steuern. Eine weitere offene
Flanke für Meloni bleibt der Ukraine-Krieg, in dem kein Sieg über
Rußland zu erwarten ist, worauf sich die USA bereits einstellen. Tritt
das ein, wäre das eine schwere Niederlage auch für Meloni und würde
den Kriegsgegnern - 60 % der Italiener lehnen den Krieg ab - Auftrieb
geben.

 * 

Quelle:

© 2022 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. Dezember 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





ENERGIE/200: Die Erdgaslücke (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 21. Dezember 2022

german-foreign-policy.com

Die Erdgaslücke

Die EU steht 2023 vor einer dramatischen Lücke in ihrer Gasversorgung.
Da sie wohl den Weltmarkt leerkaufen wird, droht dem globalen Süden noch
gravierenderer Flüssiggasmangel als 2022.



BERLIN/BRÜSSEL - Deutschland und die EU stehen unabhängig vom neuen
EU-Gaspreisdeckel in diesem Jahr vor einer massiven
Versorgungslücke beim Erdgas. Dies geht aus Prognosen der Internationalen
Energieagentur (IEA) hervor. Demnach ist unklar, woher gut 30 bis 60
Milliarden Kubikmeter Gas kommen sollen, die benötigt werden, um das Jahr
2023 und den folgenden Winter zu überstehen. Der Preisdeckel soll
verhindern, dass die Kosten für Erdgas im Sommer so exzessiv in die Höhe
schnellen wie in diesem Jahr. Allerdings drohen von Berlin durchgesetzte
Ausnahmeregeln dafür zu sorgen, dass er, wenn es auf ihn ankommt, außer
Kraft gesetzt wird. Den Ausstieg aus russischem Pipelinegas, dem die
Versorgungslücke geschuldet ist, hat die EU mutwillig beschlossen. Während
sie selbstverschuldet von Mangel bedroht ist, gilt dies nicht für Länder
des globalen Südens, die schon in diesem Sommer zeitweise überhaupt kein
Flüssiggas mehr erhielten, weil die EU-Staaten es ihnen dank ihrer
Finanzkraft vor der Nase wegkauften. Ihnen droht, weil weltweit viel
weniger Flüssiggas zur Verfügung steht, als benötigt wird, noch krasserer
Mangel als dieses Jahr.

"Zu nahezu jedem Preis gekauft"

Der Preisdeckel auf Erdgas, den die EU-Energieminister am Montagabend
beschlossen haben, ist aus Sicht seiner Befürworter insbesondere durch das
Gebaren der Bundesrepublik auf dem Gasmarkt notwendig geworden. Belgiens
Energieministerin Tinne Van der Straeten erinnerte vor kurzem daran, der
Markt sei im Sommer "aus dem Gleichgewicht" geraten, "weil einige Länder zu
nahezu jedem Preis eingekauft haben, um ihre Speicher zu füllen".[1] Das
Land, das sich damit am meisten hervortat, war die Bundesrepublik, die zum
einen die größte Menge russischen Erdgases ersetzen musste, zum anderen
aber auch über die stärkste Finanzkraft verfügte und sich nicht zur
Rücksichtnahme auf weniger wohlhabende Staaten genötigt sah. Die deutsche
Ignoranz gegenüber den anderen Mitgliedern der EU ging so weit, dass die
Firma Trading Hub Europe (THE), die das Erdgas zur Befüllung der deutschen
Speicher erwarb, monatelang die übliche Praxis missachtete, neu
eingespeichertes Gas sofort zum Kauf zu einem künftigen Zeitpunkt
anzubieten; damit soll verhindert werden, dass Erdgas aus dem Markt
genommen wird, das Angebot schrumpft sowie der Preis rasant in die Höhe
schnellt. Dass genau dies geschah und der Gaspreis in Europa
zwischenzeitlich 350 Euro pro Megawattstunde erreichte, lag nicht zuletzt
am Vorgehen der THE.[2]

Deutschlands Sondervetorecht

Schweren Unmut hervorgerufen hat die Bundesrepublik darüber hinaus mit der
Art und Weise, wie sie den Preisdeckel auf Erdgas zu verhindern suchte.
Grundsätzlich wird in der EU über Fragen der Energiepolitik mit
qualifizierter Mehrheit entschieden. Da die meisten Mitgliedstaaten den
Gaspreisdeckel befürworteten, war stets klar, dass eine qualifzierte
Mehrheit gegeben war. Kanzler Olaf Scholz ließ sich deshalb auf dem
EU-Gipfel am 20. Oktober zusichern, Berlin dürfe in dieser Frage nicht
überstimmt werden [3] - ein noch nie dagewesenes Sondervetorecht, das
keinerlei Grundlage in den EU-Regelwerken hat und allein auf deutscher
Machtanmaßung beruht. Es stieß umso mehr auf Protest, als Berlin bereits
seit langem die Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen auf die
EU-Außenpolitik verlangt, um etwaige Widerstände einzelner Mitgliedstaaten
gegen deutsche Forderungen brechen zu können. "Es kann ... nicht sein",
beschwerte sich Tschechiens Energieminister Jozef Sikela vergangene Woche,
"dass immer mehr Staaten sagen, wir müssen weg von der Einstimmigkeit -
aber wenn man dann selbst betroffen ist, dann gefällt ihnen das nicht".[4]
"Wenn ich stets versuche, mein Interesse durchzubringen", erklärte Szikela,
"hat das im Laufe der Zeit Folgen"; wer "Leadership" anstrebe, müsse auch
"die Interessen und Fähigkeiten der Schwächeren respektieren".

Der Gaspreisdeckel

Zur Schadensbegrenzung hat sich Berlin letztlich gezwungen gesehen, den
Gaspreisdeckel nicht zu Fall zu bringen, sondern ihn zumindest der Form
halber zu tolerieren. Sein erster Versuch, ihn zugleich aber so weit
auszuhöhlen, dass er praktisch keine Bedeutung mehr hat, ist gescheitert:
Der gemeinsam mit der EU-Kommission vorgebrachte Vorschlag, den Deckel bei
275 Euro pro Megawattstunde festzusetzen und ihn nur dann einschnappen zu
lassen, wenn dieser Betrag zwei Wochen lang überschritten wird, wurde
abgelehnt - er hätte nicht einmal bei den exzessiven Gaspreisen in diesem
Sommer gegriffen. Der am Montag beschlossene Preisdeckel liegt nun bei 180
Euro pro Megawattstunde; er wird aktiviert, wenn dieser Betrag nur drei
Tage lang überschritten wird. Dies gilt als durchaus realistisch: Zwar
schwankte der Gaspreis in Europa zuletzt meist zwischen 100 und 150 Euro;
doch gehen Experten allgemein davon aus, dass er erneut in die Höhe
schnellen wird, sobald die Speicher wieder gefüllt werden. Berlin hat nun
allerdings Zusatzregeln durchgesetzt, die es erlauben, den Preisdeckel
rasch zu deaktivieren: Dies wird möglich sein, wenn irgendwo in der EU
Gasmangel auftritt, wenn die Flüssiggaseinfuhr sinkt oder wenn der
innereuropäische Gashandel eingeschränkt wird. Zudem ist der Preisdeckel
auf den Börsenhandel beschränkt; für außerbörslichen Handel gilt er
nicht.[5]

30 Milliarden Kubikmeter zu wenig

Damit geht die EU mit einem schwachen Preisdeckel in ein Jahr, in dem
erhebliche Probleme mit der Gasversorgung in Europa erwartet werden. Die
Internationale Energieagentur (IEA) geht davon aus, dass im kommenden Jahr
in der EU-Erdgasversorgung eine Lücke von gut 30 Milliarden Kubikmetern
entsteht. Dies liegt daran, dass einerseits, anders als in diesem Jahr,
fast kein oder gar kein russisches Pipelinegas mehr zur Befüllung der
Gasspeicher genutzt werden kann. Andererseits werden 2023 weltweit kaum
mehr als 20 Milliarden Kubikmeter Flüssiggas zusätzlich zur Verfügung
stehen; auf gut die Hälfte davon besitzt zudem China ein Vorkaufsrecht.[6]
Wie die Erdgaslücke in der EU gefüllt werden soll, die unter nicht ganz
optimalen Umständen sogar auf 60 Milliarden Kubikmeter anschwellen könnte,
ist ungewiss. Dabei kommt zum einen hinzu, dass der chinesische Konsum
mutmaßlich rasch steigen wird. Die Volksrepublik hatte in diesem Jahr wegen
zahlreicher Lockdowns erheblich weniger Erdgas verbraucht als geplant und
große Mengen in die EU weiterverkauft - allein im August gut vier Millionen
Tonnen, mehr als ein Sechstel des EU-Gesamtimports im ersten Halbjahr von
rund 21,4 Millionen Tonnen.[7] Das fällt 2023 weg. Zum anderen haben die EU
und Großbritannien die Einfuhr von Flüssiggas aus Russland um ein Fünftel
gesteigert; zur Zeit beziehen sie 13 Prozent ihrer LNG-Importe von dort -
mehr denn je.[8]

Versorgungskrisen im globalen Süden

Düstere Prognosen ergeben sich aus der Erdgaslücke der EU nicht nur für die
Staaten Europas, die mit ihrer Ankündigung vom Frühjahr, so schnell wie
möglich aus der Nutzung russischen Erdgases auszusteigen, die Schlacht auf
dem Gassektor mutwillig eröffnet und damit die Verknappung des Gases
herbeigeführt haben. Japan hat sich der Maßnahme - aus gutem Grund - nicht
angeschlossen und wird bis heute verlässlich mit russischem Erdgas
beliefert.[9] Steht die EU also selbstverschuldet vor womöglich ernstem
Mangel, so tun dies ärmere Staaten etwa in Süd- und Südostasien, die
bereits in diesem Sommer zeitweise gar kein Flüssiggas mehr erwerben
konnten, gänzlich unverschuldet: Die wohlhabenden Staaten der EU kauften
zeitweise jede verfügbare Tankerladung vom Markt (german-foreign-policy.com
berichtete [10]). Insgesamt hatten die Staaten Europas, inklusive
Großbritannien und der Türkei, in den ersten drei Quartalen 2022 ihren
Anteil an den Flüssiggaseinfuhren weltweit bereits von einem knappen
Fünftel auf ein knappes Drittel aufgestockt.[11] Wollen sie ihre
Erdgaslücke füllen, so müssen sie ihren Anteil noch weiter erhöhen und
damit den weniger wohlhabenden Staaten etwa Süd- und Südostasiens noch
größere Mengen Gas wegkaufen als bereits in diesem Jahr. Der Ausstieg der
EU aus dem Bezug russischen Gases droht damit eine schwere Versorgungskrise
im globalen Süden auszulösen, die diejenige dieses Jahres noch weit in den
Schatten stellt.


Anmerkungen: 

[1] Michael Sauga: "Einige Länder haben zu nahezu jedem Preis gekauft".
spiegel.de 12.12.2022.

[2] Michael Brächer, Stefan Schultz: Deutschlands teure Gashamsterei.
spiegel.de 14.10.2022.

[3] Christoph Herwartz: Der EU-Gaspreisdeckel ist ein Versprechen, das
nicht gehalten werden kann. handelsblatt.com 21.10.2022.

[4] "Scheitern wir, gibt es keine Sieger, oder wenn, Putin". Frankfurter
Allgemeine Zeitung 12.12.2022.

[5] Hendrick Kafsack: Gaspreisdeckel steht. Frankfurter Allgemeine Zeitung
20.12.2022.

[6] Hendrick Kafsack: Reicht das Gas nur bis Ende 2023? Frankfurter
Allgemeine Zeitung 13.12.2022.

[7] Zahra Tayeb: China has stopped sales of LNG to Europe to make sure its
own households have enough gas for the winter, report says.
finance.yahoo.com 17.10.2022.

[8] Kathrin Witsch: LNG-Importe aus Russland steigen auf Rekordhoch.
handelsblatt.com 08.12.2022.

[9] S. dazu Von Preisdeckeln und Selbstbetrug.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/9020

[10] S. dazu Nach uns die Sintflut.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8973

[11] Kersten Knipp: Asiaten konkurrieren mit Europa um Flüssiggas aus
Katar. dw.com 27.11.2022.
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TIERE/149: Fische - Fressgenuss ... (SB)




Vermutlich kennen nur wenige den Stör vom Ansehen her, schließlich
lebt er nahe am Grund von Flüssen und ist dort ebenso wenig zu sehen,
wie im Meer, wo er gleichfalls zu Hause ist.
Im Folgenden betrachten wir, wie und wo er lebt und warum gerade
dieser Fisch vom Menschen so gnadenlos gejagt wird.


Ein Urzeitfisch zwischen Süß- und Salzwasser

Seit ungefähr 200 Millionen Jahren leben Störe auf der Welt. Sie gab
es schon zu Zeiten, als auch Dinosaurier den Planeten bevölkerten. Sie
erlebten Vulkanausbrüche, Kontinentalverschiebungen und Eiszeiten, die
sie aufgrund ihrer hohen Anpassungsfähigkeit an ständig veränderte
Umweltbedingungen als Art bis heute überlebten.

Der Lebensraum dieser Fische befindet sich ausschließlich auf der
Nordhalbkugel, wo sie in den höheren Breitengraden in den Meeren und
Flüssen anzutreffen sind. (zum Beispiel: Schwarzes Meer, Asowsches
Meer oder im Kaspische Meer sowie in Zuflüssen wie der Lena samt
Nebenflüssen oder des Amur, sowie in der Nord- und Ostsee).




[image: Auf der Zeichnung sind deutlich die Zacken auf dem Rücken des langgestreckten Fisches zu sehen - Grafik: 1795/97, by Krüger, Public domain, via Wikimedia Commons]

Europäischer Stör, ein Urzeitfisch

Grafik: 1795/97, by Krüger, Public domain, via Wikimedia Commons




Störe gehören zur Familie großer bis sehr großer urzeitlicher
Knochenfische, von denen einige zwischen drei bis fünf Meter lang
werden können. Von den Größten ihrer Art, den Beluga-Stören, wird
sogar eine Körperlänge von bis zu acht Metern genannt. Die meisten
Störe gehören zu den anadromen Wanderfischen. Das bedeutet, dass sie
zum Laichen vom Meer die Flüsse hinauf schwimmen, also einen Wechsel
vom Salz- ins Süßwasser vornehmen. Für die Entwicklung ihres Laichs
(Rogen, Eier) ist das Süßwasser unbedingt erforderlich. Ungefähr 2,5
Millionen dunkelgraue, klebrige Eier kann ein Weibchen auf den
sandigen Uferbänken ablegen, doch kann die Zahl je nach Größe und Art
der Fische verschieden hoch sein. Die jungen Störe wachsen dort auf
und bleiben oft ein bis zwei Jahre in diesen Gewässern, bis sie dann
den Weg ins Meer antreten.

Störe können mit über 100 Jahren sehr alt werden, entwickeln sich aber
langsam. Erst zwischen zwei und fünf Jahren werden sie
geschlechtsreif. Ausgeglichen wird die lange Entwicklungszeit dieser
Fische durch die sehr große Zahl an Eiern, wodurch eine hohe
Vermehrungsrate gewährleistet werden soll. Sie leben auf dem Grund von
Gewässern, wo sie sich von kleinen bodenbewohnenden Lebewesen ernähren.
(Würmer, Krebstiere, Weichtiere). Einige Arten sind auch räuberisch
unterwegs und jagen große oder kleine Fische. Sie sind Dauerschwimmer;
ob, wann und wie sie schlafen, ist nicht hinreichend erforscht.


Warum ist der Stör ein so begehrter Fisch

Einst bevölkerten Störe fast alle nördlichen europäischen Gewässer.
Damals lebten noch so ungeheuer viele ihrer Art, dass dieser Fisch als
Arme-Leute-Essen galt. Für die Fischer war der Stör samt Rogen ein
nahrhaftes, jederzeit leicht zu fangendes Essen. Es gibt mehrere
Erzählungen darüber, wie es dazu kam, dass der Stör immer
interessanter für Zaren, Kaiser, Könige und Fürsten wurde, den
Herrschern und den sehr reichen Menschen. Dem wollen wir hier nicht
weiter nachgehen. Sicher ist, dass ungefähr seit Ende des 19.
Jahrhunderts die massenweise und rücksichtslose Jagd auf den Stör
begann und zu einer grenzenlosen Überfischung führte. Der Stör stand
kurz vor seiner Ausrottung.

Eigentlich geht es in erster Linie gar nicht um den Stör als
Speisefisch, sondern das vorrangige Interesse gilt dem Rogen, das sind
die Eier des weiblichen Fisches. Aus ihm wird Kaviar hergestellt, der
als sehr teure Delikatesse verkauft wird. Um Kaviar aus dem Rogen
herstellen zu können, werden die unbefruchteten Eier benötigt. Wenn
die Weibchen den Fluss aufwärts schwimmen, um ihre Eier abzulegen (das
wird Ablaichen genannt), werden sie, bevor das geschehen kann,
gefangen und getötet. Ihr Rogen wird entnommen und zur Herstellung in
entsprechende Verarbeitungsstätten gebracht.

Allerdings sind mittlerweile Methoden entwickelt worden, bei denen die
Weibchen nicht geschlachtet werden müssen. Was aber ist eigentlich so
besonders am Kaviar?

Beim Kaviar handelt es sich zwar um ein Nahrungsmittel mit vielen
guten Inhaltsstoffen, doch findet man diese auch in anderen
Lebensmitteln. Um sich gesund zu ernähren, müsste niemand unbedingt
Kaviar essen.


Kaviar als Statussymbol?

Kaviar kaufen und essen, das kann sich nicht jeder erlauben. Ein
Kilogramm Kaviar kann zwischen 15.000 und 30.000 Dollar kosten. Da sei
die Frage erlaubt, warum oder wodurch derart hohe Preise erzielt
werden können?

Ein Grund ist die langsame Entwicklung zur Geschlechtsreife und daher
auch die erst späte Ausbildung des Rogens. Beim Beluga-Stör
beispielsweise können ca. 18 Jahre vergehen, bevor ein Weibchen wieder
Rogen in sich trägt. Kaviar kann also nicht "am laufenden Band"
produziert werden. Des Weiteren zählt der Stör zu den vom Aussterben
bedrohten Tieren und darf normalerweise nicht wild gefangen werden,
was aber dennoch geschieht. Wilderer verlangen viel Geld für ihre
verbrecherische Handlung. Hinzu kommt, dass der Kaviar nicht lange
gelagert werden kann, er muss über die gesamte Lieferkette eine
konstante Temperatur von -2° Celsius behalten. Man kann also sagen,
dass Kaviar nur unter schwierigen Bedingungen herzustellen ist. Viele
sehr wohlhabende Leute bezahlen viel Geld für den Kaviar, und so ist
es eher ein Statussymbol als ein Nahrungsmittel. Erschreckend ist,
dass dafür eine Fischart beinahe gänzlich ausgerottet wurde!


Kaviar aus Aquakulturen - das Leid der Fische endet nicht

Um das Geschäft mit dem Kaviar auf legalem Wege aufrechtzuerhalten,
werden Störe heute in vielen Ländern in sogenannten Aquakulturen
gezüchtet. Doch ihre Aufzucht in Gefangenschaft erweist sich als
schwierig. Die meisten Störe fühlen sich im kühlen frischen Wasser
wohl und lieben es als Dauerschwimmer weite Strecken zu schwimmen.




[image: In viel zu kleinen Kästen sind die Fische eingesperrt - Vitaly Schamchikov, 2018, eigenes Werk, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

Störkäfige in dem Fluss Suda

Vitaly Schamchikov, 2018, eigenes Werk, CC BY-SA 4.0

[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons




Wie in allen sogenannten Aquakulturen wird die Fütterung wie auch die
Säuberung bei der Haltung von sehr vielen Tieren auf begrenztem Raum
zum Problem. Die Herausbildung von Infektionskrankheiten, die sich
schnell ausbreiten und dann mit Antibiotika behandelt werden müssen,
ist hier sehr wahrscheinlich. Bei Wanderfischen, die den Wechsel von
Süß- in Salzwasser bevorzugen, ist eine artgerechte Haltung schwer
möglich.


Was noch zum Aussterben vieler Störarten geführt hat

Wie oben erwähnt, handelt es sich bei Stören um Meeresfische, die aber
als Wanderfische zum Laichen in Flussgewässer, also ins Süßwasser
schwimmen. Durch den Bau von Wehren und Staudämmen wird ihnen der Weg
versperrt. Sie können nicht mehr flussaufwärts schwimmen oder das Meer
erreichen. Damit wird ihr Fortpflanzungsrhythmus unterbrochen, was zur
Folge hat, dass sich ihre Population nicht erholen kann. Außerdem sind
nahezu alle nennenswerten Zuflüsse zum Meer mittlerweile begradigt
worden, beispielsweise um den Schiffsverkehr zu ermöglichen. Dazu
wurden die Uferbänke beseitigt, das heißt, sie wurden ausgebaggert,
aber gerade diese Ufersande, die steinigen Kiesbänke, dienen den
Stören als gut geeignete Laichplätze. Hinzu kommt die starke
Gewässerverschmutzung durch Abfälle und Chemikalien. Schlimm wirkt
sich für die Störe auch die Erhöhung der Wassertemperatur aus, die
durch den Klimawandel verursacht wird. All dies führt zu enormen
Verlusten in den Störbeständen.


Die Rettung der Störe

Um ein Verschwinden des Störs zu verhindern, werden Zuchtfarmen
angelegt, mit der Absicht, die jungen heranwachsenden Störe in
geeigneten Flussläufen auszuwildern.

Das ist nicht ganz einfach, da das Aussetzen der Fische gut
vorbereitet sein will. Denn damit die jungen Störe sich in den Flüssen
entwickeln können, müssen die angemessenen Umweltbedingungen
wiederhergestellt sein: kühles, sauberes Wasser, weite Ufersande mit
genügend Kiesbänken, eine möglichst abwechslungsreiche
Flussbettstruktur und der freie Weg ohne Hindernisse ins Meer oder in
den Fluss.

Erfreulicherweise gibt es viele Menschen, die sich in Organisationen
zur Rettung des Störs zusammengefunden haben, um genau diese Aufgaben
zu übernehmen und dafür zu sorgen, dass möglichst viele Fische
Nachwuchs bekommen können und sich die Populationen der Störarten
wieder vergrößern.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.sturgeon.de/

https://www.rnd.de/wissen/stoere-vom-aussterben-bedroht-so-soll-der-fisch-in-deutschland-wieder-angesiedelt-werden-H44LMJ7C4VCYNB4MYLVXG6WLG4.html

https://www.attiluskaviar.de/pages/a-history-of-desire
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WISSENSDURST/059: Schaden oder Schaden ... (SB)
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Stefan und Ben schlendern nach der Schule durch den Stadtpark, um zu
Ben zu gehen. Dort wollen sie gemeinsam ihre Chemiehausaufgaben
bewältigen. Aber es gibt immer wieder Dinge, die sie viel mehr
interessieren.

Ben: "Ich hab gestern mit ein paar Leuten in der Fußgängerzone
gesprochen, ich glaube sie gehörten zu Fridays for Future oder Letzte
Generation, ich habe nicht so drauf geachtet. Wie ich sie verstanden
habe, denken sie, dass die alternativen Energiequellen die Lösung für
die Versorgungsprobleme und die Klimarettung sind. Sie sind sogar für
die Nutzung von E-Autos und überhaupt für alles was fährt, sich bewegt
und mit Batterie beziehungsweise Akku betrieben werden kann."

Stefan: "Oje, gut dass ich nicht dabei war, du weißt, dass ich beim
Thema Elektromobilität an die Decke gehen könnte, aber erzähl mal
weiter."

Ben: "Sie sind mit ihren Argumenten was die Energieversorgung angeht
auf ähnlichem Kurs wie die Bundesregierung in Richtung der Förderung
alternativer Energiequellen, wie Windkraft, Photovoltaik,
Biokraftwerke und vorrangig die Wasserstofftechnologie. Doch um den
entsprechenden Ausbau zu ermöglichen, wird weiterhin fossile Energie,
vorzugsweise Gas, benötigt. Dieses Gas soll in Form von verflüssigtem
Gas (LNG=Liquefied Natural Gas) per Schiff aus anderen Ländern zu uns
nach Deutschland gebracht werden."

Stefan: "Also weißt du Ben, was mir bei dem verflüssigten Erdgas
sofort einfällt?"

Ben: "Ich denke schon, denn manchmal ist der Chemieunterricht doch zu
etwas zu gebrauchen. Gas hat ein großes Volumen und wenn das
zusammengepresst (komprimiert) wird, damit es aus dem gasförmigen in
den flüssigen Aggregatzustand wechselt, dann erfordert das einen hohen
Druck ?"

Stefan: "Genau, und der wird mit Kompressoren erzeugt und mit Strom
betrieben. Aber Ben, ich denke wir sollten uns einmal um die
LNG-Schiffe und die LNG-Terminals kümmern. Ich habe zufällig mit meiner
Mutter einen Bericht über die 'Höegh Esperanza' im Fernsehen gesehen."

Ben: "Wer oder was ist das?"

Stefan: "Das ist das erste LNG-Schiff, das Deutschland gechartert hat
und das dann in Wilhelmshaven an dem neuen LNG-Terminal anlegen soll,
um das Gas abzuliefern."

Ben: "Das hört sich erst mal ganz einfach und normal an, aber wie ich
dich kenne, gibt es da einen Haken."

Stefan: "Genau. Dieses Schiff wurde von Australien geliefert, weil es
dort aus Umweltschutzgründen nicht zugelassen wurde. Es gibt nämlich
ein Problem mit der Reinigung der Rohrleitungen. Sie werden mit Chlor
und Meerwasser durchgespült, das danach wieder ins Meer geleitet
wird."

Ben: "Und warum wird das gemacht?"

Stefan: "Bei Chlor handelt es sich um ein sogenanntes Biozid, also
einen Stoff, der lebende Organismen wie beispielsweise Seepocken und
Muscheln vernichtet. Die setzen sich nämlich gern an den Rohren ab."

Ben: "Halt mal kurz, an welchen Rohren?"

Stefan: "Entschuldige, das ist natürlich etwas zu kurz erklärt. Also
die LNG-Schiffe, wie auch die Höegh Esperanza, transportieren das
Erdgas in verflüssigter Form in großen Tanks auf ihrem Deck. Damit es
flüssig wird und bleibt, muss es eine konstante Temperatur von -162 °C
behalten. Doch wenn es bei dem LNG-Terminal angekommen ist, muss das
verflüssigte Gas wieder in den gasförmigen Zustand zurückgeführt
werden. Das nennt man Regasifizierung. Um das zu erreichen, werden die
Mengen verflüssigten Gases in einer speziellen Rohr- und
Lamellenanordnung mit Nordseewasser erwärmt. Dieses Wasser ist mit
Chlor angereichert, damit sich in dem Rohrsystem (den
Regasifizierungsanlagen) eben keine Organismen festsetzen können.
Danach wird dieses Wasser, das nicht nur Chlor enthält, sondern auch
noch 7°C kälter ist als zuvor, wieder in die Nordsee gespült."

Ben: "Das hört sich gar nicht gut an, das Chlor wirkt doch dann auch
auf Fische, Algen, Seetang, Krabben und Krebse."

Stefan: "Ganz genau. Außerdem werden neben dem Chlor auch noch weitere
chemische Stoffe verwendet, unter anderem auch Bromverbindungen. Brom
gilt als ein Nervengift. Ich denke, selbst wenn es sich nur um geringe
Mengen handeln sollte, erhöht sich die Konzentration ja mit jeder
weiteren Anlieferung von verflüssigtem Gas und dem folgenden
Regasifizerungsverfahren. Ich bin sicher, dass das die Lebewesen im
Meer schädigen wird."

Ben: "Und letztlich doch auch uns, wenn wir die Fische aus dem Meer
essen, oder? Aber wie kann das angehen? Dieses Schiff dürfte doch auch
bei uns überhaupt nicht zugelassen werden! Schließlich ist das
Wattenmeer ein Naturschutzgebiet und sogar ein Weltkulturerbe, das mit
dem giftigen Abwasser verschmutzt wird."

Stefan: "Das habe ich erst auch nicht verstanden, aber später in der
Dokumentation kam dann die Erklärung. Die Bundesregierung hat ein
LNG-Beschleunigungsgesetz (LNGG) erlassen, sozusagen als Ausnahmeregelung
für die schnelle Errichtung der LNG-Terminals. Das bedeutet, dass die
eigentlich notwendige Umweltverträglichkeitsprüfung wegfällt."

Ben: "Das heißt im Klartext, es können die größten
Umweltverschmutzungen einfach durch dieses neue Gesetz zugelassen
werden? Es gibt keine Beschränkungen?"

Stefan: "Jedenfalls habe ich das so verstanden. Ben, ich könnte vor
Wut platzen, ich habe doch tatsächlich einmal geglaubt, dass die
Grünen sich um Umweltbelange kümmern würden."

Ben: "Tja, was soll man dazu sagen ??"

Stefan: "Zum Glück gibt es viele Umweltorganisationen, so auch die
Deutsche Umwelthilfe, die darauf aufmerksam machen und dagegen
vorgehen wollen."

Ben: "Komm Stefan, lass uns nun von den unerfreulichen Informationen
zu den unangenehmen Dingen des Schulalltags wechseln und uns an die
Chemie-Aufgaben machen!"



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/oldenburg_ostfriesland/LNG-Terminal-Umwelthilfe-fordert-Verzicht-auf-Chlor,lng406.html

https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/oldenburg_ostfriesland/LNG-Terminal-in-Wilhelmshaven-Gefahr-fuer-das-Wattenmeer,lng380.html

https://www.stern.de/politik/deutschland/lng-terminalschiffin-wilhelmshaven-droht-ein-chemieunfall--32855370.html

https://www.fluessiggas1.de/lng-regasifizierungsanlage-lng-in-gas-umwandeln/
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GRASWURZELREVOLUTION/1965: Selbsthilfe und Selbstermächtigung - Beratungsarbeit und Vernetzung für Frauen mit Behinderungen

graswurzelrevolution Nr. 473, November 2022

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Selbsthilfe und Selbstermächtigung

Beratungsarbeit und Vernetzung für Frauen mit Behinderungen

Interview der Graswurzlrevolution von Silke mit Nicoletta Rapetti



Seit dreißig Jahren bietet das Heidelberger Bildungs- und
Beratungszentrum BiBeZ e. V. selbstorganisierte Unterstützung für
Frauen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen an. Im Interview
mit der Graswurzelrevolution stellt Nicoletta Rapetti die Arbeit des
Projekts vor. (GWR-Red.)


GWR: Kannst du zunächst ein paar Worte zu eurem politischen Ansatz
und Selbstverständnis sagen?

Nicoletta Rapetti: Besonders ist, dass wir ein eigener Verein sind,
also keinen Träger über uns haben. Wir können damit so frei wie nur
möglich und vor allem unabhängig arbeiten. Das ermöglicht uns, auch
auf politischer Ebene agieren zu können. Je nach Trägerschaft und
Finanzierung ist die politische Arbeit nämlich nicht möglich.
Allerdings glauben wir, dass Einzelfallarbeit in unserem Bereich, wo
es um gesellschaftliche Ungleichheiten geht, nur Sinn ergibt, wenn
frau gleichzeitig politisch agiert und damit auch strukturell
versucht, Dinge zu verändern.

Zudem ging der BiBeZ e. V. aus der Krüppelbewegung hervor. Es geht
also darum, Selbstbestimmung zu leben und zu ermöglichen. Wir als
Frauen mit Behinderungen wollen nicht mehr von Menschen beraten
werden, die keine Erfahrung mit diesem Thema haben, aus der
Normgesellschaft stammen und eine/n dann von oben herab beraten. Es
geht um Hilfe zur Selbsthilfe und Selbstermächtigung. Menschen mit
Behinderungen müssen selbst zu Wort kommen, sich politisch selbst für
ihre Belange einsetzen können und selbst nicht nur an der Gesellschaft
teilhaben, sondern ganzer Teil von ihr sein. Deshalb gibt es unsere
Stelle, eine Instanz, in der nur Frauen mit Behinderung arbeiten
dürfen, die ihrerseits anderen Frauen mit Behinderungen helfen, ein
selbstbestimmtes und unabhängiges Leben zu führen. Und gleichzeitig
setzen wir uns auf politischer Ebene für diese Frauen und für uns
selbst ein. Wir sind nicht unparteiisch, sondern beziehen klare
Position, die wir transparent machen und reflektieren.

Außerdem arbeiten wir in unserem Team hierarchiefrei. Wir handeln
alles basisdemokratisch aus und sind damit in hohem Maß
selbstverantwortlich. Und wir machen alles, von der Finanzakquise über
die Beratungs- und Bildungsarbeit bis hin zur Öffentlichkeitsarbeit.

Worin bestehen eure praktischen Arbeitsschwerpunkte? Welche
Angebote habt ihr?

Wir machen vor allem Beratungs- und Bildungsangebote. Zur Beratung
kann jede und jeder kommen, die oder der Fragen oder Anliegen zum
Thema Behinderung und chronische Erkrankung hat. Unser
Beratungsangebot ist seit letztem Jahr für, alle Geschlechter offen
und umfasst jegliche Fragen rund um Schwierigkeiten im Job wegen der
Behinderung, Fragen zu Schule, Ausbildung und Studium mit Behinderung,
Fragen zur Erwerbsminderungsrente, zur Eingliederungshilfe oder
einfach nur Fragen dazu, wie frau mit der eigenen Behinderung im
Alltag umgeht und klarkommt.

Unser Bildungsangebot umfasst Workshops und Seminare für unsere
Klientinnen, beispielsweise zu den Themen Selbstbewusstsein und
Empowerment, Selbstbestimmung, Sexualität und vieles andere mehr. Wir
geben zudem auch Seminare für Fachpersonen, Angehörige oder sonstige
Interessierte. Wir haben regelmäßige Angebote für unsere Klientinnen,
die einmal im Monat stattfinden, wie unseren Kreativtreff oder unseren
Gesprächskreis. Diese dienen auch dazu, dass die Frauen sich
untereinander kennenlernen und vernetzen können, um sich gegenseitig
zu stärken. Zudem sind wir in verschiedenen Netzwerken Heidelbergs
aktiv wie der Frauen-AG oder dem Bündnis gegen Armut und Ausgrenzung.

Welche geschlechtsspezifischen Probleme gibt es für behinderte
Frauen - also zusätzlich zu den ohnehin bestehenden ableistischen
Barrieren in allen Lebensbereichen?

Behinderte Frauen sind wesentlich stärker von den Themen Gewalt, Armut
und Arbeitslosigkeit betroffen als behinderte Männer. Hier treffen
sich die gesellschaftsbedingten Nachteile von Frauen mit den
gesellschaftsbedingten Nachteilen von behinderten Menschen und ergeben
den Faktor der Doppeldiskriminierung. Behinderte Frauen sind
wesentlich öfter arbeitslos, und wenn sie arbeiten, sind sie nur in
Teilzeit beschäftigt, arbeiten oft im sozialen unterfinanzierten
Bereich und in prekären Arbeitssituationen. Das erhöht ihr
Armutsrisiko drastisch. Da Frauen generell als das schwache Geschlecht
gelten, gelten behinderte Frauen erst recht als schwach und nicht
leistungsfähig.

Behinderte Frauen mit Familie sind stärker davon betroffen, dass sie
sich um Haushalt und Kinder kümmern müssen. Und dann wird ihnen
oftmals noch die Rolle als Frau aberkannt, da sie nach wie vor häufig
als unattraktiver gelten als Frauen ohne Behinderung und sehr stark
mit seltsamen Frauenbildern konfrontiert werden, die wir eigentlich
längst überwunden haben sollten. Behinderte Frauen sind wegen all
dieser Faktoren oft nicht sehr selbstbewusst und zweifeln stark an
sich und ihren Fähigkeiten, denn genau das wird ihnen widergespiegelt:
das Bild der schwachen, armen und schutzlosen Frau, die
hilfebedürftig, nicht leistungsfähig und abhängig ist und selbst nicht
in der Lage ist, etwas zu erreichen.

Wenn heute darüber gesprochen wird, dass es zu wenige Frauen in
Führungspositionen gibt, dann kann ich nur sagen: Behinderte Frauen in
Führungspositionen gibt es erst recht nicht. Und wer das Thema
anspricht, wird an den zumeist irritierten Reaktionen darauf, im Sinne
von "Irgendwann ist es ja auch mal gut mit den Forderungen" merken,
wie verhärtet die Ungleichheit nach wie vor noch ist.

Ein wichtiger Meilenstein für eure Initiative war in den
1990er-Jahren die Ausstellung "Geschlecht: Behindert - Merkmal: Frau".
Was war das Konzept des Projekts, und welche Erfolge wurden damit
erzielt?

Bei der Ausstellung damals begaben sich die Frauen bewusst in
klischeebehaftete Frauenbilder, um sich dann wieder von diesen zu
lösen. Es ging darum zu zeigen, dass auch Frauen mit Behinderungen
eben Frauen sind, attraktive, sexuelle Wesen und keine Neutren. Sich
in die Rolle als Frauen zu begeben, erscheint dann erstrebenswert,
wenn frau noch nicht mal das ist. Frau kann sich erst dann von solchen
Vorstellungen lösen, wenn frau sie erreicht, wenn frau sich in sie
begibt; erst danach kann frau sich selbst als freies Wesen neu
erfinden. Darum ging es den Frauen: In erster Linie wollten sie sich
befreien und sich selbst entdecken und finden, und in zweiter Linie
wollten sie natürlich auch ganz gerne damit provozieren und ein
anderes Bild von Frauen mit Behinderungen in die Welt setzen, eines
von attraktiven selbstbewussten Frauen, denn das Bild von
pflegebedürftigen armen geschlechtsneutralen Wesen hatten sie
eindeutig satt.

Die Ausstellung hatte den Erfolg, dass viele Menschen sie gesehen
haben und mit der Thematik und den Bildern konfrontiert wurden. Die
Meinungen waren natürlich gespalten, was bedeutet, dass die Aussage in
jedem Fall wichtig und neu und die Ausstellung damit erfolgreich war.

Eben wurde eine neue Fotoausstellung von uns mit Namen
"Selbst-Bewusst-Sein - 36 shades of being normal" auf den Weg
gebracht, die auf Wanderschaft geht, gerne bei uns angefordert werden
kann und die Themen von damals ins Heute zu übertragen sucht. Heute
geht es für behinderte Frauen nicht mehr darum, über den Umweg des
Frauenbildes zu sich selbst zu finden. Heute geht es darum, sich
grundsätzlich von gesellschaftlichen Zuschreibungen zu befreien und
dem von außen gezeichneten Bild von Behinderung das eigene
entgegenzusetzen und es einfach in die Welt zu stellen und sichtbar zu
machen. Das haben wir mit dieser Ausstellung versucht.

In vielen Bereichen hat es deutliche Verbesserungen für Menschen
mit Behinderungen gegeben - zumindest auf dem Papier. An welchen
Stellen seht ihr besonders dringenden Veränderungsbedarf?

Vor allem gab es Verbesserungen bei der Anrechnung von Einkünften und
Vermögen, wenn Menschen mit Behinderungen Eingliederungshilfe
beziehen. Es lohnt sich mittlerweile auch für Menschen mit
Behinderungen zu arbeiten, da sie nicht alles wieder für ihre Hilfen
abgeben müssen. Und das Thema Behinderung und Inklusion ist nun
wesentlich bekannter als früher und nicht überall Neuland, und auch
wenn oft nicht danach gehandelt wird, ist das Paradigma der
Selbstbestimmung keines, das immer wieder gerechtfertigt werden muss.

Dagegen lässt die Barrierefreiheit der Öffentlichkeit nach wie vor
stark zu wünschen übrig. Auch die ärztliche Versorgung für Menschen
mit Behinderungen ist schwierig aufgrund mangelnder Barrierefreiheit.
Und trotz Fachkräftemangel sind Menschen mit Behinderung immer noch
stark von Arbeitslosigkeit betroffen oder schaffen es erst gar nicht
auf den ersten Arbeitsmarkt mangels dessen Flexibilität.
Institutionelle Unterstützung ist nach wie vor schwierig zu beantragen
und voller bürokratischer Hürden. Und teilweise müssen Anträge für
Hilfsmittel oder ähnliches sogar noch stärker begründet und schärfer
eingefordert werden, weil die finanziellen Mittel knapper werden.

Es gibt also auf der einen Seite Verbesserungen, auf der anderen
Verschlechterungen durch Ressourcenverknappung und den Mangel an neuen
kreativen Ideen, wie alle Menschen gut unterstützt werden können, ohne
dass dies den Staat immer mehr Geld kostet. Hilfe ist
individualisiert, wie die Menschen selbst auch. Konzepte und Ideen,
die in Richtung wahrhaftige nachbarschaftliche Unterstützung gehen,
gibt es kaum. Damit würden ja auch die Einnahmequellen vieler
Wohlfahrtsverbände gefährdet, denn auch die Soziale Arbeit ist
letztlich kapitalistisch orientiert.

Vielen Dank für das Interview und eure wichtige Arbeit!
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Die Revolution von Rojava

Die Themen Krieg und Umwelt sind an keinem Ort der Welt unabhängig
voneinander zu betrachten. Insbesondere in Regionen, die über Jahrzehnte
hinweg direkt von Kriegen geprägt sind, ist die ökologische Situation
verheerend. Die autonome Region Nord- und Ostsyrien ist ein Beispiel dafür.
Syrien befindet sich in einem seit 2011 andauernden Krieg. Nur ein Jahr
nach Kriegsbeginn konnte die Bevölkerung im Nordosten des Landes mithilfe
der Erfahrung der kurdischen Freiheitsbewegung eigene
Selbstverteidigungseinheiten und eine autonome Selbstverwaltung aufbauen.
Diese Region wird als "Rojava" bezeichnet (kurdisch für "Westen", da dies
der westliche Teil Kurdistans ist).

Die Revolution von Rojava ist inspiriert und beeinflusst vom Paradigma der
kurdischen Freiheitsbewegung, welche sich auf die drei Säulen Ökologie,
Frauenbefreiung und direkte Demokratie stützt. Das Paradigma bietet nicht
nur Lösungen in explizit gesellschaftlichen oder politischen Fragen für den
Mittleren Osten, sondern auch für ökologische Fragen auf globaler Ebene.
Auch aus diesem Grund steht die Autonomie-Region wortwörtlich unter
ständigem Beschuss der umliegenden Staaten sowie der imperialen
Kriegsmächte, da die dargelegten Lösungsansätze ein Ende des Krieges und
somit ein Ende des Profits dieser Mächte bedeuten würden.

Insbesondere der türkische Staat hat mehr als nur ein Interesse, die
Revolution im Keim zu ersticken. So führt das Erdogan-Regime einen
ununterbrochenen Krieg auf mehreren Ebenen gegen die Menschen, die dort
tagtäglich für den Neuaufbau ihrer Heimat kämpfen. Von direktem
Artilleriebeschuss über die Grenze bis hin zu wöchentlichen
Drohnenangriffen, bei welchen schon dutzende Menschen ermordet wurden.
Außerdem greift der türkische Staat immer wieder auf eine Kriegsführung
zurück, die auf die Zerstörung der Umwelt und der natürlichen Ressourcen
abzielt - mit dem Zweck, das Land auszutrocknen und die Menschen und Tiere
verhungern zu lassen.

Wasser als Waffe

Die möglicherweise größte Waffe in der Hand des türkischen Regimes ist das
Wasser des Euphrats, des Tigris und des Chabur-Flusses, welche auf
türkischem Staatsgebiet entspringen und zuvor Millionen von Menschen im
Norden Syriens und Iraks mit sauberem Trinkwasser versorgten. Mit dem Bau
von 22 Staudämmen im Rahmen des "Southeastern Anatolia Project (GAP)"i wird
der Durchfluss des Wassers nach Syrien und in den Irak schwer
vermindert.[2]

So herrscht nicht nur enorme Knappheit an Trinkwasser, es ist vor allem
auch ein schwerer Schlag für die Agrikultur im Norden Syriens. Der Großteil
der nordsyrischen Ökonomie lebt von der Landwirtschaft. Aufgrund des
Wassermangels vertrocknen die Felder und die Ernte bleibt aus. Ein weiterer
großer Teil der Bevölkerung lebt von der Viehzucht. Durch die rapide
Desertifikation bleibt auch die Nahrung der unzähligen Schafherden aus.
Traditionelle Tätigkeiten können immer weniger ausgeübt werden.

Das Wasser als Waffe greift auf humanitärer Ebene an. In den vergangenen
Monaten sind die Entwicklungen der Region in Bezug auf die Wassersituation
besonders akut. Durch verminderte Hygiene-Möglichkeiten verbreiten sich
Krankheiten insbesondere über unreines, abgestandenes Wasser. So werden
erst seit wenigen Monaten immer mehr Fälle von Cholera identifiziert.[3]
Es gibt verschiedene Ansätze und nicht-militärischen Widerstand gegen diese
Wasserpolitik. Ende 2021 fand etwa ein Wasserforum in Hesekê statt, wobei
Lösungsschritte und Strategien entwickelt wurden.[4]

Abholzung und Chemiewaffen

Der Krieg gegen Mensch und Natur im Nordosten Syriens hat viele Facetten.
In den vom türkischen Staat und von durch die Türkei unterstützten
islamistischen Gruppierungen besetzten Gebieten ist dies ganz besonders
ersichtlich. Dort wurde der Natur regelrecht der Krieg angesagt. Im seit
2018 besetzten Afrin werden mehrere tausend Bäume abgeholzt und auf dem
Markt verkauft oder einfach verbrannt.[5] Die Region Afrin ist bekannt für
ihre olivenbaumreiche Landschaft und war bis zur Besatzung die grünste
Region im Norden Syriens. Die Bevölkerung Afrins identifiziert sich
hauptsächlich über diese natürliche Ressource. Die Menschen aus Afrin, die
wir kennengelernt haben, haben eine ganz besondere emotionale Bindung zu
ihren Olivenbaumfeldern. So ist die Baumrodung nicht nur ein ökologischer
und ökonomischer, sondern auch ein kultureller Angriff auf die Menschen der
Region. Die Abholzung von Seiten des türkischen Regimes begrenzt sich
jedoch nicht nur auf den westlichen Teil Kurdistans (Nordsyrien), sondern
nimmt auch in Nordkurdistan (Südosttürkei) immense Ausmaße an.[6]

Der grausamste Aspekt der türkischen Kriegsführung ist jedoch der Einsatz
von Chemiewaffen. So wurden 2019 z.B. Phosphorbomben bei der Invasion in
Serê Kaniyê eingesetzt.[7] Es gibt starke Indikationen, dass die türkische
Armee seit April dieses Jahres in den Bergen Südkurdistans (Nordirak)
verbotene Chemiewaffen wie z.B. Chlorpikrin und Pfefferspray gegen die
kurdische Guerilla einsetzt.[8] Allein in den sechs Monaten von April bis
Oktober 2022 wurden nach Angaben der Volksverteidigungskräfte (HPG)
mindestens 2004-mal international verbotene Bomben und chemische Waffen von
Seiten der türkischen Armee eingesetzt.[9] Dies führt nicht nur zum Tod von
kurdischen KämpferInnen und ZivilistInnen, sondern hat langfristig
desaströse Folgen für die Umwelt, deren Ausmaß derzeit noch gar nicht
abgeschätzt werden kann.

Kolonialismus

Wenn über den Zusammenhang von Umweltzerstörung und Krieg gesprochen wird,
so wird eine Thematik häufig außen vorgelassen oder nur oberflächlich
angekratzt: Das Problem des Kolonialismus. Es ist nicht nur direkt mit
Krieg und Umwelt verbunden, sondern bildet auch das Fundament der ganzen
Problematik. Allgemein bekannt ist, dass die Umweltzerstörung in ihrem
ganzen Ausmaß im Globalen Süden zum Vorschein kommt. Der Globale Süden ist
sowohl ökonomisch als auch ökologisch eine Kolonie des Globalen Nordens.
Insbesondere im Zeitalter des Plastiks wurden die Länder des Südens zur
Müllhalde der Welt ernannt. Es sind auch vor allem die Länder des Globalen
Südens, in welchen die Imperialmächte ihre Kriege physisch ausführen. So
werden sowohl Luft, Wasser und Erde durch Munition, explosive Stoffe und
Gase verschmutzt als auch die Natur langzeitig vergiftet.

Krieg und Kolonialismus sind jedoch nicht nur als klassisch militärische
Auseinandersetzungen zu verstehen. Eine Form des Kolonialismus ist die
systematische Ausbeutung von Mensch und Natur. Dieses Phänomen gehört nicht
der Vergangenheit an, sondern ist heute so präsent wie zu Kolumbus' Zeiten.
Es ist ein verschleierter Krieg, den die westlichen Staaten des Nordens vor
unseren Augen gegen den Globalen Süden führen. Insbesondere indigene Völker
wie das kurdische Volk oder die verschiedenen Ethnien Zentral- und
Südamerikas haben seit tausenden von Jahren im Einklang mit der Natur
gelebt. Es sind diese Volksgruppen, die die Sprache der Natur sprechen und
sie seit hunderten von Jahren vor Angriffen der Gierigen schützen. Die
Ausbeutung des Südens ist insbesondere in der kapitalistischen Moderne für
die Menschen des Globalen Nordens unabdingbar, solange sie ihren
Lebensstandard nicht radikal verändern wollen. Die globale Klimakrise ist
im Grunde ein Problem des Kolonialismus, denn die Ausbeutung findet statt,
um die sogenannte "Entwicklung" des Nordens und seinen Wohlstand zu
sichern. Kurz gesagt: Die globale Umweltzerstörung ist eine Konsequenz der
Logik der kapitalistischen Staaten mit ihrer kolonialen Natur, die durch
verschiedene Kriegstaktiken an ihr Ziel gelangen wollen. Die Taktiken
dieses Krieges sind teilweise sehr offensichtlich, teilweise grün gewaschen
und unterschwellig.

Jedoch können wir insbesondere in Kurdistan, welches als eine Kolonie der
vier Besatzerstaaten Iran, Irak, Türkei und Syrien bezeichnet werden kann,
eine Kolonialpolitik erkennen, die nicht nur von fernen Kräften, sondern
direkt von den Regimen vor Ort kommt. So ist die Landschaft Nordsyriens ein
herausragendes Beispiel für den Umgang des syrischen Regimes mit der
eigenen kurdischen Gesellschaft. Über Jahrzehnte hinweg war es der
Bevölkerung Nordsyriens, welche überwiegend kurdisch ist, dennoch auch aus
AraberInnen, ArmenierInnen, TurkmenInnen, TscherkessInnen und AssyrerInnen
besteht, verboten nach eigenem Ermessen und Bedürfnis Gemüsegärten
anzulegen oder Bäume zu pflanzen. Das Regime nutzte die Region als
Kornkammer Syriens und setzte das Land in dieser Region einer Monokultur
aus, die die Qualität des Bodens stark gesenkt hat. Ein weitaus
unterschätzter Effekt dieser Politik ist die Entfremdung der Menschen von
einer vielfältigen Agrikultur und der Kultur des Bäumepflanzens. Auch hat
das syrische Regime niemals eine Abfallstrategie implementiert, was mit der
ständigen Zunahme von Plastikabfall heute zu großen Problemen führt, da die
Gesellschaft jahrelang gelernt hat, Abfall in der Gegend liegen zu
lassen.

Die verschiedenen Politiken der umliegenden und der imperialen Staaten
führen zu immensen Schwierigkeiten in der ökologischen Frage für die
Region. Auch machen sich die Auswirkungen des Klimawandels immer mehr
bemerkbar. Insbesondere die letzten Jahre sind von extremer Sommerhitze und
ungewöhnlich wenig Niederschlag geprägt. Dies hat eine verstärkende Wirkung
auf die ohnehin schon verheerende Kriegspolitik des türkischen Staates
gegenüber der Natur Kurdistans.

Die Kampagne "Make Rojava Green Again"

Seit Beginn der Revolution von Rojava und der Abwesenheit des syrischen
Regimes bemühen sich die Menschen vor Ort, Lösungen für oben genannte
Probleme zu finden. Sowohl lokale Initiativen und NGOs als auch die
Autonome Selbstverwaltung machen Anstrengungen, um die ökologische
Situation zu verbessern und Projekte in dieser Sache voranzutreiben. So
haben auch wir, als Kampagne "Make Rojava Green Again" im Jahr 2018 mit
unseren Arbeiten in Rojava begonnen. Mit dem Bau der Internationalistischen
Jugendkommune[10] haben wir uns einen Ort geschaffen, an dem wir uns mit
den Gegebenheiten der Region auseinandersetzen können. Neben den
gepflanzten Bäumen und dem Garten bietet die Kommune einen Platz, um mit
verschiedenen AkteurInnen und ExpertInnen, ob aus dem Mittleren Osten oder
aus anderen Teilen der Welt, zusammenzukommen und praktische Lösungen
bezüglich der ökologischen Krise in einem anti-kapitalistischen Rahmen zu
finden. Über den Aufbau der Kommune haben wir auch unser Buch geschrieben,
welches erst die ideologische Grundlage unserer Arbeiten beschreibt und
dann konkret auf die Probleme in der Region eingeht.[11]

Aufgrund des Sicherheitsrisikos während der Militäroperation gegen Afrin
2018 und während der Invasion der Region Serê Kaniyê 2019 konnten wir
unsere Arbeit nur schwer fortsetzen. Auch jetzt droht Erdogan erneut mit
einer Militäroffensive. Jedoch hat der Krieg in niedrigerer Intensität nie
aufgehört. Zwangsläufig ist ein Großteil unserer Arbeit mit der Thematik
der kriegsbedingten Umweltzerstörung und ihren humanitären Folgen
verknüpft. Trotz der Umstände sind uns einige Projekte gut gelungen. So zum
Beispiel das Reservat in Hayaka, oder die Säuberungs- und Begrünungsaktion
des Flussbettes in der Stadt Dêrik.

In den letzten Jahren, nach dem Krieg gegen den IS, ist in der Bevölkerung
mehr Engagement entstanden. Daher wollen wir künftig vermehrt von
Gesellschaftsinitiativen getragene lokale Projekte unterstützen. Außerdem
fokussieren wir uns darauf, eine Schlüsselstelle zwischen den Gruppierungen
vor Ort und der internationalen Community zu bilden. Wir wollen uns mehr
mit anderen ökologischen, antikolonialen Kämpfen verbinden, denn wir sind
überzeugt, dass die Ansätze und Bewegungen, die zum Frieden führen, in den
Krisengebieten entstehen müssen, und nicht von den Zentren der Profiteure
kommen können. Was wir in Rojava wie auch in den Bergen Kurdistans finden,
ist ein unglaubliches Potenzial, ein gesellschaftlicher Kampf, der den
Ursachen auf den Grund geht.
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Krieg durch die Medien und die Rolle des Journalismus

Interview mit Pavlos Nerantzis von Vangelis Vitzilaios, 15. Oktober 2022



Das Buch "Die Wahrheit wird bombardiert. Medien und Krieg mit den
Augen eines Kriegsberichterstatters" wurde aus der Perspektive eines
Journalisten geschrieben, der 30 Jahre lang über Kriege in
Lateinamerika, auf dem Balkan, im Nahen Osten und in Asien berichtet
hat. Es ist ein Erfahrungsbericht mit einem stark reflektierenden Ton,
der zum ersten Mal in der griechischen Kommunikationswissenschaft die
Methode der Autoethnografie anwendet; und es ist gleichzeitig das
Ergebnis einer langfristigen Forschungsarbeit, die die Rolle der
mächtigen Nachrichtenorganisationen bei der Berichterstattung über
bewaffnete Konflikte, Fake News, Propaganda und Zensur in den großen
Kriegen dokumentieren soll, die die Welt vom 19. bis zum 21.
Jahrhundert erschütterten.

Anlässlich der Veröffentlichung seines Buches spricht der Autor
Pavlos Nerantzis, Journalist, Dokumentarfilmer, Doktor der
Fakultät für Journalismus & Medien der Aristoteles-Universität
Thessaloniki und wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für
alternative Politik ENA, mit dem Leiter der Abteilung Kommunikation &
Medien des Instituts, Vangelis Vitzilaios.


Vangelis Vitzilaios: Wir sehen, dass sich die Form und die Praktiken der Kriegführung im
letzten Jahrhundert im Vergleich zum 21. Jahrhundert stark verändert
haben, wobei die 'postmodernen Kriege', die Sie in Ihrem Buch
erwähnen, einen erheblichen Einfluss auf den Kommunikationssektor
haben. Würden Sie uns erklären, was Sie meinen?

Pavlos Nerantzis: In postmodernen bewaffneten Konflikten hat sich seit dem Golfkrieg der
Schwerpunkt rasant von der Macht der Waffen auf die Macht der
Informationen verlagert. Aufgrund der technologischen Entwicklungen
und der Beteiligung privater Unternehmen hat sich die Form der
Kriegführung verändert. Die Eliten haben neue Kommunikationsstrategien
formuliert, die Zentralisierung der Medien und den
Sensationsjournalismus sowie den 'Recycling-Journalismus' gefördert.
All dies hat sich verstärkt und zu neuen Standards in der
Berichterstattung und Darstellung des Krieges geführt.

Mit anderen Worten: Im Zeitalter des Neoliberalismus sind diese neuen
Tatsachen das Ergebnis der Stärkung des sogenannten
militärisch-industriellen Medienkomplexes, d.h. der Verflechtung von
politischer und militärischer Macht, Kriegsindustrie und Pressebaronen
auf Kosten der Glaubwürdigkeit der Medien.

Für diejenigen unter uns, die seit den 80er Jahren in Kriegsgebieten
waren, wurden diese Veränderungen schnell vor Ort spürbar: zuerst bei
der Operation Wüstensturm und den Kriegen auf dem Balkan, dann bei den
Kriegen in Afghanistan und im Irak.

Die Hauptmerkmale waren einerseits die Integration von eingebetteten
Journalisten in die Streitkräfte der kriegführenden Parteien, um eine
größere Kontrolle über den Informationsfluss zu haben, und
andererseits die Stärkung der Propagandamechanismen dank der
Zusammenarbeit zwischen dem Militär und PR-Firmen, die vorgefertigte
Berichte anbieten. Es ist kein Zufall, dass der Propagandadiskurs
zunehmend als die einzige Wahrheit angesehen wird, während
Journalisten, die einen kritischen Ansatz verfolgen und auf der Suche
nach der Wahrheit recherchieren, ins Visier genommen, verfolgt,
diskreditiert oder sogar ermordet werden. Das zeigt sich auch daran,
dass die Zahl der Kriegsberichterstatter, die in den letzten zwanzig
Jahren ihr Leben verloren haben, rapide gestiegen ist.

Kurz gesagt: zwar haben direkte Verbindungen zu den Schlachtfeldern
den Krieg in die Haushalte gebracht und Konflikte sind zu einem
Spektakel geworden, aber die Informationen sind dürftig und steril.
Die Mainstream-Medien reproduzieren zum Beispiel den Diskurs der
politischen Macht über 'humanitäre Kriege', 'intelligente Waffen' und
'Kollateralschäden', obwohl sich in postmodernen Kriegen die Zahl der
zivilen Todesopfer im Vergleich zu den getöteten bewaffneten Kämpfern
vervielfacht hat.

Gibt es trotz dieser Veränderungen dennoch Konstanten in der
Beziehung von Medien und Journalisten zum Krieg?

Natürlich gibt es Konstanten. Wie ich in der Einleitung des Buches
erwähne, wird ein Journalist oder eine Journalistin, sobald er oder
sie Informationen über ein Großereignis wie einen bewaffneten Konflikt
sammeln soll, im Grunde genommen Geschichte schreiben. Der Journalist
oder die Journalistin ist sicherlich kein Historiker oder keine
Historikerin, aber er oder sie ist de facto dazu verpflichtet, das
Geschehen in dem Moment, in dem es passiert, in Worte und Bilder zu
fassen und der Öffentlichkeit zu vermitteln.

Die Berichterstattung aus Kriegsgebieten ist der erste Versuch,
Geschichte in Echtzeit aufzuzeichnen. Und wie Robert McNamara,
Verteidigungsminister während der Nixon-Regierung, sagte: "Der
Versuch, aus aktuellen Ereignissen Geschichte zu machen, ist ein
hochriskantes Unterfangen".

Die Frage ist, wie die Kriegsberichterstattenden in einem bewaffneten
Konflikt so viele Seiten der Wahrheit wie möglich berichten sollen,
während ihr Leben auf dem Spiel steht, während die Kriegsparteien Fake
News verbreiten und Zensurmaßnahmen durchsetzen, während die Medien
miteinander konkurrieren. Wie sie unter den extremen Umständen eines
bewaffneten Konflikts, in dem sie nicht wie die anderen um das eigene
Überleben kämpfen, in Sicherheit bleiben und als Augenzeugen über
Momente des Todes, unsägliches Elend und diplomatische Manipulationen
berichten müssen, von denen das Leben Tausender Menschen abhängt.

Deshalb hat, vom Krimkrieg bis zum Vietnamkrieg und dem libanesischen
Bürgerkrieg, von Russell und Hemingway bis zu Fallaci, Page, Leroy und
Fisk, die Rolle der Kriegsberichterstattenden die Darstellung der
Konflikte dominiert. Sie waren fast mythische Figuren in den populären
Erzählungen. Das ändert sich jetzt tendenziell.

Die zweite Konstante im Bereich der Kommunikation in einem Krieg ist
die Haltung der Konfliktparteien. Politische und militärische Führer
haben schon immer versucht, ihre Gegner falsch zu informieren, um
Unrecht zu vertuschen, einen gesellschaftlichen Konsens herzustellen
und die Moral hoch zu halten. Fehlinformationen sind im Nachhinein
leicht zu dokumentieren, aber in dem Moment, in dem sie sich in einer
nebligen Landschaft ausbreiten, sehr schwer zu erkennen.

Die Wahrheit ist das erste Opfer eines Krieges. Die Wahrheit, oder
vielmehr Aspekte der Wahrheit werden durch Propaganda und Zensur
unterdrückt oder verzerrt. "Wenn die Menschen [die Wahrheit] wirklich
kennten, würde der Krieg morgen aufhören", sagte der britische
Premierminister Lloyd George während des Großen Krieges zum
Herausgeber des Manchester Guardian.

Können Journalist:innen im Zeitalter von Post-Truth, Fake News und
'Recycling-Journalismus' noch die Wahrheit ans Licht bringen? Oder ist
die Herabwertung der Rolle der Kriegsberichterstattenden in
postmodernen Kriegen unumkehrbar?

Einige sind der Meinung, dass die Rolle der Kriegsberichterstattenden
aufgrund der oben erwähnten Bedingungen in diesem Bereich überflüssig
geworden ist. Im Gegenteil, ich glaube - und das versuche ich in
diesem Buch zu zeigen, nachdem ich den Werdegang des ersten
Kriegsberichterstatters nachgezeichnet habe - dass die Anwesenheit von
Journalist:innen in einem Kriegsgebiet so notwendig ist wie eh und je.
Solange sie bestimmte Werkzeuge zur Hand haben, können sie an
Glaubwürdigkeit gewinnen und das Risiko minimieren, zu unkritischen
Überbringenden von Propagandabotschaften zu werden.

Trüben der subjektive Faktor, die Emotionalität und die Erfahrungen
im Kriegsgebiet den kühlen Blick der Kriegsberichterstattenden bei der
Aufzeichnung der Ereignisse?

Diesem Thema widme ich viele Seiten des Buches, denn es verfolgt mich
jedes Mal, wenn ich in einem Kriegsgebiet bin. Es ist ein schwieriges
Gleichgewicht, das nicht selbstverständlich ist. Das gilt umso mehr,
als jede/r von uns eine andere Ideologie und Psyche sowie
unterschiedliche Motivationen hat, sich in eine hochtoxische Umgebung
zu begeben. Außerdem dürfen Sie nicht vergessen, dass Sprache ein
ideologisches Werkzeug ist. Es ist kein Zufall, dass einige
Kriegsberichterstattende in ihren Berichten die Macht der Waffen und
das Heldentum betonen und dabei Hetzreden halten, während andere das
menschliche Leid und die Flucht beschreiben und nach den wahren
Ursachen suchen, die zu einem bewaffneten Konflikt geführt haben.

Von der Zeit des Ersten Weltkriegs und des Spanischen Bürgerkriegs bis
heute sind in der journalistischen Gemeinschaft zwei Denkschulen zu
beobachten. Nach der ersten müssen Journalist:innen eine
Kriegssituation 'objektiv' beschreiben, während nach der zweiten die
Objektivität ein Mythos ist und das Ziel eines
Kriegsberichterstatters/einer Kriegsberichterstatterin darin besteht,
so viele Aspekte der Wahrheit wie möglich zu beleuchten und vor allem
die Schattenseiten der Entwicklungen hervorzuheben. Meiner Meinung
nach bleiben die Ersteren meist an der Oberfläche der Dinge, machen
sich mit der 'hellen Seite' gemein und geben den Propagandadiskurs
wieder. Natürlich gibt es auch diejenigen, die die Regeln des
Sensationsjournalismus, der Rebenbogenpresse, befolgen, um den Zorn
der Öffentlichkeit zu wecken und die Leser- oder Zuschauerzahlen zu
erhöhen.

Bei der ersten Denkschule geht es vor allem darum, 'wer was wann getan
hat' und darum, sich um die Flagge zu scharen. Die zweite Denkschule
wird von der Frage dominiert, 'warum etwas passiert ist'. Deshalb
misstrauen diejenigen, die ihr folgen, auch der Propaganda der 'hellen
Seite'. Es ist ein Konflikt zwischen zwei Schulen, einer vermeintlich
unparteiischen und einer ehrlich voreingenommenen.

Offensichtlich gehöre ich der zweiten Denkschule an. Weil Krieg nicht
nur materielle Güter zerstört und zum Tod von Menschen führt,
untergräbt er auch nicht nur die Normalität, sondern ist gegen die
Demokratie. Aus demselben Grund habe ich dieses Buch zu einer Zeit
geschrieben, in der die Medien letztlich ein Schlüsselfaktor für den
Ausgang eines Krieges sein können. Dieses Buch richtet sich sowohl an
die akademische Gemeinschaft als auch an die allgemeine Leserschaft.

Ich glaube, dass das Verständnis der Ursachen postmoderner Konflikte
und ihrer Folgen - und es ist die Pflicht der
Kriegsberichterstattenden, dazu beizutragen - am ehesten verhindern
wird, dass die öffentliche Meinung die Legitimation der Barbarei, die
Normalisierung des Gebrauchs bewaffneter Gewalt und den Albtraum eines
weiteren Krieges hinnimmt. Das soll jedoch nicht heißen, dass man
nicht wusste, was dort passiert, wo das Menschenleben seinen Wert
verliert - wie ich am Ende des Buches anmerke.


Link zum griechischen Originaltext:

https://www.pressenza.com/el/2022/10/o-polemos-mesa-apo-ta-mme-kai-o-rolos-tis-dimosiografias/


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Domenica Ott vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.

https://www.pressenza.com/de/2022/10/krieg-durch-die-medien-und-die-rolle-des-journalismus/
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INTERNATIONAL/239: Bedroht und verfolgt - Der Kampf um die Pressefreiheit (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Bedroht und verfolgt: Der Kampf um die Pressefreiheit

Ein Lagebericht von Helmut Ortner, 18. Dezember 2022



Ein Bericht von Reporter ohne Grenzen (RSF) zeigt, dass die
Ausübung des Presse-Berufs oft lebensgefährlich ist. Auch vielfältige
Repressionen, mit denen Regierungen die Informationshoheit zu gewinnen
versuchen, bestimmen in vielen Ländern den Berufsalltag.

Um die Freiheit der Presse ist es nicht gut bestellt. Die Repressionen
gegen Journalisten und Journalistinnen nehmen weltweit zu. Das geht aus der
Jahresbilanz der Nichtregierungsorganisation Reporter ohne Grenzen
(RSF) hervor. Demnach sitzen derzeit (Dezember 2022) mindestens 533
Menschen in Gefängnissen, nur weil sie das getan hatten, was ihr Beruf von
ihnen verlangt: sie hatten recherchiert, fotografiert, kommentiert und
berichtet. Eine erschütternde Bilanz: Es ist höchste Zahl an registrierten
Inhaftierungen, seit die Statistik erhoben wird. Die Hälfte aller
Inhaftierten sitzt in Gefängnissen in nur fünf Ländern ein: China, Myanmar,
Iran [1], Vietnam und Belarus. Aber auch in Russland [2], darauf verweist
der Bericht, greift der Staat gegen Journalisten und Journalistinnen hart
durch. Wer nach Beginn des Angriffskrieges gegen die Ukraine im Land
geblieben ist, muss angesichts der drakonischen Strafen im Untergrund
arbeiten. Für das "Verbreiten von Falschinformationen über die russische
Armee" - also kritische Beiträge und Kommentare zu Kriegsführung und
Militäraktionen - drohen bis zu 15 Jahre Gefängnis.

"Autoritäre Regime gehen verstärkt dazu über, störende Journalistinnen und
Journalisten einfach wegzusperren", heißt es im Bericht. Weltweit sind im
Jahr 2022 bislang 57 Medienschaffende getötet worden, im Vorjahr waren es
48 gewesen. Mit einem Anteil von fast 65 Prozent kam die Mehrzahl der
getöteten Journalistinnen und Journalisten außerhalb von Kriegsgebieten ums
Leben, teilte RSF mit. Ein Beruf mit tödlichem Risiko.

Mexiko [3] bleibt weiterhin das gefährlichste Land: dort wurden mindestens
elf Journalistinnen und Journalisten ermordet. In einer Erklärung mit dem
Titel "Mexiko muss handeln, um seine Journalisten zu schützen", forderte
Reporter ohne Grenzen schon im Juli die Regierung von Präsident
López Obrador dazu auf, die Sicherheit für die Medienschaffenden in seinem
Land zu verbessern. Bisher ohne Wirkung. Die Gewalt in Mexiko hat
mittlerweile erschreckende Ausmaße angenommen. Im Schnitt werden 94 Morde
pro Tag registriert. Fast immer steckt das organisierte Verbrechen
dahinter. Wer recherchiert und berichtet, riskiert sein Leben. Ohnehin: der
amerikanische Doppelkontinent gilt auch insgesamt als die gefährlichste
Region für Journalistinnen und Journalisten. Fast die Hälfte aller
getöteten Medienschaffenden kam dort ums Leben.

Einschüchterung, Repression, Verhaftung - die Freiheit der Presse ist
weltweit in Gefahr, wenn sie überhaupt stattfindet. In vielen Ländern kann
davon keine Rede sein. Ein Blick in die Rangliste der Pressefreiheit ist
erschütternd - doch nicht überraschend. Im hintersten Teil der Tabelle
befindet sich nach wie vor China (Platz 175) - unter anderem
aufgrund nahezu allumfassender Internetzensur und Überwachung sowie
Propaganda im In- und Ausland. In Iran (178) beobachtet RSF seit dem
vergangenen Jahr eine Zunahme von willkürlichen Verhaftungen und
Verurteilungen. Totalitäre Regime, die seit Jahren auf den letzten Plätzen
rangieren, machen auch diesmal die Plätze unter sich aus:
Turkmenistan (177), Eritrea (179) und Nordkorea (180).
Alle drei haben gemeinsam, dass die jeweilige Regierung die komplette
Kontrolle über alle Informationsflüsse hält; eine unzensierte
Berichterstattung ist unmöglich.

Doch es gibt auch erfreuliche Konstanten. In der Rangliste der
Pressefreiheit machen wie in den vergangenen Jahren die skandinavischen
Länder die Spitzenplätze unter sich aus: Zum sechsten Mal in Folge liegt
Norwegen auf Platz 1, unter anderem aufgrund eines großen
Medienpluralismus, großer Unabhängigkeit der Medien von der Politik,
starker Informationsfreiheitsgesetze und eines trotz gelegentlicher 
Online-Attacken journalistenfreundlichen Klimas. Es folgen Dänemark (2) und
Schweden (3) mit ähnlich guten Voraussetzungen für journalistische
Berichterstattung. Mit Estland (4) ist erstmals eine ehemalige
Sowjetrepublik auf den vorderen Plätzen gelistet. Anders als in anderen
Ländern verzichten in diesen Ländern Politikerinnen und Politiker
weitgehend auf Attacken auf Medienschaffende, was eine kritische, freie
Berichterstattung ermöglicht. Auch auf die zunehmende Online-Hetze haben
die dortigen Medienhäuser mit diversen Schutzmaßnahmen für ihre
Beschäftigten reagiert. Finnland folgt auf Platz Fünf.

Und wie steht es um Deutschland? Die Lage hierzulande (Rang 16 von 180) hat
sich um drei Plätze (Vorjahr: Rang 13) leicht verschlechtert. Für diese
Entwicklung sind drei Gründe zentral: eine Gesetzgebung, die
Journalistinnen und Journalisten sowie ihre Quellen gefährdet, abnehmende
Medienvielfalt sowie Gewalt bei Demonstrationen. Die Zahl der gewaltsamen
Angriffe lag mit 80 von RSF verifizierten Fällen so hoch wie noch nie seit
Beginn der Dokumentation im Jahr 2013. Bereits im Vorjahr war mit 65 Fällen
ein Negativrekord erreicht worden. Die meisten der Angriffe (52 von 80)
ereigneten sich bei Protesten des "Querdenken"-Spektrums gegen
Corona-Maßnahmen, an denen regelmäßig gewaltbereite Neonazis und rechte
Gruppen teilnahmen. Kein Presseausweis schützte davor, mitunter bespuckt,
niedergebrüllt und an der Arbeit behindert zu werden. Dass Betroffene sich
häufig über mangelnde Unterstützung durch die Polizei beklagten, lässt die
Attacken noch düsterer erscheinen. Zudem wurden 12 Angriffe der Polizei auf
die Presse dokumentiert.

Auf der Ebene der Gesetzgebung kritisiert RSF die Cybersicherheitsstrategie
der Bundesregierung, die nur mangelnden Quellenschutz garantiert und eine
Ausweitung der Befugnisse für Sicherheitsbehörden vorsieht. Mit der Reform
des Verfassungsschutzrechts räumte der Deutsche Bundestag im Juni 2021
erstmals allen Nachrichtendiensten die Möglichkeit ein, mittels
Spähsoftware in Smartphones und Computer einzudringen und verschlüsselte
Nachrichten und Telefonate via Signal, Telegram, WhatsApp und Co.
mitzuschneiden. Auch das Defizit beim Auskunftsrecht von Medien gegenüber
Bundesbehörden wird kritisiert. Schließlich wird die weiter abnehmende
Pressevielfalt bei den Tageszeitungen moniert. Kein guter Zustand.

Es braucht Kritik und Kontrolle. Unsere Demokratie ist eine fragile
Konstruktion. Die Freiheit der Presse eines ihrer Herzstücke. Es gilt, was
Albert Camus einst zur kooperativen Bedingtheit von Freiheit und Presse
schrieb: "Eine freie Presse kann gut oder schlecht sein, aber eine Presse
ohne Freiheit kann nur schlecht sein". Wir sollten ihm uneingeschränkt
zustimmen.


Anmerkungen:


[1] https://www.spiegel.de/thema/iran/

[2] https://www.spiegel.de/thema/russland/

[3] https://www.spiegel.de/thema/mexiko/

Weitere Informationen:

https://www.reporter-ohne-grenzen.de


Helmut Ortner
ist Beiratsmitglied der Giordano-Bruno-Stiftung. Er hat zahlreiche Bücher
veröffentlicht, die in über 14 Sprachen erschienen sind. Zuletzt: "Ohne
Gnade - Eine Geschichte der Todesstrafe", mit einem Nachwort von
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ERNÄHRUNG/1518: Funktionelle Lebensmittel ... über Nahrungsmittel mit gesundheitlichem Mehrwert (Securvital)

Securvital 4/22 - Oktober-Dezember 2022

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

ERNÄHRUNG

Funktionelle Lebensmittel 

von Astrid Froese



Nicht alle Nahrungsmittel, die von der Industrie als
gesundheitsfördernd angepriesen werden, sind es auch. Verbraucher
sollten bei Trends genau hinsehen.


Was Lebensmittel heutzutage nicht alles können sollen! Nicht nur
schmecken und satt machen, sondern darüber hinaus auch noch die
Gesundheit fördern und Krankheiten vorbeugen. Schwarzer Tee, der die
Konzentration fördert. Aloe-Vera-Joghurts, die das Immunsystem
stärken. Oder Wellnessgetränke mit Kräuterzusätzen, die vitalisierend
wirken. Der Lebensmittelmarkt ist stark umkämpft. Um ihre Produkte
Verbrauchern schmackhaft zu machen, preist die Industrie daher immer
häufiger den gesundheitlichen Zusatznutzen bestimmter Produkte. Doch
was ist dran an diesen Versprechen?

Smoothies und Saftshots werden mit Vitaminen und
 Omega-3-Fettsäuren angereichert, um die Immunabwehr sowie die
 Herz-und Gehirnfunktion zu stärken.


Der Begriff "funktionelle Lebensmittel" bezeichnet Nahrungsmittel, die
über ihre Ernährungsfunktion hinaus einen gezielten gesundheitlichen
Mehrwert haben sollen. Dabei geht es nicht um
Nahrungsergänzungsmittel, die als Kapseln oder Pulver erhältlich sind.
Sondern es geht um gängige Lebensmittel mit einem nachweisbaren
gesundheitlichen Plus über den reinen Nährwert hinaus. Zu den
bekanntesten funktionellen Lebensmitteln zählt die mit pflanzlichen
Sterinen angereicherte Margarine. Für die Sterine belegen Studien,
dass ihr regelmäßiger Verzehr die Cholesterinwerte senken und damit
das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen verringern kann.


Ursprung Asien

Entwickelt wurde der Ansatz in Japan. Seit Mitte der 80er Jahre
fördert die japanische Regierung besonders gesunde Produkte, um die
Ausgaben im Gesundheitswesen zu senken. Japan ist bislang auch das
einzige Land, in dem der Vertrieb funktioneller Lebensmittel
gesetzlich geregelt ist. Für die Zulassung sind medizinische und
ernährungswissenschaftliche Daten über die gesundheitsfördernden
Eigenschaften sowie eine Einschätzung der täglich notwendigen
Zufuhrmengen vorzulegen.

In Deutschland und der Europäischen Union sind funktionelle
Lebensmittel gesetzlich nicht näher erfasst. Das bedeutet, dass sie
den allgemeinen Bestimmungen für Lebensmittel unterliegen.
Gesundheitliche Wirkungen dürfen Hersteller nur dann angeben, wenn
diese belegt sind. Dies ist jedoch derart komplex, dass so manche
Produktbeschreibung vor Gericht endet.

Das Versprechen, dass Wellnessbrote mit einem hohen Anteil
 von Beta-Glucane den Cholesterinspiegel positiv beeinflussen und
 die Darmtätigkeit anregen, sehen Verbraucherschützer kritisch.


Eindeutig krankheitsbezogene Werbung ist untersagt, da solche Aussagen
Arzneimitteln vorbehalten sind. Konkret bedeutet das: Eine Angabe wie
"stärkt die Abwehrkräfte" ist zulässig, sofern sie wissenschaftlich
belegt ist. Hingegen sind Hinweise wie "hilft gegen Infektionen",
"schützt vor Krebs" oder "lindert Konzentrationsschwäche" für
Lebensmittel nicht erlaubt.

Dass der Nachweis gesundheitsfördernder Wirkungen von Lebensmitteln so
schwer zu erbringen ist, hat mehrere Gründe. Zum einen beruhen gerade
langfristige Gesundheitsrisiken, wie z.B. Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
auf einer Mehrzahl von Faktoren, die laut Medizinern durch das
Hinzufügen oder Weglassen eines einzelnen Nahrungsmittels nur bedingt
beeinflusst werden können. Zum anderen vermuten Ernährungsforscher,
dass beispielsweise Obst und Gemüse aufgrund ihrer ausgewogenen
Mischung an Inhaltsstoffen gesund sind - nicht wegen einzelner
Substanzen. Ein Lebensmittel mit hoher Konzentration eines einzelnen
Stoffes müsse daher nicht zwangsläufig gesund sein.


Noch Forschungsbedarf

Verbrauchern raten Experten daher zur Vorsicht. Grundsätzlich sei der
Trend zu funktionellen Lebensmitteln zu begrüßen. Er fördere das
Bewusstsein für eine gesunde Ernährung und sorge dafür, dass die
Industrie die Forschung auf diesem Gebiet weiter vorantreibe. Sicher
sei jedoch auch, dass die Produkte nur eine Ergänzung zu einer
insgesamt gesunden Ernährungsweise darstellen können - die Basis dafür
sind und bleiben Gemüse, Obst und Vollkornprodukte.

 * 


Seelenfutter und Feelgood

Den lukrativen Weltmarkt für Nahrungsergänzungsmittel erobert Nestlé
Stück für Stück. Seit vielen Jahren feilt der weltgrößte
Nahrungsmittelkonzern auch an Konzepten zur personalisierten
Ernährung.

Eine der Ideen: Kunden aufgrund von Blut- und DNA-Tests individuelle
Ernährungspläne erstellen und ihnen maßgeschneiderte Getränke und
Mahlzeiten verkaufen. Die Konzerntochter Nestlé Health Science ist
Zentrum dieser Aktivitäten: Dort wird zum einen medizinische
Spezialnahrung für Krankenhaus, Altenheim und Reha entwickelt; in
anderen Laboren der Konzerntochter arbeiten Nestlé-Beschäftigte an
Ernährungskonzepten für den Konsumentenbereich.

Im Gründungsjahr 2011 zählte Nestlé Health Science 3.000 Mitarbeiter,
mittlerweile erwirtschaften 11.000 Angestellte einen Umsatz von rund
4,8 Mrd. Euro. "Der Umsatz von Nestlé Health Science wuchs
zweistellig, was die hohe Nachfrage nach Vitaminen, Mineralstoffen und
Nahrungsergänzungsmitteln sowie nach Produkten für gesundes Altern
widerspiegelt", so Nestlé im Februar.

Zum Wachstum tragen auch neue Firmenübernahmen bei: Für 5,75 Mrd.
Dollar kaufte Nestlé 2021 The Bountiful Company, einen führenden
US-Hersteller von Vitaminprodukten; und gerade abgeschlossen wurde die
Akquisition von Vital Proteins.

In Deutschland vertreibt diese US-Firma ihre Collagen-Produkte als
Nahrungsergänzung mit dem Slogan: "Wir wollen deine Ernährung mit
Kollagen auf ein neues Level boosten und fahren damit auch noch
leckeres Seelenfutter für dich und deine Feelgood-Rituale auf."

Nestlé verkauft mit 276.000 Beschäftigten und einem Umsatz von rund 87
Mrd. Euro Marken wie Nespresso, Kitkat, Mövenpick, Maggi, Wagner,
Herta, LC1 sowie Babynahrung, Tierfutter, Wassermarken und vieles
mehr.

Dass die Bakterienkulturen in probiotischem Joghurt die
 Abwehrkräfte des Körpers stärken, konnten Hersteller nicht
 hinreichend belegen - und werben mittlerweile mit den enthaltenen
 Vitaminen.


 * 
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POLITIK/2102: Behandlung vergeigt - Zu Lauterbachs Krankenhausreform (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 50 vom 16. Dezember 2022 - Positionen

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Behandlung vergeigt

Ein Kommentar von Nora Hachenburg zu Lauterbachs Krankenhausreform



Was die Problemdiagnose angeht, überraschte Gesundheitsminister Karl Lauterbach mit ausgesprochener Klarheit, als er seine Pläne für eine Krankenhausreform vorstellte: "Das Hauptproblem ist, dass wir seit Jahren im Krankenhaus alles mit Fallpauschalen bezahlen. Damit dominiert die Ökonomie im Krankenhaussystem. Die Krankenhäuser müssen durch dieses System immer so billig wie möglich und so viel wie möglich behandeln."

Wenige Sekunden lang ließ er Hoffnung aufkommen, dass die Forderung nach Abschaffung der Fallpauschalen und das Zurückdrängen des Profits aus den Krankenhäusern endlich von Erfolg gekrönt sein würde. Angesichts der zunehmenden und für alle sichtbaren akuten Probleme in den Krankenhäusern - zuletzt am deutlichsten im Bereich der Kinderkliniken - wirkte es auch plausibel, dass endlich eine radikale Umkehr in der Gesundheitspolitik erfolgen muss. Und schließlich hatte Lauterbach selbst nicht weniger als eine "Revolution" angekündigt.

Die Ernüchterung folgte auf dem Fuße: Mit der Ankündigung, dieses Fallpauschalensystem jetzt zu überwinden, erklärte Lauterbach dann, dass das Ergebnis der Regierungskommission, die seit einem halben Jahr im Auftrag der Regierung an der Krankenhausvergütungsreform arbeite, auch Grundlage seines Handelns für die nächsten drei Jahre sein werde. Man werde das Fallpauschalensystem ... fortführen! Auch wenn es durch Vorhaltepauschalen - also einen Anteil an fallunabhängiger Vergütung - eingeschränkt wird, bleibt das über die Fallpauschalen ermittelte Gesamtvolumen der Krankenhausvergütung das Gleiche. Die Unterfinanzierung bleibt also bestehen. Und vor allem werden in den Krankenhäusern, wo heute richtig viel Profit gemacht wird, die Fallpauschalen weiter der Hebel sein, um mit der gleichen Logik wie bisher möglichst viele Fälle möglichst billig zu behandeln.

Ausschließlich in den Krankenhäusern, die in der zukünftigen Klassifizierung als Level-I-Häuser ohne Notfallversorgung die wohnortnahe Versorgung sicherstellen sollen, werden die Fallpauschalen abgeschafft und sollen durch Tagespauschalen ersetzt werden. Ach ja, diese Tagespauschalen werden geringer, je länger ein Patient dort liegt, ein Schelm, wer hier schon wieder die Ökonomie im Krankenhaus sieht.

Trotzdem ist die fallpauschalenunabhängige Sicherstellung von wohnortnaher Versorgung eine Forderung, für die Patientenverbände, Initiativen und die Gewerkschaft ver.di seit Langem kämpfen. Wenn aber schon die Fallpauschalen im System erhalten bleiben, wird im kommenden Gesetzgebungsverfahren zur Krankenhausreform ein Weg gefunden werden, wie sich entweder auch in diesen Häusern Profit machen lässt oder der unprofitable Teil der Versorgung den Kommunen überlassen bleibt. Bei der bekannten und gewollten Unterfinanzierung der Kommunen wird das wirkliche Ziel der Regierungen, weiter Krankenhäuser zu schließen und Betten abzubauen, durch diese angekündigte Krankenhausreform jetzt bundesweit noch mehr Fahrt aufnehmen.

Dass das Kapital und seine Regierung überhaupt gezwungen sind, die Frage Profit im Gesundheitswesen aufs Tableau zu heben, zeigt aber, wie unfähig der Kapitalismus ist, Gesundheit für die Bevölkerung sicherzustellen. Und es zeigt, wie groß die Angst vor weiteren und großen Streiks in diesem Bereich ist, in der die Interessen von Beschäftigten und der gesamten Arbeiterklasse dieselben sind. Nicht, dass die Beschäftigten plötzlich noch anfangen, von Revolution zu sprechen.

 * 
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DEMENZ/501: Große Reform des Betreuungsrechtes ab 2023 (Alzheimer Info)

Alzheimer Info, Ausgabe 4/2022

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Große Reform des Betreuungsrechtes ab 2023

Bärbel Schönhof, Assessorin jur., Bochum



Im kommenden Jahr tritt eine Reform des Betreuungsrechtes in Kraft,
die erhebliche Auswirkungen auf die Versorgung von Menschen mit Demenz
haben kann. So werden die Vorschriften zur rechtlichen Betreuung im
Bürgerlichen Gesetzbuch neu geordnet (bisher ab §§ 1896 ff.
BGB, neu ab 2023 §§ 1814 - 1881 BGB). Mit dieser Reform soll
das Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen weiter gestärkt werden.

Bereits die Instrumentarien, die eine rechtliche Betreuung entbehrlich
machen können, sind zum Teil neu und zum Teil spezifischer geregelt.

1. Die Vorsorgevollmacht

Die rechtlichen Rahmenbedingungen einer Vorsorgevollmacht sind nun
erstmals konkreter gesetzlich geregelt. Nach dem neuen § 1814
Abs. 3 Nr. 2 BGB kann eine Vorsorgevollmacht nach wie vor eine
rechtliche Betreuung entbehrlich machen. Verschiedene Voraussetzungen
für die Erstellung einer gültigen Vollmacht sind nun im neuen §
1820 BGB geregelt:

• Die Vollmacht ist schriftlich zu verfassen.

• Maßnahmen im Gesundheitsbereich, die mit erheblichen
gesundheitlichen Risiken einhergehen, müssen explizit in der Vollmacht
erwähnt werden, sofern der/die Bevollmächtigte darüber entscheiden
können soll.

• Freiheitsentziehende Maßnahmen und Unterbringung müssen
ebenfalls explizit in der Vollmacht erwähnt werden, sofern der/die
Bevollmächtigte darüber entscheiden können soll.

• Einwilligungen in ärztliche Zwangsmaßnahmen und die
Unterbringung zur Durchführung ärztlicher Zwangsmaßnahmen müssen
ebenfalls explizit in der Vollmacht erwähnt werden, sofern der/die
Bevollmächtigte darüber entscheiden können soll.

Das Betreuungsgericht kann bei Bestehen einer Vorsorgevollmacht einen
so genannten Kontrollbetreuer bestellen, wenn der/die Bevollmächtigte
die Vollmacht nicht ordnungsgemäß ausübt und die erkrankte Person sich
selbst nicht darum kümmern kann, dass die Vollmacht ordnungsgemäß
genutzt wird. In diesem Rahmen kann die Vollmacht auch zeitweise
suspendiert werden, so dass sie in dieser Zeit nicht genutzt werden
darf.

Es empfiehlt sich, bereits vorhandene Vorsorgevollmachten, die aktuell
noch nicht genutzt werden, auf diese Neuerungen zu überprüfen und ggf.
zu ergänzen.

2. Geeignete Hilfen und erweiterte Unterstützung zur Vermeidung der
Betreuung

Eine rechtliche Betreuung kann ab dem 1. Januar 2023 auch durch andere
Unterstützungen vermieden werden (neuer § 1814 Abs. 3 Nr. 2 BGB).
Die Vermittlung dieser Alternativen wird als neue Aufgabe der
Betreuungsbehörden festgelegt (im neuen Betreuungsorganisationsgesetz,
das ebenfalls am 1. Januar 2023 in Kraft tritt). Die Behörde soll
Betroffenen mit Betreuungsbedarf, bei denen keine Vorsorgevollmacht
besteht, ein Beratungs- und Unterstützungsangebot unterbreiten. Davon
umfasst ist auch die Vermittlung von Hilfen, bei denen keine
rechtliche Vertretung erforderlich ist. Die Behörde vermittelt dabei
Kontakte zu den Unterstützungsangeboten sozialer Hilfesysteme und
arbeitet mit den zuständigen Sozialleistungsträgern eng zusammen. In
Einzelfällen kann die Betreuungsbehörde diese erweiterte Unterstützung
auch durch Behördenmitarbeiter durchführen lassen. Einzelheiten über
die Art und den Umfang solcher Hilfen werden durch entsprechende
Verwaltungsvorschriften auf Länderebene festgelegt.

3. Das Ehegattennotvertretungsrecht

Bislang war die Rechtslage bei Ehegatten und eingetragenen
Lebenspartnerschaften so, dass diese sich untereinander nur mittels
einer Vollmacht vertreten konnten. Ab dem 1. Januar 2023 wird mittels
des neuen Ehegattennotvertretungsrechtes (im neuen § 1358 BGB)
eine Möglichkeit geschaffen, mit der sich Ehe- und Lebenspartner für
eine begrenzte Zeit im Bereich der Gesundheitsfürsorge ohne Vollmacht
und rechtliche Betreuung vertreten dürfen.

Dieses gesetzliche Notvertretungsrecht kann dann ausgeübt werden, wenn
der/die Partner*in aufgrund von Krankheit seine/ihre Angelegenheiten
nicht mehr selbst regeln kann. Der/die gesunde Partner*in darf dann
Entscheidungen im Gesundheitsbereich und den zwingend notwendigen
anschließenden Bereichen (zum Beispiel Krankenhausbehandlungsvertrag,
Pflegevertrag etc.) treffen. Das Notvertretungsrecht darf nur zeitlich
begrenzt auf sechs Monate ausgeübt werden. Ausgeschlossen ist das
Notvertretungsrecht, wenn die erkrankte Person bereits vorher einer
anderen Person eine Vollmacht erteilt hat oder einen Wunsch geäußert
hat, dass der/die Partner*in das Notvertretungsrecht nicht ausüben
darf, oder wenn die Partner getrennt leben.

Das Notvertretungsrecht wird durch eine ärztliche Bestätigung in Gang
gesetzt. Darin muss der Zustand des/der Patient*in dargelegt sein,
darüber hinaus, dass der/die Partner*in das Notvertretungsrecht ab dem
Datum X ausübt, kein Ausschlussgrund besteht und vorher das
Notvertretungsrecht noch nicht ausgeübt wurde.

 * 
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DEMENZ/500: Tipps vom Alzheimer-Telefon - "Ich würde mir mehr Unterstützung wünschen ..." (Alzheimer Info)

Alzheimer Info, Ausgabe 4/2022

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

"Ich würde mir mehr Unterstützung wünschen ..."

Tipps vom Alzheimer-Telefon

von Laura Mey, DAlzG



Frau Bauer wendet sich mit folgendem Anliegen an das
Alzheimer-Telefon: "Ich pflege und betreue meinen demenzerkrankten
Ehemann schon einige Jahre. Mein Mann ist in letzter Zeit sehr
antriebslos. Es ist sehr mühsam ihn zu motivieren. Es kostet mich sehr
viel Kraft und Energie. Es ist so schade, weil ich weiß, dass er
durchaus noch einiges kann. Wir leben sehr ländlich und alles ist weit
weg. Unser Sohn wohnt zwar in der Nähe, ist aber beruflich sehr
eingebunden und hat wenig Zeit. Ich würde mir mehr Unterstützung
wünschen, weiß aber gar nicht, woher sie kommen soll. Vielleicht haben
Sie einen Rat für mich?" 

Die Beraterin vom Alzheimer-Telefon antwortet:  "In der Tat ist
es sehr wichtig, in der Pflege und Betreuung eines demenzerkrankten
Angehörigen auch Unterstützung und Entlastung zu erfahren. In sehr
ländlich geprägten Regionen ist das manchmal gar nicht so einfach. Bei
der Pflege und Betreuung von Menschen mit Demenz gilt es immer wieder
neu zu überlegen, was ist heute hilfreich - für die Motivation Ihres
Ehemanns oder auch, was Ihnen heute hilft, Kraft und Energie zu
schöpfen. Daher ist es richtig und wichtig, dass Sie Beratung in
Anspruch nehmen. Fragen Sie auch bei den regionalen Anlaufstellen
nach, ob es Angebote oder Hilfen in der näheren Umgebung gibt.
Regionale Alzheimer-Gesellschaften und Pflegestützpunkte können hier
angesprochen werden. Fragen Sie auch bei Ihrer Pflegekasse nach der
Liste für die im Landkreis anerkannten Angebote zur Unterstützung im
Alltag. Wenn es nun tatsächlich nichts gibt, wäre eine Überlegung, ob
Sie nicht versuchen sollten mit anderen Pflegenden in Kontakt zu
kommen. Vielen Angehörigen hilft es, im Austausch mit anderen zu sein
und zu merken, dass sie nicht allein mit dieser Situation sind. Es
besteht die Chance, dass sich etwas entwickeln kann. Manchmal muss der
Stein ins Rollen gebracht werden. Warum nicht einen kleinen Aushang
machen: 'Pflegende Ehefrau sucht Kontakt zu anderen pflegenden
Angehörigen zum Austausch'. Dieser kann zum Beispiel in der Apotheke,
beim Bäcker oder auch im Gemeindehaus aufgehängt werden. Vielleicht
stellt die Kirchengemeinde oder auch ein Ortsverein Räumlichkeiten zur
Verfügung, wo sich Angehörige wie Sie regelmäßig treffen. Eventuell
können Sie und andere pflegende Angehörige sich dann bei der Betreuung
gegenseitig helfen, indem mal der eine oder die andere die Betreuung
der demenzerkrankten Personen übernimmt. Viele Entlastungsangebote und
auch Alzheimer-Gesellschaften sind so entstanden - eben aus der
eigenen Betroffenheit und dem Mangel an passenden Angeboten."


Weitere Informationen

Kontakte zu Alzheimer-Gesellschaften, Pflegestützpunkten sowie
weiterer lokaler Beratungsangebote rund um die Pflege finden Sie auf
der Website der Deutschen Alzheimer Gesellschaft unter
www.deutsche-alzheimer.de/adressen sowie auf der Website des Zentrums
für Qualität in der Pflege unter www.zqp.de/beratung-pflege/

 * 
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FRAGEN/082: El Salvador - Autoritärer Staat, autoritäres Pandemiemanagement (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

El Salvador

Autoritärer Staat, autoritäres Pandemiemanagement

Interview mit Verónica Guerra und Sonia Urrutia über Corona und
die Krise der Demokratie in El Salvador von Mirjana Jandik






[image: Die Aktivistinnen Sonia Urrutia und Verónica Guerra sitzen gemeinsam auf einem Stuhl und lächeln in die Kamera - Foto: © Mirjana Jandik]

Sonia Urrutia und Verónica Guerra

Foto: © Mirjana Jandik



(Bonn, 22. Oktober 2022, ila) - Dass El Salvador von der
Weltgesundheitsorganisation für sein "vorbildliches
Pandemiemanagement" gelobt wird, während das Investigativmedium "El
Faro" zahlreiche Fälle von Korruption im Zusammenhang mit der Pandemie
aufdeckte, passt zum Grundwiderspruch der Regierung von Nayib Bukele:
Reichtum wird von unten nach oben umverteilt, arme Stadtviertel werden
im Namen der Kriminalitätsbekämpfung militarisiert, kritische Stimmen
verfolgt. Trotzdem ist Bukele einer der beliebtesten Politiker
Lateinamerikas. Die Infostelle El Salvador, das INKOTA-Netzwerk und
das Zentralamerika Sekretariat luden im September die Aktivistinnen
Sonia Urrutia und Verónica Guerra zu einer Rundreise nach Deutschland
ein, um von der aktuellen Lage zu berichten. Mirjana Jandik traf sie
im Büro der ila und fragte, wie Pandemiemanagement und politische
Krise zusammenhängen.


Wie sieht eure politische Arbeit aus?

Verónica Guerra (VG): Mit der Salvadorianischen Koordinierung der Sozialen Bewegungen
(Coordinadora Salvadoreña de Movimientos Populares) arbeiten wir
daran, eine gerechtere Gesellschaft für alle zu schaffen. Mit dabei
sind Leute aus den Bereichen Gesundheit, Umwelt, Kirchen, Jugendliche,
Frauen, Gewerkschaften, Bäuer*innen, Indigene.

Sonia Urrutia (SU): Ich bin Generalsekretärin der Gewerkschaftlichen
Arbeitervereinigung für Arbeitsgerechtigkeit in El Salvador
(Federación Sindical de Trabajadores para la Justicia Laboral de El
Salvador), einem Zusammenschluss von elf Gewerkschaften. Als solche
sind wir Teil des Blocks des Popularen Widerstands und Rebellion. Die
34 Organisationen in diesem Bündnis prangern die Rückschritte an, die
wir seit Bukeles Präsidentschaft in El Salvador erleben, die
Verletzung von Arbeits- und Menschenrechten.

Sonia, was bringt dich nach Deutschland?

SU: Wir wollen erzählen, was wir gerade in El Salvador erleben. Der
bewaffnete Konflikt, bei dem mehr als 80.000 Menschen ums Leben kamen,
endete mit den Friedensverträgen von 1992. Was wir damit erreicht
haben, macht Bukele systematisch rückgängig. Mitarbeiter von
staatlichen und lokalen Institutionen wurden entlassen, Menschenrechte
immer weiter verletzt. Damit hat uns der Präsident in die Verhältnisse
der 1980er Jahre zurückkatapultiert, als wir keine Freiheiten hatten.
Wir sehen das an den Gewerkschaften: Vor Bukele gab es 883
registrierte Gewerkschaften, 2021 waren es nur noch 461, weil den
anderen die Registrierung verweigert wurde. Das bisschen Demokratie,
das wir seit den Friedensverträgen errungen hatten, wird immer weiter
abgebaut. Am 9. Februar 2020 hat Bukele das Parlament militarisiert
und regiert das Land im Alleingang, zusammen mit der Oligarchie.
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"Monumento a la memoria y la verdad" - das Denkmal für Erinnerung und
Wahrheit steht in der Stadt San Salvador. In die Mauer sind die Namen von mindestens
25.000 Opfern des salvadorianischen Bürgerkriegs eingraviert.

Foto: Jorge Montenegro (www.jmontenegro.com.sv), Public domain, via Wikimedia Commons



Wie erklärst du dir, dass Bukele trotz allem so unglaublich beliebt
ist, in El Salvador, aber auch in ganz Lateinamerika?

SU: Bukele gibt Millionen für Propaganda aus. Er bezahlt aus dem
Staatshaushalt Leute in Guatemala, Honduras und anderen Ländern, die
genau das veröffentlichen, was er will. Aber wir erleben das exakte
Gegenteil davon. Seit März leben wir im Ausnahmezustand, vorgeblich um
die Bandenkriminalität zu bekämpfen. Ein paar Bandenmitglieder sind
zwar festgenommen worden, aber vor allem dient der Ausnahmezustand
dazu, Unschuldige und Oppositionelle festzunehmen. Wir haben heute
wieder politische Gefangene, ehemalige Politiker und Militärs der
FMLN, die ohne Verfahren im Gefängnis sitzen. Außerdem werden
kritische Stimmen verfolgt: Gewerkschafter*innen, Journalist*innen,
Influencer*innen. So soll verhindert werden, dass Bukeles schmutzige
Geschäfte mit staatlichen Geldern ans Licht kommen. Das Institut für
öffentlichen Informationszugang, das allen offenstehen sollte, wird
aktuell vom Präsidenten kontrolliert, ebenso wie das Parlament, wo
Bukele Dekrete diktiert. Auch NRO werden verfolgt. Der soziale
Protest, der sich gegen das Bitcoin-Gesetz formiert hatte, wurde
kriminalisiert. Wir denken, das Bitcoin-Gesetz dient dazu, das Geld zu
waschen, das Bukele dem Staat geklaut hat. Er hat außerdem den
Generalstaatsanwalt und den Richter des Obersten Gerichtshof durch
seine Leute ersetzt.

VG: Für die öffentliche Sicherheit ist jetzt das Militär zuständig,
was eigentlich nach dem bewaffneten Konflikt verfassungsrechtlich
verboten war. Die Machtkonzentration beim Bukele-Clan, seinen
Freunden, Cousins, Brüdern ist ein Skandal, er macht die Führung des
Landes zur Familienangelegenheit. Das Transparenzgesetz ist zur Farce
verkommen. Die öffentlichen Institutionen werden von der Regierung
angeeignet, Staatsausgaben von Ministerien abgezogen und dem
Präsidentenhaus zugewiesen, Sozialausgaben zurückgehalten. Die
Lebenshaltungskosten steigen stetig, aber es wird weiter am
Bitcoin-Markt investiert, obwohl die Zivilgesellschaft lautstark
dagegen protestiert. Die Räume der Demokratie werden immer kleiner. Es
gibt politische Verfolgung, auch in Form von Cyberterrorismus:
staatliche Trolls, die sich Zugang zu deinen Daten verschaffen oder
Shitstorms gegen dich orchestrieren. Ganze Stadtviertel sind
militarisiert, ständig musst du damit rechnen, kontrolliert zu werden.
Die Streichung der staatlichen Sozialausgaben verschlechtert die
Gesundheitsversorgung und das Bildungssystem, Angestellte werden
massenhaft entlassen. Das verschärft die Wirtschaftskrise.

"El Faro" hat recherchiert, dass es in über 60 Prozent der
staatlichen Anschaffungen in Zusammenhang mit der Corona-Pandemie zu
Korruption kam. Wie viel erfährt man darüber?

VG: Es gibt aktuell 16 offene Fälle bei der Generalstaatsanwaltschaft.
Am 1. Mai 2021 wurde der Generalstaatsanwalt, der mit diesen Fällen
betraut war, einfach entlassen. Das zeigt, wie intransparent die
salvadorianische Politik ist. Die staatlichen Institutionen existieren
nur noch auf dem Papier. Trotzdem gehen unsere Steuergelder dafür
drauf. Wir fordern funktionierende Institutionen mit Leuten, die ihren
Job machen. Wer auch immer es wagt, den Präsidenten zu kritisieren,
wird sofort ersetzt. In der Pandemie gab es auch Dinge, die gut
gelaufen sind, die Beschaffung von Impfstoff zum Beispiel. Aber in den
schwierigsten Phasen wurden keine adäquaten Maßnahmen ergriffen.
Insgesamt war auch das Pandemiemanagement intransparent. Die Vorgaben,
um Angebote für Medikamente und medizinische Produkte einzuholen,
wurden nicht eingehalten. Normalerweise muss die staatliche
Medikamentenstelle die Qualität der verkauften Medikamente
sicherstellen, was nicht passierte. Seit 2019 treffen die Kürzungen im
Gesundheitssystem vor allem die medizinische Erstversorgung, sodass in
der Pandemie die Krankenhäuser überlastet waren. Es gab daher viele
Corona-Tote, aber auch Menschen, die an anderen Krankheiten starben,
weil sie aufgrund des maroden Systems nicht mehr versorgt werden
konnten. Manche Maßnahmen waren vielleicht gut und richtig, andere
hingegen absolut unangemessen. Wir waren praktisch fünf Monate in
unseren Wohnungen eingesperrt, uns fehlte sauberes Wasser, dann wurden
die Nebenkosten teurer, die Leute massenhaft entlassen.

Die Weltgesundheitsorganisation lobt El Salvador für sein
vorbildliches Pandemiemanagement mit einem der strengsten Lockdowns
weltweit.

SU: Das Gesundheitsministerium hat die Vorgänge rund um die
Beschaffung von Impfstoff unter Verschluss gehalten, bis heute gibt es
keinen verlässlichen Rechenschaftsbericht. Einige der
Regierungsbeamten stehen auf der Engel-Liste [1]. Zu Beginn seiner
Amtszeit hatte Bukele beteuert, dass er die erste Person, die in
seiner Regierung wegen Korruption auffällt, ins Gefängnis stecken
würde. Aber die Pandemie war für Bukele selbst ein Buffet, an dem er
sich mit vollen Händen bedienen konnte. Der Lockdown wurde genutzt, um
alle Institutionen zu schließen, die den Bewohner*innen transparente
Informationen über die Ausgaben hätten liefern können.

Die Armut ist während der Pandemie um 7,4 Prozent gestiegen, das
heißt, aktuell leben 2 Millionen Salvadorianer, also einer von drei,
in Armut. Deswegen emigrieren immer mehr Menschen. Die
Arbeitslosigkeit ist gestiegen, mehr Personen sind im informellen
Sektor tätig. Man sagt, Bukele sei der erste Präsident, der San
Salvador sauber halte. Wie? Indem er Anführer der Bewegungen
informeller Arbeiter festnehmen lässt.

VG: Diese multiple Krise betrifft Frauen ganz besonders. Die Pandemie
hat Frauen zu Ärztinnen, Krankenpflegerinnen, Sorgearbeiterinnen,
Lehrerinnen gemacht, weil sie sich um Kranke kümmern mussten oder
sicherstellen, dass ihre Kinder trotz Unterrichtsausfall etwas lernen.
Mit dem Ausnahmezustand wird die Situation für sie noch schwieriger.
Erstens sind die meisten Arbeitslosen Frauen. Zweitens erhöht sich ihr
Arbeitspensum. Schließlich müssen die Sicherheitskräfte im
Ausnahmezustand tägliche Festnahmequoten erfüllen, verhaftet werden
meistens Männer. So müssen die Frauen den Arbeitsanteil der Männer
auffangen, sie kümmern sich um Haushalt und Familie und verdienen oft
im informellen Sektor gerade das Nötige, um zu überleben. Gleichzeitig
steigen die Lebenshaltungskosten. Das macht die Frauen kaputt. Im
Gesundheitssystem werden sie diskriminiert, was sich an der
Müttersterblichkeit, Brust- und Gebärmutterhalskrebs und chronischen
Krankheiten zeigt. Auch Jugendliche sind besonders betroffen, sie
werden willkürlich festgenommen, teilweise werden Kinder im
Grundschulalter vom Staat entführt und in Rehabilitationszentren
gesteckt. Bis sie ein Verfahren kriegen, was eigentlich in bis zu 72
Stunden passieren muss, dauert es bis zu sechs Monate. Von manchen
Menschen, die zu Beginn des Ausnahmezustands verschwunden sind, wissen
wir bis heute nicht, ob sie noch leben, ob sie im Krankenhaus sind
oder in welchem Gefängnis sie sitzen.

SU: Nach der Einführung des berüchtigten "Plan Control Territorial"
[2] hatte die Regierung verkündet, es hätte einen Monat lang keine
Morde gegeben. Es gab aber sehr wohl Entführungen und gewaltsames
Verschwindenlassen. Die Personen tauchen später in den berüchtigten
geheimen Gruben auf - tot. Nach zweieinhalb Jahren Plan Control
Territorial wurde El Salvador erschüttert von 80 Morden an zwei Tagen,
was die Regierung zum Anlass nahm, den Ausnahmezustand auszurufen.

Welche Vorschläge haben eure Organisationen für diese politische
Krise?

SU: Der BRP ruft alle revolutionären, demokratischen und progressiven
Organisationen dazu auf, eine breite Front zu bilden, um diese
Regierung zu stürzen, die so viel Schaden angerichtet hat. Da wir
nicht mehr auf die FMLN als Partei zählen können, ist es jetzt an den
sozialen Organisationen, auf den Straßen für die Rechte der
salvadorianischen Bevölkerung zu kämpfen.

Das Interview führte Mirjana Jandik am 8. September 2022 in Bonn.


Anmerkungen:


[1] Die nach ihrem Initiator benannte Engel-Liste listet mutmaßlich
korrupte Politiker*innen aus Mittelamerika auf. Sie wurde 2021 vom
US-amerikanischen Außenministerium herausgegeben.

[2] Mit seinem Amtsantritt im Juni 2019 erklärte Nayib Bukele den
"Plan Control Territorial" zur Beendigung der Bandenkriminalität und
Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit. Beobachter*innen
vermuten hinter den gesunkenen Mordraten einen geheimen Pakt zwischen
Regierung und Banden. Konkret wurden im Rahmen dieses Plans vor allem
die Militärausgaben erhöht.


Das Interview wurde erstveröffentlicht in der ila 459 Gesundheit.

https://www.ila-web.de/ausgaben/459/autorit%C3%A4rer-staat-autorit%C3%A4res-pandemiemanagement

Ein Audiobeitrag zum Interview ist zu finden unter:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/autoritaerer-staat-autoritaeres-pandemiemanagement/
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Peru

Castillos Familie in mexikanischer Botschaft



(Mexiko-Stadt, 20. Dezember 2022, prensa latina/telesur) - Die Familie des
abgesetzten peruanischen Präsidenten Pedro Castillo hat in der
mexikanischen Botschaft in Lima politisches Asyl erhalten. Das berichtete
[1] der mexikanische Außenminister Marcelo Ebrard am 20. Dezember auf der
morgendlichen Pressekonferenz des mexikanischen Präsidenten und bestätigte
damit entsprechende Gerüchte. "Das Asyl wurde ihnen gewährt, da sich sich
auf mexikanischem Territorium befinden", so Ebrard.

Bei der Familie handelt es sich um die Ehefrau Castillos, Lilia Paredes,
und die beiden zehn und 16 Jahre alten Kinder. Seitdem Castillo am 7.
Dezember abgesetzt und festgenommen wurde, war über das Schicksal der
Familie nichts bekannt. Ebrard erklärte nun, dass man mit der peruanische
Regierung über ein Geleit der Familie nach Mexiko verhandele, falls die
Familie dies wünsche. Mexiko erklärte sich zudem bereit, Castillo selbst
ebenfalls Schutz zu gewähren. Dieser sitzt jedoch noch im Gefängnis,
nachdem gegen ihn 18 Monate Untersuchungshaft verhängt wurden.

Der mexikanische Präsident selbst sprach sich auf seiner Pressekonferenz
für vorgezogene Neuwahlen in Peru aus, um einen Ausweg aus der Krise zu
finden.


Anmerkung:

[1] https://twitter.com/i/status/1605211150245040128
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Peru

Das Militär tötet wieder

von Raúl Zibechi



Bei den Protesten in Peru mit über 20 Toten geht es um viel mehr als
die Wut über Pedro Castillos Dummheiten und die Reaktion der Ultrarechten
und der Eliten.

(Montevideo, 16. Dezember 2022, desinformémonos) - Die Geografie der
Frontenbildung ist dieselbe wie im peruanischen Bürgerkrieg in den 1980er
Jahren: das Hochland gegen die Küstenregion, Aymara- und
Quechua-Gemeinschaften gegen einen mörderischen Staat. Auch die
Akteur*innen sind dieselben: Die verarmte Bevölkerung des Hochlandes gegen
fünf Jahrhunderte der Unterdrückung. Es ist wie in allen von der
Andenregion ausgehenden Aufständen, von Taki Onqoy im sechzehnten
Jahrhundert, wenige Jahrzehnte nach der spanischen Eroberung, bis zur
Revolution von Túpac Amaru II [1] im Jahr 1780.

Die Proteste an Orten wie Andahuaylas, Ayacucho, Cusco, Apurímac und Puno
zeigen, dass das, was auf dem Spiel steht, viel tiefer geht als die Wut
über Pedro Castillos Dummheit und die Reaktion der Ultrarechten und der
dominanten Klassen darauf. Auf lange Sicht handelt es sich um eine ewige
Wiederkehr: Die unterdrückten Klassen und Bevölkerungsgruppen sind den
Demütigungen und der Verachtung von Jahrhunderten ausgesetzt, die José
María Arguedas [peruanischer indigenistischer Schriftsteller und
Anthropologe, 1911-1969, Anm. d. Ü.] so treffend in seinen Werken
beschrieben hat, die weit mehr sind als Romane.

"Alle sollen gehen"

Kurzfristig betrachtet handelt es sich um den kompletten Zusammenbruch des
politischen Systems, vom niederträchtigen Kongress voller Korrupter und
Folterer bis zum Justizapparat, der sich zum Komplizen aller erdenklicher
Übergriffe gemacht hat. Deshalb heißt es landauf landab "alle sollen
gehen", auch wenn völlig unklar ist, was danach kommt. Denn wenn wir uns an
die von der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) und dem US Southern
Command abgesegneten "legalen" Reihenfolgen halten, kann es nur genauso
weitergehen wie bisher.

Tatsächlich haben wir es mit der brutalsten und umfassendsten Repression
seit dem Sturz des diktatorischen Regimes von Alberto Fujimori (1992-2000)
zu tun, mit mehr als zwanzig Toten und Hunderten von Schwerverletzten. Wir
stehen vor einer riesigen, landesweiten Mobilisierung in Peru. Sie umfasst
nicht nur die südlichen Anden, sondern das ganze Land, von Amazonien bis
zur Küste. Vielleicht war Castillo der Tropfen, der das Fass der Wut und
Empörung zum Überlaufen gebracht hat, wie José Carlos Agüero in seinem
Artikel "Verachtung" [2] nahelegt.

Die Armen und Indigenen kämpfen um ihre Würde

Es ist unmöglich, vorherzusehen, was in den nächsten Wochen passieren wird.
Sicher ist nur eines, denn es springt sofort ins Auge: Die Armen und die
indigenen Bevölkerungsgruppen Perus haben niemals aufgehört, aktiv zu sein.
Sie haben sich den Wahlkampf und das Auftauchen eines Kandidaten, der
vermeintlich ist wie sie, zunutze gemacht: Pedro Castillo mit seinem
Sombrero und seinem andinen Dialekt hat sie zwar später im Stich gelassen,
aber er hat ihnen ermöglicht, sich einzumischen und das zu fordern, was sie
immer fordern: die Achtung ihrer Würde als Bevölkerungsgruppen.

Es ist diese Würde, die es ihnen ermöglicht hat, fünf Jahrhunderten der
Ausbeutung und der von oben aufgezwungenen Kriege zu trotzen und zu
überleben. All das in der Hoffnung - im Sinne Arguedas - ein Peru zu
schaffen, in dem alle Kulturen ["todas las sangres", Anspielung auf den
gleichnamigen Roman Arguedas', Anm. d. Ü.] zusammenleben können.


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Jos%C3%A9_Gabriel_Condorcanqui

[2] https://desinformemonos.org/desprecio/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/politik-gesellschaft/das-militaer-toetet-wieder/


Der Text ist lizenziert unter Creative Commons
Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. Dezember 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





HEGEMONIE/1842: Moral der neuen Kriege ... (SB)



Minutenlange Ovationen für Serhij Zhadan signalisieren nicht bloß
Zustimmung, sie tun Begeisterung über die Worte des ukrainischen
Schriftstellers kund. Die in der Frankfurter Paulskirche
zusammengekommenen Spitzen der bundesrepublikanischen Gesellschaft setzen mit
ihrem Applaus ein politisches Zeichen, der Friedenspreis des
Deutschen Buchhandels hat eine Signalfunktion weit über den
Literaturbetrieb hinaus. Die Ehrung eines aktivistischen Autors, über dessen
Einsatz bei der Motivierung der ukrainischen Truppen im Kampf gegen den
Aggressor viel berichtet wurde, erfolgte trotz oder gerade wegen dessen
Bekenntnis zu einer Feindschaft, die in Worte zu fassen dem Schriftsteller keine
Verbalinjurie zu heftig ist.

Dass das, was in Anbetracht der durch den russischen Angriff verursachten
Verwüstungen und Schmerzen einen literarischen Niederschlag findet, einer
archaischen Freund-Feind-Logik folgt und die Verwerflichkeit der anderen Seite
mit der unhintergehbaren Dichotomie von Gut und Böse festklopft, mag aus Sicht
der Betroffenen verständlich sein. Der kollektiven Verdammung aller RussInnen
etwa mit Begriffen wie "Tiere" und "Unrat", so geschehen in Zhadans aktuellem
Buch "Himmel über Charkiw", einen Friedenspreis zu widmen und dessen Verleihung
mit einem Auftritt in den ehrwürdigen Hallen eines Nationaldenkmals, das wie
keine zweites die Emanzipationsbestrebungen des deutschen Bürgertums
repräsentiert, zu feiern lässt sich nur mit der Verselbständigung des Willens
zum Kriege als neue Staatsdoktrin der Bundesrepublik erklären. Einen Text mit
höchsten literarischen Weihen zu versehen, dessen Verfasser wortmächtigen Hass
nicht nur gegen die angreifenden Streitkräfte kundtut, sondern ihre nationale
Identität zum Hort der Verderbnis erklärt und damit ein nationalistisches
Bekenntnis ablegt, das sich kategorisch gegen die nicht Dazugehörigen richtet,
könnte die Bereitschaft der deutschen Kultureliten, beim Befeuern dieses Brandes
nicht abseits zu stehen, kaum besser dokumentieren.

Zudem erhebt Zhadan mit der dem Anlass gemäßen Bekundung "Ohne Gerechtigkeit
gibt es keinen Frieden" ein Ideal zur Bedingung der Einstellung
aller Kampfhandlungen, das an einer kapitalistisch
bewirtschafteten Welt bricht, deren soziale und ökonomische Hierarchien Frieden
bestenfalls als Beschreibung eines Zustandes zwischen Kriegen erlauben. Die
Verhältnisse miteinander konkurrierender Staaten werden
durch Gewaltandrohungen reguliert, die das jeweilige nationale Interesse
durchsetzen sollen. Der Horizont internationalen Rechts ist mit
militärischen Maßnahmen besetzt, anders lassen sich die Regeln des
gegenseitigen Verkehrs nicht zur Anwendung bringen. In ihnen drückt sich der
unbedingte Willen der Staatssubjekte aus, ihrem Interesse nur so
weit mit friedlichen Mitteln Geltung zu verschaffen, als die dazu
eingesetzten Mittel ökonomischer und hegemonialer Stärke Wirkung zeigen. Tun
sie dies nicht mehr, dann wird so lange zu kriegerischer Gewalt gegriffen, bis
die damit verknüpften Forderungen durchgesetzt wurden oder der
angegriffene Staat den Angriff erfolgreich zurückschlagen kann.

Pazifismus als unethisch zu kritisieren, wenn dadurch Waffenhilfe verhindert
wird, ist in einer Dankesrede zur Verleihung eines Friedenspreises ein
Novum. Dabei ist Kritik an pazifistischen Positionen erforderlich, so
fern seine SachwalterInnen von den sozialen Gewaltverhältnissen kapitalistischer
Vergesellschaftung nichts wissen wollen. So lange das Ideal des Friedens die
Anwendung militärischer Gewalt als letzte Instanz zivilen und politischen
Regelungsbedarfes unterschlägt, setzt der Frieden der Paläste den Krieg der
Hütten voraus. Zhadans Vorwurf des "falschen Pazifismus" richtet sich jedoch
nicht gegen einen Klassenantagonismus, wie er auch in der Ukraine herrscht. Er
greift zum Mittel moralischer Schuldprojektion, indem er etwa die Verweigerung
von Waffenlieferungen mit der Korrumpierbarkeit durch das "totale, enthemmte
Böse" in eins setzt.

Den russischen Angriff als singuläres Ereignis zu verdammen, während die Hilfe
von NATO-Staaten uneingedenk ihrer eigenen Leichen im Keller in Anspruch
genommen wird, bedarf der Blendkraft eines moralischen Superlativs. Wie in der
gängigen Praxis, den Verweis auf die Kriege der NATO-Staaten rundheraus als
"Whataboutism" zu verwerfen, werden Fragen an die Stichhaltigkeit eines
Arguments auf den Primat eines inquisitorischen Wahrheitspostulates verkürzt.
Damit werden nicht nur ParteigängerInnen Russlands, sondern auch all diejenigen
mundtot gemacht, die US-amerikanische Flächenbombardements und die weitreichende
Zerstörung der zivilen Infrastruktur im Irak nicht dazu nutzen, den russischen
Angriff auf die Ukraine und die Zerstörung ihrer zivilen Infrastruktur mit einem
Analogieschluss zu rechtfertigen.

Wird das eine Vergehen mit dem anderen legitimiert, dann sind sich die
FürsprecherInnen des Angriffes Russlands und der ukrainische Autor trotz
gegenseitiger Feinderklärung einig im Argument des gerechten Krieges. Den
Standpunkt des Kreml einzunehmen, die Herausforderung des
eigenen Hegemonialanspruchs zum Anlass eines kriegerischen Übergriffs zu
machen, heißt den Preis, zur Sicherung der staatlichen Souveränität
Zehntausende Menschen zu töten, ganze Städte in Schutt und Asche zu legen und
die weltweite Krisendynamik zu verschärfen, für angemessen zu erachten.
Begründungen, die von der Rücksichtnahme auf die Betroffenen entbinden, wurden
vom Philosophen des Ausnahmezustands, Carl Schmitt, als Dezisionismus
gutgeheißen. Er legitimierte das Treffen einer Entscheidung aus sich selbst
heraus als Erfordernis der Staatsräson und entkoppelte sie so von der
Notwendigkeit der Rücksichtnahme auf all diejenigen, die dabei Schaden nehmen,
ohne sich jemals für die eine oder andere Seite ausgesprochen zu haben. So wird
auf allen Seiten der Front einer nationalistischen Staatsdoktrin zugearbeitet,
der das Blut der Kriegsopfer eingepreist ist unabhängig davon, ob sie ihr Leben
für das Wohl von Staat und Nation geben möchten oder nicht.

Wo mit der Ratio staatlicher Souveränität ein
Herrschaftsimperativ in Anspruch genommen wird, der keine Menschen, sondern nur
Staatsangehörige und VolksgenossInnen kennt, sollte die Erinnerung
an frühere Kriege wie die Kritik zeitgleich verlaufender Formen militärischer
und ökonomischer Gewaltanwendung nicht zu kurz kommen. Wenn die NATO den Krieg
im Jemen mit Waffenlieferungen an Saudi-Arabien unterstützt und der türkischen
Regierung die Angriffe auf die kurdischen Autonomiegebiete in Nordsyrien
zugesteht, wenn die EU viele Milliarden in die Verteidigung der Ukraine
investiert, aber nur Almosen zur Linderung des Hungers in Somalia, dem Kongo und
Tschad übrig hat, wenn die USA die Klimakrise befeuern, ohne die daraus
resultierenden Notlagen zahlreicher Länder im Globalen Süden auch nur annähernd
finanziell zu kompensieren, wenn die hochproduktiven Industriestaaten blutige
Grenzen errichten, ohne den ressourcenintensiven Raubbau in den Ländern
einzustellen, aus denen die Menschen stammen, die des bloßen Überlebens willen
die gefährliche Flucht in die EU und USA wagen, dann sollten die zugrunde
liegenden moralischen Normen ebenso hinterfragbar sein wie im Falle des
russischen Angriffs auf die Ukraine.


Kriseneskalation lange vor Kriegsbeginn

Das vorherrschende rüstungsindustrielle Entwicklungsmodell in
Osteuropa und der reaktionäre Verteidigungsnationalismus um
minimale Entwicklungschancen angesichts der rasanten Entwertung
ökonomischer und sozialer Ressourcen durch die Anpassung an die
globalen Produktivitätsstandards schüren das osteuropäische
Bürgerkriegsszenario. (...) Die soziale Mobilität, Ansprüche und
Erwartungen, die die Entwertung und Zerstörung der osteuropäischen
Gesellschaften begleiten, werden auf lange Sicht nicht
durch aussichtslose Bürgerkriege und Nationalismus eingedämmt
werden können, sondern nur durch eine Militarisierung der Grenzen.
Denn auch langfristig nicht wahrscheinlich ist eine politische und
ökonomische Stabilisierung der osteuropäischen Region, in der das
eine Ende der brennenden Lunte "Krise des Weltsystems" liegt.

Materialien für einen neuen Antiimperialismus Nr. 4: Das Ende des
sowjetischen Entwicklungmodells. Beiträge zur Geschichte der sozialen
Konfrontationen mit dem sozialistischen Akkumulationskommando, September 1992
[2]

Was sich schon vor 30 Jahren abzeichnete, ist heute auf eine Weise entbrannt,
die mehr bedroht als die relative Stabilität der aus der Sowjetunion
hervorgegangenen Staaten. Deren Zukunft stand stets in einem
untergeordneten Verhältnis zu den ehemaligen Gegnern der Blockkonfrontation.
Die Zurichtung der osteuropäischen Nachfolgestaaten der UdSSR auf
die Kapital- und Hegemonialinteressen Westeuropas und Nordamerikas bildet seit
1991 den Fluchtpunkt des Verhältnisses zwischen NATO und Russischer Föderation.
Letzterer den Status eines gleichberechtigten Mitgliedes der sogenannten
westlichen Wertegemeinschaft zuzugestehen soll nur unter der Bedingung
einer Abkehr von russischem Souveränitätsstreben möglich
sein. Der krisenhafte Charakter des sowjetischen Staatskapitalismus sollte in
eine unumkehrbare Niederlage münden, bei der sich die
Zerfallsprodukte der UdSSR mit dem Status der ökonomischen, vor
allem extraktivistisch bewirtschafteten Peripherie des
hegemonialen Zentrums kapitalistischer Weltwirtschaft hätten abfinden sollen.

Niemals ist es zu einer ernstzunehmenden Bemühung seitens der EU oder USA
gekommen, den gescheiterten Gegenkapitalismus der Sowjetunion anders denn als
Glücksfall für Geschäftsinteressen und Ressourcensicherung
zu betrachten. Eine Aufarbeitung der Geschichte der Oktoberrevolution in
emanzipatorischem Interesse konnte nicht erfolgen, musste doch die
antikommunistische Erfolgsbilanz mit dem Schlussstrich eines Endes der
Geschichte und Sieges des Liberalismus besiegelt werden. Gleiches gilt
für die Entwicklung des sozialen Widerstandes gegen das Diktat der sowjetischen
Fabrikgesellschaft - in den Annalen bürgerlicher Historisierung wurde jegliche
Opposition unter antikommunistischen und prowestlichen Widerstand subsumiert,
die soziale Revolution war damals so verrucht wie sie es heute ist.

Die mit dem Ende des Systemgegners erfolgte Zurückstufung Russlands in der
Rangfolge der Staatssubjekte führte unter den Präsidenten Jelzin und Putin zum
Versuch einer Annäherung an den Westen, so durch die bereitwillige Übernahme des
neoliberalen Kapitalismus und das Angebot, sich in die Strukturen der NATO zu
integrieren. Die Gelegenheiten, der russischen Führung entgegenzukommen, blieben
jedoch ungenutzt. Statt dessen konnte der Zuspruch zu nationalchauvinistischen
Bewegungen auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion nicht besser genährt werden
als durch die kolonialistische Arroganz westlichen Vormachtstrebens und
Erschließungsinteresses. Nun steht für Russland nichts Geringeres als der Status
einer Weltmacht auf dem Spiel, wollte seine Führung nicht akzeptieren, sich wie
die meisten anderen Staaten auf der Welt mit einem Platz in der zweiten Reihe
zufriedenzugeben. Dafür Krieg bis zum äußersten zu führen entspringt einer
Staatsräson, die mit den Interessen einzelner Menschen nichts zu tun hat,
zumindest so lange nicht ein Aggressor wie der NS-Staat ankündigt, auf
russischem Territorium einen Vernichtungskrieg zu führen.

Die imperialen Ambitionen des russischen Staates, seine nach wie vor weitgehend
auf Rüstungsindustrie und Rohstoffextraktion festgelegte Wertproduktion als auch
die entpolitisierende Wirkung des von Präsident Putin geschmiedeten
Klassenkompromisses könnten als Schattenwurf des unvollständig vollzogenen
Versuches gedeutet werden, die Innovationsdynamik des postfordistischen
Kapitalismus zum Motor des Aufstiegs Russlands in die erste Liga der Staatenwelt
zu machen. Dass dies bislang nicht gelang ist nicht nur Ergebnis der
finanzkapitalistischen Dominanz westlicher Industriestaaten und ihrer Politik,
Russland den eigenen Interessen unterzuordnen. Der neoliberalen Subjektivierung
und den dadurch ermöglichten Produktivitätszuwächsen westlicher
Gesellschaften hat Russland stets hinterhergehinkt, gerade weil diese
Entwicklung kopiert werden sollte. Wäre die Negation sozialistischer
Entwicklungspotentiale nicht umfassend erfolgt, dann hätte dies durchaus einen
Gegenentwurf ermöglichen können, mangelt es doch in allen kapitalistischen
Gesellschaften an einer Kollektivität, die sich nicht aus ethnonationalistischen
Identitätsansprüchen speist, sondern emanzipatorischen Praktiken verpflichtet
ist.

Um so mehr beschädigte das erklärte Ziel der EU, mit den USA als führendem
Wirtschaftsraum gleichzuziehen und damit deren globale Vormachtstellung in Frage
zu stellen, auch die Beziehungen zu Russland. Die explizite Doktrin Washingtons,
den Aufstieg eines jeglichen Staates zum gleichwertigen oder gar überlegenen
Konkurrenten mit allen Mitteln zu verhindern, geht tendenziell desto mehr zu
Lasten Russlands und des weiteren Chinas, als die transkontinentalen Beziehungen
der EU zu diesen Akteuren den globalen Führungsanspruch der USA schwächen
könnten.

Auch wenn Russland den Konflikt mit der NATO durch den Einmarsch in die Ukraine
initiativ zu verantworten und sich durch dabei begangene Grausamkeiten ins
Unrecht gesetzt hat, macht das die Vorgeschichte der seitens der EU und USA
aktiv voran getriebenden Unterminierung seiner Hegemonialinteressen nicht
ungeschehen. So wenig der Angriff auf die Ukraine in völkerrechtlicher Hinsicht
mit der anwachsenden Interessendivergenz zwischen NATO und Russland zu
rechtfertigen ist, so wenig kann eine legalistische Sicht auf diesen Krieg
dessen weitere Intensivierung bis hin zum offenen Kriegseintritt der NATO
verhindern.

Gleiches gilt für den Abgleich der auf beiden Seiten aufgemachten ideologischen
Vorwände - werden in der Ukraine "Freiheit und Demokratie" mit Parteiverboten,
der Zwangsverpflichtung zum Kriegsdienst, kapitalistischer Klassenherrschaft und
staatlicher Medienzensur verteidigt, so führt Russland Krieg im Namen
antifeministischer, homo- und transphober Geschlechterverhältnisse, einer
robusten klerikalen Gut-Böse-Dichotomie sowie eines nationalistischen
Restitutionspathos, der sich durch einen in sich widerspruchsbehafteten
Antifaschismus legitimiert. Auf beiden Seiten der ideologischen Front nehmen
Formen der autoritären Staatlichkeit Gestalt an, die, wenn auch in
Russland deutlich drakonischer durchgesetzt als in der EU, die Axt an die
Wurzeln eines demokratischen Selbstverständnisses legen, dessen
Legitimationsfunktion auch in liberalen Gesellschaften zusehends obsolet zu
werden scheint.


"Regelbasierter" Kontrollverlust

Wenn man die Rolle der beteiligten Nationalen, zum Beispiel der NATO
und ihres Anführers - den USA - in diesem Konflikt herausarbeitet und erklärt,
dann liefert man damit in keiner Weise eine Antwort auf die Frage, welche
Kriegsseite man in diesem Gemetzel unterstützen sollte. Man erfährt vor allem,
warum sowohl für Russland als auch für die USA nichts Geringeres als ihr
jeweiliger Status in der Welt auf dem Spiel steht. Die Menschen in der Ukraine
sind Opfer dieses Kampfs von Nationen um ihren Status in der Welt - ein Status,
für den die USA und Russland bereit sind, Ukrainer*innen zu vertreiben, zu
verstümmeln und zu töten; ein Status, für den sie bereit sind, einen Atomkrieg
zu riskieren.

Angesichts dessen kann man nur empfehlen, das Daumendrücken für Staaten und ihre
Kriege einfürallemal bleiben zu lassen.

Critisticuffs: Für Russland und die USA geht es um alles, 17. Oktober 2022 [3]

Eine solche, hier lediglich summarisch wiedergegebene Sicht auf den Krieg in der
Ukraine wird von den SachwalterInnen nationaler Deutungsmacht in Politik
und Medien rundheraus als Verschwörungserzählung verworfen und sogar
kriminalisiert. Völlig unabhängig von der faktischen Untermauerung der These,
als zentrale Handlungsebene auf den Konflikt zwischen NATO und Russland zu
verweisen, wird der Angriff Russlands auf die Ukraine auf ein singuläres
Geschehen verkürzt, als sei der Bruch internationalen Rechts eine Spezialität
russischer Kriegführung. Dieser Deutung stehen diverse Kriege der USA und NATO
entgegen, was anzumerken als Rechtfertigung dieser Aggression häufig genug
ins moralische Unrecht gestellt wird.

Mit dieser absichtsvoll um die Dimension der zahlreichen Staatenkriege seit
1945, die von der westlichen Wertegemeinschaft initiiert wurden, verkürzten
Auslegung werden die UrheberInnen einer rationalen Analyse dieses
Gewaltgeschehens systematisch ihrer Stimme in den reichweitenstarken Foren
nationaler Meinungsbildung beraubt. Selbst moderate KritikerInnen des von der
Bundesregierung und der US-Regierung eingeschlagenen Kurses, auf einen
militärischen Sieg der Ukraine zu setzen und so gut wie keine Initiative zur
Herbeiführung eines Verhandlungsfriedens zu ergreifen, werden auf eine Weise
abgewatscht, die die behauptete Neutralität Deutschlands überzeugend
dementiert. So werden der Sozialpsychologe Harald Welzer und der Philosoph
Richard David Precht aufgrund ihrer Einwände gegen das Setzen auf einen Sieg der
Ukraine, die dafür erfolgenden Waffenlieferungen und die Flankierung dieses
Kurses durch massenmediale Fürsprache auf eine Weise von nämlichen Medien
vorgeführt, die von dem starken Widerwillen bestimmt zu sein scheint, sich
überhaupt mit den von ihnen artikulierten Bedenken zu befassen.

Statt dessen wird etwa moniert, dass die beiden Intellektuellen sich nicht in
jede Debatte einzubringen hätten, das sollte doch bitte den zuständigen
ExpertInnen vorbehalten bleiben. Fernab von dem basisdemokratischen Anspruch,
sich voraussetzungslos am politischen Geschehen beteiligen zu können, werden
selbst akademisch geschulte DisputantInnen auf ein nationales
Konsensmanagement eingeschworen, dass vom Ergebnis her formiert wird. Wenn in
grundlegenden Fragen wie der von Krieg und Frieden tagtäglich in
Pressekommentaren und Rundfunksendungen zu erleben ist, wie bedenkenswerte
Interventionen mit polemischen Mitteln stigmatisiert werden, dann verstehen die
dafür zuständigen JournalistInnen ihren Auftrag wohl so, der mehrheitlichen
Zustimmung der Bevölkerung zur Staatsräson zumindest nicht zuwiderzuhandeln.

Die von ihnen vertretene, über jeden Verdacht auf Gutheißung des Angriffs
Russlands erhabene Medienkritik haben Precht und Welzer zum Beispiel
eingebracht, vom Sänger Wolf Biermann, uneingedenk der eigenen Befürwortung des
Überfalls auf den Irak durch die USA, als "Secondhand-Kriegsverbrecher"
beschimpft zu werden. Bei solchen Invektiven, die weit über eine
diskussionswürdige Kritik an ihren Ausführungen hinausgehen, wird
die vollmundig beanspruchte Diversität politischer Positionen auf kurzem Weg
Ein- und Ausschlusspraktiken geopfert, mit Hilfe derer Menschen schon aufgrund
der bloßen Wertschätzung bestimmter Meinungsbeiträge außerhalb des
gesellschaftlichen Diskurses gestellt werden können.

Kam es in den ersten Monaten noch zu Versuchen, einer Entschärfung der
Konfrontation das Wort zu reden, so wird inzwischen unter Verweis auf die
angebliche Haltung des russischen Präsidenten, zu keinerlei Kompromissen bereit
zu sein, jedes Bedenken solcher Art in die Ecke der Putin-Versteherei
manövriert. Zwar ist weithin bekannt, dass es noch im April zu einer Einigung
der Kriegsparteien hätte kommen können, die mutmaßlich auf Betreiben des
britischen Premiers Boris Johnson verhindert wurde, was selbst der ehemalige
Generalinspekteur der Bundeswehr, Harald Kujat, attestiert [4], doch Hinweise
auf das Interesse einzelner NATO-Staaten, diesen Krieg bis zur letzten
UkrainerIn zum Sieg zu führen, anstatt ihn so bald wie möglich zu beenden,
werden hartnäckig ins Reich der Legendenbildung verwiesen.

Selbst wenn ein hochrangiger Ex-General und Ex-Vorsitzender des
NATO-Militärausschusses, der kein Problem mit der Lieferung defensiver Waffen an
die Ukraine hat und vor der letzten Sitzung des NATO-Russland-Rats im Januar
2022 die NATO aufforderte, Verhandlungen mit Russland aus einer Position
politischer Geschlossenheit und militärischer Stärke zu führen, mit Nachdruck
vor der Gefahr einer nuklearen Eskalation warnt und die Abwesenheit politischer
Vermittlungsbemühungen beklagt, ändert das nichts am entschiedenen Willen
maßgeblicher Teile der deutschen Funktionseliten, den Druck auf Russland durch
die Lieferung von immer mehr und immer potenteren Waffen zu erhöhen. Laut Kujat
hat Russland sein Eskalationspotential längst nicht ausgereizt, was dazu führe,
dass jede Intensivierung des Krieges auf dem Gebiet der Ukraine durch die NATO
entsprechende Steigerungen der militärischen Gewalt seitens Russlands zur Folge
habe.

Gewaltverhältnisse zwischen Staaten als Ensemble kriegerischer
Machtbestrebungen herauszustellen, anhand derer die jeweiligen Über- und
Unterordnungsverhältnisse reguliert werden, und so die Ebene
nationaler Identitätsbildung zu unterschreiten wäre schon erforderlich, um dem
offenkundigen Kontrollverlust auf allen Seiten Einhalt zu gebieten. Anstelle
dessen wird auf die Gültigkeit einer "regelbasierten" Weltordnung insistiert,
als sei die Durchsetzung von Regeln zwischen Staaten nicht stets an die
erklärte Bereitschaft zur Gewaltanwendung gebunden. Einzelne Regierungen mögen
noch so sehr auf ihrer jeweiligen Wahrheit bestehen, über ihre Gültigkeit wird
nach dem Ausreizen diplomatischer Möglichkeiten mit ökonomischer und schließlich
militärischer Gewalt befunden. Diplomatie und Krieg sind keine einander
ausschließenden Gegensätze, sondern komplementäre Elemente praktischer
Staatsgewalt. Dafür zu sterben, im Endeffekt Recht gehabt zu haben, mag zur
Befriedigung persönlicher Halsstarrigkeit beitragen, kann aber kein Ausdruck
staatlichen Handelns sein, wenn nicht große Teile der eigenen wie gegnerischen
Bevölkerung ins Verderben gestürzt werden sollen.

"Regelbasiert" kann denn auch als Synonym eines legalistischen Partikularismus
verstanden werden, der den Universalismus internationalen Rechts beschwört,
indem er ihn je nach Erfordernis einfordert oder missachtet. Moralisch
argumentiert wird zwischen Staaten desto mehr, je weniger die
Asymmetrie ihrer jeweiligen Forderungen zum Verhandlungsgegenstand werden soll.
Dementsprechend führt der Abtausch der Ideologien in die Irre einer
Rechtfertigung, die den Gegner als das ganz Andere eigener Geltungskraft
ausweist, was nach ultimativer Gewaltanwendung verlangt und anwachsenden
Kontrollverlust zeitigt.

"Regelbasiert" wie bei einer versicherungstechnischen Risikoabwägung wird denn
auch das Kalkül eines atomaren Schlagabtausches bemessen. So ist häufig zu
vernehmen, dass die Androhung des Einsatzes von Atomwaffen durchaus ernst
genommen werden müsse, es dennoch falsch sei, sich davon beeindrucken zu
lassen, ginge damit doch die Strategie des Gegner auf, Angst zu schüren, auch
wenn diese nur einem Bluff geschuldet wäre. Täuschungsversuche können jedoch
nur längerfristig beeindrucken, wenn sie faktisch untermauert werden.
Für Russland hieße dies etwa, Atomwaffen an die ukrainische Grenze zu verlegen
oder die Entschiedenheit des eigenen Angriffswillens mit einem praktischen
Beispiel zu unterstreichen.

Zudem muss es nicht die russische Seite sein, die die nach oben offene
Eskalationsspirale des Atomkrieges in Gang setzt. In der jüngsten National
Defense Strategy der USA wird - trotz gegenteiliger Ankündigung des
US-Präsidenten - die Option beibehalten, einen atomaren Erstschlag zur Abwendung
einer akuten Bedrohung zu führen. Als einziger staatlicher Akteur, der sich
nicht durch die Kriegsmacht der USA in die Schranken weisen lässt, nimmt
Russland eine Sonderstellung in der Nukleardoktrin Washingtons ein. Es läge
mithin auch an der US-Regierung, einen entscheidenden Schritt in Richtung
Deeskalation zu tun, doch davon ist bislang nicht viel zu merken [5].

So wurde kürzlich die 101st Airborne Division, die in vielen Angriffskriegen
der Vereinigten Staaten die Speerspitze bildete, in einer Entfernung
von 10 Kilometern zur ukrainischen Grenze in Rumänien stationiert, um von dort
kurzfristig in den Kampfeinsatz geschickt werden zu können. Bei einem solchen
Szenario würde die Bundesrepublik allemal in Mitleidenschaft gezogen. Die
Bundeswehr bildet ukrainische Truppen an der Bedienung moderner Waffensysteme
aus, und auf dem Gebiet der Bundesrepublik werden Planungs- und
Kommandostrukturen zur Unterstützung der ukrainischen Kampfeinheiten
unterhalten. Die auf der Ramstein Air Base eingerichteten
Operationsstäbe sind inzwischen mit SoldatInnen aus 20 Staaten besetzt, darunter
Special Forces der US-Armee, die bis Kriegsbeginn in der Ukraine mit der
Ausbildung ihrer Streitkräfte befasst waren [6].

Auch deshalb dürfte die in militärwissenschaftlichen Instituten mit ein- bis
zweistelligen Prozentangaben taxierte Gefahr eines atomaren Weltenbrandes nicht
aus der Luft gegriffen sein. Um den Krieg gegen Russland trotz atomaren
Vernichtungspotentials führbar zu machen, wird mit wissenschaftlichen Mitteln
eine Gefahr beziffert, die übertragen auf andere Lebensrisiken niemand sehenden
Auges in Kauf nähme. Um so aggressiver muss mit dem Primat des gerechten Krieges
zu Felde gezogen werden, darin zumindest sind sich die
KontrahentInnen einig.


Von der "Zeitenwende" zum "Epochenbruch"

Es ist nicht die selbsternannte oder göttliche Autorität, nicht die
überlieferte Tradition, nicht die disziplinarische Norm und in letzter Instanz
auch nicht die stets noch zu steigernde Produktivität, an der wir unser Denken,
Handeln und Fühlen ausrichten sollen. Sondern die jederzeit mögliche
Katastrophe, das unberechenbare Ereignis, die allgegenwärtige Bedrohung (was
freilich nicht ausschließt, dass deren Beschwörung für die Mobilisierung,
Stabilisierung und Steigerung von Autorität, Ressentiment oder Ausbeutung
genutzt wird). Nicht Kritik und Konflikt erscheinen im Zeichen von Resilienz
als rationale und ethisch plausible Bezugspunkte, sondern Vulnerabilität,
Emotionalität und Gemeinschaft, und dass diese Verschiebung auch von
herrschaftskritischer Seite mit teils erheblichem Pathos gestützt und
affirmiert wird, macht die Sache der Kritik nicht gerade leichter.

Stefanie Graefe: Resilienz im Krisenkapitalismus. Wider das Lob der
Anpassungsfähigkeit [7]

Nehmen führende RepräsentantInnen der Bundesrepublik anlässlich des Einmarsches
Russlands in die Ukraine den Windhauch der Geschichte beschwörende Begriffe wie
"Zeitenwende" (Bundeskanzler Olaf Scholz) und "Epochenbruch" (Bundespräsident
Frank-Walter Steinmeier) in den Mund, dann wird die nationale Bereitschaft
bekundet, weder auf dem Schlachtfeld noch in der Zivilgesellschaft abseits zu
stehen. Während Scholz die Gelegenheit nutzte, die umfassende Aufrüstung der
Bundeswehr auf den Weg zu bringen, war es an Steinmeier, dies acht
Monate später durch die Ankündigung harter Zeiten und die Aufforderung, diesen
"konfliktfähig" mit "Widerstandsgeist und Widerstandskraft" entgegenzutreten,
zu flankieren.

Auch wenn der Bundespräsident den sozialpsychologischen Begriff der
Resilienz nicht verwendete, meinte er nichts anderes als dass die Menschen
die Fähigkeit ausbilden sollen, größere Belastungen auszuhalten, als sie
womöglich jemals in ihrem Leben erfahren haben. Was auf administrativer Ebene
längst breit diskutiert wird, so etwa in einem Panel der Bundesakademie für
Sicherheitspolitik (BAKS) zur Stärkung "gesellschaftlicher Resilienz" im Rahmen
der Nationalen Sicherheitsstrategie [8], wenn in kulturindustriellen
Vermittlungszentralen das Wort vom "resilienten Journalismus" die Runde macht,
stets ist ein Krisenmanagement gemeint, das sich alltagssprachlich als eine Form
der Abhärtung präsentiert.

Der ursprünglich aus der Physik stammende und aus Lateinisch "resilire" für
"abprallen, abfedern" abgeleitete Begriff bezeichnet im weitesten
Sinne die Entwicklung von Fähigkeiten zur Krisenbewältigung unter
Belastungsbedingungen, den vielen Stresstesten, zu denen es jüngst gekommen
ist, nicht unverwandt. Dem ursprünglichen Wortsinn gemäß wird auch von
der Fähigkeit, eine Störung abzufedern, gesprochen, von einem System flexibler
Stabilität, das in der Lage sei, äußeren Einflüssen im Sinne des
Eigenerhalts dadurch zu entsprechen, dass die ursprüngliche Ausgangslage
wiederhergestellt wird. Diese wird allerdings nicht in Frage gestellt oder der
Möglichkeit ihrer Aufhebung ausgesetzt. Welche Defizite und Probleme die
Menschen auch immer umtreiben, bei der Entwicklung von Resilienz geht es allein
darum, mit diesen Herausforderungen auf pragmatische Weise zurechtzukommen.

Somit handelt es sich um eine zutiefst affirmative Strategie, setzt sie doch die
grundsätzliche Akzeptanz von Missständen voraus, anstatt die Frage zu stellen,
wie zu verhindern wäre, dass Menschen überhaupt in eine lebensbedrohliche
Schieflage geraten. Zwar wirft eine unmittelbare Problembewältigung technische
Fragen aller Art auf und verlangt nach konkreten Antworten auf diese. Die
Verallgemeinerung situativer Problemstellungen zu einem abstrakten Konzept
sozialstrategischer Zurichtung trägt jedoch dazu bei, administrative Lösungen zu
befürworten, die die Funktionseliten in Staat und Gesellschaft aus der
Verantwortung entlassen, für eine Welt zu kämpfen, in der Solidarität mit Mensch
und Natur an die Stelle einer im Kern sozialdarwinistisch bestimmten Resilienz
tritt. Letzteres ergibt sich aus der Funktionslogik kapitalistischer
Vergesellschaftung, bleibt diese doch stets dem abstrakten Nutzen einer
Kapitalverwertung verpflichtet, demgegenüber individuelle Notlagen auf eine
Weise rechenschaftspflichtig gemacht werden, die selbst die erstrebenswerte
Qualität selbstbestimmten Handelns der geräuschlosen Kompensation
gesellschaftlicher Missstände unterwerfen.

So macht der Begriff angesichts des völligen Versagens eines adäquaten
gesellschaftlichen Umgangs mit der Klimakrise seit längerem dem zuvor im
Mittelpunkt sozialökologischer Konzepte stehenden Terminus der Nachhaltigkeit
Konkurrenz [9]. Der Bestsellerautor Jeremy Rifkin zieht mit seinem
aktuellen Opus Magnum "Das Zeitalter der Resilienz" die Summe aller Kritik an
den gesellschaftlichen Naturverhältnissen als Credo defensiver Anpassung an
vermeintlich unabänderliche menschliche Zerstörungsgewalt. Auf diese Weise
geraten Fragen an die eigenen Vergesellschaftungspraktiken und
Produktionsverhältnisse, die zur Verursachung katastrophaler Entwicklungen
beitragen, ins Abseits monokausaler Erklärungsmodelle, in denen für
emanzipatorische Gesellschaftskritik kein Platz mehr ist.

Wird im Falle der Klimakrise nun verstärkt akzeptiert, das eine Erderwärmung von
mehr als zwei Grad selbst mit einem grünen Kapitalismus nicht mehr zu verhindern
sei, die Menschen also Vorkehrungen aller Art zur Bewältigung der anstehenden
Gefahren zu treffen hätten, anstatt eine sozialökologische Transformation
anzustreben, die vor der Aufhebung der herrschenden Eigentums- und
Verwertungsordnung nicht Halt macht, so dampft das regierungsamtliche
"Zeitenwende"- und "Epochenbruch"-Paradigma die Krisendiagnose auf von Russland
ausgehenden Herausforderungen ein. Zielstrebiger könnte kein angeblicher
Handlungsnotstand geltend gemacht werden, der mit der Bereitschaft der
Bundesrepublik zur Kriegführung in aller Welt verschlimmert, was ohnehin im
Argen liegt.

Und nicht nur das, die angesichts der globalen Krise des Kapitals erforderliche
Widerspruchsregulation befeuert eine Innovationsdynamik, die keinen
Reichtum auf breiter Ebene mehr zulässt, sondern Mangel produziert und
Armut verwaltet. Das hat zumindest der Kapitalismuskritiker Robert Kurz
2005 festgestellt, als er drei Jahre vor der Weltfinanzkrise der verbreiteten
Ansicht widersprach, es gehe dem transnationalen Kapital um die Mobilisierung
von Ressourcen und Arbeitskräften zum Zwecke eines neuen
Akkumulationsaufschwungs.


Nachrichten aus der "Komfortzone"

Das genaue Gegenteil ist der Fall; es geht um die Krisenverwaltung der
Demobilisierung von Ressourcen und Arbeitskräften, weil das Weltkapital auf der
erreichten Stufe der Produktivitäts- und Rentabilitätsstandards nicht mehr zur
erweiterten Resorption von Produktionskapazitäten in der Form "abstrakter
Arbeit" fähig ist. Der neue äußere Krisenkolonialismus des Westens zielt einzig
darauf ab, die unbrauchbaren Menschenmassen der Zusammenbruchsregionen in
Schach zu halten. Der neue innere Krisenkolonialismus der nationalen
Menschenverwaltungsapparate andererseits zielt einzig darauf ab, die
Demobilisierung der jeweils "eigenen" Arbeitskraft repressiv zu befrieden und
ihr eine bewältigbare Verlaufsform zu geben. Armutsverwaltung bis zum
Gehtnichtmehr ist angesagt, nicht regulative Erneuerung
gesamtgesellschaftlicher "Projekte". Dazu ist der transnationale Kapitalismus
einfach nicht mehr in der Lage.

Robert Kurz: Das Weltkapital. Globalisierung und innere Schranken des
modernen warenproduzierenden Systems [10]

Sozialstrategische Innovationen wie die verhaltensökonomische Konditionierung
der Menschen, die das atomisierte Marktsubjekt mit Hilfe informationstechnischer
Systeme auf individuell angepasste Leistungsnormen und Optimierungsforderungen
eichen, sollen nicht erst seit Beginn dieses Krieges die Bereitschaft steigern,
sich den Forderungen von Staat und Kapital klaglos zu unterwerfen und dabei
Ausfallrisiken in Kauf zu nehmen, die mit Defiziten der eigenen Konstitution und
Anpassungsbereitschaft erklärt werden. Die offiziell angekündigten Einschnitte
in Konsum und Lebenssicherheit werden zwar mit dem Angriff auf die Ukraine und
dem daran anknüpfenden Wirtschaftskrieg gegen Russland erklärt, während
die generalisierte Krise des Kapitals und der Arbeit, der Naturverhältnisse und
des Klimas viel zu wenig Beachtung finden. Gerade diese langfristigen
Problemstellungen bieten Anlass, die Systemfrage zu stellen und eine
grundlegende Veränderung gesellschaftlicher Eigentums- und
Herrschaftsverhältnisse zu erwirken. Sie lassen ahnen, der dem inneren
Widerspruch des sich selbst prozessierenden und dabei substantiell aufhebenden
Werts wie der dadurch intensivierten Ausbeutung gesellschaftlicher
Naturverhältnisse mit keiner Reform und keinem Krieg beizukommen ist.

Die "Komfortzone", die nicht verlassen zu wollen Serhij Zhadan den Verweigerern
von Waffenhilfe für die Ukraine anlastet, ist längst unrettbar vom Virus einer
Verwertungslogik befallen, deren "Mehr" an Wachstum und Profit sich als
"Weniger" an substantieller Existenzsicherheit ausbuchstabiert. Den Brand in der
Ukraine mit Benzin zu bekämpfen, indem immer mehr und potentere Waffen geliefert
werden, wird als Akt der Solidarität gefeiert, gerade weil das eigene Leben
nicht ins Feuer geworfen wird. Wäre irgendetwas dran an der Behauptung, dass
in der Ukraine europäische Werte verteidigt würden, dann müssten die
Wertegemeinschaften NATO, EU und USA längst eigene Truppen in die angebliche
Schlacht um Freiheit und Demokratie geworfen haben. Indem sie sich davon
freihalten, während UkrainerInnen womöglich noch auf Jahre hinaus zu Tausenden
sterben, agieren sie ganz im Sinne eines Krisenkolonialismus, der die Menschen
auf gemeinsame Feindbilder einschwört, um sie unten zu halten und zu verhindern,
die eigene Befreiung in Angriff zu nehmen.

Daher ist auch zu fragen, ob der häufig als monokausales Deutungskonzept
verwendete Begriff des "Stellvertreterkrieges" zutreffen kann, wenn zumindest
Teile der ukrainischen Bevölkerung angeben, freiwillig für das eigene Land gegen
die Invasoren kämpfen zu wollen, und sich nicht dagegen verwahren,
dabei für übergeordnete Interessen, sprich den liberalen Kapitalismus, in
die Pflicht genommen zu werden. Schließlich ist es ihre Sache zu bestimmen,
mit wessen Herrschaft sie sich einst arrangieren wollen. Vom Ende her gedacht
stellt sich die Frage, ob das Kämpfen für irgendeinen Staat den Verlust des
Lebens wert ist, analog dazu, ob die Unterwerfung unter Lohnarbeit die Frage des
Wertes nicht ausschließlich negativ beantwortet.

So oder so werden die UkrainerInnen zu Objekten fremder Interessen gemacht.
Daher könnte die ihnen verbliebene Würde zumindest verlangen, nicht als
Bauernopfer auf dem eurasischen Schachbrett, hinter dem auf der einen Seite die
NATO und auf der anderen Seite Russland Platz genommen hat, jeglicher
Selbstbestimmung beraubt zu werden. Dass diese so fiktiv sein kann wie jeder
Freiheitsanspruch im warenproduzierenden Kapitalismus hält niemanden davon ab,
dennoch so zu tun, als wäre es anders.

Eine Staatenperspektive zu verabsolutieren, für die keine individuelle
Betroffenheit und erst recht keine aller Staatlichkeit und nationalen
Zuschreibung entsagende Position von Belang ist, sucht Sicherheit in der
Distanzierung von allem, was an Krieg schmerzt und Angst macht. Wie in jedem
Krieg werden auch in der Ukraine horrende Grausamkeiten begangen [11], dies zu
rechtfertigen mit dem nationalem Souveränitätsanspruch Russlands auf
Territorien in einem anderen Land rechtfertigt Kolonial- und Aggressionskriege
aller Art.

Das widerspricht nicht der Verantwortung, die die NATO für das Entfachen neuer
Kriege trägt, sondern unterstreicht den notwendigen Widerstand gegen
patriotische Mobilisierungsstrategien auf allen Seiten. Nationalismen sind stets
unvereinbar miteinander, daher tendiert ihre kriegerische Durchsetzung zu
genozidalen Verläufen. Dass die Katastrophe des Staatenkrieges auf den Begriff
der Nation gebracht und in Europa, wo dieses abstrakte Unterwerfungsattribut
geschaffen wurde, ausgetragen wird, unterstreicht die identitäre
Austauschbarkeit der Akteure ebenso wie ihr eurozentrisches Selbstverständnis.
Russland ist nicht mehr die Sowjetunion, auch wenn diese Gleichsetzung im
Verhältnis zur NATO immer wieder vorgenommen wird, sondern ein
kapitalistischer Nationalstaat wie die meisten anderen Staatssubjekte der Welt
auch. Machte das Beispiel dieses Krieges dort Schule, dann würde es auch in der
vermeintlichen Komfortzone Deutschland schnell ungemütlich.

Fußnoten:

[1] https://www.zeit.de/kultur/literatur/2022-10/frankfurt-buchmesse-serhij-zhadan-friedenspreis

[2] https://archive.org/details/materialien-fur-einen-neuen-antiimperialismus/Materialien%20f%C3%BCr%20einen%20neuen%20Antiimperialismus_4_1992

[3] https://communaut.org/de/fuer-russland-und-die-usa-geht-es-um-alles
(enthält eine umfassende Gegenüberstellung der Nukleardoktrinen der Konfliktparteien)

[4] https://www.n-tv.de/mediathek/videos/politik/Kujat-Keine-weiteren-Offensiv-Waffen-fuer-die-Ukraine-article23646226.html

[5] https://www.counterpunch.org/2022/11/08/u-s-review-envisions-using-nuclear-weapons-against-non-nuclear-attacks/

[6] https://www.nytimes.com/2022/06/25/us/politics/commandos-russia-ukraine.html

[7] Stefanie Graefe: Resilienz im Krisenkapitalismus. Wider das Lob der Anpassungsfähigkeit, Bielefeld 2019, S. 195

[8] https://www.bmvg.de/de/aktuelles/nationale-sicherheitsstrategie-gesellschaftliche-resilienz-fokus-5514816

[9] https://www.phase-zwei.org/hefte/artikel/von-der-nachhaltigkeit-zur-resilienz-370

[10] Robert Kurz: Das Weltkapital. Globalisierung und innere Schranken des
modernen warenproduzierenden Systems, Berlin, 2005, S. 458

[11] https://www.ohchr.org/en/documents/reports/a77533-independent-international-commission-inquiry-ukraine-note-secretary
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HERRSCHAFT/1920: Zeit der Autokraten ... (SB)



"Danke an jeden einzelnen, der uns dabei geholfen hat, den
Patriotismus zu retten, der gebetet hat, auf die Straße gegangen ist
und dafür gesorgt hat, dass Bolsonaro bei dieser Wahl so viele Stimmen
bekommen hat wie noch nie in seinem Leben! Wir werden unser Brasilien
nicht aufgeben! Das ist ein Befehl Gottes!"

Jair Bolsonaros Sohn Flávio auf Twitter [1]



Wenngleich Luiz Inácio Lula da Silva in der Stichwahl um das
Präsidentenamt den amtierenden Staatschef Jair Messias Bolsonaro mit
hauchdünnem Vorsprung bezwungen hat, ist die Zeit der Autokraten auch
in Brasilien keineswegs abgelaufen. Dem Kern der brasilianischen
Gesellschaft entsprungen, ist der Bolsonarismus so tief in ihr
verwurzelt, dass ihn auch der symbolträchtige und vermeintlich
richtungsweisende Wechsel im Präsidentenpalast nicht mit Stumpf und
Stil ausreißen wird. Bolsonaro hat den permanenten inneren
Kriegszustand in der Klassengesellschaft mit seiner rechtsextremen
Agenda derart befeuert, dass sein Nachfolger Lula vor der
Herkulesaufgabe steht, das von staatlicher Gewalt und kapitalistischer
Ausbeutung, extraktivistischer Ausplünderung und rassistischer
Unterjochung, patriarchaler Brutalität und religiöser Knebelung
geprägte soziale Grundverhältnis bestenfalls in ein sozialdemokratisch
moderiertes Prozedere der Herrschaftsverhältnisse zurückzuschrauben.

So sehr das auf der Kippe stehende Straucheln des Autokraten, der per
Taufe im Jordan strategisch vom Katholizismus zu den Evangelikalen
konvertiert war und seither "Messias" im Namen trägt, auch zu begrüßen
sein mag, droht die kaum minder messianisch überhöhte Hoffnung, die
Wiederkehr des in der Rückschau verklärten Expräsidenten werde das
Leiden allerorts lindern, in dieselbe Falle der Beteiligung an der
Gesellschaftsordnung und Machthierarchie zu münden. Sich in diesem
personifizierten Konflikt auf Seiten Lulas zu positionieren, kann
allenfalls ein erster Schritt sein. Es dabei bewenden zu lassen und
sich einer kritischen Auseinandersetzung mit dem Lulaismus zu
enthalten, als müsste dies zwangsläufig bolsonaristisches Teufelswerk
sein, hieße indessen, auf jede radikale, nämlich zu den Wurzeln
vordringende Streitbarkeit zu verzichten.

Der seinerzeit weltweit gefeierte und zur womöglich bedeutendsten
Persönlichkeit auf Erden hochstilisierte Lula da Silva fungierte nicht
zuletzt als Gegenentwurf zu den westlicherseits als Bedrohung
empfundenen gesellschaftlichen Entwürfen der sogenannten Bolivarischen
Revolution des Hugo Chávez und seiner Verbündeten, welche die
Hegemonie der Vereinigten Staaten und mittelbar auch die Einflussnahme
der Europäischen Union zurückwiesen. Die boomende Verwertungsoffensive
von Bodenschätzen und Agrarerzeugnissen erlaubte es Lula damals, wohl
zum letzten Mal ein sozialdemokratisch-keynesianisches
Gesellschaftsmodell zu etablieren, das auch die Lebensverhältnisse der
ärmsten Bevölkerungsteile verbesserte und die Konflikte befriedete.
Damit schien der Beweis erbracht zu sein, dass extraktivistischer
Kapitalismus nicht nur funktioniert, sondern auch in Schwellenländern
die bestmögliche Wirtschaftsweise und Entwicklungsgarantie für alle
Menschen ist.

Längst haben die eskalierenden Krisenschübe des kapitalistischen
Weltsystems und die hereinbrechende Klimakatastrophe die in Aussicht
gestellten Rettungsmanöver per kontrollierter Kurskorrektur auf
Grundlage unveränderter Gesellschaftsverhältnisse als Luftschlösser
enttarnt. Da nun selbst in den westlichen Industriestaaten die
Perspektive künftig wachsenden Wohlstands für die allermeisten
Menschen weggebrochen und der Glaube an den Schutz im Schoße der
bürgerlichen Mitte perforiert worden ist, sondern sich aus dieser mehr
oder minder rechtsextreme Heilsversprechen ab. Vielerorts drängen
solche Bewegungen und parteipolitischen Repräsentanzen an die Macht,
um angesichts tiefgreifender Erschütterungen die Wiederherstellung
angeblich guter alter Zeiten zu beschwören, in denen die Lebenswelt
noch geordnet und sicher gewesen sei. Die Restauration reaktionärer
Werte in modernisiertem Gewand geht mit der Produktion von
Feindbildern einher, die der aus dem Kontrollverlust resultierenden
Ohnmacht greifbare Ziele vor Augen führen, deren Unterwerfung oder
Vernichtung das eigene Wohlergehen wieder in Kraft setzen soll.

Rechtsextremismus entspringt der bürgerlichen Mitte

Nicht die Staatsgewalt, die Ausbeutung unter den herrschenden
Produktionsbedingungen oder die Eigentumsverhältnisse als solche
greift die extreme Rechte an, sondern deren angebliche Bemächtigung
durch abgehobene Eliten und Überantwortung an fremde oder untaugliche
Kräfte unter Schädigung all jener, die ihrer Natur nach alleinigen
Anspruch auf Wohlstand und Durchsetzung ihrer Lebensrechte haben
sollten. So wird die radikale Frage nach der konkreten Unterdrückung
und Verfügung in den alltäglichen Lebensverhältnissen wie auch deren
letztendliche Aufhebung systematisch vermieden und zugunsten einer
erhofften Okkupation der Kommandohöhen und Errichtung einer offen
repressiven Autokratie nach eigenem Gusto entsorgt. Der
Rechtsextremismus in seinen diversen Spielarten bleibt daher ein
Instrument der Machteliten, um in Krisenzeiten gesellschaftlichen
Widerstand als Blockade innovativer Verwertungs- und Verfügungsregime
zu brechen.

Obgleich der landläufige Begriff des Rechtsextremismus lediglich den
Rand des politischen Koordinatensystems bezeichnet, verortet er doch
die extremistische Gefahr für die "Mitte" der Gesellschaft von einem
imaginären Außen kommend, als wollten fremde Mächte die bewährte
bürgerliche Demokratie überwältigen. Dieses Koordinatensystem ist
jedoch einem Wandel unterworfen, der seit Jahren, in Wechselwirkung
mit immer neuen Krisenschüben, zunehmend nach rechts driftet. Im Kampf
um die Diskurshegemonie treibt die Rechte mittels gezielter Tabubrüche
die als normal wahrgenommene Mitte vor sich her, die sich ihrerseits
in diese Richtung öffnet. Man könnte also von einem Extremismus der
Mitte sprechen, deren Ideologie in den zurückliegenden Jahrzehnten
maßgeblich von der neoliberalen Hegemonie geprägt wurde.

Diese forciert ein Konkurrenzdenken, das nahezu alle
Gesellschaftsbereiche erfasst hat. Rechtsextremismus greift das
Konkurrenzprinzip begeistert auf und spitzt es auf vielfältige Art und
Weise zu. Dem Grundprinzip der Marktkonkurrenz verleihen rechte
Ideologien einen höheren, zeitlosen Sinn, indem die Konkurrenz als
Kampf zu einem ewigen Grundprinzip menschlichen Zusammenlebens
imaginiert wird: Die ideologische Spannbreite reicht von
sozialdarwinistischen Vorstellungen, über Kulturalismus, Rassismus,
Wirtschaftschauvinismus bis hin zu dem manichäischen Wahnsystem des
deutschen Nationalsozialismus, der einen ewigen Konkurrenz- und
Überlebenskampf zwischen Ariern und Juden halluzinierte. [2]

Die Ära der neoliberalen Globalisierung brachte eine besondere Form
des Nationalismus und eine Modifikation der nationalen Identität
hervor, die sehr stark von ökonomischem Denken geprägt war. So schöpft
der Standortnationalismus seinen Chauvinismus aus einer erfolgreichen
Weltmarktkonkurrenz, Kulturalismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
wurden oftmals ökonomisch vermittelt. Die kulturelle oder rassische
Hierarchisierung richtet sich nicht nur gegen andere Nationen, sondern
auch gegen Minderheiten im eigenen Land. Wirtschaftlicher Erfolg wird
mit überlegenen Genen oder einer höherwertigen Kultur assoziiert, so
dass Verarmung und Marginalisierung im Umkehrschluss auf
diesbezügliche Mängel zurückgeführt werden. Rechte Ideologie verkehrt
die Krisenopfer zu Tätern, indem etwa verarmten Menschen die Schuld an
ihrem Elend zugewiesen wird oder Flüchtlinge angeblich das Gastrecht
missbrauchen. Der Rechtsextremismus kann rasant triumphieren, weil er
so einfach nachzuvollziehen und kein gedanklicher Bruch mit den
herrschenden Verhältnissen erforderlich ist.

Die Bibel des Bolsonarismus

Nach Ende der Militärdiktatur erschien der Report "Brasil: Nunca Mais"
("Brasilien - Nie wieder"), der die Greuel der Juntazeit schildert.
Das Buch war im Untergrund entstanden und dokumentierte anhand von
Unterlagen der Militärgerichte, wie Regimegegner gefoltert und
ermordet wurden. Da sich die Militärs als Voraussetzung für die
demokratische Öffnung eine Amnestie für alle während ihrer Herrschaft
begangenen politischen Verbrechen ausbedungen hatten, konnten die
Informationen jedoch nicht zur strafrechtlichen Verfolgung der
Verantwortlichen herangezogen werden.

Dessen ungeachtet sahen sich führende Repräsentanten der Streitkräfte
zu einem ideologischen Gegenschlag veranlasst und gaben den Report
"Orvil" in Auftrag. Das Buch trägt den Untertitel "Versuch einer
Machtergreifung" und schildert, wie Brasiliens Linke seit der Gründung
der Kommunistischen Partei im Jahr 1922 angeblich dreimal vergeblich
versucht hat, mithilfe des bewaffneten Kampfs an die Macht zu gelangen
- die letzten beiden Versuche, so die These, vereitelten die Militärs,
die sich 1964 an die Macht geputscht hatten. Nachdem der bewaffnete
Kampf gescheitert war, änderten die Kommunisten laut "Orvil" ab 1974
ihre Strategie und versuchen seither, die Institutionen zu
unterwandern, bis ihnen der Staat wie eine reife Frucht in die Hände
fallen würde.

Der Titel des Machwerks stammt von "livro", dem portugiesischen Wort
für "Buch", das jedoch rückwärts gelesen wird. Der fast tausend Seiten
starke Wälzer zitiert von Marx über Marcuse bis zu Carlos Marighella,
dem brasilianischen Erfinder des Konzepts der Stadtguerilla,
zahlreiche Theoretiker der kommunistischen Revolution. Die Aktionen
brasilianischer Linker, die unter der Militärdiktatur in den
Untergrund gegangen waren, werden ausführlich dokumentiert und mit
Fotos illustriert. Eine Gruppe von Offizieren, die Zugang zu den
Archiven des militärischen Geheimdiensts hatte, verfasste das Werk
zwischen 1986 und 1989. Präsident José Sarney, das erste zivile
Staatsoberhaupt nach der Junta, verhinderte jedoch seine
Veröffentlichung, da dies seines Erachtens die Aussöhnung im Land
gefährdet hätte. Geheime Fotokopien zirkulierten jahrelang in
Militärkreisen, erst 2013 veröffentlichte ein kleiner Verlag das Buch.
Heute bieten rechtsextreme Websites den Report in einer
Faksimile-Version zum Herunterladen an. Politische Bedeutung erlangte
das Werk aber erst unter Jair Bolsonaro, gilt es doch unter Experten
als die Bibel des Bolsonarismus. [3]

Bolsonaros ideologischer Vordenker

Die angebliche Furcht vor einer kommunistischen Machtübernahme dient
als Triebfeder für den "Kulturkrieg", wie Bolsonaro und seine Anhänger
ihren Kreuzzug gegen alle Menschen und Institutionen nennen, die sie
als Maulwürfe des Kommunismus bezichtigen. Ihr oberster Prophet ist
der selbsternannte "Philosoph" Olavo de Carvalho, der in den USA lebt
und von Bolsonaro als ideologischer Vordenker verehrt wird. Carvalho
ist ein ehemaliger Linker, der am bewaffneten Kampf gegen die Diktatur
teilgenommen hat und in der Kommunistischen Partei organisiert war. Er
wechselte die Seiten, arbeitete zunächst als Journalist in Rio und
widmete sich später der Philosophie, Astrologie und Esoterik. Seine
Rolle als Wortführer verdankt sich nicht so sehr einer inhaltlichen
Qualität seiner Denkweise als vielmehr ihrer ausgesprochenen
Passförmigkeit für den Kriegszug der extremen Rechten Brasiliens.

Carvalho hat das Erzählmuster von "Orvil" verfeinert und dem
Bolsonarismus damit eine Vision und Sprache verliehen. Die zentrale
These, die sich durch das Buch zieht und von ihm weiterentwickelt
wird, entstammt den Zeiten des Kalten Krieges, als die berüchtigte
"Doktrin der Nationalen Sicherheit" das Denken und Handeln der
Militärdiktaturen in Lateinamerika bestimmte. Diese Doktrin ging davon
aus, dass sich der äußere Feind der Nation in Gestalt kommunistischer
Staaten wie Kuba, der Sowjetunion oder China interner Helfershelfer
bedient, welche die Stabilität des Staates untergraben und deshalb
ausgelöscht werden müssen. Mit dieser Doktrin versuchten die
Streitkräfte, eine legale Basis für die Vernichtung der Linken zu
konstruieren. In Anlehnung daran haben sich heute die "digitalen
Milizen" der Anhänger Bolsonaros auf WhatsApp, Facebook und Twitter
diese Doktrin zu eigen gemacht, um jeden "auszulöschen", der nicht auf
ihrer Seite steht.

Olavo de Carvalho passte die Feindbilder an die Erfordernisse der sich
verändernden gesellschaftlichen Auseinandersetzungen an und schrieb
modernisierend die Logik der Sündenböcke fort, indem er weitere
angeblich subversive Gruppen identifizierte: Nicht nur linke
Politiker, sondern auch Afro-Brasilianer und indigene Gemeinschaften,
Feministinnen und LGBTQI+-Menschen, Studierende, Intellektuelle und
Kulturschaffende, die Landlosenbewegung und Umweltschützerinnen,
Corona-Mediziner und viele andere mehr trügen die Verantwortung für
den Niedergang Brasiliens. Er verurteilte jegliche Versuche,
genderspezifische und ethnische Ungleichheiten zu beheben und forderte
die Wiederherstellung der traditionellen Ordnung. [4]

Brasiliens Gesellschaft seit jeher tief gespalten

Dieser Prozess einer rechtsextremistischen "Verrohung" der
gesellschaftlichen Mitte drängt auf eine immer mörderischere
Krisenform der Herrschaft. Der Bolsonarismus ist aufgrund seines
zugespitzten Freund-Feind-Denkens eine politische Bewegung, die von
offen propagiertem Hass angetrieben wird und unablässig neue Gegner
erfindet. Da deren physische Vernichtung in der Demokratie mit
gewissen Risiken verbunden ist und daher nicht immer opportun
erscheint oder gelingt, hat sich der Bolsonarismus die Okkupation der
Institutionen bis hin zu deren Zerstörung zum Ziel gesetzt, um sie für
Zwecke unbrauchbar zu machen, die nicht seine eigenen sind. So
verortet er seine politischen Gegner insbesondere in der
Regierungsbürokratie und der Justiz, weshalb Bolsonaro Schlüsselposten
in diversen Ministerien mit Gefolgsleuten besetzt hat. Dies führte
eine Situation herbei, in der ein regelrechter Militärputsch zwar nie
ausgeschlossen, aber insofern aus Sicht der extremen Rechten nicht
vordringlich war, als Angehörige der Streitkräfte ohnehin in
hochrangigen politischen Ämtern und maßgeblichen Funktionen der
Bürokratie zahlreich vertreten waren.

Als ehemaliger Hauptmann der Fallschirmjäger entstammt Jair Bolsonaro
nicht den wirtschaftlichen Eliten des Landes, ja nicht einmal der
höchsten militärischen Führungsriege. Er baute jedoch durch die
Postenvergabe eine gewisse Hausmacht in Militärkreisen auf und sein
Familienclan, der sich unter seiner Präsidentschaft massiv bereichert
hat, ist offenbar auch mit dem organisierten Verbrechen gut vernetzt.
Was ihn zwar nicht unantastbar, doch vorerst unersetzlich für die
Eliten des Landes machte, war sein Talent, nach langen Jahren als
Hinterbänkler im Parlament die Gunst der Stunde zu nutzen und
verschiedene einflussreiche gesellschaftliche Gruppen zusammen massiv
zu begünstigen, indem er zum Staatschef der "Bibel-, Blei- und
Bullenfraktion" avancierte. Doch nicht minder wichtig war sein
Geschick, Begeisterung für die von ihm geschaffene Bewegung zu
entfachen, die zuletzt fast die Hälfte der brasilianischen
Wählerschaft erfasst hatte.

Wenn ein ums andere Mal kolportiert wird, der Machtmensch Bolsonaro
habe in seiner Präsidentschaft das Land in zwei tief miteinander
verfeindete Lager vertikal gespalten, verschleiert diese Deutung
geflissentlich den Tatbestand, dass die Gesellschaft seit jeher
horizontal gespalten war. Brasilien, das als letzte westliche Nation
die Sklaverei abschaffte, hat seine koloniale Vergangenheit, den
strukturellen Rassismus, das System der Großgrundbesitzer, die alle
Schichten durchziehende patriarchale Gewalt und einen ausgeprägten
Hang zum Autoritarismus nie überwunden.

So enden die Militärdiktaturen immer nur für die Weißen, nie für die
Schwarzen. Das brasilianische Bürgertum war stets sehr zufrieden mit
der Verfolgung der Schwarzen und der Armen, der Rechtsstaat ist in den
Favelas nie angekommen. Die Ungleichheit findet sich nicht nur in den
Unterschieden im Einkommen und im Zugang zu Bildung und Gesundheit
wieder, sondern auch in den Zahlen gewaltsamen Todes: 42.000 Menschen
wurden 2019 in Brasilien ermordet, zwei Drittel von ihnen waren
schwarze Männer, die meisten zwischen 15 und 29 Jahren. Die
gewalttätigste Polizeitruppe der Welt tötete rund 6000 Menschen, mehr
als 75 Prozent ihrer Opfer waren schwarz. Die Ausrottung junger
Schwarzer und das Fehlen grundlegender Bürgerrechte für
Bevölkerungsgruppen wie Indigene, Kleinbauern und Fischer wurden von
keiner Regierung der Neuen Republik seit 1988 mit Dringlichkeit
behandelt. [5]

Das mörderische Treiben wurde niemals beendet, es sorgte nur in den
Jahren der Sozialdemokratie unter Präsident Fernando Henrique Cardoso
(1995-2002) sowie während des links-reformistischen Zyklus' der
Arbeiterpartei unter Lula da Silva und Dilma Rousseff (2003-2016) für
wenig Aufsehen. Der Staat kriminalisierte die Armen durch den
mörderischen "Krieg gegen die Drogen" oder vertrieb sie durch
Großprojekte wie das Wasserkraftwerk Belo Monte von ihrem Land. Der
Unterschied ist nicht so groß zwischen Rechtsextremisten und den
biederen Bürgern, die ihr Einkommen und ihren Komfort beschützen und
deren einzige Antwort auf Ungerechtigkeit, Vertreibung und die
unablässigen Morde an Schwarzen und Indigenen ein gleichgültiges
Schulterzucken ist.

Autoritärer Leim des Ordnungsversprechens

Um den Bolsonarismus anhand der in ihm vertretenen Strömungen nach
sozialwissenschaftlichen Kategorien zu charakterisieren, ließe er sich
als eine Konvergenz ökonomischer, politischer und kultureller
Strukturen ausweisen, die tief in der brasilianischen Gesellschaft
verankert sind. Seine diskursiven und ideologischen Ursprünge liegen
im Sozialkonservativismus, leistungsorientierten Unternehmertum,
Neoliberalismus und in der Linkenfeindlichkeit, nicht zuletzt aber im
Militarismus, Anti-Intellektualismus sowie dem evangelikalen
Fundamentalismus begründet. Gemeinsam ist diesen unterschiedlichen und
teils sogar widersprüchlichen Strömungen, die unter dem Banner des
Bolsonarismus versammelt sind, das tiefsitzende Bedürfnis nach
autoritärer Ordnung. 2018 konnte sich Bolsonaro deshalb als Vorkämpfer
durchsetzen, weil er sich als einziger Kandidat präsentierte, der die
wirtschaftliche und soziale Ordnung wiederherstellen würde.

Im Laufe des letzten Jahrzehnts musste Brasilien mehrere
wirtschaftliche, politische und soziale Krisen in Folge bewältigen. So
hatte etwa die Wirtschaftskrise im Jahr 2014 einen sprunghaften
Anstieg der Arbeitslosenquote zur Folge. Viele Menschen und
insbesondere jene, deren Lebensstandard durch die Umverteilungspolitik
der Arbeiterpartei in den 2000er Jahren gestiegen war, sahen sich nun
mit einem dramatischen sozialen Abstieg konfrontiert. Parallel zur
Wirtschaftskrise war das politische Establishment in einen großen
Korruptionsskandal verstrickt, der als "Operation Car Wash" bekannt
wurde. Angesichts der Dimensionen dieses Skandals stellte sich bei
vielen Menschen das Gefühl ein, das gesamte politische System sei
korrupt. Auch die zunehmende Gewalt in den Städten verstärkte die
Wahrnehmung eines Landes, das im Chaos versinkt.

Würde Bolsonaro an seinen damaligen wirtschaftlichen und sozialen
Versprechen gemessen, hätte er keine Chance auf eine zweite Amtszeit
haben dürfen. Seine Bilanz liest sich verheerend: Brasilien gehört
heute weltweit zu den zwölf Ländern mit der größten Ungleichheit. Die
Erwerbslosenquote liegt bei zehn Prozent, fast 700.000 Menschen
starben an Covid, die Abholzung im Amazonasgebiet erreichte
katastrophale Rekordwerte, und mit 33 Millionen, die an Hunger leiden,
wird der viertgrößte Agrarexporteur der Welt bei der UNO wieder als
Land mit einem gravierenden Ernährungsproblem gelistet. Wenngleich
also der Präsident, der die Wiederherstellung geordneter Verhältnisse
versprach, das Verhängnis an vielen Fronten erheblich verschlimmert
hat, wäre er nun um ein Haar wiedergewählt worden.

Es handelt sich jedoch nicht so sehr um politische Amnesie in weiten
Teilen der Bevölkerung, als vielmehr um eine Teilhaberschaft am
ideologischen Entwurf, sich von der Drangsalierung und Vernichtung
anderer Menschen den eigenen Vorteil zu erhoffen. Die ungebrochene
Anziehungskraft des Bolsonarismus resultiert aus einem
Ordnungsversprechen, das die Erklärung faktischer Entwicklungen der
Lebensverhältnisse in eine triadische Struktur rechtsextremer
Ideologie zwängt: Diese stellt "dem Volk" eine Reihe von "Eliten"
gegenüber, die diverse "Andere" in unangemessener Weise bevorzugen.
Dabei setzt der Bolsonarismus dem Bild des "aufrechten Bürgers" das
Stereotyp des "Vagabunden" entgegen. Während ersterer die herrschende
Ordnung respektiert, selbst wenn dies mit Beschwernissen verbunden
ist, lässt der "Vagabund" Minderheiten eine unverdiente
Sonderbehandlung zukommen oder profitiert selbst davon. In dieser
Logik muss der "Vagabund" dafür bestraft werden, die traditionelle
Ordnung der brasilianischen Gesellschaft angetastet zu haben.

So hat Bolsonaros Regierung das Bildungsbudget zusammengestrichen, den
Kahlschlag und illegalen Bergbau auf geschütztem indigenen Land
vorangetrieben, Antidiskriminierungsmaßnahmen der Regierung die
Finanzierung entzogen und mit der Kriminalisierung sozialer Bewegungen
gedroht. Umweltschutz- und Sozialhilfemaßnahmen wie auch die
bürgerlichen Freiheiten wurden eingeschränkt, im Schulterschluss mit
den einflussreichen Pfingstkirchen wurde die Mission zum Schutz der
traditionellen Familie vor der Bedrohung durch die "Genderideologie"
vorangetrieben. Das Ordnungsversprechen des Bolsonarismus läuft also
darauf hinaus, bestehende Hierarchien zu reproduzieren und repressiv
zu verschärfen. [6]

Dabei stützt er sich auf eine dicht gestaffelte Infrastruktur aus
Organisationen, Institutionen und Plattformen, die von großen
politischen Koalitionen bis hin zu kleinen WhatsApp-Gruppen reichen.
Während der Einfluss traditioneller Medien weiter abnimmt, wenden sich
viele Menschen unter ausschließlicher Verwendung sozialer Medien zu
Informationszwecken einer "Gegenöffentlichkeit" der extremen Rechten
zu. In WhatsApp-Gruppen, Youtube- und Telegram-Kanälen oder
Twitter-Accounts wird die "Wahrheit" verkündet, welche die "linke
Kulturhegemonie" zu unterdrücken versuche. Beispielsweise produziert
der Youtube-Kanal "Brasil Paralelo" revisionistische Dokumentationen,
denen zufolge die Militärdiktatur vorteilhaft für das Land gewesen
sei. Andere Kanäle feiern Bolsonaro als Retter der brasilianischen
Kultur und stimmen in die allgegenwärtige Hetze gegen die Linke oder
nicht-weiße Menschen, aufbegehrende Frauen und jegliche
marginalisierten Gruppen ein. In einer eklektizistischen Mixtur
unverhohlener Aggression ist jedes Mittel recht, wenn es nur die
eigene ideologische Ausrichtung befeuert und deren Feinde niedermacht.

Bewegung reicht weit über ihre Führungsfigur hinaus

Wie jedes Unterdrückungsregime speist sich der Bolsonarismus aus der
Entmenschlichung des Anderen. Im Kampf um die Deutungsmacht hat er
sich der sozialen Medien bemächtigt und bezichtigt die Arbeiterpartei,
deren Regierungen hätten ein Chaos hervorgebracht, weil jetzt Schwule,
Feministinnen oder Schwarze über Rechte, Jobs und Privilegien
verfügten, während anständige Bürger leer ausgingen. Er inszeniert
sich als Vorkämpfer der armen Leute und Fürsprecher jener, die sonst
keine Stimme haben, als Vertreter des echten Brasiliens. In emotional
aufgeladener Sprache erklärt er die Klassenschranken für nicht
existent und beschwört eine Nation der Weißen, Heterosexuellen,
Evangelikalen und Menschen aus dem wohlhabenden Süden.

Dies fällt in weiten Teilen der Mittelschicht, doch leider auch einem
beträchtlichen Teil jener Bevölkerungskreise, die faktisch am meisten
unter dem Bolsonarismus leiden, auf fruchtbaren Boden. Sie sind dieser
von der extremen Rechten systematisch geschürten Nostalgie verfallen,
die ein Brasilien zurückhaben will, das so nie existiert hat. Was für
sein erklärtes Vorbild Donald Trump gilt, trifft wohl auch für Jair
Bolsonaro zu: Wenngleich die Person bislang unersetzlich ist, muss sie
nicht zwangsläufig durchgängig das höchste Staatsamt bekleiden, reicht
doch das Phänomen der von ihr beflügelten Bewegung weit über sie
hinaus.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/ausland/brasilien-wahl-reaktionen-101.html

[2] www.konicz.info/2022/10/27/radikalitaet-vs-extremismus/

[3] www.spiegel.de/politik/ausland/brasilien-jair-bolsonaro-und-das-buch-orvil-bolsonaros-bibel-a-e9d814bb-8bb5-4958-bdcf-d4c8adc17669

[4] www.deutschlandfunk.de/regierung-bolsonaros-brasiliens-kehrtwende-in-der-kultur.1184.de.html

[5] www.tagesspiegel.de/kultur/rassismus-faschismus-militarismus-ein-blick-in-die-finstere-seele-brasiliens/25888192.html

[6] www.heise.de/tp/features/Vor-der-Wahl-in-Brasilien-Was-ist-das-Erfolgsrezept-des-Bolsonarismo-7244970.html
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





HERRSCHAFT/1919: Der Griff der Herrschaft ... (SB)



Der Mythos Gerechtigkeit und Gleichheit herstellender linker Politik erweist
sich desto mehr als solcher, je widriger die materiellen Bedingungen eigener
Existenzsicherung sind. Warum sich für Schwache, Unterworfene und Gedemütigte
einsetzen, wenn die Umverteilung des großen Kuchens doch der Zufriedenheit
genüge tut? Dass dieser aus dem Blut und den Schmerzen vieler Menschen
gefertigt wird, die nicht dazugehören, weil sie die falsche
Staatsangehörigkeit oder Hautfarbe haben, geht niemanden etwas an. Erst den
eigenen Staat, die eigene Nation, die eigene Kultur versorgen, wer anderes
vorschlägt, macht sich unbeliebt. Prinzipiell mit Herrschaft brechende
Positionen sind, wenn sie überhaupt noch eingenommen werden, unpopulär,
weil sie voraussetzen, das eigene Wohlergehen nicht an erste Stelle zu stellen.

Ein genuin sozialrevolutionäres Selbstverständnis strebte mithin den Bruch mit
Staat und Nation, mit Patriarchat und Kapital an, anstatt der aus diesen
Machtkomplexen gespeisten Krisendynamik affirmativ hinterherzulaufen. Dies nicht
nur auf parlamentarische, sondern populistische Weise zu tun zeichnet die
Restbestände der als links identifizierten Partei diesen Namens aus. Während
sie insgesamt um Staatskonformität und damit Regierungsfähigkeit bemüht ist,
indem sozialdemokratische Umverteilungspolitik propagiert und zur NATO
ein zumindest ambivalentes Verhältnis gepflegt wird, verlegen sich Teile der
Partei darauf, die Erfolgsrezepte der AfD anzuzapfen, die inzwischen bei der
Sonntagsfrage auf ein stabiles Zustimmungsniveau von bis zu 15 Prozent
kommt.

Populismus ist nicht nur populär, weil er beim Volk verfängt, sondern weil
seine Zwecke und Mittel auf der Ebene des realen Sozialdarwinismus
verbleiben. Was einer rechtsextremen Weltanschaung billig ist, kann für eine
Linke fruchtbar gemacht werden nur über die Verkürzung herrschaftskritischer
Fragen auf vulgärmaterialistische Antworten. Volkstümliche Wahrheiten
leuchten ein, weil die Konstitution des Eigenen stets des Anderen, Fremden
bedarf, das als nicht dazugehörig zur Adressatin all dessen gerät, das das
eigene Wohlergehen verhindert. Wo das rechte Original nationale und ethnische
Minderheiten ohne Umschweife beim Namen des Übels nennt, wo es soziale und
ideologische Feinde in den eigenen Reihen bezichtigt, dem deutschen Volk
in den Rücken zu fallen, sucht seine linke Mimesis Zuflucht bei
Hahnemann. Dessen Simileprinzip, also Ähnliches mit Ähnlichem zu heilen,
bekämpft das Übel aus sich selbst heraus, ohne sich mit ihm gemein zu machen,
besagt zumindest die Theorie der Homöophatie.

Im Wechselspiel politischer Maskentänze ist damit klassischerweise die
Annäherung der parlamentarischen Mitte an den rechten Rand gemeint, dem
die BürgerInnen zum Preis einer generellen Rechtsverschiebung des
politischen Spektrums abspenstig gemacht werden sollen. Dabei fallen
Populismus und Staatsräson üblicherweise in eins, wie etwa der
Asylkompromiss 1992 gezeigt hat, der ausländerfeindliche Politik
institutionalisierte und dies als Willkommensgeschenk an angeblich notorisch
fremdenfeindliche Ostdeutsche rechtfertigte. Wenn heute Sahra Wagenknecht von
Bild TV gefragt wird, wieso eine "weit links" stehende Politikerin bei den
Anhängern einer rechten Partei so gut ankomme, dann negiert diese ideologische
Verortung alles, was noch mit sozialem Widerstand antikapitalistischer Art
assoziiert wird. Derartige Umtriebe könnten nicht wirksamer exorziert werden als
anhand des Beispiels einer Exkommunistin, die ihre Liebe zur sozialen
Marktwirtschaft Ludwig Erhards und einer leistungsgerecht formierten
Klassengesellschaft entdeckt hat.

Vor allem jedoch muss dieser Gegensatz aufgemacht werden, um ideologische
Trennschärfe zu erzeugen. Erst so kann links nicht als rechts erscheinen und
doch eine Wirkung entfachen, die ideologisch Unvereinbares mühelos überspielt.
Für Wagenknecht sind die WählerInnen der AfD "ganz viele ganz normale Menschen,
die einfach entsetzt sind über die Regierungspolitik, die (...) einfach nicht
mehr wissen, was sie wählen sollen, weil sie sich von keiner Partei mehr
vertreten fühlen." [1] Während die naheliegende Frage, warum diese Menschen
nicht die Partei Die Linke wählen, anstatt der AfD zu zweistelligen Ergebnissen
zu verhelfen, lieber nicht gestellt wird, postuliert Wagenknecht eine
bürgerliche Normalität nach dem paternalistischen Strickmuster "Denn sie wissen
nicht was sie tun".

In eben jener Generaldebatte am 7. September im Bundestag, die Sahra
Wagenknecht durch den sachgerechten, auch von ausgesprochenen
BefürworterInnen der EU-Sanktionspolitik gegen Russland verwendeten Begriff
"Wirtschaftskrieg" in die Pole Position parlamentarischer Opposition
katapultierte, machte die Kovorsitzende der AfD, Alice Weidel, explizit, was
nicht zu wissen laut Wagenknecht der Goldstandard bürgerlicher
Normalität ist. Weidel forderte unter anderem, die Staatsausgaben auf das
Wesentliche zu konzentrieren, namentlich innere und äußere Sicherheit,
Gewährleistung von Rechtsstaatlichkeit und öffentlicher Ordnung, die "illegale
Migration und Einwanderung in die Sozialsysteme" zu bekämpfen,
nicht mehr in Windkraft und Photovoltaik zu investieren, sondern
statt dessen neue Atomkraftwerke zu bauen.

Die AfD ist nicht gegen Krieg, er soll viel mehr im nationalen Interesse
geführt werden, und dafür soll mehr und nicht weniger Geld ausgegeben werden.
Sie will Menschen, die durch Kolonialismus, Krieg und Klimakatastrophe
in Lebensgefahr geraten, keinen Zutritt gewähren, aber auch keine
Mittel zur Verfügung stellen, selbst wenn diese als klimapolitische
Ausgleichszahlung rechtsstaatlich begründet werden. Doch auch das der AfD
angeblich so am Herzen liegende deutsche Volk soll keine Vergünstigungen
erhalten - das geplante Bürgergeld gilt ihr als unsozial, weil es
ohne Lohnarbeit ausgezahlt werden soll. Die AfD-Fraktion will daher eine
"Bürgerarbeit", also einen an den Erhalt von Sozialleistungen gekoppelten
Zwangsdienst einführen und Leistungsbeziehende einer Residenzpflicht
unterwerfen, sprich ihre Bewegungsfreiheit einschränken [2].

"Die Bürger dieses Landes, die arbeitende Bevölkerung und der Mittelstand, die
Industrie brauchen Freiheit und Luft zum Atmen", lautet das Credo einer Alice
Weidel, und wem dies Anlass ist, ihr zuzustimmen, weiß auch, wem Freiheit
und Luft genommen werden soll. Dazu zählen all diejenigen, die - so die Bild
TV-Moderatorin in Überleitung zu Wagenknechts Buch "Die Selbstgerechten" -
einem "Woke-Wahnsinn" frönen. Der ursprünglich in der Black-Lives-Matter-Bewegung
in den USA entstandene Begriff "Woke" stand ursprünglich dafür, rassistischen
und sexistischen Aggressionen die gebührende Aufmerksamkeit zukommen zu lassen,
sprich gegen Ausfälle dieser Art entschieden vorzugehen.

Seine Verwendung im deutschsprachigen Raum als rechter Kampfbegriff hat auch bei
Bild Einzug gehalten und dort den bisherigen Platzhalter für derartige Anwürfe,
den "Gender-Wahn", um eine zweite Verbalinjurie ergänzt. Wo sich die
VerfechterInnen autoritärer Maßregelungen übertrumpfen, ist längst kein Platz
mehr zur Erörterung der Frage, was es mit der Befreiung von Patriarchat und
Geschlechterbinarität auf sich haben könnte, ganz im Gegenteil. Der Kampf für
maskuline Dominanz und gegen Feminismus, für Ehe und Familie und gegen die
Aufweichung tradierter Geschlechterrollen ist ein Kernanliegen der AfD, wie
unter anderem die ehemalige AfD-Politikerin Franziska Schreiber berichtet hat
[3]. Das ist kein Kulturkampf, wie häufig vermutet. Der Zugriff auf die Körper
der Frauen, auf ihre kostenlos verrichtete Reproduktionsarbeit ist Bedingung
und nicht Zweck dieser Gesellschaft, ist Voraussetzung gesellschaftlicher
Produktion und wird ihr unterworfen. Dagegen kämpft der feministische
Antikapitalismus, deshalb ist dem Patriarchat jede Infragestellung der
von ihm verfügten Ordnung so verhasst.

Grundlegende Fragen wie diese werden von Wagenknecht ignoriert, wenn
sie sogenannte Identitätspolitik, Veganismus oder sozialökologischen Aktivismus
als "Lifestyle" und "Marotte" einer urbanen Linken verwirft, die längst den
Kontakt zu den Lohnabhängigen verloren hätte. Fernab davon, die Probleme der
ArbeiterInnen auf den Begriff der Klassengesellschaft zu bringen oder gar das
globale Prekariat zum Widerstand gegen den Kapitalismus anzuhalten findet die
Normalität der AfD-AnhängerInnen in der von ihr propagierten
"Leistungsgerechtigkeit" neoliberalen Widerhall [4].

Was Wagenknecht als selbstgerecht verurteilt, meint eben nicht nur den
liberalen Feminismus einer Baerbock, die ganze neun Tage brauchte, um sich zum
Aufstand der iranischen Frauen zu Wort zu melden, die einer Türkei zuarbeitet,
wo Frauenrechte mit den Füßen getreten werden, die die Aufnahme Finnlands und
Schwedens gut heißt auch unter der Bedingung, dass der Befreiungskampf
kurdischer Frauen dadurch immer schwieriger wird. Der moralische
Impetus der Gerechtigkeit nach Wagenknecht steht in diametralem
Widerspruch zu den emanzipatorischen Kämpfen von Minderheiten, die
allesamt verdächtigt werden, einem "woken Wahnsinn" zu frönen.

Wo Kritik vonnöten wäre, weil Minderheitenrechte von den SpitzenpolitikerInnen
der Regierungskoalition wie den AgentInnen kulturindustrieller Warenästhetik für
ganz andere, nicht selten konträre Zwecke instrumentalisiert werden, weil jedem
queeren Gegenentwurf, jedem Aufstand gegen patriarchale Normalität durch sich
progressiv gebende Inklusionsmanöver der Zahn unbestechlicher Streitbarkeit
gezogen werden soll, schweigt Wagenknecht vielsagend. Zwischentöne etwa der Art,
dass sich auch unter Lohnabhängigen und Erwerbslosen queere Menschen befinden,
die schwerwiegende soziale Probleme haben, dass People of Colour bis heute
Nachteile erleiden können, die zu umschiffen aufgrund ihrer Sichtbarkeit
unmöglich ist, dass es VeganerInnen gibt, die keinem konsumistischen Trend
folgen, wenn sie tierliche Subjektivität respektieren, finden im
holzschnittartigen Raster ihrer Lifestyle-Demagogie keinen Platz.

Zugespitzt gesagt geht es der Linken-Politikerin um nichts Geringeres, als die
bisherigen Ergebnisse des jahrzehntelangen Kampfes der radikalen Linken
gegen Rassismus, Sexismus und Kapitalismus abzuräumen um des Friedens mit den
herrschenden Verhältnissen willen. Dass deren SachwalterInnen gerade
Krieg führen und Wagenknecht einige gut begründete Einwände dagegen ins Feld
führt, ändert nichts daran, dass sie als eine Art Einpersonenabbruchunternehmen
nicht nur die schicke Lifestylekonkurrenz demontiert, sondern mit
dem groben Besen populistischer Normalitätshuberei die Forderungen und
Kämpfe von Menschen verächtlich macht, die ein rotes Tuch für die
extreme Rechte sind. Ordnung muss sein, das gilt erst recht zwischen
Mann und Frau, zwischen Weiß und Schwarz, zwischen Deutschen und Ausländern.

Wagenknecht hält die Debatte für das von der Bild TV-Moderatorin angeführte
Beispiel für Transrechte für "Schwachsinn", ein im übrigen
behindertenfeindlicher Begriff, was anzumerken selbstverständlich den Vorwurf
autoritärer Sprachregulation nach sich zieht. Zu behaupten, es gebe größere
Probleme als diese, kappt jede Verbindung zu den kapitalistischen und
patriarchalen Grundlagen der sich täglich zuspitzenden Systemkrise. Das größere
Problem eines notwendigen fundamentalen Bruches mit dieser Gesellschaftsordnung
will Wagenknecht auf keinen Fall zu ihrem machen, also braucht sie einen Popanz,
auf den einzudreschen gerade das verhindert.

Die Linken-Politikerin geriert sich als Stimme des Volkes, wenn sie in
Bild TV behauptet, der Kampf diskriminierter Minderheiten laufe darauf
hinaus, den Leuten vorschreiben zu wollen, wie sie zu denken, zu reden und zu
leben haben. Dass auch Deutschland ein mit struktureller Gewalt drohender und
zwingender Staat ist, der zahlreichen Menschen innerhalb wie außerhalb
seiner Grenzen nämliches vorschreibt, bestreitet sie mit dieser Behauptung
aktiv. Anstatt den Missbrauch von Antidiskriminierungspolitik zur Beschönigung
des deutschen Kriegskurses zu kritisieren, ohne die Notwendigkeit des Kampfes
gegen Homo- und Transphobie, gegen Feminizide und Rassismus zu leugnen, erhebt
sie den Vorwurf der Selbstgerechtigkeit. Die damit gemeinte "Lifestyle-Linke"
macht sie so zur Platzhalterin jener brutalen Bürgerlichkeit, die von Thilo
Sarrazin bis Alexander Gauland schon immer wusste, wer sich auf welcher Sprosse
der sozialen Hackordnung einzufinden hat. Das ist kompatibel mit Bild und
Compact, mit maskulinistischer Selbstbehauptung und paternalistischer Arroganz,
mit AfD und offensichtlich auch Teilen der Linkspartei.

Wenn die "Lifestyle-Linke" selbstgerecht sei, woraus speist sich dann die
Gerechtigkeit, die Sahra Wagenknecht dem entgegensetzt? Sie
scheint aus einer Art gerechtem Kapitalismus hervorzugehen, dessen globale
Zerstörungskraft schlicht überblendet wird durch Umverteilungsansprüche nach dem
Motto Deutsche zuerst, und dann eine ganze Weile niemand mehr. Wo die Norm der
Identitätspolitik als weiß, europäisch, männlich und christlich gesetzt wird,
war es einmal Sache der Linken, für all diejenigen einzutreten, die als davon
abweichend ausgegrenzt, stigmatisiert und unterdrückt werden. Das steht nicht im
Widerspruch zum Kampf gegen Klassenherrschaft, sondern erweitert und beflügelt
ihn auch durch die Kampfansage an Kolonialismus und Patriarchat. Vielleicht
wird der tradierte Klassenbegriff im Verlauf dieser Kämpfe auch transformiert,
was angesichts dessen, dass er von Wagenknecht nicht mehr ausgesprochen, dafür
aber chauvinistisch aufgeladen wird, kein Schaden wäre.

Fußnoten:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=Y5BCkF9agRU

[2]
https://www.jungewelt.de/artikel/437877.sgb-ii-b%C3%BCrger-hartz-noch-zu-viel.
html

[3] http://schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar697.html

[4] http://schattenblick.de/infopool/politik/kommen/herr1910.html
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ARBEIT/3070: Erfolg der Arbeitszeitverkürzung in Island bestärkt Einführung der 4-Tage-Woche (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Erfolg der Arbeitszeitverkürzung in Island bestärkt Einführung der
4-Tage-Woche

von gewerkschaftsforum.de, 27. Oktober 2022



Eine kürzlich vom Haftpflichtverband der Deutschen Industrie (HDI) in
Auftrag gegebene Umfrage kam zu erstaunlichen Ergebnissen: 63 Prozent der
Bevölkerung sprechen sich für die Einführung der 4-Tage-Woche bei vollem
Lohnausgleich aus und weitere 14 Prozent unterstützen dies auch dann, wenn
es dabei zu Einkommenseinbußen kommt.

Bei den erwerbstätigen Menschen, die jünger als 40 Jahre sind, möchten 83
Prozent eine 4-Tage-Woche bei vollem Lohnausgleich, wobei 17 Prozent sich
so eine Arbeitszeitverkürzung auch dann wünschen, wenn dies mit einer
Einkommensminderung verbunden ist. Auch stellt fast jeder zweite seine
Vollzeit-Arbeitsstelle in Frage, ganze 48 Prozent würden in Teilzeit
wechseln, wenn der Betrieb dies ermöglichen würde und bei den Beschäftigten
unter 40 Jahren liegt dieser Anteil sogar bei 51 Prozent.

Dass diese Wünsche umgesetzt und in der realen Arbeitswelt funktionieren
können, zeigt das Beispiel der Verkürzung der Arbeitszeit in Island. Dort
haben vier Jahre lang 2.500 Beschäftigte aus über 100 Unternehmen statt 40
im Schnitt nur 35 oder 36 Stunden in der Woche gearbeitet und das bei
vollem Lohn. Mehr noch, der Versuch einer Arbeitszeitverkürzung im
Öffentlichen Dienst war dort ein überwältigender Erfolg und zeigte
deutlich, dass der Öffentliche Sektor ein Vorreiter bei kürzeren
Arbeitswochen sein kann.

Die HDI-Untersuchung beruht auf einer repräsentativen Umfrage des
Markt- und Meinungsforschungsinstituts YouGov Deutschland, bei der
insgesamt 3.891 erwerbstätige Menschen ab 15 Jahren befragt wurden.
Darunter befanden sich 368 Selbstständige/Freiberufler und 3.523
Angestellte.

Wie die Befragung ergab, streben besonders junge Berufstätige in
Deutschland zunehmend nach mehr Freiräumen im Beruf und wollen
mitbestimmen, wo, wann und wie lange sie arbeiten. Dabei weichen ihre
Vorstellungen deutlich von den tradierten Arbeitsmodellen ab.

Hier ist der Wunsch nach der Vier-Tage-Woche mit vollem Lohnausgleich die
erste Wahl. Besonders ausgeprägt ist dies mit 86 Prozent in der Industrie,
dort würde jeder Vierte dafür auch Einbußen beim Lohn in Kauf nehmen.

Auffällig ist, dass die Bindung der Beschäftigten zu ihrem Job und zum
Unternehmen signifikant sinkt. Im Vordergrund steht besonders unter den
Jüngeren der Wunsch nach einer verbesserten Work-Life-Balance. War noch im
Jahr 2020 "ein Leben ohne Beruf" für 69 Prozent der Berufstätigen unter 25
Jahren "nicht vorstellbar", so sind es jetzt 58 Prozent. Im Umkehrschluss
heißt das, vier von zehn könnten sich sehr wohl vorstellen, ohne einen
Beruf zu leben. Aber auch altersunabhängig würden 56 Prozent der Befragten
"so schnell wie möglich" mit dem Arbeiten aufhören, wenn sie "es finanziell
nicht mehr nötig" hätten. Das sind über ein Drittel mehr als in einer
früheren HDI-Studie von 2019.

Erfüllung im Job finden dabei offenbar immer weniger Beschäftigte. Die
Aussage "mein derzeitiger Beruf bedeutet mir sehr viel" fand 2019 noch
Zuspruch von 61 Prozent. Drei Jahre später sind es im Durchschnitt noch 58
Prozent - und 55 Prozent bei Berufstätigen unter 25 Jahren.

Gesunken ist auch die Identifizierung mit den Traumberufen, nur etwa jeder
dritte Beschäftigte gibt an, sich seinen Beruf immer gewünscht zu haben.
Lehrer und Ausbilder definieren sich am stärksten über ihren Beruf (59
Prozent), ebenso die Mediziner und IT-Kräfte (je 44 Prozent). Das
Schlusslicht bei den "Traumjobs" bilden das Sicherheits- und
Reinigungsgewerbe (20 Prozent).

Die Ergebnisse der Untersuchung sollten bei der organisierten
Unternehmerschaft die Alarmglocken läuten lassen. Die zunehmende
Entfremdung bei den Beschäftigten werden sie mittelfristig durch sinkenden
Profit spüren. Dabei sollten sie einen Blick über den Zaun werfen und sich
das Modell der Arbeitszeitverkürzung in Island anschauen. Der Versuch war
so erfolgreich, dass nun generell die Arbeitszeitregelungen in Island
geändert wurden. Jetzt haben 86 Prozent der dortigen Beschäftigten eine
Arbeitszeitverkürzung oder die Möglichkeit dazu bekommen.

Verkürzung der Arbeitszeit in Island, mit verblüffendem Erfolg

Auf Druck der Gewerkschaften und zivilgesellschaftlicher Gruppen hatten der
Stadtrat von Reykjavík und die isländische Regierung 2015 das weltweit
größte Experiment zur Arbeitszeitverkürzung gestartet. Vier Jahre lang
haben 2.500 Beschäftigte verkürzt bei vollem Lohn gearbeitet.

Die abschließende Studie zeigt, dass der Versuch einer
Arbeitszeitverkürzung im Öffentlichen Dienst ein überwältigender Erfolg war
und dass der Öffentliche Sektor ein Vorreiter bei kürzeren Arbeitswochen
sein kann.

Der Versuch war so erfolgreich, dass nun generell die Arbeitszeitregelungen
in Island geändert wurden, jetzt haben 86 Prozent der dortigen
Beschäftigten eine Arbeitszeitverkürzung oder die Möglichkeit dazu
bekommen.

Das isländische Beispiel kann dazu dienen, eine gute Vorlage für die
Arbeitszeitverkürzung in anderen Ländern zu geben oder den dortigen
Bemühungen kräftigen Aufwind zu verschaffen.

In die Wege geleitet wurden die Versuche zur Arbeitszeitverkürzung von der
Stadt Reykjavík und der isländischen Regierung, die wissenschaftliche
Begleitung übernahmen der britische Thinktank Autonomy und die isländische
Gesellschaft für nachhaltige Demokratie.

An dem Experiment, das von 2015 bis 2019 in Island durchgeführt wurde,
nahmen insgesamt über 2.500 Beschäftigte teil. Die Wochenarbeitszeit wurde
bei den meisten von 40 Wochenstunden auf 35 oder 36 Stunden reduziert.
Neben den klassischen "Nine-to-five-Jobs" (Arbeitsplätze mit der
Regelarbeitszeit von 9 bis 17.00 Uhr) wurden auch die Menschen in den
Schichtdiensten in das Projekt integriert. Die Arbeitszeitverkürzung wurde
nicht nur in Büros, sondern auch in Kindergärten, sozialen Einrichtungen,
Krankenhäusern und Servicezentren der Stadtverwaltung durchgeführt. Die
Regierung und die Stadtverwaltung mussten auch keine zusätzlichen Gelder
aufbringen, da der Versuch kostenneutral war.

Von den Voraussetzungen her war der Versuch in Island gar nicht mal so
optimal. Das Land galt als Paradebeispiel für lange Arbeitszeiten, mit all
den bekannten Auswirkungen wie Burnout und wenig Zeit für
Freizeitaktivitäten oder die Familie. In einer Statistik der OECD gehörte
Island noch 2018 zu den 10 Ländern, in denen die Beschäftigten am längsten
arbeiteten.


Ergebnisse des Experiments

Die isländische Non-Profit-Organisation Alda (Association for Democracy and
Sustainability) hat nun gemeinsam mit dem britischen Thinkthank Autonomy
das Experiment ausgewertet und die Ergebnisse vorgestellt. Selbst die
Forscher sind von dem Resultat begeistert, sie meinen sogar, "die
isländische Reise zur kürzeren Arbeitswoche zeigt uns, dass es nicht nur
möglich ist, in der heutigen Zeit weniger zu arbeiten, sondern dass auch
ein progressiver Wandel machbar ist."

Die Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn führte in Island dazu, dass


	es eine verbesserte Work-Life-Balance (ausgewogene Gleichheit von Beruf und Privatleben) gab, sich das Wohlbefinden der Beschäftigten dramatisch verbesserte und auch das gesamte Gesundheitssystem entlastet wurde.

	die Beschäftigten glücklicher, gesünder und produktiver waren und sich das Ganze wirtschaftlich rechnete.

	die Produktivität und Leistungserbringung der Teilnehmer des Versuchs bei verkürzter Arbeitszeit und gleichbleibender Bezahlung stabil blieb oder sich sogar erhöht hatte.

	die Arbeiten effizienter und konzentrierter ausgeführt wurden.

	es weniger Stress und ein geringeres Risiko für Burnout gab und psychische Störungen und lange Krankenstände sich verringerten.

	dort mehr Arbeitsplätze entstanden und auch die Arbeitszeit langfristig betrachtet reduziert wurde.

	durch optimierte Arbeitsabläufe und effizienter genutzte Arbeitszeiten neue Strategien entstanden, um in besserer Kooperation die Arbeit zu bewältigen.

	auch das Privatleben positiv von der verringerten Arbeitszeit beeinflusst wurde.

	den Studienteilnehmern mehr Zeit für private Verpflichtungen blieb, für sich selbst und ihre Familien. Sie fühlten sich glücklicher, hatten mehr Zeit für Erholung, Familie, Haushalt, Hobbys, freiwilliges Engagement oder Sport.



und

sogar die Unternehmen sich mit dem Modell anfreunden konnten. Das zeigte
sich auch darin, dass Dienstverträge mit den isländischen Gewerkschaften
neu ausgehandelt wurden.


Aufwind für die Arbeitszeitverkürzung in anderen Ländern

Immer mehr Länder werden offener für das Testen und Experimentieren mit
kürzeren Arbeitszeiten. Spanien kündigte vor kurzem einen landesweiten
Versuch, ähnlich wie in Island, mit einer 4-Tage-Woche an. Bis zu 6.000
Beschäftigte werden über einen Zeitraum von drei Jahren daran teilnehmen.
In einigen Unternehmen erfolgt jetzt schon die Umstellung auf eine kürzere
Arbeitswoche.

Betriebe in Neuseeland und Ost-Tirol haben ihre erfolgreichen Versuche
öffentlich gemacht. Selbst im überfleißigen Japan werden Unternehmen
neuerdings aufgerufen, eine Viertagewoche anzudenken. Auch Irland
sympathisiert mit einer sechsmonatigen Testphase. In dieser Zeit soll die
Umsetzbarkeit einer generellen 4-Tage-Woche überprüft werden.

In Österreich, dort hat es seit 47 Jahren keine Arbeitszeitverkürzung mehr
gegeben, will die SPÖ auf den Zug der 4-Tage-Woche aufspringen, wenn auch
nur aus Sorge, dass sich sonst die Arbeitslosigkeit und der
Fachkräftemangel verschärfen.


Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und Personalausgleich als
Einstieg in eine Umorganisation der gesellschaftlichen Arbeit

Die Ergebnisse des Versuchs in Island bestätigen auch wieder, dass es sich
bei der Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und Personalausgleich um den
Einstieg in eine Umorganisation der gesellschaftlichen Arbeit handelt - mit
weitreichenden Folgen für die Organisation der sozialen und stofflichen
Reproduktion der Gesellschaften.
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Postkarte zum Kampf um den Achtstundentag (erschienen im Verlag Richard
Lipinski ca. 1901-1910)

Autor unbekannt, Public domain, via Wikimedia Commons



Ein solches Projekt möchte sich die Ergebnisse der Produktivitätssteigerung
der Arbeit, nicht durch zusätzlichen Konsum, sondern in Form von mehr frei
verfügbarer Zeit aneignen. Es verbindet damit die Beseitigung von
Arbeitslosigkeit und der begleitenden Armut, sowie der aus beiden folgenden
Desorientierung und Ohnmacht der Beschäftigten. Eine Verkürzung der
Arbeitszeit sollte auch an dem Eigentumsmonopol der Unternehmerseite
kratzen, das auch Voraussetzung für die Konkurrenz der Beschäftigten
untereinander und für die unbegrenzte Verfügung über deren Arbeitszeit und
Mehrarbeit ist.

Notwendig wäre zunächst ein neuer Standard eines Normalarbeitsverhältnisses
mit 7,5-Stundentag, mit 30-Stundenwoche, bei einer 4-Tage-Woche.

Wie die Geschichte zeigt, kann man so etwas nur dann durchsetzen, wenn das
Wirtschaftssystem von einer gut organisierten Arbeiterbewegung
grundsätzlich in Frage gestellt wird.

Das isländische Beispiel kann eine gute Vorlage für die
Arbeitszeitverkürzung in anderen Ländern geben oder den dortigen Bemühungen
kräftigen Aufwind verschaffen.

Zur Studie (englisch):

ICELAND_4DW.pdf (autonomy.work)


Der Beitrag wurde bei gewerkschaftsforum.de unter der creative
commons Lizenz CC BY-NC-ND 3.0 DE veröffentlich.

Link zum Originalartikel:

https://gewerkschaftsforum.de/mehrheit-der-bevoelkerung-fuer-einfuehrung-der-4-tage-woche-der-verblueffende-erfolg-der-arbeitszeitverkuerzung-in-island-bestaerkt-diesen-wunsch/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. Dezember 2022 
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INTERNATIONAL/349: Chile - Ex Colonia Dignidad zahlt Opfern sexualisierter Gewalt Entschädigung (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

Ex Colonia Dignidad zahlt Opfern sexualisierter Gewalt Entschädigung

Von Ute Löhning



26 Jahre nach den ersten Strafanzeigen erhalten Missbrauchsopfer
der Colonia Dignidad nun die Entschädigung, die ihnen rechtskräftig
zusteht.




[image: Ziegelgedecktes niederes Haus mit verwittertem Holzzaun und offener Schranke - Foto: © Ute Löhning]

Der Eingang zum Tourismuskomplex Villa Baviera, der ehemaligen deutschen Sektensiedlung Colonia Dignidad

Foto: © Ute Löhning



(Berlin, 23. Oktober 2022, npla) - 26 Jahre hat es von den ersten
Strafanzeigen bis zur Auszahlung von Entschädigungen gedauert. Nun
bekommen Chilenen, die in den 1990er Jahren Opfer von sexuellem
Missbrauch und Vergewaltigung in der Ex Colonia Dignidad (heute Villa
Baviera) wurden, die Entschädigung, die ihnen rechtskräftig zusteht.

Eine erste Teilzahlung war bereits im Juni erfolgt. Nun bestätigt
Rechtsanwalt Winfried Hempel, der selbst in der deutschen
Sektensiedlung aufgewachsen ist: "Die zur Holding der Villa Baviera
gehörende Immobiliengesellschaft 'Bergneustadt' hat am 12.10.2022 die
noch ausstehenden rund 450.000 Euro an ein chilenisches Gericht
gezahlt, das die Entschädigungen an elf Chilenen und ihre Familien
weiterleiten wird".


Kinder mussten in der Colonia Dignidad viel arbeiten und
waren sexualisierter Gewalt unterworfen

Villa Baviera ist der offizielle Name der 1961 von dem deutschen
Laienprediger Paul Schäfer und 300 Anhänger*innen in Südchile
gegründeten Siedlung, die als Colonia Dignidad bekannt wurde. In
dieser gehörten sexualisierte Gewalt und Zwangsarbeit jahrzehntelang
zum Alltag. Während der chilenischen Diktatur (1973 bis 1990)
arbeitete die Führung der sektenartigen Gemeinschaft mit dem
Geheimdienst DINA zusammen. Hunderte Oppositionelle wurden auf dem
Gelände gefoltert, Dutzende ermordet, sie sind bis heute verschwunden.
Der deutschen Regierung waren die Verbrechen der Colonia Dignidad seit
Jahrzehnten bekannt. Doch sie unterbanden sie nicht.

In den 1990er Jahren wurden mehrere chilenische Kinder aus meist armen
Familien aus der ländlichen Umgebung der Colonia Dignidad in der
Siedlung festgehalten, einige besuchten dort ein sogenanntes
Intensiv-Internat. Denn die sogenannte Kolonie der Würde gab sich
wohltätig, unterhielt ein Krankenhaus und eine Schule. Einen regulären
Schulbetrieb gab es jedoch nicht, die Kinder mussten viel arbeiten und
waren Schäfers sexualisierter Gewalt unterworfen.


Familien der Kinder brachten Colonia Dignidad zu Fall

1996 gelang es einem von ihnen, dem damals 12 Jahre alten Cristóbal
Parada, eine Nachricht aus der streng abgeriegelten Siedlung
herauszuschleusen. Seine Mutter Jacqueline Pacheco erstattete bei
einer als unbestechlich geltenden Polizeieinheit in der Hauptstadt
Santiago Anzeige gegen Schäfer.

Weitere chilenische Familien, deren Kinder auch sexualisierter Gewalt
durch Schäfer ausgesetzt waren, folgten. Sie waren es, die die Colonia
Dignidad in ihrer alten Form zu Fall brachten. Denn sie gaben den
Anstoß für die ersten Durchsuchungen und ernsthaften polizeilichen
Ermittlungen gegen die Siedlung. Sektenchef Schäfer wurde wegen
Vergewaltigung und sexuellen Missbrauchs, weitere Führungsmitglieder
und Unterstützer*innen wegen Entführungs- oder Beihilfetaten zu
Haftstrafen verurteilt. Schäfer war bereits 1997 nach Argentinien
geflohen, wurde dort 2005 verhaftet und starb 2010 im Gefängnis in
Santiago.


Rechtskräftige Ansprüche auf insgesamt 1,3 Millionen Euro
Entschädigung

2013 verurteilte der Oberste Gerichtshof Chiles Führungsmitglieder der
deutschen Siedlung in letzter Instanz zu Entschädigungszahlungen von
umgerechnet etwa 1,3 Millionen Euro an elf Chilenen und deren
Familien. Doch die Villa Baviera, die aus einer Firmenholding
verschachtelter Aktiengesellschaften im Bereich Tourismus,
Landwirtschaft und Immobilien besteht, verzögerte diese Zahlungen
immer wieder. 2015 erstritten die Anwälte der Opferseite vor Gericht,
dass vier Grundstücke des insgesamt etwa 17.000 Hektar großen Geländes
der deutschen Siedlung zur Zwangsversteigerung vorgesehen wurden, um
die Entschädigungszahlungen zu erwirken.

Nachdem mehrere Termine kurzfristig wieder abgesagt worden waren,
wurde am 9. Juni 2022 ein gut 1.000 Hektar großes Grundstück für
umgerechnet etwa 950.000 Euro an das Forstwirtschaftsunternehmen
Fosforera Copihue versteigert. "Nach über zwanzig Jahren haben wir
heute ein Stück Gerechtigkeit erfahren", sagte Cristóbal Parada
anschließend. Und Rodrigo San Martin Valenzuela - auch er hat Anspruch
auf Entschädigung - war sich sicher: "Dieser Tag bedeutet einen Sieg
für uns".

Am 12. Oktober wendete die Villa Baviera mit der Zahlung von 450.000
Euro nun weitere Zwangsversteigerungen ab. Zwar mag der jetzige
Schritt verwundern, war doch aus Darstellungen von führenden Personen
der Firmenholding zuvor zu entnehmen, die betriebswirtschaftliche Lage
der Villa Baviera sei schwierig, die Unternehmen seien verschuldet.
Aber diese Aktion schafft Rechtsfrieden im zivilrechtlichen Streit mit
den chilenischen Missbrauchsopfern. "Damit ist das
Vollstreckungsverfahren beendet", erklärt Rechtsanwalt Hempel, "eine
der vier Opfergruppen der Colonia Dignidad wurde aus den
Vermögenswerten der Siedlung entschädigt".


"Unser wichtigstes Ziel ist Gerechtigkeit"

"Es ist gut, dass wir die Entschädigung bekommen haben, für die wir
jahrelang gekämpft haben", sagt Jaime Parra, der auch in der Villa
Baviera festgehalten und vergewaltigt wurde. "Aber unser wichtigstes
Ziel ist Gerechtigkeit. Die Täter sollen bestraft werden, und es gab
außer Paul Schäfer weitere Täter. Es ist schmerzhaft, zu sehen, dass
viele straflos bleiben - auch, dass Hartmut Hopp in Deutschland frei
herumläuft".

Hopp, der frühere Arzt der Colonia Dignidad, ist in Chile wegen
Beihilfe zu Vergewaltigung und sexuellem Missbrauch rechtskräftig zu
fünf Jahren Haft verurteilt. Dieser Strafe entzog er sich durch
Ausreise nach Deutschland, wo er als deutscher Staatsangehöriger nicht
verfolgt wird. Seit 2011 lebt er weitgehend unbehelligt in Krefeld.
Chile beantragte, Hopp solle seine chilenische Strafe in Deutschland
verbüßen. Das OLG Düsseldorf lehnte diesen Antrag 2018 in letzter
Instanz ab. Eigenständige strafrechtliche Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft Krefeld gegen Hopp wurden 2019 ebenso eingestellt.
Die deutsche Justiz hat in keinem Fall Anklage wegen Verbrechen der
Colonia Dignidad erhoben. Der Fall Colonia Dignidad [1] gilt als einer
der größten Justizskandale in Deutschland.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/suche-nach-der-historischen-wahrheit-der-fall-colonia-dignidad/
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STELLUNGNAHME/112: Klimaschutz statt Repression - Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gilt auch im Umgang mit der "Letzten Generation" (RAV)

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Pressemitteilung vom 22. Dezember 2022

Klimaschutz statt Repression


Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gilt auch im Umgang mit der "Letzten Generation"!

Gemeinsame Erklärung des Republikanischen Anwältinnen- und Anwälteverein,
von Green Legal Impact e.V., Lawyers4Future, ClientEarth, der
Humanistischen Union und dem Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V.



Berlin/Köln - Mit dem Vorwurf der »Bildung einer kriminellen Vereinigung«
nach § 129 StGB fahren die Strafverfolgungsbehörden schweres Geschütz
gegen gewaltfreien Klimaprotest auf, der mit der Einhaltung der
Klimaschutzziele ein verfassungs- und völkerrechtlich legitimiertes
Anliegen verfolgt. Angesichts der weitreichenden Grundrechtseingriffe, die
durch diesen Vorwurf gerechtfertigt werden, halten wir die Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft Neuruppin nach § 129 StGB gegen Menschen aus der
Bewegung "Letzte Generation" für unverhältnismäßig.

Die strafrechtliche Verfolgung von Mitgliedern der Bewegung "Letzte
Generation" hat eine neue Qualität erreicht. Am vergangenen Dienstag, den
13.12., kam es zu elf Hausdurchsuchungen und der Beschlagnahmung von
Handys, Laptops und Plakaten. Der Vorwurf lautet »Bildung einer kriminellen
Vereinigung« gemäß § 129 Abs. 1 StGB, außerdem Störung öffentlicher
Betriebe (§ 316b StGB), Hausfriedensbruch (§ 123 StGB) und
Nötigung (§ 240 StGB). Medienberichten zufolge wurden Ermittlungen
gegen insgesamt 34 Beschuldigte in acht Bundesländern eingeleitet, nachdem
seit Mai bei mehreren Protestaktionen an der PCK-Raffinerie in Schwedt
Ventile zugedreht und der Öl-Zufluss damit kurzzeitig unterbrochen worden
sein soll. Zwei Wochen vor den Hausdurchsuchungen hatten mehrere
Landesminister auf der Innenministerkonferenz Ermittlungen nach § 129
StGB gefordert.

Anfangsverdacht der »Bildung einer kriminellen Vereinigung« bereits
fraglich

Die Unterzeichnenden kritisieren dieses Vorgehen, denn bereits das
Vorliegen des Anfangsverdachts bezüglich der Bildung einer kriminellen
Vereinigung erscheint zweifelhaft. Der Tatbestand setzt voraus, dass eine
Gruppe die Begehung von schweren Straftaten bezweckt, von denen eine
erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgeht. Das trifft auf
das Festkleben an Straßen, Gemälden und Flughäfen als bislang wichtigster
Protestform der "Letzten Generationen" schon im Ansatz nicht zu. Ob
Sitzblockaden und andere Formen des zivilen Ungehorsams überhaupt
strafbares Verhalten darstellen, ist fraglich - Gerichte und
Staatsanwaltschaften haben die wertungsoffenen juristischen Fragen der
Verwerflichkeit und eines rechtfertigenden Klimanotstandes zuletzt
unterschiedlich beantwortet und Protestierende vereinzelt freigesprochen.
Jedenfalls aber haben die mit den Sitzblockaden verbundenen Vorwürfe kein
ausreichendes Gewicht, um Vorwürfe nach § 129 StGB begründen zu
können.

Ähnlich sieht es bei dem Zudrehen von Ventilen an der Raffinerie in Schwedt
aus. Weder wurden durch die kurzzeitige Unterbrechung der Versorgung einer
Raffinerie Menschen gefährdet, noch die öffentliche Sicherheit in
erheblichem Maße beeinträchtigt. Auch zu Sachbeschädigungen kam es nicht.
Dass die Aktion möglicherweise den Anfangsverdacht einer Störung
öffentlicher Betriebe begründet, kann für sich genommen die Ermittlungen
nach § 129 StGB ebenso wenig rechtfertigen.

Motivation, Ziele und Kontext entscheidend

Gerade weil der Vorwurf nach § 129 StGB weitreichende
Ermittlungsmaßnahmen ermöglicht, die mit schweren Grundrechtseingriffen
verbunden sind, fordert auch der BGH die strikte Einhaltung des
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bei der Bewertung der Zwecke einer
Vereinigung. Ob die Schwelle zu einer kriminellen Vereinigung im Sinne der
Vorschrift überschritten wird, ist nicht allein anhand der begangenen
Straftaten, sondern anhand einer Gesamtwürdigung aller Umstände zu
bewerten, die auch den Rahmen und den Hintergrund der Taten in den Blick
nimmt - und gerade dieser könnte nicht deutlicher gegen die Annahme einer
kriminellen Vereinigung sprechen:

Die "Letzte Generation" weist mit ihrem Protest auf etwas hin, das auch
Barack Obama und Annalena Baerbock genau so formuliert haben: Dass wir zu
der letzten Generation gehören, die die katastrophalen Auswirkungen des
Klimawandels noch stoppen kann. »Die nächsten acht Jahre sind
entscheidend«, erkennt selbst Bundeskanzler Olaf Scholz. Trotzdem reichen
weder global noch national die bisherigen Klimaschutzmaßnahmen aus, um die
globalen Klimaziele sowie den in Deutschland verfassungsrechtlich
vorgegebenen Reduktionspfad einzuhalten. Das wurde unlängst durch das
Zweijahresgutachten des Expertenrates für Klimafragen bestätigt, der einen
Paradigmenwechsel in der deutschen Klimaschutzpolitik anmahnt. Derweil hat
der voranschreitende Klimawandel bereits in vielen Teilen der Erde
verheerende Konsequenzen. Angesichts dieser Entwicklungen richtet sich die
"Letzte Generation" an die Politik. Die Bewegung fordert im Grunde nicht
mehr, als die Einhaltung des Klimaschutzgesetzes und der völker- und
verfassungsrechtlichen Pflicht, den globalen Temperaturanstieg auf 1,5° C
zu begrenzen. Die Proteste haben ein starkes kommunikatives Element und
zielen auf die Teilnahme an der öffentlichen Meinungsbildung ab. Sie nehmen
damit eine grundrechtlich garantierte Freiheit wahr, welche das
Bundesverfassungsgericht als schlechthin konstitutiv für unsere Demokratie
erachtet. Diese Umstände müssen die Ermittlungsbehörden bei der Bewertung
des Verhältnisses von Straftaten und verfolgten Zwecken angemessen
berücksichtigen.

Für die strafrechtliche Bewertung des Gesamtbildes ist außerdem
entscheidend: Die Bewegung agiert nicht im Verborgenen, sondern trägt ihre
Ziele und Methoden sowie die Identität der Beteiligten in die
Öffentlichkeit. Dort, wo die gewählten Protestformen des zivilen
Ungehorsams die Grenzen zur Strafbarkeit überschritten haben, stellen sich
bislang alle Aktiven den Strafverfahren. All das spricht entscheidend gegen
die Annahme einer kriminellen Vereinigung.

Ermittlungsmaßnahmen müssen Verhältnismäßigkeit wahren

In jedem Fall erscheinen die Durchsuchungen und Beschlagnahmungen
angesichts des gewaltfreien und öffentlichen Protests und der verfolgten
Anliegen der Bewegung unverhältnismäßig. Die Mitglieder der "Letzten
Generation" haben bislang keinerlei Anstalten gemacht, ihre Taten zu
verbergen und Ermittlungsmaßnahmen zu behindern.

Leider reihen sich die Ermittlungen in andere staatliche Maßnahmen gegen
die "Letzte Generation" ein, wie die wahrscheinlich verfassungswidrige
Anordnung eines 30-tägigem Gewahrsams in Bayern. In ihrer Gesamtheit
erwecken diese Maßnahmen den Eindruck einer Instrumentalisierung des
Ordnungs- und Strafrechts für die Delegitimierung und Einschüchterung von
unliebsamem Protest. Das ist eines demokratischen Rechtsstaats unwürdig.
Repression sollte nicht die Antwort des Staats auf eine Klimabewegung sein,
die den Erhalt unser aller Lebensgrundlagen einfordert und an die
Einhaltung von Gesetz und Recht erinnert.

Die Dringlichkeit des Problems erkennen!

Vor allem aber drohen die Diskussionen über strafrechtliche
Ermittlungsmaßnahmen von der eigentlichen Problematik abzulenken. Die
Verantwortlichen sollten sich mit dem Ruf der Protestierenden nach
wirksamen Maßnahmen gegen die drohende Klimakatastrophe auseinandersetzen
und endlich ihren verfassungsrechtlichen Pflichten nachkommen. Klimaschutz
ist Menschenrecht, das haben Gerichte rund um die Welt bereits entschieden -
 und dieses Menschenrecht hat jeder Staat zu achten. Die "Letzte
Generation" wählt drastische Mittel, um auf das bis heute andauernde,
drastische Versagen der Klimaschutzpolitik hinzuweisen. Die Dringlichkeit
der Klimakrise haben die meist jungen Betroffenen nicht zu verantworten.

 * 
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Peru

Indigene im Amazonasgebiet durch Drogenhandel gefährdet

Von Luis Hallazi Méndez (*)



Die abgelegene indigene Gemeinde Unipacuyacu im peruanischen
Amazonasgebiet wird vom organisierten Drogenhandel bedroht. Trotz
Morden und Morddrohungen lässt der Staat die Indigenen allein.

(Lima, 17. Oktober 2022, servindi) - Marcelino Tangoa ist der
Vorsitzende der indigenen Gemeinde Unipacuyacu des Volkes der
Kakataibo. Die abgelegene Gemeinde liegt im Departamento Huánuco im
peruanischen Amazonasgebiet. Tangoa trat sein Amt nach Monaten des
Schreckens und der Angst an, nachdem sein Vorgänger Arbildo Meléndez
im April 2020 ermordet [1] worden war. Seither ist sein vorrangiges
Ziel [2], von den zuständigen Behörden die Einhaltung der Gesetze
einzufordern, sein Gebiet durch einen kollektiven Landtitel rechtlich
abzusichern und den sozialen Frieden in seinem Dorf
wiederherzustellen.

Zweieinhalb Jahre später hat er dies immer noch nicht erreicht.
Stattdessen hören die Drohungen, Schikanen und Gewalt im
Gemeindegebiet nicht auf. Marcelino musste seine Dorfgemeinschaft
vorübergehend verlassen, seine Mitstreiter*innen mussten die
Belagerung durch Eindringlinge ertragen und die Lehrerin der einzigen
Schule, die die Forderungen unterstützte, verließ nach einem
Mordanschlag die Gemeinde. Verantwortlich für die lebensbedrohliche
Situation [3] mitten im Amazonas-Regenwald sind Eindringlinge, die
Koka anpflanzen, das im Gebiet weiterverarbeitet und zur Vermarktung
von geheimen Landepisten ausgeflogen wird.


Kokaanbau in indigenen Territorien weitet sich aus

Die Nationale Kommission für Entwicklung und ein Leben ohne Drogen
(DEVIDA) hat gerade einen Bericht [4] veröffentlicht, aus dem
hervorgeht, dass sich der Kokaanbau 2021 in Peru vor allem in den
indigenen Territorien ausgeweitet hat. Es wird von 15.380 Hektar
berichtet, von denen 11.102 Hektar in Territorien indigener
Gemeinschaften liegen. Das sind 71 Prozent mehr als 2020. 4.278 Hektar
liegen in Territorien kleinbäuerlicher Gemeinschaften, 22 Prozent mehr
als im Vorjahr. Darüber hinaus haben die Kokafelder in den Pufferzonen
um Naturschutzgebiete, in denen viele indigene Gemeinschaften leben,
im Vergleich zum Vorjahr um 36 Prozent zugenommen und umfassen
insgesamt 12.436 Hektar.
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Der Drogenhandel steht zusammen mit anderen Formen der illegalen
Wirtschaft in direktem Streit um die Kontrolle der Territorien im
Amazonasgebiet. Informationen deuten darauf hin, dass sich mit Beginn
der COVID-19-Pandemie die ohnehin schwachen staatlichen Strukturen in
abgelegenen Gebieten zurückzogen oder ganz verschwanden, während die
Gewaltkriminalität in einigen Gebieten zunahm. Ein Beweis dafür sind
die 18 Morde im Amazonasgebiet in zweieinhalb Jahren, eine
Rekordzahl für Peru. Der Drogenhandel verfügt auch über subtilere
Strategien, um in verarmte Gebiete vorzudringen, in denen kein
Alternativprodukt mit Koka konkurrieren kann. Denn für Koka besteht
seitens der 21 Millionen Kokainkonsument*innen im globalen Norden eine
riesige Nachfrage.


Riesiger Kokainbedarf im Globalen Norden

Der Fall der Gemeinde Unipacuyacu, die vom Drogenhandel bedroht wird,
ist exemplarisch; acht Gemeinden des Kakataibo-Volkes leiden unter
dieser Situation. Trotz des guten Willens einiger Behörden der
Zentralregierung sind die kollektive Landtitulierung, die Ausrottung
der Kokapflanzungen und der wirksame Schutz der Gemeindemitglieder
eine reine Illusion. Denn die Umsetzung einer solchen Politik des
guten Willens muss vor allem vor Ort passieren. Aber dort haben
Gesetze keine Geltung, der Drogenhandel hat die Macht. Er schafft es,
alle Behörden zu korrumpieren, die sich seinen Zielen widersetzen.
Nach Angaben des Landwirtschaftsministeriums gibt es 64 indigene
Gemeinden ohne Landtitel in Konflikt- oder sogar Notstandsgebieten.
Sie sind bedroht von Drogenhandel, illegalem Holzeinschlag, Bergbau
oder vom Handel mit Ländereien. Mit anderen Worten: Diese
Gemeindegebiete sind vom organisierten Verbrechen eingekesselt.


Regierung ergreift keine wirksamen Maßnahmen gegen die
Gewalt

Bei unserer Arbeit mit diesen Gemeinschaften haben wir festgestellt,
dass die Regierung bisher keine wirksamen Maßnahmen ergriffen hat, um
indigenes Land zu schützen, wenn es zu Gewalt kommt. Auch mit der
neuen bereichsübergreifenden Regelung zum Schutz von
Menschenrechtsverteidiger*innen sind die Fortschritte höchst
bescheiden. Obwohl neun Regierungsinstitutionen, darunter die
Generalstaatsanwaltschaft, das Innen-, das Kultur- und
Umweltministerium, DEVIDA und das Landwirtschaftsministerium unter der
Supervision supranationaler Organisationen zusammenarbeiten, war es
bisher nicht möglich, das Gebiet zu betreten, um das Territorium zu
titulieren und das Leben der bedrohten Umwelt- und
Menschenrechtsverteidiger*innen wirksam zu schützen.

In diesen zweieinhalb Jahren, in denen die Behörden immer schwächer
wurden, konnte keine staatliche Einrichtung garantieren, ihre
Kontrollfunktionen wahrzunehmen oder einfach nur das Gesetz in diesen
Gebieten durchzusetzen, wenn sie nicht von Militär und Polizei
geschützt wird. Indigene Völker verhindern inzwischen nicht nur die
Zerstörung der Wälder, sie stehen heute auch an vorderster Front im
Kampf gegen das organisierte Verbrechen, ohne dass sie öffentliche
Unterstützung erhalten oder darauf vorbereitet sind.


Indigene an vorderster Front

Die Ergebnisse sind eindeutig: Die Opfer des Drogenhandels sind
indigene Völker. Elf der 18 Morde sind auf den Drogenhandel
zurückzuführen. Die Präsenz des Staates ist dringend erforderlich -
aber zunächst müssten Maßnahmenpläne für die indigenen Territorien,
die vom Drogenhandel oder anderen Formen der organisierten
Kriminalität betroffen sind, erstellt werden. So können Repressalien
vermieden werden. Außerdem müssen dringend die Lücken bei der
dauerhaften Bereitstellung von Dienstleistungen in indigenen
Territorien geschlossen und nachhaltige Alternativprojekte entwickelt
werden, die der indigenen Wirtschaft Vorrang einräumen.

Der Kampf gegen die Entwaldung im Amazonasgebiet wird mit erheblichem
finanziellem Aufwand geführt, um den Klimawandel zu stoppen. Aber er
kann nicht isoliert angegangen werden. Gleichzeitig müssen in den
Territorien, in denen sich illegale Wirtschaftszweige mit Gewalt
durchsetzen, das Leben und die Unversehrtheit der indigenen Völker
wirksam geschützt werden.


(*) Luis Hallazi ist Jurist und Politikwissenschaftler,
Wissenschaftler am Instituto del Bien Común (IBC), einem lokalen
Partner von Manos Unidas in Peru.


Anmerkungen
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Alexander Aljechin gehört zweifelsohne zu den skurrilsten Gestalten
der Schachgeschichte. Sein Ruhm und Ruf eilten durch Länder und
Jahrzehnte, er hinterließ Meilensteine von unvergesslicher Dauer,
trieb aber auch Kummerfalten auf die Stirn der Historiker, die sein
Leben und Wirken in einem Prisma einzufangen versuchten. Sein
Elternhaus war vermögend, sein Vater, selbst ein passionierter
Schachspieler, unterstützte die Leidenschaft seines Sohnes nach
Kräften und stiftete nur allzu gern das Reisegeld für ein
internationales Turnier in Düsseldorf 1908, an dem Aljechin als
15-jähriger teilnahm und mit einem geteilten 4. und 5. Platz für ein
kleines Aufsehen sorgte. Nach dem Turnier spielte er am selben Ort
noch einen Wettkampf gegen den deutschen Meister Curt von Bardeleben,
den Aljechin mit 4,5:0,5 krachend schlug.

Seine ersten Sporen hatte er sich verdient und im Jahr darauf in St.
Petersburg erwarb er sich den Meistertitel. Doch das Zarenreich
kannte viele namhafte Meister und so musste Aljechin auch manchen
herben Rückschlag einstecken. Er lernte emsig weiter und verbesserte
sein Spiel in den St. Petersburger Spielzirkeln mit unermüdlichem
Eifer. Den nächsten Schritt auf seiner Karriere vollzog er 1914 am
großen Turnier in St. Petersburg, wo nur anerkannte internationale
Meister an den Start gingen. Aljechin sorgte für eine glänzende
Sensation, als er hinter dem amtierenden Weltmeister Lasker und
Capablanca, der Lasker später den Titel abringen sollte, Dritter
wurde.

Der gebürtige Russe aus adligem Hause wurde wie viele Millionen bald
schon in das betäubende Grollen eines Weltkrieges geworfen.
Verletzungen im Inneren und äußere Blessuren zeichneten diese
Kriegsjahre aus. Nach dem Kanonendonner an der Ostfront stützte die
Oktoberrevolution von 1917 die bröckelnde Zarenmonarchie und trieb
Russland in die Wirren eines unversöhnlichen Bürgerkriegs. 1919 wurde
Aljechin in Odessa verhaftet unter dem Verdacht, Spionage für die
Weißgardisten betrieben zu haben. Viele Aspekte aus dem Leben
Aljechins konnten von Historikern in späteren Jahrzehnten nie
gänzlich bestätigt werden, und so mutet es wie ein blasses Gerücht
an, dass kein Geringerer als Trotzki ihn im Gefängnis besucht und mit
ihm dort eine Partie Schach gespielt haben soll. Vielleicht waren die
Verdachtsmomente gegen Aljechin nicht haltbar gewesen, vielleicht war
sein Ruf als großer Schachmeister ausschlaggebend dafür, dass er
schließlich entlassen wurde.

Derart bedroht von der Zange der Bolschewiki und Zarentreuen,
emigrierte Aljechin im Februar 1921 in den Westen. Über einen kurzen
Zwischenstopp in Berlin reiste er weiter nach Paris. Seine Heimat
unterdessen sollte er nie wiedersehen. Das Schach war immer schon
sein Leben gewesen, von Kindesbeinen an strebte er nach den
Geheimnissen auf dem Brett und überzeugt davon, dass selbst in
scheinbar verlorenen Stellungen noch ein Rettungsweg für ihn
verborgen lag, zweifelte er nie an seinem Talent, einer Gabe wie von
höheren Weihen.

Bis 1927 verfolgte Aljechin sein Ziel mit Engagement und
Hartnäckigkeit, die höchste Ehre der Schachkunst zu erringen. In
Buenos Aires konnte ihm Capablanca keinen Stolperstein mehr in den
Weg legen. Die Schachwelt selbst forderte einen Thronwettkampf
zwischen den beiden besten Schachspielern auf dem Globus. Obwohl
Aljechin bis dahin keine einzige Partie gegen den Kubaner gewonnen
hatte und alles nach einem ruhmschnittigen Sieg Capablancas aussah,
geschah das schier Unmögliche. Mit 6:3 und unzähligen Remispartien
bezwang der Russe, der inzwischen die französische Staatsbürgerschaft
trug, den für unbesiegbar geltenden Kubaner und avancierte so zum
vierten Weltmeister in der Schachgeschichte.

Über Aljechin existieren Anekdoten, deren Zahl Legion zu sein
scheint. Sie heben entweder Randmomente seiner glorreichen Karriere
hervor oder spielen mit seinem oft wandelbaren psychologischen
Profil. Vieles sprüht vor Esprit, anderes erscheint eher hausbacken
und trivial. In der heutigen Anekdotenkammer mit der Nummer 29 haben
wir es mit einer kleinen Geschichte zu tun, die mutmaßlich
Aljechins Schlagfertigkeit in zivilen Situationen umkrönt, beim
näheren Hinsehen jedoch etwas ganz anderes zum Vorschein bringt.

Nach seinem Sieg in Buenos Aires war Aljechin abgekämpft nach Paris
zurückgekehrt und flanierte durch Gassen, die ihm wenig vertraut
waren. Der Spaziergang hatte ihn müde und durstig werden lassen, und
so entschloss er sich, in ein kleines Café einzukehren, um sich eine
Erfrischung zu gönnen. Als er so an der Theke stand, bemerkte er aus
den Augenwinkeln, dass weiter hinten im Raum Schach gespielt wurde.
Aljechin musste wohl ins Starren gekommen sein, denn nach einer Weile
erhob sich ein Herr und marschierte zielstrebig auf den Gast an der
Theke zu.

Etwas schüchtern fragte ihn dieser, ob er vielleicht gewillt sei,
mit ihm eine Partie Schach auszutragen. Die Anekdote verrät nicht, ob
der Herr Aljechin als den amtierenden Weltmeister erkannt hatte. Aber
dieser Punkt spielt für den weiteren Verlauf keine Rolle. Man darf
annehmen, dass Aljechin für ihn lediglich ein interessanter
Schachgegner gewesen war. Aljechin willigte ein und beide setzten
sich an einen leeren Tisch, auf dem der Gastwirt gerade ein
Schachbrett samt Figurenset abgelegt hatte.

Nachdem die Figuren aufgestellt waren, überraschte Aljechin seinen
Kontrahenten mit der kühlen Bemerkung: "Ich gebe Ihnen einen Turm
vor." Der andere, leicht entrüstet, erwiderte: "Aber wieso denn? Sie
kennen mich doch überhaupt nicht." Aljechin schmunzelte ein wenig und
auf seiner Zunge formten sich die berüchtigten Worte: "Eben
deswegen!"

War das ein Geistesblitz oder doch nur eine Spielart des Hohns? Doch
die letzte Antwort von Aljechin soll die eigentliche Dreistigkeit nur
überdecken, der Wurf mit Dreck, quasi die Verletzung aller im Schach
der Archaik des Blutes abgerungenen Tugenden von Respekt und
Wertschätzung, steckte bereits in der Ankündigung, einen Turm
vorzugeben, was in früheren Zeiten bei Wettpartien um Geld von einem
sehr starken Spieler, in der Regel einem renommierten Meister, an die
Adresse eines grünhäutigen Novizen gerichtet wurde, um ihn zu seinem
"Glück" zu überreden. Eine ökonomische List, nichts weiter, denn der
Meister war sich im klaren darüber, gegen wen er spielte.

In dem Pariser Café wurde jedoch nicht um Geld gespielt, und Aljechin
hatte schließlich zugesagt, eine ernsthafte Partie mit dem für ihn
Unbekannten auszutragen. Schon ein Schachanfänger lernt, spiele nicht
mit deinem Gegner, besiege ihn auf dem kürzesten Wege, ohne Pardon
und Hinterfotzigkeit. Denn beide verbindet dieselbe Leidenschaft für
die Schachkunst.

Die Anekdote zielt also weniger auf die pfeilschnelle Spitzfindigkeit
Aljechins, vielmehr soll sie, wer immer der Autor gewesen war,
trefflich unterstreichen, dass Aljechin auch eine dunkle, hochmütige
Seite hatte.

16. Dezember 2022

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 178 vom 24. Dezember 2022
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SCHACH-SPHINX/07353: Zwischenmenschliche Welten (SB)

Auch ein falscher Gedanke kann logisch sein, die zwischenmenschlichen
Welten sind ein gutes Beispiel dafür. So begab es sich, dass der
argentische Meister Najdorf bei der Schacholympiade in Nizza 1974
plötzlich Durst verspürte und sich vom Brett erhob, um sich eine
Tasse Tee zu holen. Hier und da schwatzte er noch mit Kollegen, ehe
er sich, ohne es zu merken, an einem falschen Tisch niedersetzte.
Najdorf war verblüfft, als er den unbekannten Spieler ihm gegenüber
ins Gesicht schaute, doch dann hatte er sich schnell gefasst und
sagte in väterlichem Ton: "Ich glaube, Sie haben sich in Ihrem Platz
geirrt." Nun, im heutigen Rätsel der Sphinx bedarf es solcher
subjektiven Verwirrungen nicht, denn als Bobozow in seiner Partie
gegen Daskalow mit 23...Ld7-a4! den fehlerhaften Deckungszug
24.Td1-d2? seines Gegners regelrecht heraufbeschworen hatte, wusste
er, wie er die Partie zu Ende zu bringen hatte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07353: Zwischenmenschliche Welten (SB)]



Daskalow - Bobozow

Sofia 1965


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Den ersten Teil der Kombination fand Reshevsky leicht und bequem.
Abfolgen wie diese kommen häufig vor: 1.Lc2xh7+! Kg8xh7 2.De2-h5+
Kh7-g8 3.Sh4-g6 Tf7-f8, doch für die eigentliche Pointe musste man
schon ein Wunderknabe sein. Denn nach 4.Tc1-c6! gab Grigoriew sofort
auf. Die Genialität des weißen Turmzuges bestand darin, die schwarze
Dame von der Deckung des Bauern e5 fortzutreiben. Da 4...Dd6xd5 wegen
5.Sg6xe7+ hoffnungslos blieb, und 4...Dd6-d7 wegen 5.Dh5-h8+ Kg8-f7
6.Sg6xe5+ Kf7-e8 7.Dh8-h5+ die Dame gekostet hätte, kam die
Kapitulation nicht zu früh.

10. April 2007






Copyright 2022 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07352: Schlauer Kopf und falsche Logik (SB)

Schachspieler sind um eine witzige Antwort nie verlegen. Sie können
nicht nur auf dem Brett Pointen setzen. So soll während eines
Wettkampfes Wilhelm Steinitz, bekanntermaßen der erste Weltmeister in
der Schachgeschichte, von einem Reporter gefragt worden sein, wie er
seine Chancen auf den Turniersieg einschätzen würde. Steinitz zog für
einen kleinen Moment die Augenbrauen zusammen und antwortete
spitzfindig, dass er die besten Aussichten habe, denn alle anderen
müssten gegen Steinitz spielen - nur er nicht! Wer auf den Thron
sitzt, darf eben mit Schlagfertigkeit nicht geizen. Im heutigen
Rätsel der Sphinx war es der einstige Wunderknabe Samuel Reshevsky,
der mit den weißen Steinen den Schlüssel in die schwarze Stellung
fand. Sein Geschick waren grosse Worte nicht, er überzeugte
schlagfertig auf dem Brett, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07352: Schlauer Kopf und falsche Logik (SB)]



Reshevsky - Grigoriew

Chicago 1934


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Gheorghiu hatte fein vorausberechnet und nach 1.Td1xd6! Dc7xd6 die
Springergabel 2.Se5xf7+! platziert. Pech für Kinnmark, dass seine
Türme auf der Grundreihe durch den Damenläufer blockiert waren, und
so musste er sich in sein Schicksal fügen: 2...Tf8xf7 3.Te1-e8+
Dd6-f8 4.Te8xf8+ Tf7xf8 5.Dc2-d2 - mit der tödlichen Drohung
6.Dd2xh6+ - 5...Kh8-g8 6.Dd2-d4! Tf8-f7 7.Lf5xc8 Ta8xc8 8.Dd4xc5
Tc8-f8 9.Lb2-d4 und Schwarz gab auf. Übriges hätte 3...Tf7-f8? nicht
geholfen wegen 4.Dc2-d2!! und Schwarz wäre sofort am Ende gewesen.

10. April 2007
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07351: Ein Schelm ohnegleichen (SB)

Über Alexander Aljechin gibt es viele schelmenhafte Geschichten, die
deutlich machen, dass er sich gerne über seine Mitstreiter im Schach
lustig machte. So wird erzählt, dass Aljechin nach seinem siegreichen
WM-Match über Bogoljubow bei den Festlichkeiten nicht an sich halten
konnte und den Gästen eine kleine Märchenstunde gab, die mit einer
spitzen Pointe versehen war. So sagte er, dass er einst geträumt
habe, gestorben zu sein und sich auf den Weg zur Himmelspforte
machte, wo ihn der Heilige Petrus mit der Frage empfing: "Was bist du
auf Erden gewesen? Doch wisse, lautet deine Antwort ein
Schachmaestro, so darf ich dich nicht einlassen." Als Aljechin dies
hörte, betrübte sich sein Herz. Das Himmelreich war ihm verwehrt, und
so machte er sich auf den Rückweg. Als er jedoch einen kurzen Blick
zurückwarf, sah er plötzlich hinter einer himmlischen Wolke
Bogoljubow hervortreten, der in den Händen ein Taschenschach hielt
und offenbar in eine Analyse vertieft war. Eilig machte sich Aljechin
zurück zu Petrus und fragte: "Wieso konnte Bogoljubow in den Himmel
kommen? Er war auf Erden doch wie ich auch ein Schachmaestro." Petrus
schüttelte lächelnd den Kopf und erwiderte: "Nein, lieber Aljechin,
das denkt er nur!" Im heutigen Rätsel der Sphinx soll es ohne Spott
zugehen. Hier sprechen die Fakten, und Weiß hatte wahrlich eine
treffliche Pointe zur Hand, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07351: Ein Schelm ohnegleichen (SB)]



Gheorghiu - Kinnmark

Den Haag 1961


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Bilek träumte für einen kurzen Augenblick. Was sollte es schaden,
hatte er nicht eine gewonnene Stellung auf dem Brett. Sorglos
geworden zog er also 128.c3-c4?? doch die Erwiderung von Heidenfeld
riss ihn in die Wirklichkeit zurück, denn dieser konnte sich galant
mit 128...Dg8-g3+!! ins Patt retten.

10. April 2007
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/294: Wer andern eine Grube gräbt ... (SB)



"Brittney ist ein politisches Pfand." [1] 

(Cherelle Griner, Ehefrau der bis zum 8.12. in Russland inhaftierten
US-Basketballspielerin Brittney Griner, Anfang Juli 2022)

(Cherelle Griner, Ehefrau der bis zum 8.12. in Russland inhaftierten 
US-Basketballspielerin Brittney Griner, Anfang Juli 2022)

Wenn es darum geht, kurz vor den Kongresswahlen in den USA bei der
sportpatriotischen Bevölkerung Punkte zu sammeln und Russland inmitten
des Ukrainekrieges als Hort einer Willkürjustiz erscheinen zu lassen,
dann kann man sich als amtierender US-Präsident auch mal für eine
schwarze, lesbische und überaus prominente US-Sportlerin wie Brittney
Griner einsetzen. So erklärte Joe Biden nicht nur, was "die Welt"
angeblich schon wüsste, nämlich dass Russland die Basketballspielerin
"zu Unrecht" festhalte, sondern er versicherte auch, dass seine
Regierung "unermüdlich arbeiten und alle Möglichkeiten ausschöpfen"
würde, um Brittney so bald wie möglich sicher nach Hause zu holen.
[2] Dies ist inzwischen geschehen. Wie die Außenministerien von
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten mitteilten,
habe es am 8. Dezember unter Vermittlung der beiden Länder einen
Gefangenenaustausch gegeben. Im Gegenzug für Brittney Griner wurde
der russische Waffenhändler Viktor Bout ausgetauscht, der in den USA
eine 25jährige Haftstrafe absitzen sollte.

Die zweimalige Olympiasiegerin im Frauenbasketball, die in der
Nebensaison für größeres Geld beim russischen Topklub Jekaterinburg
gespielt hatte, war Mitte Februar auf dem Flughafen in der Nähe von
Moskau verhaftet worden, nachdem in ihrem Gepäck E-Zigaretten-Patronen
mit einer kleinen Menge Haschisch-Öl gefunden worden waren. Wegen
Drogenbesitzes und versuchten Schmuggels wurde sie zu einer
drakonischen Strafe von neun Jahren Haft in einem russischen Gefängnis
verurteilt. Die 32jährige bekannte sich schuldig, bestritt aber,
wissentlich gegen das russische Gesetz verstoßen zu haben. Das
Haschisch-Öl, das in den USA legal ist, habe sie lediglich für
medizinische Zwecke verwendet und sei eher zufällig beim Packen in
ihrer Tasche gelandet.

International löste das Urteil, das mit den harten russischen
Anti-Drogen-Gesetzen in Einklang steht, verständlicherweise
eine Welle der Solidarität mit Brittney Griner aus. Schaut man sich
aber an, wer alles auf den Solidaritätszug aufgesprungen ist und mit
welchen Statements, dann kann man sich kaum des Eindrucks erwehren,
dass einmal mehr die Heuchler und Weggucker die mediale Oberhand
haben.

Natürlich sollte kein Mensch, bei dem, wie offenbar bei Griner, 0,5
Gramm einer illegalen Droge gefunden wurden, für neun Jahre hinter
Gitter wandern - auch nicht für einen Monat. Doch gerade der
Hochleistungssport ist kein Beispiel für Verhältnismäßigkeit. So ist
es im internationalen Sport üblich, dass Athleten bereits für weitaus
geringere Mengen, mitunter sogar nur Spuren einer verbotenen Substanz
mit Berufsverbot von bis zu vier Jahren belegt und bei
Mehrfachverstößen sogar lebenslänglich gesperrt werden können - was
unabhängige Kritiker des Sportzirkus als vollkommen überzogen
monieren. Seit 2015 ist laut deutschem Anti-Doping-Gesetz sogar der
Besitz und Erwerb von nicht geringen Mengen an Dopingmitteln strafbar,
wenn der Athlet damit beabsichtigt, sich in einem sportlichen
Wettkampf ohne medizinische Indikation einen Vorteil zu verschaffen.
Ein Verstoß kann mit bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe geahndet
werden. Die gewerbsmäßige Herstellung oder der Handel mit
Dopingmitteln stellt ebenso wie die Abgabe an Jugendliche ein
Verbrechen dar mit einem Strafrahmen von einem bis zu zehn Jahren
Freiheitsstrafe.

Im Fall von Brittney Griner soll das Cannabis-Öl ärztlich verordnet
gewesen sein, da sie aufgrund früherer Verletzungen unter "chronischen
Schmerzen" gelitten habe, wie ihr Anwalt reklamierte. Cannabis als
Schmerzmittel ist in den US-Profiligen ziemlich verbreitet, weil es
der Sportindustrie hilft, die Funktionstüchtigkeit und
Anpassungsbereitschaft der Spielerinnen und Spieler trotz
Gesundheitsproblemen und Verschleißwirkungen aufrechtzuerhalten. Nicht
nur "Weed" in ihrer Freizeit konsumierende, sondern auch
verletzungs- und schmerzgeplagte US-Profis sprechen sich immer öfter
für eine Freigabe aus. Zudem sind viele Stars bereits geschäftliche
Teilhaber und Werbefiguren der boomenden Cannabinoid-Industrie in den
USA geworden. Große US-Ligen wie die National Football League (NFL)
oder die National Basketball Association (NBA), die nicht unter die
strengeren Vorschriften der World-Anti-Doping-Agentur (WADA) fallen,
haben ihre Restriktionen hinsichtlich Cannabis und Sport in den
vergangenen Jahren gelockert, zumal inzwischen rund 20
US-Bundesstaaten Gesetze zur Entkriminalisierung des Marihuanakonsums
erlassen haben.

Obwohl der Großteil der 50 US-Bundesstaaten den Gebrauch von Marihuana
zu medizinischen Zwecken gestattet, gibt es im Sport dennoch keine
Einheitlichkeit. Während z.B. die National Women's Soccer League
(NWSL) ihren Spielerinnen erlaubt, Cannabinoide zur Schmerzbehandlung
zu verwenden und Tests auf Cannabis vernachlässigt oder ganz
eingestellt hat, wäre Brittney Griner in ihrer eigenen Liga, der
Women's National Basketball Association (WNBA), getestet und bestraft
worden.

Natürlich nutzte Russland die Causa Griner auch als politisches
Faustpfand um zu zeigen, dass der Welthegemon USA, der Russland nicht
nur auf dem Schlachtfeld in der Ukraine besiegen, sondern auch als
souveränes Land zerschlagen will, nicht allmächtig ist. Die USA mögen
zwar außerrechtliche Hinrichtungen in anderen Ländern betreiben,
Entscheidungen des Internationalen Strafgerichtshofes (IStGH)
ignorieren oder sogar Sanktionen gegen die Chefanklägerin des
Gerichtshofs, Fatou Bensouda, verhängen, weil sie mutmaßliche
Kriegsverbrechen von US-Militärs untersuchen wollte, doch Russland
will demonstrieren, dass der extralegale Arm der USA nicht bis in
russische Gerichtssäle reicht.

Interessant ist aber, wie deutsche Medien, die mit der grünen
Außenministerin Annalena Baerbock d'accord gehen, dass Russland
ruiniert werden müsse, in Zeiten allumfassender Kriegspropaganda auf
den Fall Griner reagierten.

"Ein überzogenes Urteil nach westlichen Standards, ein gängiges in
Russland, wo eine rigorose Drogenpolitik verfolgt wird und die
Verurteilungsquote bei 99 Prozent liegt", urteilt "Die Zeit", ohne
ein Wort darüber zu verlieren, wie z.B. die "Standards" in den
Vereinigten Staaten aussehen, wo nach neuesten Erhebungen alle fünf
Minuten ein Mensch an einer tödlichen Überdosis Drogen stirbt. [3]
Dass die Rekordzahlen auch mit der katastrophalen Sozial-,
Gesundheits- und Drogenpolitik in den USA zusammenhängen, wird im
Mainstream ebensowenig erwähnt, wie, dass sich in den Staaten ein
gefängnisindustrieller Komplex etabliert hat, der ein
milliardenschweres Geschäft mit der Ausbeutung von Gefangenen
betreibt, die zum Teil wegen geringfügigster (Drogen-)Vergehen
einsitzen.

Sämtliche Medien, die das überzogene Urteil gegen Griner kritisieren,
um Russland dämonisieren zu können, unterlassen es tunlichst zu
erwähnen, dass die USA die größte "Gefängnisbevölkerung" der Welt
haben und hohe Strafen insbesondere gegen Schwarze auch bei
Bagatellvergehen verhängen. Jeder fünfte Häftling in den USA verbüßt
eine lange Haftstrafe wegen Drogendelikten, die mit keiner Gewalttat
verbunden waren. Frauen sind die am schnellsten wachsende
Bevölkerungsgruppe unter den Inhaftierten: 219.000 Frauen sitzen in
den Vereinigten Staaten in Gefängnissen und Haftanstalten. Von den
Männern sind es gut zwei Millionen. Nach Angaben der American Civil
Liberties Union (ACLU) wurden in den USA allein im Jahr 2018 mehr als
600.000 Menschen wegen des Besitzes von Cannabis festgenommen. Der
"War on Drugs", wie ihn US-Präsident Richard Nixon vor rund 50 Jahren
ausrief, ist nicht einfach nur gescheitert, sondern hat die
Lebensperspektiven von unzähligen Menschen regelrecht verwüstet. Fast
75 Prozent der jährlich 650.000 aus der Haft entlassenen Personen sind
nach einem Jahr immer noch arbeitslos, weil sie aufgrund ihrer
Vorstrafen und der Verweigerung von Lizenzen keinen Job finden. Bei
Afroamerikanern sind die negativen Auswirkungen eines
Vorstrafenregisters auf ein Vorstellungsgespräch um 40 Prozent größer
als bei weißen Amerikanern mit einer ähnlichen Vorgeschichte, wie die
ACLU berichtet. [4]

In Anbetracht der sozialen Verheerungen und der anstehenden
Zwischenwahlen kam auch US-Präsident Biden nicht umhin, sich zumindest
für eine Begnadigung von Verurteilten auszusprechen, die wegen des
Besitzes von Marihuana nach Bundesrecht schuldig gesprochen worden
sind (was aber nur einen kleinen Teil ausmacht). Zudem wies der
Präsident das Justiz- und das Gesundheitsministerium an, die
Einordnung von Cannabis beschleunigt zu prüfen. Gleichzeitig setzt er
aber den Krieg gegen die Drogen und die Law-and-Order-Politik fort,
indem er neue harte Strafen für Fentanyl-Delikte fordert. Das
künstliche Opioid, das auch als Schmerzmittel eingesetzt wird,
bescherte den Vereinigten Staaten die tödlichste Drogenwelle ihrer
Geschichte.

Obwohl es zahllose Einzelschicksale von Menschen in den USA gibt, die
in den US-Knästen wegen kleiner Drogenvergehen regelrecht verrottet
sind, wird so getan, als ob es eine politische Justiz nur im "bösen"
Reich Putins gäbe. Den Vogel einseitiger Kriegspropaganda schoss die
russophobe Frankfurter Allgemeine Zeitung ab, die das Urteil im
Fall Griner in den gewohnten Zusammenhang stellte:

"Verglichen mit den Verbrechen, die Russland Tag für Tag in der
 Ukraine begeht, erscheint das Urteil gegen die amerikanische
 Basketballspielerin Griner wie Kleinkriminalität. Doch auch in
 diesem Fall offenbart Putins Diktatur ihr wahres Gesicht. Von
 einer unabhängigen Justiz kann in Russland schon lange nicht mehr
 gesprochen werden. Sie hat sich freiwillig in Putins Dienste
 gestellt oder ist dazu gezwungen worden. In einem solchen System
 brauchen die Staatsanwälte und Richter keine expliziten Befehle
 mehr; sie üben sich in vorauseilendem Gehorsam." [5]


Natürlich hätte die russische Justiz auch Milde walten lassen können.
Doch zur halben Wahrheit über die mutmaßlichen russischen Verbrechen
in der Ukraine gehört auch, dass die Bellizisten in den USA von
keinem anderen Kaliber sind. Oder hat sich jemals ein US-Präsident für
die Freilassung des Wikileaks-Gründers Julian Assange eingesetzt, der
gegenwärtig im Londoner Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh unter
folterähnlichen Bedingungen festgehalten wird? Bei einer Auslieferung
in die Staaten droht dem Australier eine Haftstrafe von bis zu 175
Jahren, weil er 2010 Kriegsverbrechen des US-Militärs im Irak und in
Afghanistan öffentlich gemacht hatte. Die vermeintlich unabhängigen
Staatsanwälte und Richter in den USA werden wohl kaum Milde walten
lassen ... Selbst der Supreme Court, das oberste Gericht der USA, ist
politisch nicht unabhängig, wie der Streit um die Besetzung der
Richterstühle je nach Parteibuch und politischer Einstellung zeigt.
Zur Zeit besitzen die "konservativen Richter" am höchsten US-Gericht
eine Mehrheit von 6:3 Sitzen, wie das Handelsblatt berichtete. Und ist
es etwa ein Ausdruck von juristischer und politischer
"Unabhängigkeit", wenn auch in Deutschland aus Gründen des
"Staatswohls" eine Aufklärung darüber verweigert wird, welcher
"Freund" in einem beispiellosen Terrorakt die Ostsee-Pipelines
gesprengt hat?

Wer glaubt, Brittney Griner hätte es in Russland hart getroffen und
die Rechtsprechung dort sei "politisch motiviert", der sollte sich
zumindest anflugsweise die gesellschaftlichen Verhältnisse in den
Staaten vergegenwärtigen und nicht über die Millionen Frauen, Männer
und Jugendlichen schweigen, die hinter Mauern und Stacheldraht im
gefängnisindustriellen Komplex der USA eingekerkert sind, oft für
Jahrzehnte, nicht selten sogar lebenslang. Erst Ende September sind in
den Gefängnissen des US-Bundesstaates Alabama Tausende von
inhaftierten Arbeitern in den Streik getreten, um gegen brutale
Haftbedingungen, Übergriffe von Gefängnispersonal, rassistische
Gerichtsurteile und die unbezahlte Ausbeutung ihrer Arbeitskraft zu
protestieren. Alabama ist nur einer von sieben Bundesstaaten, in denen
Inhaftierte nicht für Zwangsarbeit bezahlt werden. Für die Betroffenen
seien die Zwangsarbeit im Knast und die überproportionale Anzahl von
Schwarzen "die Fortsetzung der Sklavenarbeit unter anderem Namen", wie
die Basisorganisation "Free Alabama Movement" (FAM) erklärte. Der
Streik richte sich deshalb "gegen die Institution der Neosklaverei".
[6] Haben diese Berichte über die Unterdrückung der eigenen
Bevölkerung jemals dazu geführt, dass westliche Medien zum Ausschluss
von US-AmerikanerInnen bei internationalen Sportveranstaltungen
aufgerufen hätten?

Fußnoten:

[1] https://www.derstandard.de/story/2000137257115/brittney-griner-basketballstar-als-pfand-in-putins-hand. 07.07.2022.

[2] https://www.whitehouse.gov/briefing-room/statements-releases/2022/08/04/statement-by-president-joe-biden-on-the-sentencing-of-wrongfully-detained-american-brittney-griner/. 04.08.2022.

[3] https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/drogentote-usa-101.html. 12.05.2022.

[4] https://www.aclu.org/issues/smart-justice/mass-incarceration

[5] https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/der-fall-brittney-griner-zeigt-reisen-nach-russland-sind-riskant-18224908.html. Von Berthold Kohler. 05.08.2022.

[6] https://www.jungewelt.de/artikel/436276.rassistische-ausbeutung-historischer-knaststreik.html. 10.10.2022.
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FORSCHUNG/319: Riskantes Refugium - Grüne Städte als letzter Rückzugsort für den Gartenschläfer? (BUND MAGAZIN)

BUND MAGAZIN - 3/2022

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

GARTENSCHLÄFER

Riskantes Refugium


Grüne Städte als letzter Rückzugsort?

Darauf deuten die Ergebnisse einer Spurensuche hin, die dem selten
gewordenen Gartenschläfer galt.

von Jenny Kupfer



Drei Jahre lang begaben sich Naturschützerinnen und Wissenschaftler von
BUND, Justus-Liebig-Uni Gießen und der Senckenberg-Gesellschaft für
Naturforschung auf die Spur der Gartenschläfer. Sie wollten aufklären,
warum diese kleine Schlafmaus aus immer mehr Regionen Deutschlands in
kurzer Zeit verschwindet. Die Ergebnisse zeigen nun deutlich: Auch ein
derart anpassungsfähiges Nagetier findet an vielen Orten keinen geeigneten
Lebensraum mehr.

MITTELGEBIRGE VERLASSEN

In einigen Städten im Südwesten Deutschlands gibt es noch größere Vorkommen
des Gartenschläfers. In etlichen seiner natürlichen Lebensräume aber fanden
sich kaum mehr Tiere. »In den Mittelgebirgen fürchten wir derzeit ein
Aussterben der Art zu beobachten. Noch vor wenigen Jahren waren die
Gartenschläfer hier recht weit verbreitet. Inzwischen sind sie sehr selten
geworden«, erklärt Johannes Lang, Wildtierbiologe der Uni Gießen und
Gartenschläfer-Experte für den BUND. »Das Waldsterben infolge der
Dürrejahre und dazu die intensive Forstwirtschaft haben offenbar deutliche
Spuren hinterlassen. Es mangelt den Gartenschläfern besonders an Insekten,
einer ihrer Nahrungsgrundlagen. Und an Möglichkeiten, sich zu verstecken
und zurückzuziehen.«

LEBENSRAUM MIT RISIKEN

Dagegen scheinen Städte am Rhein wie Wiesbaden oder Mainz für den
Gartenschläfer eine Art Arche geworden zu sein. Hier finden Sie noch
passende Bedingungen. Doch eine echte Alternative sei das nicht, betont
Mechthild Klocke, die BUNDProjektleiterin der Spurensuche: »Städte allein
bieten dem Gartenschläfer keine ausreichende Perspektive, darauf sollten
wir nicht vertrauen. Hier drohen Gefahren wie Rattengift und Pestizide.
Zudem werden viele Ballungsräume fortschreitend verdichtet. Wo das Grün in
der Stadt schwindet, schrumpft auch sein Lebensraum. Und das
Insektensterben macht vor der Stadt ebenfalls nicht halt.«

AKTIV SCHÜTZEN

Darum startet das Team der Spurensuche jetzt konkrete Schutzaktionen. Die
kleine Schlafmaus soll in ihren ursprünglichen Lebensräumen eine Zukunft
bekommen. Mechthild Klocke: »Gemeinsam mit Freiwilligen wollen wir dem
Gartenschläfer neue Rückzugsorte schaffen: indem wir Gehölze pflanzen, mehr
verwilderte Flächen zulassen und Nistkästen anbieten. Und wir wollen
zeigen, wie sich jeder für das Überleben dieser Art einsetzen kann, privat
oder beruflich.« Und damit für die Artenvielfalt in Deutschland.


Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

• Der Gartenschläfer braucht Unterstützung.

• Schublade in einem Schuppen als Versteck.

• Begrünte Stadtteile bieten noch am ehesten einen
passenden Lebensraum.




weitere Informationen: www.gartenschlaefer.de

Die »Spurensuche Gartenschläfer« wird im Bundesprogramm Biologische
Vielfalt durch das Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums gefördert. 
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BAUMSTERBEN

Aus für Ulme und Esche?

Mit dem globalen Handel haben sich einige Pilze weltweit verbreitet.
Dies setzt heimischen Laubbäumen wie Ulme und Esche stark zu.



von Heinz Klöser



Pilze bauen Biomasse ab und sind für den natürlichen Kreislauf deshalb
unverzichtbar. Doch zahlreiche Mikropilze beginnen schon in lebenden
Pflanzen damit und können schwere Krankheiten auslösen. So verursachen die
(näher mit Algen verwandten) Eipilze der Gattung Phytophthora nicht nur die
Krautfäule an Kartoffeln. Sie führen außerdem zu einer schleichenden
Wurzelfäulnis sowie zu Rindennekrosen an Erlen und Buchen. Noch
folgenschwerer sind zwei Seuchen, die durch echte Pilze hervorgerufen
wurden: das Ulmensterben und das zurzeit grassierende Eschensterben.

ZWEI WELLEN

Das Ulmensterben löste ein ursprünglich aus Ostasien stammender
Schlauchpilz aus. Die Sporen von Ceratocystis ulmi gelangten mit
Furnierholz nach Europa und nach Nordamerika. Dort entwickelte sich aus dem
asiatischen Pilz eine neue Form, die wieder mit Furnierholz nach Europa
kam. Hier vernichtete sie in einer zweiten Welle auch die Ulmenklone, die
man als Überlebende der ersten Welle schon für immun gehalten hatte.

Inzwischen beobachtet man eine leichte Wiederausbreitung von Berg- und
Feldulme. (Flatterulmen waren von der Seuche weniger betroffen.) Ob sich
ihre Bestände vollends erholen werden, ist mehr als fraglich.

TRAGISCHES SCHICKSAL

Das Eschensterben trat erstmals 1992 in Polen auf, ausgelöst wieder durch
einen ostasiatischen Schlauchpilz. Wie dieses Stängelbecherchen nach Europa
kam, weiß man nicht, es wurde erst um 2010 als Verursacher erkannt. Da
hatte es sich bereits über das gesamte Verbreitungsgebiet der Esche
verteilt. Wie beim Ulmensterben wachsen seine Fäden in die Leitbündel und
verstopfen den Wassertransport in die Krone, die dann vertrocknet.

Der Pilz befällt auch junge Bäume, sobald deren Leitbündel weit genug sind.
Ohne Verjüngung aber kann die Esche auf Dauer nicht überleben. Eigentlich
hatte man große Hoffnung darauf gesetzt, dass die Esche mit der derzeitigen
Klimakrise gut zurechtkommt. Dies macht ihr Schicksal nun noch tragischer.

HANDEL UND KLIMASTRESS

Auch Tiere können von eingeschleppten Pilzkrankheiten betroffen sein. So
wird der deutliche Rückgang unserer Amphibien ebenfalls auf Mikropilze
zurückgeführt, die ursprünglich in Afrika und in Südostasien heimischen
Chytridien.

Warum nur treten solche Erkrankungen heute weltweit stärker auf? Zum einen
sicherlich wegen der Globalisierung des Handels. Doch setzt auch die
Klimakrise vielen Arten zu. Und in gestressten Tieren und Pflanzen können
Parasiten - auch einheimische - leichter Fuß fassen.

Vielleicht schaffen es die betroffenen Arten, sich noch rechtzeitig gegen
die eingeführten Pilze zu wappnen, bevor sie ihnen ganz zum Opfer gefallen
sind. Die Hoffnung, dass die wenigen verbliebenen Individuen immun sein
könnten, kann aber trügen. Möglich, dass die Übertragung der Pilze nur
unterbrochen ist, bis sich der Bestand wieder etwas erholt hat und der
Befall dann erneut einsetzt. Mit diesem Damoklesschwert müssen wir wohl
leben.

HEINZ KLÖSER

ist stellvertretender Sprecher des Arbeitskreises Naturschutz



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

• Befallene Eschen vertrocknen von der Krone abwärts

• Das Falsche Weiße Stängelbecherchen ist Auslöser des Eschensterbens
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PFLANZEN/183: Meist mit fremder Hilfe - Wie Pflanzen sich verbreiten (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Herbst 2022 / Themenheft Mobilität

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Meist mit fremder Hilfe

Wie Pflanzen sich verbreiten

von Helge May



Sie können nicht laufen oder fliegen. Doch in der Fortpflanzung sind
auch Pflanzen mobil. Neben dem Wind ist Wasser ein wichtiges
Transportmedium. Außerdem spannen Pflanzen auf vielfältige Weise Tiere für
die Verbreitung ein.

Es hat ein paar Tausend Jahre gedauert. Aber seit dem Ende der letzten
Eiszeit haben in Mitteleuropa viele Pflanzen verlorenes Terrain
zurückerobert. Nicht alle schafften es. Aus Proben ist bekannt, dass zum
Beispiel viele Gehölze, die heute nur in Nordamerika vorkommen, vor den
Eiszeiten auch bei uns heimisch waren.

Vorwärts im Kriechgang

Die, die zurückkehrten, konnten das nicht aus eigener Kraft. Bei der
Besiedlung der eisfreien Regionen waren sie vor allem auf den Wind und auf
Tiere angewiesen. Ganz ähnlich ist es auch im Kleinen, wenn Pflanzen ihr
Terrain vergrößern wollen.

Doch es gibt Ausnahmen, dazu reicht schon ein Blick in den Garten. Wer
Erdbeeren anbaut, weiß, dass diese Ausläufer treiben. Am Ende von
kriechenden Trieben entstehen neue Pflänzchen, die schließlich Wurzeln
bilden. Die Erdbeere hat neben den Samen enthaltenden Früchten also noch
eine zweite Fortpflanzungsoption. Lässt man die Ausläuferbildung zu, kann
die Erdbeerpflanze weniger Energie in die leckeren Früchte stecken, der
Ertrag lässt nach.In einer unterirdischen Variante breitet sich zum
Beispiel auch die Quecke über Ausläufer aus, ebenso die Kartoffel, auch
Rosengewächse wie Schlehe oder Pflaume.

Explosiv: Pflanzen unter Spannung

Per Spross oder Wurzel in die Fläche wachsen ist eine Möglichkeit der
aktiven Ausbreitung, eine zweite sind Schleudermechanismen. Am häufigsten
in der heimischen Pflanzenwelt sind Austrocknungsstreuer. Hier entstehen
beim Abtrocknen des Gewebes Spannungen, die sich teils explosionsartig
lösen, so dass sich die Samenstände öffnen und die Samen zerstreut werden.
Viele Schmetterlingsblütler mit ihren langen Hülsenfrüchten agieren so,
darunter Ginster und Robinie, außerdem Storchschnabelarten und Veilchen.

Seltener sind die Saftdruck-Streuer. Hier wird bei der Reife immer mehr
Flüssigkeit in die Samenstände gepumpt, bis diese schließlich zerbersten.
Bekanntes Beispiel sind die Springkräuter, an denen nicht nur Kinder gerne
mit den Fingern nachhelfen. Je stärker der Druck ist, desto weiter fliegen
die Samen. So herrschtin den länglichen Früchten der mediterranen
Spritzgurke mit 6 bar mehr Druck als in einem herkömmlichen Fahrradreifen.
Kein Wunder, dass die Samen bis zu zwölf Meter weit geschleudert werden.

Mein Freund, der Wind

Ein Wettrennen um weit entfernte Wuchsorte lässt sich mit zwölf Metern
Spuckweite allerdings nicht gewinnen. Hier gilt im wörtlichen Sinne das
Motto 'Schnell wie der Wind'. Viele Arten setzen auf Windverbreitung. Das
trägt weit, ist aber mit Unwägbarkeiten verbunden. Wie kräftig, wie lange
und in welche Richtung wird der Wind die Samen wehen? Pflanzen mit
Windverbreitung produzieren daher Samen in enormer Zahl, damit am Ende von
Tausenden wenigstens einer an der richtigen Stelle landet und dort keimen
kann. Dabei können Samen im Boden oft mehrere Jahre ruhen. Verbessern sich
die Bedingungen - es wird feuchter, wärmer oder heller -, löst das den
Keimimpuls aus.

Neben dem Wind ist das Wasser ein wichtiges Transportmedium. Deshalb finden
sich entlang von Flüssen vermehrt neu einwandernde Arten. Auch Inseln
werden oft auf dem Wasserweg besiedelt. Bestes Beispiel ist die Kokospalme.
Fällt die mächtige Kokosnuss zu Boden, kann sie dort rasch keimen. Vom Ufer
weggespült, haben die schwimmfähigen und gut geschützten Nüsse aber auch
alles für eine teils monatelange Seereise an Bord.

Anhänglich wie Kletten

Ähnlich wie bei der Befruchtung spannen Pflanzen auf vielfältigste Weise
Tiere für die Verbreitung ein. Zum Beispiel, indem die Samen huckepack
weggetragen werden. Am Fell mancher Weideschafe sieht man im Spätsommer
mehr Kletten als Wolle. Von anderen Pflanzen bleiben kleine Samen auch
zwischen den Klauen hängen. Heute macht man sich das auch im Naturschutz
zunutze. Weidetiere werden gezielt von Fläche zu Flächen getrieben und
reichern so die Pflanzenwelt an.

Ein Sonderfall ist der 'Tierballismus', benannte nach den Ballistae, im
Altertum als Kriegsgerät benutzen Katapulten. Dabei verhaken sich
Samenstände beim Vorbeistreifen zunächst, brechen aber nicht ab, sondern
lösen sich wieder und schleudern dabei in der ruckartigen Bewegung die
Samen aus. Unter anderem nutzt die Karde diesen Effekt.

Friss mich!

Eine offenbar sehr effektive Verbreitungsmethode ist der Transport nicht im
Fell, sondern im Magen der Tiere. Zwar sollen Früchte auch die innen
liegenden Samen schützen, aber oft sind sie vor allem ein Lockangebot für
Tiere. Selbst wenn Tiere wie bei Eicheln oder Nüssen auch die eigentlichen
Samenanlagen vertilgen, wird ein Teil doch in den Vorratslagern vergessen
und treibt im Idealfall dort direkt aus. Ein Eichelhäher kann sich halt
auch nicht alles merken.

Diese Strategie verfolgen auch viele der von uns genutzten Obstarten. Die
Hinterlassenschaften von Mardern oder Füchsen zeigen anschaulich, dass etwa
Kirschkerne die Verdauung bestens überstehen. Nicht anders beim Apfel. Der
fällt bekanntlich nicht weit vom Stamm und bleibt dort auch liegen. Statt
nun langsam zu verrotten und so die Samen bloßzulegen, legen es die Äpfel
darauf an, gefressen zu werden.

Pferde lieben Äpfel

Das zeigt nicht zuletzt eine Studie von Robert Spengler am Jenaer
Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte. Anhand von Fossilien und
genetischen Untersuchungen wies er nach, dass Wildäpfel bereits Millionen
Jahre vor ihrer Kultivierung relativ große und süße Früchte entwickelten.
Der Wissenschaftler geht davon aus, dass vor allem Großsäuger wie Hirsche
und Pferde die Äpfel verbreiteten.

Diese sogenannte Megafauna starb am Ende der letzten Eiszeit weitgehend
aus. Und tatsächlich verringerte sich danach die Samenausbreitung der
Wildäpfel. Das änderte sich erst wieder, als der Mensch auf den Plan trat.
Überreste von Apfelkernen wurden in archäologischen Stätten in ganz
Eurasien gefunden, was die Annahme stützt, dass Obstbäume auf den frühen
Handelsrouten transportiert wurden. Dabei entstand unser heutiger
Kulturapfel im Wesentlichen aus vier Wildapfelarten, die alle ihre Heimat
im Gebiet des heutigen Kasachstan haben.

Was mit Karawanen entlang der Seidenstraße begann, ist zu einem
weltumspannenden Handel geworden. Heute breiten sich Pflanzen dank des
Menschen auch per Schiff, Lkw oder Flugzeug aus. Bis in die letzten Winkel
der Erde und oft schneller als der Wind.


Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation (alle Fotos von Helge May):


	Propellarartige Feldahorn-Früchte

	Löwenzahn-Fruchtstände (Pusteblumen)

	Ackerstiefmütterchen-Fruchstand mit offen liegenden Samen

	Nach dem Knall: Aufgeplatzer Fruchtstand des Kleinen Springkrauts

	Wilde Karde

	Platzen irgendwann auf: Stangenbohnen der Sorte 'Möschebonne'

	Große Klette mit Hummel. Deutlich sind die gebogenen Widerhaken zu erkennen.

	Schaf mit einzelnen Kletten im Fell

	Erbachhofer Weinapfel

	Äpfel wollen gegessen werden
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Pilze

Kaum bekannt und unterschätzt



Kaum bekannt? Der prächtige Fliegenpilz - Pilz des Jahres 2022 - dürfte den
meisten Menschen vertraut sein. Unter seinesgleichen ist er damit eine
krasse Ausnahme. Dass die wenigsten von uns mehr als eine Handvoll Pilze
bestimmen können, ist nun wirklich schade. Denn dadurch bleibt uns eine
unvergleichlich vielfältige und faszinierende Gruppe von Lebewesen
weitestgehend verborgen.

Schade und fatal ist das auch für die Pilze selbst und ihre Lebensräume.
Die Bedeutung, die sie für die natürlichen Stoffkreisläufe haben, kann gar
nicht überschätzt werden. Trotzdem fristen Pilze in der Regel ein
Schattendasein, selbst im Naturschutz.

Auf den nächsten Seiten wollen wir Ihnen, passend zur Jahreszeit, einen
Einblick in die fabelhafte Welt der Pilze geben. Wie viele Arten gibt es
bei uns, was zeichnet sie aus? Warum sind viele von ihnen gefährdet? Was
muss zu ihrem Schutz geschehen? Und wo ist der BUND pilzkundlich aktiv?



 * 

PILZE

Verborgene Vielfalt

von Severin Zillich

Überaus formen- und farbenreich präsentiert sich die heimische Pilzwelt.
Die Zahl ihrer Arten übertrifft die der Pflanzenarten um ein Vielfaches.
Und: Pilze gibt es nicht nur im Herbst und nicht nur im Wald!



Rund um den Wilden See im Nationalpark Schwarzwald liegt der älteste
Bannwald in Baden-Württemberg. Auf etwa 150 Hektar haben pilzkundige Laien
und Fachleute hier jahrelang akribisch nach Pilzen gesucht. Am Ende hatten
sie 723 Arten entdeckt - darunter solche, die noch nirgends sonst in
Deutschland gefunden wurden. In dieser Kernzone des Nationalparks leben
damit zehnmal mehr Pilz- als Pflanzenarten. Ein Verhältnis, das vermutlich
weltweit gilt. Auf drei bis fünf Millionen Arten wird die Gesamtzahl der
Pilze geschätzt. Und die allermeisten sind bis heute nicht wissenschaftlich
beschrieben.


GROSS- UND WINTERPILZE

Genaueres ist von der hiesigen Pilzwelt bekannt. Das Bundesamt für
Naturschutz geht von rund 14 000 Arten in Deutschland aus. Etwas mehr als
5000 davon sind mit bloßem Auge zu erkennen - vorausgesetzt, sie haben ihre
Fruchtkörper aus dem Boden oder Holz geschoben. So auffällig diese
»Großpilze« dann vor unser Auge treten, so rasch ist der Zauber oft wieder
dahin. Die längste Zeit wirkt das Geflecht jener Fadenwesen unter der
Oberfläche, allen Blicken verborgen.

Immerhin lassen sich Pilze nicht nur zur Hochsaison im Spätsommer und
Herbst finden. Wer sich gerne regelmäßig Wildpilze brät, kann im Winter
Austernseitlinge oder Samtfußrüblinge sammeln und bereits ab April auf
Morcheljagd gehen. Nur zu trocken darf es nicht sein. Um einen echten
Eindruck von der Mannigfaltigkeit unserer Pilzwelt zu gewinnen, heißt es
abzuwarten, bis es im Frühsommer erstmals ergiebig geregnet hat.


SINNE GEFRAGT

Bald danach sprießen die Fruchtkörper meist in großer Zahl aus dem Boden.
Selbst wenn wir nur wenige der Pilzgestalten zu bestimmen wissen - allein
schon ihre Namen! Judasohr und Krause Glucke, Runzelverpel und
Satansröhrling, Schwefelritterling und Totentrompete und Trollhand.
Unzählige wunderlich benannte Wesen begegnen uns beim Blättern im Pilzbuch.

Im Wald dann sind all unsere Sinne gefordert. Leuchtet der Täubling vor uns
nun kirschrot, blutrot oder weinrot aus dem Moos? Schmeckt sein Fleisch
scharf oder mild? Der winzige Helmling daneben, riecht der eher nach
Rettich, nach Gurke oder Salpeter? Was ist mit dem merkwürdigen Hut, der
kaum aus dem nassen Laub ragt: Fühlt er sich schmierig, klebrig oder
schleimig an? Und der Stiel darunter, ist der jetzt schuppig, grubig oder
wohl genattert?


WENIG WISSEN

Steckbriefe von Pilzen lesen sich wie große Poesie. Und können doch nicht
darüber hinwegtäuschen, dass Pilze oft schwer zu bestimmen sind. Da ist
Ausdauer und Erfahrung gefragt, und nicht selten Feinmotorik. Helfen
nämlich die äußeren Merkmale nicht weiter, muss der Fund daheim unters
Mikroskop. Mehr als jeder zweite Pilz lässt sich nur mit einem Blick auf
die Sporen und andere Mikromerkmale bestimmen.

Nicht wenige schreckt das ab. Wirklich pilzkundige Menschen fehlen in allen
Bereichen, sei es an der Uni, in Umweltbehörden, der Forstwirtschaft und
selbst den Naturschutzverbänden. Ein Beispiel: Wie fundamental eine
vielfältige Pilzflora für das Gedeihen der Bäume ist, dieses Wissen ist
noch immer dramatisch unterentwickelt, allen Bestsellern von Peter
Wohlleben zum Trotz. Sonst würden nicht schwere Erntemaschinen durch einen
Großteil unserer Wälder pflügen.


WEIT VERBREITET

Von dem bedenklichen Mangel an echten Spezialist*innen abgesehen (die zudem
oft in die Jahre gekommen sind): Oberflächlich zumindest erschließt sich
die Pracht und Vielfalt der heimischen Pilzwelt auch ohne Mikroskop.
Neugierde, etwas Spürsinn und vielleicht eine Lupe haben schon tolle
Beobachtungen ermöglicht. Wie viele Arten einen einzigen umgestürzten Baum
besiedeln können ...

Überhaupt gibt es kaum Stellen, wo Pilze nicht wachsen. Manche erscheinen
auf der Unterseite abgebrochener Äste, andere nur an den Stängeln
vorjähriger Brennnesseln, auf alten Kiefernzapfen oder parasitär auf
Kartoffelbovisten.

Vielfältig sind zuletzt auch die Lebensräume, in denen unsere Pilze
wachsen. Auf waldfreie, aber eben nicht pilzfreie Habitate verweisen Namen
wie Acker-Riesenschirmpilz und Heu-Düngerling, Wiesen-Champignon und Feld-
Trichterling, Moor-Hallimasch und Sumpf-Saftling,
Dünen-Stinkmorchel und Schilfschwindling.

Egal, wo Sie also den Spätsommer und Herbst im Grünen verbringen - wenn es
vorher nicht zu trocken war und Sie bereit sind hier und da genauer
hinzusehen, werden Sie bestimmt fündig. Ein Gang in die Pilze lohnt fast
immer, ob Sie nun für die Pfanne suchen oder ob Sie einfach nur gucken
wollen.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Judasohr

	Toten- oder Herbsttrompete

	Krause Glucke

	Goldblättriger Nabeling, eine der 723 Pilzarten am Wilden See im Nationalpark Schwarzwald.

	Samtfußrübling

	Einziger Giftpilz auf dieser Doppelseite: Der Satansröhrling
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EUROPA/598: EU-Umweltausblick auf 2023 (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

EU-News | 22.12.2022

EU-Umweltausblick auf 2023



2023 ist das letzte Jahr, in dem der Europäische Green Deal realisiert
werden kann. Für Kreislaufwirtschaft, die Null-Schadstoff-Initiative sowie
für Biodiversität und Artenvielfalt wird 2023 das entscheidende Jahr sein.

Neue Gesetzesinitiativen im ersten Halbjahr 2023

Im ersten Halbjahr 2023 will EU-Kommission verschiedene neue Initiativen
verabschieden wie


	Überarbeitung der EU-Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt,

	eine Initiative über kritische Rohstoffe,

	Überarbeitung der EU-Abfallrahmenrichtlinie zwecks weniger Verschwendung, auch Lebensmittelverschwendung, und weniger Umweltbelastung durch die Abfallwirtschaft,

	Legislativvorschlag zu Pflanzen, die nach bestimmten neuen genomischen Verfahren produziert werden,

	das Bodengesundheitsrecht zum Schutz, zur nachhaltigen Bewirtschaftung und Wiederherstellung von EU-Böden.



Darüber hinaus stehen im ersten Halbjahr 2023 der Mehrjährige Finanzrahmen
2021-2027 sowie die wirtschaftspolitische Steuerung (Fiskalrahmen) auf dem
Prüfstand. Außerdem will die Kommission ihr Paket zur Sozialwirtschaft
herausbringen. Denn es kann nur eine sozial-ökologische Transformation
geben.

Diese Initiativen haben eine gute Chance, noch zwischen diesem EU-Parlament
und dem Rat verhandelt zu werden. Die Finalisierung aller
Gesetzesinitiativen, die die EU-Kommission erst im 3. Quartal 2023 vorlegt,
ist unter diesem EU-Parlament und dieser EU-Kommission unwahrscheinlich.
Denn die Europawahl findet voraussichtlich Anfang Juni 2024 statt, die
Neubesetzung der EU-Kommission im Herbst 2024.

Neue Gesetzesinitiativen im zweiten Halbjahr 2023

Für das 2. Halbjahr 2023 hat die EU-Kommission unter anderem folgende
Initiativen angekündigt:


	Recht auf Reparatur,

	Delegierter Rechtsakt zur Taxonomie (u.a. zu Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei, - Herstellungsverfahren (Chemikalien, Pharmazeutika, Kunststoffverpackungen, Kupfer), Bau, - Verkehr, Renaturierung und Wasserversorgung),

	gesetzlicher Rahmen für nachhaltige Ernährungssysteme,

	Erneuerbarer Wasserstoff: Vorschlag zur Einrichtung einer EU-Wasserstoffbank,

	Überarbeitung der Chemikalienverordnung REACH,

	Überarbeitung der EU-Vorschriften zum Zugang zu und Verfügbarkeit, gemeinsame Nutzung und - Wiederverwendung von Daten: Stoffsicherheitsbeurteilungen,

	Überarbeitung der EU-Rechtsvorschriften zum Tierschutz.



Möglicherweise bringt die EU-Kommission einige dieser Initiativen früher
auf den Weg, sodass sie noch eine Chance haben, vor der Europawahl zu Ende
verhandelt zu werden. Außerdem arbeitet die EU-Kommission, obwohl sie dies
nicht in ihrem Arbeitsprogramm angekündigt hat, an weiteren Initiativen wie
die Quecksilberverordnung und die Beschränkung für gefährliche Stoffe
(ROHS) in elektronischen Geräten und einen delegierten Rechtsakt zu
erneuerbaren Brennstoffen nicht biologischen Ursprungs.

Gesetzgebungsstau?

Zahlreiche Gesetzgebungsvorschläge befinden sich im Gesetzgebungsverfahren
und werden 2023 zwischen Rat und EU-Parlament weiter verhandelt werden.

Dazu gehören unter anderem Initiativen

1. Zum Schutz der Biodiversität, insbesondere


	das EU-Renaturierungsgesetz (EU-Umweltnews vom 22.06.2022[1], 21.12.2022[2] und Steckbrief[3])

	die Waldstrategie (EU-Umweltnews vom 24.11.2022[4])



2. zu Kreislaufwirtschaft, insbesondere zu


	Verpackungen [5] und zu

	kompostierbaren Kunststoffen [6]



3. zu einer schadstoffarmen Umwelt wie


	Euro 7 (EU-Umweltnews vom 11.11.2022[7])

	Luftreinhaltungs-RL, Schadstoffe in Oberflächengewässern, Grundwasser und kommunalem Abwasser (EU-Umweltnews vom 27.10.2022[8])



Aber auch die Verhandlungen zu Initiativen zum Klimaschutz der EU werden
sich noch bis ins Jahr 2023 ziehen. Darunter


	Gebäuderichtlinie (EPBD),

	Erneuerbaren Energienrichtlinie (REDIII),

	Energieeffizienzrichtlinie (EED),

	Fuel Maritime Verordnung,

	Refuel Aviation Verordnung,

	F-Gas-Verordnung,

	Methanverordnung,

	Gasverordnung,

	Regeln zu Kohlenstoffbindung (Carbon Removal Certification) (EU-Umweltnews 01.12.2022[9])



Einen Überblick über die zahlreichen laufenden Gesetzgebungsprozesse gibt
der Legislative Train Schedule (europa.eu)[10]. [bv]

Arbeitsprogramm der EU-Kommission für 2023

Seite der EU-Kommission zum Arbeitsprogramm 2023 [11]

Anhang I [12]

Absichtserklärung zur Lage der Union 2022 [13]


Links:

[1] https://www.dnr.de/aktuelles-termine/aktuelles/das-neue-eu-gesetz-zur-wiederherstellung-der-natur

[2] https://www.dnr.de/aktuelles-termine/aktuelles/umweltrat-mehrheit-pro-renaturierung

[3] https://www.dnr.de/publikationen/steckbrief-das-eu-renaturierungsgesetz

[4] https://www.dnr.de/aktuelles-termine/aktuelles/eu-waldstrategie-mitgliedstaaten-pochen-auf-eigenstaendigkeit

[5] https://environment.ec.europa.eu/topics/waste-and-recycling/packaging-waste_en#review


[6]
https://c/Users/bjela.vossen/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/JJB1MDR9/o%09%20https:/environment.ec.europa.eu/topics/plastics/biobased-biodegradable-and-compostable-plastics_en

[7] https://www.dnr.de/aktuelles-termine/aktuelles/euro-7-norm-strenger-laenger-mehr-umfang

[8] https://www.dnr.de/aktuelles-termine/aktuelles/luft-und-wasser-sollen-sauberer-werden


[9] https://www.dnr.de/aktuelles-termine/aktuelles/eu-kommission-erstmals-regeln-fuer-kohlenstoffentnahme

[10] https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/schedule

[11] https://ec.europa.eu/info/strategy-documents/commission-work-programme/commission-work-programme-2023_de

[12] https://ec.europa.eu/info/files/2023-commission-work-programme-factsheet-annex-i_de


[13] https://state-of-the-union.ec.europa.eu/index_de

 * 
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Brasilien
Noch sieben Jahre bis zum Kipppunkt

von Karol Domingues



Um den derzeitigen Trend der Zerstörung umzukehren, helfen nur noch 
integrierte internationale Maßnahmen, meinen brasilianische 
Umweltforscher*innen.

(Brasilia, 6. Dezember 2022, Ecodebate [1]) - Die Ergebnisse der
vorläufigen Analysen deuten auf eine beschleunigte Umwandlung der Wälder
Amazoniens hin. Die Verluste sind enorm, praktisch unumkehrbar, und es gibt
keine Aussicht auf Besserung dieser Tendenzen. Die jüngsten Daten von
MapBiomas Amazônia unterstreichen die Notwendigkeit integrierter
internationaler Maßnahmen, um den derzeitigen Trend der Zerstörung
umzukehren, der, wenn er sich fortsetzt, dazu führen wird, dass es für
diesen Lebensraum bis zum Ende dieses Jahrzehnts kein Zurück mehr gibt. Im
Jahr 1985 waren nur sechs Prozent (etwa 50 Millionen Hektar) des
Amazonasgebiets in anthropogene Flächen wie Weiden, Plantagen, Goldminen
oder städtische Gebiete umgewandelt worden. Im Jahr 2021 sollte sich diese
Fläche fast verdreifachen und 15 Prozent (fast 125 Millionen Hektar) der
gesamten Region ausmachen - ein Nettoverlust von fast zehn Prozent der
natürlichen Vegetation in nur 37 Jahren.

Brasilien ist nah am Kipppunkt

Das Ausmaß der Zerstörung ist von Land zu Land unterschiedlich: In Surinam,
Guyana und Französisch-Guayana beträgt sie nur 1,6 Prozent, in Brasilien
jedoch 19 Prozent. Dieser Prozentsatz liegt sehr nahe am sogenannten
Kipppunkt, an dem es kein Zurück mehr gibt, der von Wissenschaftlern mit
einem 20- bis 25-prozentigen Verlust der Vegetationsdecke angegeben wird.
Wenn sich der von MapBiomas Amazônia nachgewiesene Trend fortsetzt,
das Biotop, das einst weltweit als wichtige Kohlenstoffsenke galt, einen
Punkt erreichen, an dem es kein Zurück mehr gibt: Die Ökosystemleistungen
werden irreversibel beeinträchtigt, und möglicherweise verwandelt sich das
Gebiet in eine Steppe. Die Gletscher der Amazonas-Anden, die Millionen von
Menschen mit Wasser versorgen und die Quellen der großen Flüsse der Region
speisen, verloren im untersuchten Zeitraum 46 Prozent ihrer Eisdecke. Die
Bergbautätigkeit wurde um 1107 Prozent ausgeweitet (von 47.000 Hektar im
Jahr 1985 auf über 570.000 Hektar im Jahr 2021).

Wie wurde die Messung in einer so heterogenen Region durchgeführt?

Die Daten sind das Ergebnis der MapBiomas Amazônia 4.0 Collection,
einer Initiative, die aus der Zusammenarbeit des Amazonas-Netzwerks Rede
Amazônica de Informações Socioambientais Georreferenciadas und dem
MapBiomas Network entstanden ist. Die Initiative kartiert mit hoher
Auflösung die Dynamik von 18 verschiedenen Bodenbedeckungs- und -
nutzungsklassen wie Wäldern, Savannen, Mangroven, landwirtschaftlichen
Flächen, städtischen Gebieten, Bergbau und Gletschern in der 8,4 Millionen
km² großen Amazonasregion, die die Anden, die Amazonasebene und die
Übergänge zum Cerrado und Pantanal umfasst.

Beschleunigte Umwandlung der Amazonaswälder

Die Ergebnisse der vorläufigen Analysen lassen auf eine beschleunigte
Umwandlung der Amazonaswälder schließen und machen deutlich, dass ein
integriertes, entschlossenes und energisches internationales Vorgehen
dringend erforderlich ist. "Die MapBiomas Amazônia 4.0 Collection
ist von unschätzbarem Wert für das Verständnis der Dynamik der Nutzung
natürlicher Ressourcen in der Region und trägt darüber hinaus zur
Klimamodellierung und zur Berechnung von Treibhausgasemissionen und -abbau
aufgrund von Veränderungen in der Landnutzung in der Region bei", so Tasso
Azevedo, Generalkoordinator von MapBiomas. Wie Beto Ricardo,
Generalkoordinator des RAISG, erklärte, versorgen die von MapBiomas
Amazônia generierten Informationen das Netzwerk mit
technisch-wissenschaftlichen Daten und Schlüsselbotschaften über die
Bedeutung von Amazônia, seinen großen Beitrag zur weltweiten
Klimaregulierung und Kohlenstoffspeicherung und weisen gleichzeitig auf die
Veränderungen der natürlichen Bedeckung durch verschiedene anthropogene
Aktivitäten zwischen 1985 und 2021 hin. Ricardo betont, dass diese
Aktivitäten das natürliche Gleichgewicht der Ökosysteme und damit die
Stabilität des Klimas auf unserem Planeten gefährden. "Durch die
Veröffentlichung der MapBiomas Amazônia 4.0 Collection können wir zur
Überwachung der Region mit einer ganzheitlichen Sichtweise beitragen. Sie
kann uns helfen, präzisere Erhaltungsstrategien mit politischen Vorschlägen
und zwischen anderen Ländern ausgetauschten Informationen sowie sozio-
ökologischen Aspekten von großer Bedeutung zu entwickeln und einzubringen".
Für María Olga Borja, technische Koordinatorin für Ecuador, stellen diese
Karten einen großen Beitrag für die Region und ihr Land dar: "Ecuador
verfügt nicht über eine so detaillierte zeitliche Analyse. Die Abstimmung
dieser Daten auf zurückliegende Zeiträume ermöglicht es uns, den Puls der
Veränderungen zu messen, denen die Ökosysteme unterworfen sind, von denen
einige direkt durch menschliche Aktivitäten verursacht werden, wie
z. B. die Umwandlung von Wäldern in landwirtschaftliche Nutzflächen, aber
auch andere, die bereits deutliche und messbare Anzeichen des Klimawandels
zeigen, wie z. B. der Rückgang der Gletscher und die Ausdehnung von Seen
aufgrund des Tauwetters."

Klimaverhandlungen verlaufen zu schleppend

Die Autoren betonen den Kontrast zwischen der beschleunigten Dynamik des
Landnutzungswandels in Amazonien im untersuchten Zeitraum, insbesondere in
den letzten dreißig Jahren, und dem langsamen Tempo der Klimaverhandlungen,
die in den fast drei Jahrzehnten seit dem ersten Klimagipfel nur
bescheidene Fortschritte gemacht haben. Für Harlem Mariño, Koordinator
eines RAISG-geleiteten Projekts zum Klimawandel, wird das Ausbleiben
endgültiger Vereinbarungen auf der COP27 zu Schlüsselfragen der Eindämmung
des Klimawandels, wie der schrittweise Ausstieg aus der Nutzung aller
fossilen Brennstoffe, Auswirkungen auf den Amazonas haben: "Das bedeutet,
dass die Treibhausgasemissionen aus der Nutzung fossiler Brennstoffe
weiterhin Druck auf Kohlenstoffsenken wie den Amazonaswald ausüben. Darüber
hinaus kann das Fehlen von Vereinbarungen dazu führen, dass die Ausbeutung
fossiler Brennstoffe im Amazonasgebiet weiter vorangetrieben wird. Die
Folgen sind der Verlust von Kohlenstoffsenken und ein Anstieg der
Treibhausgasemissionen infolge der veränderten Landnutzung und der damit
verbundenen Verbrennung fossiler Brennstoffe", so Mariño.


Link zum Originalartikel

[1] https://www.ecodebate.com.br/2022/12/02/pan-amazonia-perdeu-97-de-sua-vegetacao-natural-em-37-anos/
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Peru

Noch drei Jahre zur Rettung des Amazonas

Von Xilena Pinedo



Eine aktuelle Studie zeigt, dass dringend gehandelt werden muss, um
80 Prozent des Amazonasgebiets bis 2025 zu retten. Wenn dies nicht
gelingt, ist ein Kipppunkt erreicht, von dem aus die Zerstörung nicht
mehr aufgehalten werden kann. Auf der Nachrichtenplattform Ojo
Publico hat Xilena Pinedo die wichtigsten Ergebnisse und
Empfehlungen des Berichts zusammengefasst. Der folgende Artikel ist
eine leicht gekürzte Übersetzung, übernommen von der Infostelle
Peru.[1]




[image: Karte: Pfly, Public domain, via Wikimedia Commons]

Karte der Ökoregionen des Amazonas-Regenwaldes aus dem Jahr 2007.
Die hellgrüne Linie umschließt das Amazonasbecken, wie es vom World Wide Fund
for Nature abgegrenzt wurde. Die nationalen Grenzen sind in Schwarz
dargestellt. (Die Karte wurde erstellt mit NASA Blue Marble-Bildern und
GIS-Daten der Ökoregionen).

Karte: Pfly, Public domain, via Wikimedia Commons



(Lima, 05. September 2022, Ojo Público) - Das Amazonasgebiet hat einen
Kipppunkt erreicht, von dem es kein Zurück mehr gibt. Zu diesem
Schluss kommt der Bericht "Amazonien im Kampf gegen die Uhr: Wo und
wie 80% bis 2025 schützen"[2] des Red Amazónica de Información
Socioambiental Georreferenciada (RAISG). In den letzten zwei
Jahrzehnten hat das Amazonasgebiet, das etwa 40 Prozent der Fläche
Südamerikas ausmacht, ca. 54 Millionen Hektar Wald durch Abholzung
verloren. Das entspricht der Größe von Spanien oder Frankreich. Diese
Schädigung der Ökosysteme führt nicht nur zum Verlust der biologischen
Vielfalt, sondern hat auch Auswirkungen auf die mehr als 500 indigenen
Völker des Amazonasbeckens. "Zwanzig Prozent des Amazonasgebiets sind
bereits durch Abholzung zerstört oder mit Quecksilber und Öl
verseucht, es ist eine Katastrophe. Wir wollen nicht, dass die Fläche
des Amazonas auf weniger als 80 Prozent zurückgeht, denn das wäre
unsere Vernichtung", erklärt Gregorio Díaz, Angehöriger des
venezolanischen Volkes der Wakuenai Kurripaco und Vorsitzender des
Dachverbands der indigenen Organisationen des Amazonasbeckens, COICA.

Hinzu kommt die Ermordung indigener Anführer*innen bei
Auseinandersetzungen über die Vergabe von Land und natürlichen
Ressourcen. Allein im Jahr 2020 wurden in Lateinamerika 165 Mitglieder
von indigenen Gemeinden ermordet. Vor diesem Hintergrund erklären
Vertreter*innen indigener Völker und Forscher*innen aus neun
Amazonasländern: 80 Prozent des Amazonasgebiets müssen bis 2025
geschützt werden. 74 Prozent des Amazonasgebiets besteht aus intakten
(33 Prozent) und wenig degradierten (41 Prozent) Schlüsselgebieten. Um
diese zu schützen, müssen dringend Maßnahmen ergriffen werden, so der
Bericht. Ebenso sei die Wiederherstellung von sechs Prozent der stark
degradierten Flächen von entscheidender Bedeutung, um den derzeitigen
Trend zu stoppen.

Eines der wichtigsten Ergebnisse der Studie ist der Zusammenhang
zwischen der Anerkennung indigener Territorien und der Erhaltung von
Ökosystemen. 255 Millionen Hektar haben keine territorialen
Verwaltungssysteme, d.h. sie wurden weder als Schutzgebiete noch als
indigene Gebiete kategorisiert. "Im Gegensatz zu Schutzgebieten
verfügen indigene Gebiete nicht über staatliche Gelder oder
Fördermittel der internationalen Gemeinschaft. Sie weisen jedoch einen
vergleichbaren oder sogar höheren Erhaltungsgrad auf als
Schutzgebiete", erklärt Carmen Josse, Vertreterin von RAISG in
Ecuador. Aus dem Bericht geht hervor, dass Gebiete ohne jegliche
Ausweisung die größten Veränderungen verzeichnen (33 Prozent). Das ist
fünfmal mehr als in Schutzgebieten (sechs Prozent) und mehr als
achtmal mehr als in indigenen Gebieten (vier Prozent). "Wir möchten
die sehr wichtige Rolle der indigenen Gebiete hervorheben. Diese ist
weder in der wissenschaftlichen Gemeinschaft noch im Kampf gegen den
Klimawandel sichtbar", erklärt Marlena Quintanilla, eine der
Hauptautor*innen der Studie.


Der Kipppunkt, an dem die Zerstörung unumkehrbar ist, ist
schon erreicht

Aus dem RAISG-Bericht geht hervor, dass 26 Prozent des Amazonasgebiets
von Entwaldung und Degradierung betroffen sind. Seit 2001 sind jedes
Jahr durchschnittlich zweieinhalb Millionen Hektar verloren gegangen.
"Jedes Jahr werden Wälder in der Größe von Haiti abgeholzt. In den
letzten beiden Jahrzehnten hat sich der Amazonas am stärksten
verändert", sagte Quintanilla. Auch die Zahl der Brände in der Region
hat zugenommen. Bis 2018 brannten schätzungsweise 17 Millionen Hektar
pro Jahr. Im Jahr 2019 stieg die Zahl auf 25 Millionen Hektar an.
2020, während der Pandemie, waren es 27 Millionen Hektar. Mit all
diesen Veränderungen steht der Amazonas am Anfang einer unumkehrbaren
Zerstörung, die von Forscher*innen als "Kipppunkt" oder "Point of no
Return" bezeichnet wird. Auch wenn 26 Prozent der entwaldeten und
degradierten Fläche eine geringe Zahl zu sein scheinen, so übersteigt
sie doch den definierten Grenzwert. Im Jahr 2019 wiesen die Forscher
Thomas Lovejoy und Carlos Nobre in einem Artikel in der Zeitschrift
Science [3] darauf hin, dass der "Point of no Return" in dieser Region
erreicht ist, wenn Entwaldung und Degradierung zusammen die Schwelle
von 20-25 Prozent überschreiten. Damals lag sie bei 17 Prozent. Drei
Jahre später ist die Zahl um neun Prozentpunkte gestiegen. Mit anderen
Worten: Die kritische Schwelle ist bereits überschritten.

Die zunehmende Entwaldung und Degradierung im Amazonasgebiet geht über
den Verlust von Bäumen hinaus. "Wenn ein Baum fällt, fallen die
Umweltschützer*innen und die Menschen, die dort leben. Biodiversität,
Ökosystemleistungen, Kultur, indigene Sprachen und jahrtausendealtes
Wissen gehen verloren", so die Wissenschaftlerin Alicia Guzmán. Die
national festgelegten Beiträge (NDCs) zur Reduzierung der
Treibhausgasemissionen sehen in Peru bis 2030 eine Null-Abholzung und
eine Reduzierung der prognostizierten Emissionen um 40 Prozent vor.
Die Untersuchung von RAISG kommt jedoch zu dem Schluss, dass der
Zeithorizont 2030 nicht der Realität entspricht und dass die nächsten
drei Jahre für den Schutz des Amazonas entscheidend sein werden. Die
Region sei schon nahe an einem irreversiblen Zustand, in dem das
derzeitige Ausmaß der Degradation und Entwaldung
Wiederherstellungsprozesse verhindert und die Savannisierung
beschleunigt.




[image: Schwarze Karte des Amazonasgebiets, auf der unzählige rote Punke (Feuer) zu erkennen sind, auf der Karte sind die Ländergrenzen und -namen in weiß eingetragen - NASA Earth Observatory images by Joshua Stevens, using MODIS data from NASA EOSDIS/LANCE and GIBS/Worldview, Fire Information for Resource Management System (FIRMS) data from NASA EOSDIS, and data from the Global Fire Emissions Database (GFED). Public domain, via Wikimedia Commons]

Feuererkennungen von MODIS (Moderate-resolution Imaging Spectroradiometer)
im Amazonasgebiet zwischen dem 15. August 2019 und dem 22. August
2019

NASA Earth Observatory images by Joshua Stevens, using MODIS data from
NASA EOSDIS/LANCE and GIBS/Worldview, Fire Information for Resource
Management System (FIRMS) data from NASA EOSDIS, and data from the Global
Fire Emissions Database (GFED). Public domain, via Wikimedia Commons



Der Wandel der amazonischen Ökosysteme ist nicht einheitlich und
schreitet in jedem Gebiet unterschiedlich voran. Die Untersuchung
ergab, dass Brasilien und Bolivien für 90 Prozent der Entwaldung und
Degradierung in der gesamten Amazonasregion verantwortlich sind.
Damit, so die Autor*innen, haben diese Länder bereits einen Prozess
der unumkehrbaren Savannisierung eingeleitet. In Brasilien befinden
sich 34 Prozent des Amazonasgebiets in einem Umwandlungsprozess, in
Bolivien sind es 24 Prozent. Die Zahlen für die anderen Länder des
Amazonasbeckens: 16 Prozent Umwandlung in Ecuador, 14 Prozent in
Kolumbien, zehn Prozent in Peru, fünf Prozent in Venezuela, drei
Prozent in Guyana, zwei Prozent in Surinam und null Prozent in
Französisch-Guayana.

Die globalen Auswirkungen des Verlustes des Amazonasgebietes sind
erheblich. Die Region beherbergt ein Drittel der Länder mit der
weltweit größten biologischen Vielfalt, enthält 20 Prozent des
weltweiten Süßwassers und produziert 20 Prozent des Sauerstoffs der
Erde. Die Zerstörung des Amazonasgebiets bedeutet eine
Beeinträchtigung dieser ökologischen Funktionen, den Verlust seiner
Fähigkeit, Feuchtigkeit zu speichern und als Kohlendioxidsenke zu
dienen. "Dies führt zu einem stärkeren Absterben der Bäume, es
entsteht mehr Kohlendioxid, und da es mehr trockene Biomasse gibt,
haben Brände unter trockenen Bedingungen mehr pflanzlichen Brennstoff,
um sich auszubreiten", erklärt Marlene Quintanilla.


Millionen von Hektar gefährdet

Der Bericht wie auch der 5. Amazonas-Gipfel der indigenen Völker will
mehr als Kennzahlen über den Zustand des Amazonas liefern. Er ist ein
Aufruf zum Handeln zur Rettung der amazonischen Ökosysteme. "Der
Amazonas-Gipfel ist für uns die Gelegenheit, der Welt zuzurufen, dass
wir genug von der Heuchelei haben und dass die Länder uns in einer
Weise unterstützen müssen, die uns zusteht, nämlich als Partner und
nicht als Profiteure. Wir wissen, was für die Menschheit und für
unsere Völker auf dem Spiel steht. Wir wollen die Regierungen und die
Banken erreichen und sie über die Situation im Amazonasgebiet
informieren", sagt Gregorio Díaz. Das Amazonasgebiet zu schützen, ist
grundsätzlich nur mit der Anerkennung indigener Territorien möglich.
Der Untersuchung zufolge erfolgte 86 Prozent der Entwaldung in
Gebieten, in denen es kein territoriales Verwaltungssystem gibt, die
also nicht als Schutzgebiete oder indigene Territorien tituliert sind.

Aus dem Bericht geht hervor, dass durch die Ausweisung eines Gebiets
als indigenes Territorium 45 Prozent seiner Flächen als intakte
Gebiete und 48 Prozent als Gebiete mit geringer Degradation erhalten
werden können. Die Ausweisung als Schutzgebiet führt dazu, dass 47
Prozent als intakt und 43 Prozent als geringfügig geschädigt erhalten
bleiben. "Wir haben festgestellt, dass alle Flächen, die sich in
indigenen Gebieten oder Schutzgebieten befinden, einen besseren
Erhaltungszustand aufweisen als die Gebiete außerhalb", erklärt
Marlene Quintanilla. Dabei gibt es jedoch einen entscheidenden
Unterschied: Schutzgebiete verfügen über Finanzmittel. Indigene
Gebiete weisen trotz fehlender finanzieller Mittel ein gleiches oder
höheres Schutzniveau auf als Schutzgebiete. Außerdem gibt es einen
großen konzeptionellen Unterschied: Während Schutzgebiete zum Zweck
der Erhaltung geschaffen wurden, haben indigene Gebiete dieses Ziel
nicht. "Indigene Territorien sind die Anerkennung der
jahrtausendealten Territorien dieser indigenen Völker, ihrer
Lebensweise und ihrer Kosmovision im Einklang mit dem Amazonas.
Dadurch können sie ein solch hohes Schutzniveau erreichen. Ihr Ziel
ist es nicht, eine weitere Naturschutzorganisation zu werden, sondern
dass ihre Rolle, ihre Lebensweise und ihr Wissen anerkannt werden",
sagt Quintanilla. Im Gegensatz zu den hohen Raten von erhaltenem Wald
in diesen Gebieten gibt es 255 Millionen Hektar noch intakte und wenig
degradierte Flächen, die nicht als Schutz- oder indigene Gebiete
ausgewiesen und dem Bergbau ausgesetzt sind. "66 Prozent des
Amazonasgebiets unterliegen einer Art von festem oder permanentem
Druck. Wo es eine starke staatliche Präsenz gibt, gibt es legale
Drohungen und Druck oder Triebkräfte, und wo die staatliche Präsenz
schwach ist, gibt es illegale Triebkräfte", so das Fazit der Studie.




[image: Sehr hohe, dicht stehende verschiedene Bäume am Rande eines Gewässers - User: Shao, CC BY-SA 3.0 [http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/], via Wikimedia Commons]

Amazonas-Regenwald im oberen Amazonasbecken in der Region Loreto,
Peru.
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Eindämmung der wichtigsten Bedrohungen

Die Hauptursachen für die Zerstörung des Amazonasgebiets sehen die
Autor*innen der Studie in den Lieferketten der Industrieländer. "Ohne
es zu wissen, essen, transportieren und kleiden wir uns mit Produkten,
die den Amazonas zerstören", sagt Alicia Guzman. Einer der Bereiche
mit den schlimmsten Auswirkungen ist laut dem Bericht der Agrarsektor.
Er ist für 84 Prozent der Entwaldung verantwortlich. In dem Bericht
wird auch darauf hingewiesen, dass 17 Prozent der Fläche Amazoniens
vom Bergbau betroffen sind und 9,4 Prozent von Ölfeldern eingenommen
werden. Landwirtschaft, Bergbau, Ölgewinnung - all dies ist dank der
im Amazonas vorhandenen Ressourcen möglich, sagt Gregorio Díaz. Dies
spiegelt sich jedoch nicht in der Unterstützung für die indigenen
Gemeinschaften wider, die in diesem Ökosystem leben und es erhalten.

"Öl, Gold, Drogen und eine Menge Geld verlassen den Amazonas. Aber
unsere Gemeinden haben keine Lehrer*innen, keine Schulen, keine
Krankenhäuser und keine soziale oder wirtschaftliche Versorgung",
sagte er. Schließlich weist der RAISG-Bericht darauf hin, dass die
Auslandsverschuldung die Entwaldung und Degradierung systematisch
fördert. Die Verschuldung - durchschnittlich 78 Prozent des
lateinamerikanischen Bruttoinlandprodukts - treibt die Länder zu einer
Fortsetzung der Bergbauaktivitäten an. "Die Botschaft, die wir
vermitteln wollen, ist, dass wir nicht noch einen Hektar verlieren
dürfen. Die Party ist vorbei. Schluss mit der Bergbauindustrie, es ist
vorbei. Wir wollen nicht apokalyptisch sein, aber wenn es den Amazonas
nicht mehr gibt, ist auch der 'Point of no Return' des Planeten
erreicht", sagt Alicia Guzmán.


Ein Aufruf zum Handeln

Der Bericht präsentiert nicht nur kritische Zahlen, sondern gibt auch
Hoffnung, dass 80 Prozent des Gebietes erhalten werden können. Hierfür
empfiehlt er eine Reihe von Maßnahmen, die die Länder des
Amazonasbeckens unverzüglich ergreifen sollten. "Obwohl die Daten den
Anschein erwecken, dass bereits alles verloren ist, schlagen wir im
Gegenteil vor, dass wir mit der Wiederherstellung und Sanierung des
Amazonas beginnen müssen. Genau jetzt ist der richtige Zeitpunkt",
sagte Marlene Quintanilla. Die erste Empfehlung: 100 Millionen Hektar
indigener Gebiete, deren Titulierung verhandelt wird oder bereits
geplant ist, müssten sofort anerkannt werden. Darüber hinaus soll es
ein Moratorium geben, um die mehr als 250 Millionen Hektar zu
schützen, für die es keinerlei territoriale Regelung gibt. Außerdem
schlägt die Studie ein Modell der gemeinsamen Verwaltung zwischen
indigenen Völkern und staatlichen Behörden vor und macht einen
Vorschlag für den Erlass der Auslandsschulden der Amazonasländer.
Diese Annullierung wäre an die Bedingung geknüpft, dass 80 Prozent des
Amazonasgebietes geschützt werden. Das Hauptziel des 5. Gipfels der
indigenen Völker Amazoniens ist es, Länder, Industrie und die gesamte
Bevölkerung aufzufordern, jetzt zu handeln und den Amazonas zu
schützen und dabei das Wissen und die Lebensweise der indigenen Völker
zu berücksichtigen. "In der wissenschaftlichen Gemeinschaft suchen wir
nach Lösungen, die sich natürlich auf die Wissenschaft und die Fakten
stützen, und wir suchen nach der Formel zur Bekämpfung der
Auswirkungen des Klimawandels. Aber vielleicht haben wir die indigenen
Gebiete nicht genügend berücksichtigt, die uns zeigen, dass sie mit
ihrem traditionellen Wissen über Ökosysteme ein Erhaltungsmodell
haben, das verstanden und anerkannt werden muss", so die
Wissenschaftlerin Quintanilla.


Übersetzung und Redaktion: Annette Brox, Infostelle Peru [4]

Aus Anlass der Studie und des Appells der COICA für einen "Globalen
 Pakt zur Rettung von 80% des Amazonasgebietes" hat die Organisation
 Rettet den Regenwald eine unterstützende Petition gestartet: "Die
 Weltgemeinschaft muss handeln und einen globalen Pakt zum Schutz von
 80 % des Amazonasgebietes bis 2025 beschließen." Die Petition kann
 hier [5] unterschrieben werden.



Anmerkungen:
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FORSCHUNG/841: Überschreiten der Klimaziele könnte das Risiko von Kippeffekten deutlich erhöhen (idw)

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 22.12.2022 17:00

Überschreiten der Klimaziele könnte das Risiko von Kippeffekten deutlich
erhöhen



Ein vorübergehendes Überschreiten der Klimaziele von 1,5 bis 2 Grad Celsius
könnte das Kipprisiko für mehrere Elemente des Erdsystems um mehr als 70
Prozent erhöhen im Vergleich mit einer Beibehaltung der globalen Erwärmung
im Rahmen des Pariser Abkommens der Vereinten Nationen, so das Ergebnis
einer neuen Risikoanalyse eines internationalen Teams an Forschenden.
Dieses Kipprisiko erhöht sich selbst dann, wenn sich die globale Temperatur
längerfristig innerhalb des Pariser Rahmens stabilisieren würde. Eine
Überschreitung zu vermeiden würde daher die Risiken begrenzen, so die
Schlussfolgerung der Forschenden.

"Wir zeigen, dass das Risiko für einige Kippereignisse bei bestimmten
Überschreitungsszenarien der globalen Erwärmung sehr stark ansteigen
könnte", erklärt Nico Wunderling, Wissenschaftler am Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung und Hauptautor der Studie, die in Nature Climate
Change veröffentlicht wird. "Selbst wenn es uns gelänge, die globale
Erwärmung nach einer Überschreitung von mehr als zwei Grad auf 1,5 Grad zu
begrenzen, würde dies nicht ausreichen, da das Risiko, einen oder mehrere
globale Kipppunkte auszulösen, immer noch mehr als 50 Prozent betragen
würde. Mit einer weiteren Erwärmung auf lange Sicht steigen die Risiken
dramatisch an."

"Um alle Kipprisiken wirksam zu verhindern, müsste der Anstieg der globalen
Durchschnittstemperatur auf höchstens ein Grad begrenzt werden - derzeit
sind wir bereits bei etwa 1,2 Grad", ergänzt Jonathan Donges, Ko-Leiter des
FutureLabs on Earth Resilience in the Anthropocene am PIK. "Der jüngste
IPCC-Bericht zeigt, dass wir höchstwahrscheinlich auf dem Weg sind, die 1,5
Grad Celsius Temperaturschwelle vorübergehend zu überschreiten."

Auftreten von Kippereignissen nimmt mit steigenden Spitzentemperaturen
zu 

Um zu diesen Ergebnissen zu gelangen, benutzten die Forschenden, zusammen
mit Ko-Autoren der Earth Commission, verschiedene Szenarien für eine
Überschreitung der globalen Erwärmung mit Spitzentemperaturen von zwei bis
vier Grad und wendeten diese auf eine Reihe von vier interagierenden
Kippelementen an: den grönländischen Eisschild, den westantarktischen
Eisschild, die atlantische meridionale Umwälzzirkulation AMOC und den
Amazonas-Regenwald. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler stützten
sich hierbei auf einen Risikoanalyse-Ansatz: Dieser basiert auf Millionen
von Modellsimulationen, um die Unsicherheiten in den relevanten Parametern,
wie beispielsweise in den kritischen Temperaturschwellen, sowie die
Interaktionsstärken und die Interaktionsstruktur zu berücksichtigen. Eine
solche Anzahl von Simulationen wäre auf der Grundlage von vollständig
gekoppelten Erdsystemmodellen rechnerisch nicht realisierbar. Für die
verschiedenen Szenarien analysierte das Forschungsteam dann das Risiko der
Überschreitung kritischer Schwellenwerte und das Potenzial, kaskadenartige
Wechselwirkungen zwischen den vier Elementen auszulösen, je nach Ausmaß und
Dauer der Überschreitung sowie der langfristig verbleibenden Erwärmung.
"Wir haben festgestellt, dass das Risiko für das Auftreten mindestens eines
Kippereignisses mit steigenden Spitzentemperaturen zunimmt - bereits bei
einer Spitzentemperatur von drei Grad Celsius zeigte mehr als ein Drittel
aller Simulationen ein Kippereignis, selbst wenn die Überschreitungsdauer
stark begrenzt wurde. Bei vier Grad Celsius Spitzentemperatur steigt dieses
Risiko auf mehr als die Hälfte aller Simulationen", erklärt Nico
Wunderling.

Kippmechanismen bei Überschreiten von kritischen Temperaturschwellen


"Vor allem der grönländische und der westantarktische Eisschild sind schon
bei kleinen Überschreitungen gefährdet, was unterstreicht, dass sie zu den
am stärksten gefährdeten Kippelementen gehören. Während es lange dauern
würde, bis sich der Eisverlust voll entfaltet, könnten die
Temperaturniveaus, bei denen solche Veränderungen ausgelöst werden, schon
bald erreicht sein", sagt Ricarda Winkelmann, Earth Commissioner und 
Ko-Leiterin des FutureLab on Earth Resilience in the Anthropocene. "Unser
Handeln in den kommenden Jahren kann also über die zukünftige Entwicklung
der Eisschilde für Jahrhunderte oder sogar Jahrtausende entscheiden." Die
beiden anderen in der Studie betrachteten Kippelemente, AMOC und der
Amazonas-Regenwald, haben höhere kritische Temperaturschwellen. Allerdings
würden sie viel schneller reagieren, wenn der Kippprozess erst einmal
begonnen hat. Daher ist es sehr viel schwieriger, ihren Kippprozess zu
stoppen, sobald er durch eine vorübergehende Überschreitung der globalen
Erwärmung eingeleitet wurde.

Die derzeitigen Maßnahmen zur Eindämmung der Klimaerwärmung werden
voraussichtlich zu einer globalen Erwärmung von 2 bis 3,6 Grad Celsius bis
zum Ende dieses Jahrhunderts führen. "Die Maßnahmen reichen nicht aus. Auch
wenn ein vorübergehendes Überschreiten der Temperatur definitiv besser wäre
als wenn wir einen Temperaturgipfel erreichen und dann dort bleiben, ist es
möglich, dass bei diesen Temperaturen Kippelemente unwiderruflich ausgelöst
werden. Deshalb sind niedrige Temperaturüberschreitungen hier entscheidend,
um Kipprisiken wirksam zu begegnen", erklärt Jonathan Donges. Ricarda
Winkelmann fügt hinzu: "Jedes Zehntelgrad zählt. Wir müssen alles tun, um
die globale Erwärmung so schnell wie möglich zu begrenzen."

Originalpublikation:

Artikel: Nico Wunderling, Ricarda Winkelmann, Johan Rockström, Sina
Loriani, David I. Armstrong McKay, Paul D. L. Ritchie, Boris Sakschewski,
Jonathan F. Donges: Global warming overshoots increase risks of climate
tipping cascades in a network model. Nature Climate Change.
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Interview

Wettrüsten im Wald

von Severin Zillich



In naturnahen Wäldern bilden Pilze einen Großteil der biologischen
Vielfalt. Zudem schaffen die Holzbewohner unter ihnen Lebensräume für eine
Fülle weiterer Arten. Kaum jemand weiß mehr darüber als der Biologe Georg
Möller.

Herr Möller, von Holz lebende Pilze sind für die Tierwelt in
Naturwäldern von größter Bedeutung. Warum?

Pilze, die Holz zersetzen, sind biochemische Multitalente. Um die Zellulose
oder das Lignin aufzuschließen, mussten sie ausgeklügelte Enzymsysteme
erfinden. Über die Jahrmillionen der Evolution haben die Gehölzpflanzen in
einer Art Wettrüsten gelernt sich zu wehren. So lagern Eichen Gerbstoffe in
ihr Kernholz ein, um Pilze aufzuhalten. Pilzarten wie der Leberreischling
und Schwefelporling waren ihrerseits nicht faul und spezialisierten sich
auf den Abbau eben dieser Gerbstoffe.

Den meisten Insekten fehlen die für den Holzaufschluss nötigen Enzyme. Auch
was bestimmte Aminosäuren, Spurenelemente oder Vitamine betrifft, sind
viele auf Pilze angewiesen. Last but not least ist es viel effizienter,
nahrhafte Pilze zu fressen, als sich selbst mit dem widerspenstigen Holz
herumzuschlagen.

Die Mehrheit der Holzinsekten ist also strenggenommen den Pilzkonsumenten
zuzurechnen.

Können
Sie das Wirken der Holzpilze an einem Beispiel verdeutlichen? 

Besonders eindrucksvoll ist der Schiefe Schillerporling. An sterbenden
Buchen bildet er zuweilen quadratmeter-große, etwa 5 Millimeter dicke
braunrote Frucht körper. Um ein Abdriften der Sporen zu ermöglichen,
sprengt er das Splintholz mit Hilfe spezieller Stemmleisten in großen
Platten ab. Dabei entstehen manchmal wahre Kunstwerke. In
Wirtschaftswäldern ist dieser Schillerporling außerordentlich selten.
Stämme, die Anzeichen von Befall zeigen, werden bei der Durchforstung
systematisch entnommen.

Welche Tiere profitieren von den Pilzen im Holz besonders?

Etwa die Hälfte der rund 1500 holzbewohnenden Käfer Deutschlands ist von
ihnen direkt abhängig. Hinzu kommt eine unbestimmte Zahl von Rindenwanzen
und Pilzmücken, räuberischen Schlupfwespen und Erzwespen etc.

Etliche dieser Insekten sind heute sehr selten. Woran liegt das?

An unserer Forstwirtschaft, die noch immer viel zu einseitig an der
Holzernte ausgerichtet ist. Rund die Hälfte des in Deutschland geschlagenen
Waldholzes wird übrigens nicht einmal stofflich verwertet, sondern sofort
verbrannt. Welch unglaubliche Verschwendung!

Wie müssen Politik und Forstwirtschaft dafür sorgen, dass unsere Wälder
wieder pilzreicher werden, und somit vielfältiger und
stabiler?

Aus wissenschaftlicher Sicht gilt die folgende Faustregel: Um die
waldtypische Biodiversität mit einem stabilen Bestand an Urwaldreliktarten
zu sichern, sind pro Hektar etwa zehn lebende, dicke Biotopbäume
erforderlich, mit Höhlen, Mulmkörpern, verpilzten Stammarealen oder
Astabbrüchen. Und dazu mindestens 40 Festmeter dickes Totholz, stehend und
liegend. Von diesen Vorgaben sind die meisten Waldflächen in Deutschland
weit entfernt.

Über welchen Fund haben Sie sich zuletzt besonders gefreut?

Über den Zahnhalsigen Baumschwammkäfer in einem Wald bei Templin. Dieses
Urwaldrelikt ist eng an den erwähnten Schiefen Schillerporling gebunden.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Georg Möller hat über die »Struktur- und Substratbindung holzbewohnender Insekten« promoviert und war u. a. im Arbeitskreis Wald des BUND aktiv

	Der Zahnhalsige Baumschwammkäfer lebt in Mulmhöhlen, die der Schiefe Schillerporling in Buchen verursacht
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THÜRINGER WALD

Große Ziele


Seit dem Herbst 2021 kümmert sich die Naturstiftung David um Bäche,
Moore und Bergwiesen im Thüringer Wald. Im Rahmen eines umfangreichen
Naturschutzprojekts will die Stiftung des BUND Thüringen Wiesen, Gewässer
und Moore wiederbeleben.

von Christiane Bohn



Damit diese Biotope ihre ursprüngliche Qualität wiedererlangen, wollen
wir naturferne Bachläufe renaturieren, Bergwiesen entbuschen und
geschädigte Moore wiedervernässen. Profitieren sollen davon Tiere wie der
Schwarzstorch, der Feuersalamander oder die Westgroppe und Pflanzen wie
Wollgras, Trollblume und Kugelige Teufelskralle.

GUT VORBEREITET

Das Schutzprojekt findet großen Anklang in der Region. Zu unseren
Kooperationspartnern zählen die Verwaltung des Biosphärenreservats
Thüringer Wald, ThüringenForst (als Eigentümer vieler Flächen) sowie die
betroffenen Landkreise mit ihren Naturschutz- und Wasserbehörden.

In den ersten drei Jahren lässt die Stiftung erfassen, was an Lebensräumen
und Tieren und Pflanzen noch vorhanden ist. Damit kann sie planen, was im
folgenden Jahrzehnt zum Schutz der Natur getan werden muss. So sollen zum
Beispiel Fließgewässer auf einer Länge von fast 550 Kilometern wieder
ökologisch durchgängig und ihr Bachbett strukturreicher werden. Ferner will
die Stiftung bis zu 75 (Klein-)Moore revitalisieren und vernetzen. Ein
weiteres Ziel lautet, an die 1500 Hektar Bergwiesen zu bewahren. Auf 30
Hektar wird dafür eine mustergültige Erstpflege erprobt. Auch will die
Stiftung lichte Waldlebensräume mit einem stufigen Aufbau der Waldränder
entwickeln.

WICHTIGER LEBENSRAUM

Das Projektgebiet umfasst rund 6500 Hektar und damit so gut wie alle
Bachläufe samt ihrer Auen im Biosphärenreservat Thüringer Wald. Zusätzlich
sind alle Moorflächen im Gebiet sowie die großen Bergwiesen einbezogen. Der
Thüringer Wald ist auch ein wichtiger Lebensraum der Europäischen
Wildkatze. Nicht zuletzt gilt er perspektivisch als entscheidender
Trittstein für die Wiederausbreitung des Luchses in Deutschland.

Christiane Bohn

leitet das BUND-Team Naturschutz-Großprojekte.




www.bund.net/thueringer-wald

Das Naturschutzgroßprojekt wird vom Bundesamt für Naturschutz mit
Mitteln des Bundesumweltministeriums und des Thüeringer Umweltministeriums
unterstüzt, im Rahmen des Bundesprogramms "chance.natur-Bundesförderung
Naturschutz". Der BUND hilft der Naturstiftung David, den Eigenanteil für
das Vorhaben zu erbringen. 

Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

bull; Der Schwarzstorch ist einer der Nutznießer des neuen Projekts.


bull; Bergwiesen und vielfältige Lebensräume benötigen besondere Pflege
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VULKANEIFEL

Was lange währt ...

von Hartmut Schmidt,

BUND-Kreisverband Daun



Mit beharrlichem Widerstand gelang es in Rheinland-Pfalz, das
mächtige Bergrecht auszuhebeln und eine einmalig
schöne Landschaft vor größerer Zerstörung zu bewahren.
Ein Erfolg von bundesweiter Bedeutung.



Der Landkreis Vulkaneifel ist geprägt durch das Westeifeler Vulkanfeld.
Es umfasst viele junge Vulkane, trockene und wassergefüllte Maare und
Mineralwasserquellen. Einst wurden in der Eifel Erz und begehrte Mühl- und
Werksteine abgebaut, auch für den Bau des Kölner Doms. Heute wird aus
wertvollen Basaltsäulen Splitt und aus Lavasand billiges Schüttgut
gewonnen. Kleine Steinbrüche und Sandgruben wurden mit der Zeit zu riesigen
Löchern, bis zu 180 Hektar groß.

ZAHLREICHE WUNDEN

Die idyllische Erholungslandschaft wurde systematisch dem Bergbau geopfert.
36 Gruben und Steinbrüche werden derzeit noch ausgebeutet, auf über 800
Hektar Fläche. Dazu kommen mehr als 25 stillgelegte Gruben. Dass diese
Wunden in der Landschaft die Tourismuswirtschaft und die Gewinnung von
Trink- und Mineralwasser beeinträchtigen, wurde lange Zeit vernachlässigt.

Schon vor 15 Jahren machte der Rheinische Verein für Denkmalpflege und
Landschaftsschutz mit einem Symposium in Gerolstein eindringlich auf den
Konflikt aufmerksam. 2014 sollte ein neuer Regionalplan der Industrie
dennoch bis zu 2150 Hektar für die weitere Ausbeutung von Rohstoffen
sichern. Massiver Widerstand vor Ort - auch vom BUND-Kreisverband Daun -
half den Planentwurf zurückzuweisen. Weitere fast acht Jahre später ist es
nun geschafft. Ein von der Landesregierung angebotener »Lösungsdialog«
sorgte dafür, dass die Vulkanlandschaft künftig besser geschützt ist.

KEIN VORRANG MEHR

Da die zuständige Planungsgemeinschaft auf überdimensionierten
Vorranggebieten für den Bergbau beharrte, entwickelte der Landkreis
Vulkaneifel (unterstützt vom BUND) eigene Vorstellungen, wie sich
Landschaftsschutz und Rohstoffabbau vereinbaren lassen. Damit vermochte er
schließlich alle Beteiligten zu überzeugen. Statt Vorranggebiete legt der
neue Regionalplan Vorbehaltsflächen fest, die dem nun übergeordneten
Landschaftsschutz Rechnung tragen müssen.

Übernommen wurde auch der BUNDVorschlag, bereits ausgebeutete Flächen nicht
länger mit Fremdmaterial zu verfüllen. Statt rekultiviert wird künftig
renaturiert. So dienen die Gruben und Steinbrüche als Ersatzlebensräume
auch der landesweiten Biotopvernetzung. Das kommt dem Schutz der
natürlichen Vielfalt zugute.

DURCHBRUCH GELUNGEN

Endlich also genießt die Ausbeutung der natürlichen Ressourcen keinen
Vorrang mehr gemäß dem antiquierten Bergrecht. Dieser Durchbruch für den
Natur- und Landschaftsschutz ist auch dem beharrlichen Einsatz des BUND in
Daun zu verdanken. Dabei halfen viele Eingaben und persönliche Gespräche
mit Landespolitik und Fachbehörden, vor allem aber mit der Kreisverwaltung
und dem Kreistag.

Wichtig war auch die gute Kooperation mit den anderen Naturschutzverbänden
und der IG Eifelvulkane. Und dass ein BUND-Vertreter in die regionale
Planungsgemeinschaft aufgenommen wurde. Im Rahmen der Anhörung zum neuen
Regionalplan wollen wir erreichen, dass die in Mitteleuropa einmalige
Vulkanlandschaft noch besser geschützt wird. Und wir wollen für eine
dezentrale Produktion von Schüttgut und einen nachhaltigeren
Ressourcenverbrauch werben.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

• Behördlich geduldete Deponie am Naturdenkmal Rockeskyller Kopf.


• Der Goßberg bei Walsdorf war einst der schönste Vulkankegel der
Eifel.

 * 
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MASSNAHMEN/332: Vernetzte Lebensraumstrukturen gegen die Verarmung der Natur (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Herbst 2022 / Themenheft Mobilität

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Gegen die Verarmung der Natur


Schutz und Orientierung

Deshalb sind vernetzte Lebensraumstrukturen für die Mobilität und das
Überleben von Wildtieren und Wildpflanzen so wichtig

von Helge May



Ob von Straßen umzingelt oder von Ackersteppe: Die Zerschneidung von
Lebensräumen kann für Tier- und Pflanzenpopulationen schwerwiegende Folgen
haben. Selbst scheinbar perfekt ausgestattete Flächen werden zur Falle,
sobald eine bestimmte Größe unterschritten ist.

Es muss nicht gleich eine sechsspurige Autobahn sein, manchmal genügt schon
ein hoher Bordstein. Während die meisten Vögel und viele Insekten
Hindernisse überfliegen können, stoppen andere Arten bereits ab, wenn sich
die Oberflächenbeschaffenheit ändert, wenn es zu glatt, zu rau, zu heiß, zu
trocken oder zu feucht wird.

Freier Blick oder volle Deckung?

Entweder sind sie körperlich nicht in der Lage, ein Hindernis zu
überwinden, oder sie scheuen sich. Wer auf Gefahren mit davonrennen oder
davonfliegen reagiert, will freies Sichtfeld, um rechtzeitig gewarnt zu
sein. Die Nähe zu einer Hecke wird dann gemieden, denn es könnte sich ja
ein Feind verstecken. Wer eher langsam unterwegs ist, meidet dagegen
größere Offenflächen.

Dieser Typ ist bei weitem in der Überzahl. Bevorzugt werden ausreichend
Deckung sowie durchgängige Biotopstrukturen im eigenen Wohlfühlbereich.
Letzteres gilt auch für die meisten Pflanzen. Wichtig sind unter anderem
Feuchtigkeits- und Besonnungsgrad, Nährstoffgehalt und Wuchskonkurrenz
durch andere Pflanzenarten. Es sind also längst nicht nur Verkehrswege, die
behindern. Die Barrierewirkung einer größeren Ackerfläche ist ebenso enorm.
Selbst ohne Pestizideinsatz.

Inseln im Maismeer

Ob von Straßen umzingelt oder von Ackersteppe: Die Folgen für
Tierpopulationen sind schwerwiegend. Offensichtlich ist dies, wenn
Teillebensräume fehlen, etwa für die Nahrungssuche oder für die
Fortpflanzung. Doch selbst scheinbar perfekt ausgestattete Flächen werden
zur Falle, sobald eine bestimmte Größe unterschritten ist.

Wissenschaftler haben die dabei auftretenden Effekte zuerst für
Meeresinseln beschrieben. Vieles trifft aber auch für unsere
Kulturlandschaft zu. Vor allem findet kein Genfluss mehr zwischen
isolierten Teilpopulationen statt. Über kurz oder lang führt das zu
genetischer Verarmung und damit zu verminderter Anpassungs- und
Überlebensfähigkeit. Treten Krankheiten auf, können kleine Vorkommen
komplett verschwinden. Geschieht das an mehreren Orten, sterben Arten lokal
oder regional aus. Die Wahrscheinlichkeit der Wiederbesiedlung aus anderen
Regionen ist wegen der Isolation gering.

Lücken im Beziehungsnetz

Das Verschwinden einzelner Arten reißt Lücken in das mannigfaltige
Beziehungsnetz der Ökosysteme. Fallen zum Beispiel bestimmte
Bestäuberinsekten aus, verringert sich bei Pflanzen der Samenansatz. Wobei
umgekehrt die Abhängigkeit vieler Insekten von bestimmten Pflanzen noch
größer ist. Ohne blühende Ochsenzungen hat die Ochsenzunge-Sandbiene
schlechte Karten.

Auch zwischen Räubern und Beute bestehen enge Beziehungen. Fällt die Beute
aus, muss der Räuber zusehen, ob er Ersatz findet. Fällt der Räuber aus,
wird sich die Beute zunächst einmal vermehren. Es können aber auch
plötzlich neue Räuber auftreten, die vorher nicht zum Zuge kamen. Oder die
vermehrte Beute kriegt selbst Nahrungsbeschaffungsprobleme, wird
möglicherweise sogar anfälliger für Krankheiten. Es muss sich also vieles
neu zurechtrütteln.

Wichtig sind Landschaftselemente zudem für Wanderungen und zur
Orientierung. Selbst Arten, die für längere Strecken den Sonnenstand oder
das Erdmagnetfeld nutzen, bewegen sich oft auf Sicht entlang von Strukturen
und markanten Punkten.

Natur neu verbinden

Trotz aller Naturschutzbemühungen werden unsere Landschaften immer
eintöniger. Sarkastisch könnte man sagen, von jetzt an kann es nur noch
aufwärts gehen. Gegengesteuert werden soll lokal, regional, bundes- und
sogar europaweit mit einem sogenannten Biotopverbund. Ob ein System
möglichst vieler kleiner oder weniger großer Lebensrauminseln besser wirkt,
wird heiß diskutiert. Die Antwort richtet sich auch danach, welche Arten
man konkret fördern möchte. Ebenso vielfaltig sind die Verbindungselemente,
wobei auch das Beseitigen von Hindernissen den Biotopverbund fördert - etwa
Verbauungen entlang von Flüssen. Der NABU leistet hier mit seinem
Großprojekt an der Unteren Havel Pionierarbeit.


Anfang Texteinschub

Pflicht zum Biotopverbund

Das Aktionsprogramm 'Natürlicher Klimaschutz' und der
Bundesnaturschutzfonds bieten erstmals eine landesweite Perspektive für die
Renaturierung von Auen, Wäldern und Mooren. Flankenschutz kommt zudem aus
dem Naturschutzpaket der EU im Rahmen des Green Deal. In der intensiv
genutzten Landschaft mit zahlreichen konkurrierenden Nutzungsansprüchen
wird die Umsetzung dennoch ein hartes Stück Arbeit.

Ende Texteinschub



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


• Hirschkäfer 

• Ackerlandschaft mit einsamem Feldgehölz

• Baummarder

• Kleinteilig strukturierte Landschaften empfinden wir als schön. Für
Hermelin, Fischotter und Laufkäfer zählt dagegen allein, ob ihre Ansprüche
fürs tägliche Leben erfüllt sind. 

 * 

Quelle:

Naturschutz heute - Herbst 2022, Seite 46-47

(Text der Online-Fassung)

Verlag: Naturschutz heute, 10108 Berlin

Hausanschrift: Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284984-1958, Fax: 030/284984-3958

E-Mail: Naturschutz.heute@NABU.de

Internet: www.naturschutz-heute.de

Herausgeber: NABU, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-0, Fax: 030/284984-2000

E-Mail: NABU@NABU.de

Internet: www.NABU.de

 

"Naturschutz heute" ist das Mitgliedermagazin

des Naturschutzbundes Deutschland (NABU) e.V.

und erscheint vierteljährlich. Für Mitglieder

ist der Bezug im Jahresbeitrag enthalten.

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. Dezember 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





RECHT/077: BUND klagt gegen Salzeinleitung in Werra und Weser (BUND)

20. Dezember 2022 | Flüsse & Gewässer, Chemie, BUND

BUND klagt gegen Salzeinleitung in Werra und Weser



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) und die
Bürgerinitiative 'Für ein lebenswertes Werratal' e.V. klagen gegen die
'Bewirtschaftungsplanung Salz' in Weser und Werra.

Die am Verwaltungsgerichtshof Kassel eingereichte Klage gegen die
Bundesländer Hessen, Thüringen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Bremen,
Sachsen-Anhalt und Bayern stützt sich auf die EU-Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL). Diese Richtlinie verpflichtet die Nationalstaaten dazu, den 'guten
ökologischen Zustand' von Fließgewässern bis Ende 2027 wiederherzustellen.
In so genannten Bewirtschaftungsplänen wird verbindlich vorgegeben, wie
dieser Zustand erreicht werden kann. Der BUND und die Bürgerinitiative
werfen den zuständigen Bundesländern vor, dass mit der im Dezember 2021 in
Kraft getretenen 'Bewirtschaftungsplanung Salz' für die Jahre 2021 bis 2027
der rechtlich geforderte 'gute ökologische Zustand' nicht erreicht werden
kann. Verursacher der Salzeinleitungen ist das Kasseler Unternehmen K+S,
einer der weltweit größten Produzenten von Kalidüngern.

Olaf Bandt, Vorsitzender des BUND: "Das Salz muss endlich raus aus Werra
und Weser und die zuständigen Bundesländer kommen ihren Verpflichtungen zum
Gewässerschutz schlicht nicht nach. Unsere Klage ist Teil unserer
bundesweiten Bemühungen zum Gewässerschutz. Wir wollen durchsetzen, dass
auch der Kalibergbau möglichst schnell nicht weiter auf Kosten der Umwelt
erfolgt. Die Risiken, die von hohen Salzeinleitungen ausgehen, hat uns das
Fischsterben an der Oder im letzten Sommer gezeigt."

Klaus Reinhard, Vorsitzender der Bürgerinitiative 'Für ein lebenswertes
Werratal' e.V.: "Wir freuen uns, dass wir gemeinsam mit dem BUND und der
breiten Unterstützung der Klagegemeinschaft, einem Bündnis von Bürgern,
Verbänden, einer Stiftung, Kommunen und Landkreisen an Werra und Weser den
Kampf um das saubere Wasser aufnehmen können. K+S ist in unserer Region ein
wichtiger Arbeitgeber, der jedoch die Umwelt mit seinen Abfällen stark
belastet und hier besonders Trinkwasservorkommen gefährdet. Die
Kaligewinnung muss endlich ohne die massive Salzbelastung der Gewässer
durchgeführt werden. Wirtschaftliche Möglichkeiten dazu gibt es und sind
schon längst Stand der Technik."

BUND und BI Lebenswertes Werratal beanstanden in ihrer Klage unter anderem,
dass die beiden festgesetzten Maßnahmen zur schrittweisen Verringerung der
Salzbelastung nicht umsetzbar sind und die rechtlich geforderte
Verbesserung der Gewässerqualität deshalb in der Realität nicht erreicht
werden kann. Hingegen fehlt die Verpflichtung zum sogenannten
Versatzbergbau, bei dem die nicht verwertbaren salzhaltigen Abfälle im
Kalibergwerk unter Tage entsorgt und nicht wie bisher aufgehaldet werden.
Die im letzten Bewirtschaftungsplan 2015 bis 2021 enthaltene
Betriebsbeschränkung für K+S sollte gewährleisten, dass die maximalen
Salzkonzentrationen in der Werra nicht überschritten wurden. In der
aktuellen Planung fehlt diese Maßnahme.

Hintergrund

Der Kalibergbau im 'Werrarevier' an der Landesgrenze von Hessen und
Thüringen belastet seit über 100 Jahren die Umwelt, in dem Salzwasser in
den Untergrund verpresst und in die Werra eingeleitet wird.

Die Verpressung in den Untergrund wurde erst Ende 2021 eingestellt und hat
im Werrarevier die örtliche Trinkwassergewinnung weitgehend unmöglich
gemacht. Diese Einstellung hatte K+S dem BUND Hessen in einem Vergleich
2017 verbindlich zugesichert.

Die Salzeinleitung in die Werra geht jedoch weiter. Für den 'guten
ökologischen Zustand' von Werra und Weser wurden am Runden Tisch zwischen
2008 und 2010 Wertebereiche bis etwa 300 mg/L für Chlorid-, 30 mg/l für
Magnesium- und 20 mg/l für Kaliumionen bestimmt.

Doch selbst Ende 2027 sollen nach dem nun beklagten Bewirtschaftungsplan am
Pegel Gerstungen an der Werra noch deutliche höhere Konzentrationen von
etwa 1.170 mg/l für Chlorid-, 120 mg/l für Magnesium- und 70 mg/l für
Kaliumionen erlaubt sein.

Erst ab dem Pegel Boffzen an der Weser in Niedersachsen soll Ende 2027 der
gute ökologische Zustand erreicht werden. Allerdings fehlt es für dieses
Ziel an der nötigen Rechtsverbindlichkeit.

Die Salzeinleitung in die Werra umfasst heute 5,7 Mio. m3 Salzwasser pro
Jahr, von denen 4 Mio. m3 aus den Salzabraumhalden und 1,7 Mio. m3
unmittelbar aus dem Kalibergbau stammen. Da die Halden ständig mit neuem
Abraum aus dem Bergbau vergrößert werden, wird die Menge an Salzwasser aus
den Halden ständig steigen, wenn die Abdeckung nicht oder nicht wie geplant
gelingt.

Die Klage richtet sich gegen die Bundesländer Bayern, Bremen, Hessen,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Thüringen, die in
der so genannten Flussgebietsgemeinschaft Weser (FGG Weser)[1] die
Bewirtschaftungsplanung Salz gemeinsam erarbeiten und jedes für sich dann
in Kraft setzt. 


Weitere Informationen 

Hintergründe zum Kaliabbau

https://www.bund.net/fluesse-gewaesser/kaliabbau/

[1] https://www.fgg-weser.de/wir-ueber-uns/laender-der-fgg-weser

 * 
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LAIRE/334: Impfforschungsmotive ... (SB)



Die Zahl der "Corona-Toten" in der noch laufenden Covid-19-Pandemie
beträgt nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation mehr als 6,5
Millionen. Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 gilt als weiteres
Beispiel für die Gefahr durch Viren, die von Tieren auf den Menschen
überspringen. Die bislang meisten Opfer so einer Zoonose hatte vor
etwas über einem Jahrhundert eine Influenza (Subtyp A/H1N1)
gefordert. Zwischen 1918 und 1920 starben - teilweise in Verbindung
mit Sekundärinfektionen wie Lungenentzündungen - zwischen 20 und 50
Millionen Menschen weltweit. Das Influenzavirus war offenbar von
Vögeln auf Menschen übergesprungen. Virale Infektionen wie HIV, SARS,
MERS, Ebola, Lassa und andere stammen ebenfalls ursprünglich von
Tieren, wobei manche Zoonosen unter Beteiligung eines Zwischenwirts
auftreten.

Um aus der ständigen Reaktion auf vernichtende virale Übersprünge
herauszukommen kam in der Impfforschung die Idee auf, nicht mehr zu
warten, bis eine Zoonose entsteht, sondern diese bereits an ihrem
Ursprungsort zu bekämpfen. Nicht Menschen, sondern Tiere sollten
geimpft werden - eine Vorstellung, die allerdings nur auf den ersten
Blick attraktiv erscheint.

Es bliebe ein unmögliches Unterfangen, jedes einzelne Exemplar einer
typischen Zoonose auslösenden Wildtierpopulation einzufangen und zu
impfen. Theoretisch könnte jedoch ein Impfstoff entwickelt werden,
der bei den Tieren über Körperkontakt, Geschlechtsverkehr oder
Atemluft verbreitet wird. Beispielsweise bräuchten nur wenige
Fledermäuse geimpft zu werden, die dann in ihre Kolonie
zurückfliegen, wo sich der Impfstoff unter den meisten oder allen
anderen Exemplaren verbreitet, so dass auch bei ihnen die erwünschte
Immunantwort ausgelöst wird.

Ein typischer Impfstoff besteht entweder aus einem Virusbestandteil,
einem abgeschwächten Virus oder, da letzteres die Gefahr einer
Rückverwandlung in das Ursprungsvirus birgt, einem als harmlos
angesehenen, genetisch veränderten Virus. Wichtig ist bei diesem
Konzept, dass der Impfstoff sehr leicht von Tier zu Tier übertragen
wird und sich dadurch rasch in einer Population verbreitet. Das
Zytomegalievirus beispielsweise gilt als ein geeigneter Kandidat zur
Erforschung sich über Schmierinfektion verbreitender Impfstoffe.
Fledermäuse lecken sich zur Fellpflege und würden dadurch den
Impfstoff aufnehmen. Das Herpes auslösende Zytomegalievirus kommt
zwar in Menschen und einer Vielzahl von Tieren vor, aber es ist
streng wirtsspezifisch, was bedeutet, dass es üblicherweise nicht von
einer Spezies auf eine andere springt.




[image: Rund 50 Kaninchen trinken aus einem Wasserloch, im Umfeld viele weitere Kaninchen - Foto: CSIRO, CC BY 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0], via Wikimedia Commons]

Wardang Island, Südaustralien, 1938

Nach der Freilassung von 24 Kaninchen im Jahr 1859 vermehrten sich die
Tiere innerhalb eines Jahrhunderts auf mehrere Milliarden und
besiedelten sämtliche Landstriche und Inseln Australiens.

Foto: CSIRO, CC BY 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0],
via Wikimedia Commons



Die Idee an sich, Wildtiere zu impfen, wird seit vielen Jahrzehnten
praktiziert. Beispielsweise wurden in den USA und Europa mit
Impfstoffen versehene Köder aus der Luft abgeworfen, um Tollwut bei
Füchsen, Waschbären und anderen Wirtstieren einzudämmen. In den
1990er Jahren wurden bei einem Experiment auf der unbewohnten
spanischen Mittelmeerinsel Isla del Aire Kaninchen gegen des
Myxoma-Virus und das RHD-Virus (rabbit hemorrhagic disease virus)
geimpft und ausgesetzt. Es sollte herausgefunden werden, ob und
inwieweit sich der Impfstoff ausbreitet. Wie der Deutschlandfunk (3.
Juli 2020) berichtete, war das Experiment vom spanischen Jagdverband
initiiert worden, weil er die Kaninchen vor dem Virus schützen wollte
... um die Tiere selber zu jagen.

Mit anderer Zielsetzung, nämlich der viralen Vernichtung der
Kaninchen, waren bereits in den 1930er Jahren und in späteren
Anläufen auf Wardang Island vor der südaustralischen Küste Versuche
zur Verbreitung von RHD durchgeführt worden. Jedoch sind im September
1995 Erreger entkommen und haben sich unkontrolliert auf dem Festland
verbreitet. Zwei Jahre darauf wurde das bei den Experimenten
verwendete Calicivirus auf der Südinsel Neuseelands nachgewiesen. Was
war geschehen? Von der dortigen Kaninchenplage genervte Landwirte
hatten es absichtlich in ihr Land geholt. Nach eingehender
Untersuchung kam Neuseelands Regierung zu dem Schluss, dass eine
Vernichtung der illegal freigesetzten Viren nicht mehr möglich war.

Der Vorfall weckt Zweifel an der Zuverlässigkeit von gesetzlichen
Bestimmungen und damit letztlich auch der Sicherheit vermeintlich
eingehegter Experimente, ob sie wie in Neuseeland mit wilden Viren
oder wie in Spanien mit labortechnisch modifizierten Erregern
durchgeführt werden.

Es ist keine zwei Jahre her, da wurde von Reuters über den Verdacht
berichtet, dass in China nicht zugelassene Lebend-Impfstoffe gegen
die afrikanische Schweinepest hergestellt und verwendet worden waren.
Daraufhin habe sich eine neue Form dieser Vireninfektion verbreitet.
Die Vermutung, dass dem neuerlichen Ausbruch von Schweinepest eine
kriminelle Handlung vorausgegangen war, stützte sich darauf, dass dem
neuen Schweinepestvirus die Schlüsselgene MGF360 und/oder CD2v
fehlten. Zwar waren die neuen Viren nicht mehr wie zuvor tödlich für
die Tiere, aber infizierte Sauen brachten weniger lebensfähige Ferkel
zur Welt. Als Konsequenz der neuen Schweinepest mussten zahlreiche
Tiere gekeult werden. Die chinesische Regierung hat daraufhin die
Sicherheitsbestimmungen im Umgang mit Impfstoffen verschärft.

Wenn Individuen, Institutionen oder Nationalstaaten, die eigennützige
Interessen verfolgen, über die Freisetzung irgendwelcher Viren
entscheiden und sei es auch nur in deren abgeschwächten Varianten,
wie sie für selbstverbreitende Impfstoffe im Gespräch sind, birgt das
eine kaum auszulotende Gefahr für die Allgemeinheit. Man stelle sich
nur vor, eine Person würde aus Profitgründen ein Virus freisetzen,
nicht um Kaninchen zu töten und dadurch höhere landwirtschaftliche
Erträge zu generieren, sondern um am Verkauf von Impfstoffen gegen
dieses Virus zu verdienen. Eine Horrorvorstellung, die schon immer
gegolten hat und sich nicht auf selbstverbreitende virale Impfstoffe
beschränkt. In der Vergangenheit wurde sie mit der böswilligen
Verbreitung von Viren-Wildformen diskutiert. Aber mit der Idee,
Impfstoffe in die Umwelt zu entlassen, damit sich diese ohne weiteres
Zutun unter Tieren verbreiten und nicht mehr zurückgeholt werden
können, weitet sich das sowieso schon breite Feld risikobehafteter
biomedizinischer Forschungen. Gefährliche Entwicklungen entstehen
nicht allein aus ihrem Missbrauch, sondern auch aus ihrem bloßen
Gebrauch, wie die Kaninchenkriege in Australien wiederholt unter
Beweis gestellt haben.




[image: Ein Mann lässt zwei Kaninchen aus einem Käfig auf einer grasbewachsenen Ebene frei - Foto: CSIRO Archives, CC BY 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0]]

1938 lassen Forscher mit dem Myxomavirus infizierte Kaninchen auf Wardang
Island, Südaustralien, frei. Geprüft werden sollte, ob sich die Zahl der Tiere
auf diese Weise verringern lässt.

Foto: CSIRO Archives, CC BY 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0]



Erosion einer bewährten Norm


Die Konsequenzen einer Freisetzung selbstverbreitender Impfstoffe auf
die Um- und Mitwelt vermag niemand vorherzusagen. Vom "Erodieren
einer Norm", die seit Generationen evidenzbasierter
Forschungserfahrungen gegolten hat, warnten im Januar dieses Jahres
die Expertin für Biosicherheit Filippa Lentzos vom King's College
London, der Genetiker Guy Reeves vom Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie in Plön, Margret Engelhard vom Bundesamt für
Naturschutz und weitere Forscherinnen und Forscher in einem Beitrag
des Wissenschaftsmagazins "Science" (7.1.2022). Es sei hinlänglich
bekannt, dass labortechnisch veränderte, selbstverbreitende Viren
genetisch "zu instabil" sind, als dass sie "sicher und vorhersagbar"
außerhalb abgeschlossener Einrichtungen eingesetzt werden können. In
der Übertragung von einem Wirt zum nächsten liege ein erhebliches
Potential, dass das Virus bei diesem Vorgang seine biologischen
Eigenschaften ändert.

Trotz vergangener negativer Erfahrungen sei das Interesse an
selbstverbreitenden Impfstoffen seit 2016 wieder aufgeflammt,
berichten Lentzos et al. Diese Forschungsrichtung werde
beispielsweise vom Programm "Horizon 2020" der Europäischen Union,
von den Nationalen Gesundheitsinstituten der USA (NIH - National
Institutes of Health) und der DARPA (Defence Advanced Research
Projects Agency) des US-Verteidigungsministeriums eingeschlagen.
Stets mit der Beteuerung der Beteiligten und ihrer Finanziers
verbunden, man könne Impfstoffe herstellen, die nur eine begrenzte,
vorhersagbare Lebensdauer besitzen, so dass unerwünschte Mutationen
der Impforganismen verhindert werden.

Das ist allerdings Wunschdenken, vor dem nicht allein in dem
"Science"-Artikel gewarnt wird. Nur ein sehr geringer Teil der in
Tieren existierenden Viren ist überhaupt wissenschaftlich
beschrieben. Niemand weiß, welche von ihnen das Potential haben, auf
den Menschen überzugehen, und was sie anschließend dort bewirken.

Hinlänglich bekannt ist allerdings und von Fachleuten wie dem
Evolutionsbiologen und Epidemiologen Robert Wallace beschrieben, dass
der globale Reiseverkehr und Warentransport, Wildfleischverzehr und
Massentierhaltung, Waldrodungen und das immer tiefere Vordringen des
Menschen in die Lebensräume von Tieren, die dadurch in die Enge
getrieben werden, die Gefahr einer Zoonose erhöht. Aber diese
Faktoren können nicht durch selbstverbreitende Impfungen unter
Wildtieren verringert werden, sondern vielmehr durch die
Zurückhaltung des Menschen.

Nicht nur durch die Vermischung von Lebensräumen der Wildtiere und
der Menschen wächst das Risiko von Pandemien, sondern auch durch die
Verbreitung von weltweit zusätzlich mehreren hundert
Bioforschungslaboren, die geplant oder schon im Aufbau sind. Denn in
jedem Labor können Fehler geschehen, selbst unter den Bedingungen der
höchsten Sicherheitsstufe 4. Und nicht immer geht ein Unfall so
glimpflich aus wie im März 2009 in einem Level-4-Labor des
Bernhard-Nocht-Instituts in Hamburg. Bei einem Tierversuch hatte sich
eine Mitarbeiterin mit einer Spritze gestochen, die einen Ebolavirus
enthielt. Es gibt kein Medikament gegen Ebola, und so wurde nach
einer Risikoabschätzung die Gelegenheit genutzt, einen
experimentellen Impfstoff an ihr auszuprobieren. Es stellte sich
heraus, dass die Mitarbeiterin glücklicherweise nicht infiziert
worden war. Und sie hat auch die Behandlung mit dem experimentellen
Impfstoff überstanden.

Laut der investigativen Internetseite "The Intercept", die unter
Berufung auf das Freedom of Information Act angeforderte, offizielle
Dokumente der US-Regierung und weitere Quellen ausgewertet hat, ist
es in den letzten 18 Jahren in US-Biolaboren zu Hunderten von
Unfällen unterschiedlichen Schweregrads gekommen. Am 1. November 2022
berichtete "The Intercept" über einen erst kürzlich bekanntgewordenen
Vorfall in einem Hochsicherheitslabor der Stufe 3 (BSL-3) der
Washington University School of Medicine in St. Louis, Missouri. Eine
Doktorandin hatte gemäß den Vorschriften eine volle Schutzkleidung
getragen, mit Mundschutz, zweifachen Überziehern an den Füßen,
doppelten Handschuhen, etc. Beim Hantieren mit dem Chikungunya-Virus
hat sie sich versehentlich durch die beiden übereinandergetragenen
Handschuhe gestochen. Da kein Blut aus dem Einstich gedrungen war,
hat die Laborantin eine Standardreinigung vorgenommen und das Labor
verlassen, ohne, wie es vorgeschrieben ist, den Vorfall zu melden.
Vier Tage später bekam sie Fieber, Gliederschmerzen und
Schüttelfrost. Sie hatte sich mit dem Virus angesteckt.

Zum Glück wird Chikungunya nicht von Mensch zu Mensch übertragen.
Aber wenn die infizierte Person anschließend von einer Mücke
gestochen worden wäre, hätte sich das Chikungunya-Virus verbreiten
können. Soll man also darauf vertrauen, dass sich die Laborantin
anders verhalten hätte, wenn sie zum Beispiel mit Influenzaviren
gearbeitet hätte, die sich über Tröpfcheninfektion verbreiten und ein
pandemisches Potential besitzen?

Ein weiteres Beispiel: Im April 2011 wurde ein Forscher, der
ebenfalls doppelte Schutzkleidung getragen hatte, in einem
Biosicherheitslabor der Stufe 3 der Mount Sinai School of Medicine in
New York von einem Frettchen gebissen, das mit einem rekombinanten
Stamm der brandgefährlichen Influenza von 1918 infiziert worden war.
Die doppelten Handschuhe des Forschers hatten den Zähnen des Tiers
nichts entgegenzusetzen, der linke Daumen wurde verletzt.
Normalerweise wird das Virus nicht durch Blut übertragen, insofern
galten die anschließend ergriffenen Sicherheitsmaßnahmen - zumindest
zum damaligen Zeitpunkt - als ausreichend. Dazu gehörte allerdings,
dass sich der alleinlebende Mann für eine Woche in häusliche
Quarantäne begeben durfte. Und das bei einem potentiellen
Pandemieauslöser!

Von einem "ziemlich bedeutenden Verstoß gegen die biologische
Sicherheit" spricht Gregory Koblentz, Direktor des Biodefense
Graduate Program an der School of Policy and Government der George
Mason University, laut "The Intercept". Zu einer ähnlichen
Einschätzung kommt Simon Wain-Hobson, Virologe am Institut Pasteur in
Paris. Ein Forscher, "der in einer kleinen Wohnung in New York City
festsitzt", könnte versucht sein, nach draußen zu gehen, um sich
etwas zu essen zu holen oder frische Luft zu schnappen, vermutet
Wain-Hobson. "Angenommen, das Risiko liegt bei 0,1 Prozent. Aber wenn
er einfach nur Pech hat, dann wären die Folgen absolut gigantisch."




[image: Zwei Forscher in voller Schutzmontur mit eigener Sauerstoffversorgung in einem Labor - Foto: Livestock Industries, CC BY 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/], via Science Image, CSIRO]

Im australischen Tiergesundheitslabor wird auch an hochinfektiösen
Krankheitserregern geforscht.

Foto: Livestock Industries, CC BY 3.0
[https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/], via Science Image, CSIRO



Die Welt der Viren - eine Blackbox


Viren gelten als nicht lebendig, weil sie sich nicht selbst vermehren
können, sondern für ihre Replikation auf einen Wirt angewiesen sind.
Außerdem betreiben sie keinen eigenen Stoffwechsel. Viren bestehen
aus der Erbsubstanz DNA oder RNA sowie Proteinen. Mit deren Hilfe
dringen sie in die Wirtszelle ein und bringen sie dazu, die virale
DNA bzw. RNA zu vermehren.

Die Entstehungsgeschichte der Viren liegt im Dunkeln. Eine von
mehreren Hypothesen lautet, dass es in der Evolution erst Lebewesen
gab und dass sich hieraus Gene abgetrennt haben, die zu Viren wurden.
Schätzungen zufolge gibt es weltweit rund 100 Millionen Viren, im
Meer, an Land, im Boden und der Luft. Auf und in Säugetieren und
Vögeln wird ihre Zahl auf 1,67 Millionen geschätzt; von denen wird
631.000 - 827.000 ein hohes zoonotisches Potential zugesprochen.

Als Reaktion auf den Ausbruch der Vogelgrippe von 2005 hat die
US-Agentur für Internationale Entwicklung (USAID) 200 Mio. Dollar in
die Hand genommen und von 2009 bis 2019 im Rahmen des
Pandemie-Frühwarnsystems PREDICT 949 unbekannte und 217 bekannte
Virusarten in Wildtieren, Vieh und Menschen aus 34 Ländern
nachgewiesen. Ein von den Beteiligten gefeierter, wenngleich
bescheidener Erfolg, wenn man bedenkt, dass allein in Fledermäusen
mehrere tausend noch unbekannte Coronaviren existieren sollen. Im
Oktober 2021 hat USAID in einem deutlich kleineren finanziellen
Rahmen das Projekt Discovery and Exploration of Emerging Pathogens -
Viral Zoonoses (DEEP VZ) mit ähnlicher Zielsetzung gestartet.

Gegenwärtig sind vielleicht ein Prozent der Säugetierviren
identifiziert. In dem 2016 initiierten Global Virome Project haben
sich die Beteiligten zwar vorgenommen, innerhalb von zehn Jahren 99
Prozent aller Viren mit zoonotischem Potential aufzustöbern. Aber
erstens wird das ursprünglich auf 3,5 Mrd. Dollar veranschlagte
Projekt mangels Finanzierung nunmehr als geringer dimensionierte
Non-profit-Organisation weitergeführt und zweitens wäre es selbst bei
voller staatlicher Unterstützung vermutlich ein ähnlich schwieriges
Unterfangen geblieben wie jenes, das einst Sisyphos auferlegt worden
war, der den Stein den Berg hochrollen musste, nur um zu erleben und
zu erleiden, dass dieser kurz vor dem Ziel wieder ins Tal gerollt
ist.

Die Virenforschung erreicht vielleicht ebenfalls nicht die
Bergspitze, um in diesem Bild zu bleiben. Denn Viren entwickeln sich
ständig und rasch weiter, was bedeutet, dass es niemals einen
abzählbaren Bestand geben wird. In der Welt der Viren findet
Evolution in Hochgeschwindigkeit statt. Ohne ihre stark ausgeprägte
Anpassungsfähigkeit, durch die sie sich rasch auf die veränderten
Bedingungen ihrer Wirtszellen einstellen konnten, hätten die Viren
evolutionär vermutlich nicht überlebt. Ihre hohe Mutationsrate stellt
die Menschheit vor ein besonderes Problem, denn wenn ein Teil der
Viren das durch eine Impfung auf eine Infektion vorbereitete
Immunsystem des Menschen übersteht, könnte eben dieser Teil zum
Ursprung einer neuen Variante werden.

Auch wenn durch das Global Virome Project sicherlich viele
Informationen über Viren und Virengruppen wie die Coronaviren
herausgefunden werden können, müsste man sie dennoch laufend weiter
erfassen und könnte noch immer nicht sicher sein, ob nicht
irgendeines der zahlreichen Viren mutiert und eine Zoonose auslöst.
Da dürfte auch der Nutzen begrenzt bleiben, künstliche Intelligenz
darauf anzusetzen, wie es gegenwärtig versucht wird, um mögliche
Hotspots für Zoonosen ausfindig zu machen. Die Virologie generiert
zwar umfangreiche statistische Daten, aber diese lassen keine
Rückschlüsse auf Einzelereignisse zu. Konkret kann ein "Spillover"
nicht vorhergesagt werden. Niemand weiß, welches Virus vielleicht nur
eine Mutation und welches 50 Mutationen davon entfernt ist, von Tier
auf Mensch überzuspringen.

Die National Science Foundation (NSF) der Vereinigten Staaten hat im
Jahr 2019 die Initiative Verena (Viral Emergence Research Initiative)
zur Erforschung des Auftretens von Viren initiiert. Darin sollen
zoonotische Vorhersagemodelle entwickelt und verbessert werden. Doch
selbst wenn sämtliche potentiell zoonotischen Viren wissenschaftlich
beschrieben wären, würde das die Übertragungen von ihnen nicht
verhindern, schreibt Colin J. Carlson von der Georgetown University
in Washington in einem Kommentar des Medizinjournals "The Lancet" (1.
Mai 2020). Influenza sei bereits 1933, Zika 1947 und Chikungunya 1952
beschrieben worden und doch würden Ausbrüche mit eben diesen Viren
bis heute nicht verhindert. Gleiches gilt für die umfangreichen
Erkenntnisse zu SARS und MERS. Sie haben die aktuelle Pandemie mit
SARS-CoV-2 nicht verhindert. Obwohl im Rahmen des Projekts PREDICT
mit vermeintlicher Sicherheit mehrere hundert potentielle Zoonosen
entdeckt worden seien, bliebe deren wahres zoonotisches Potential
kaum zu bestimmen, erklärte Carlson. Tatsächlich habe das gesamte
Projekt nur eine einzige überzeugende Entdeckung einer Zoonose
erbracht, nämlich die des Bas-Congo-Virus.

Wer selbstverbreitende Impfstoffe freisetzen will, sollte eigentlich
genau wissen, was er oder sie tut. Genau das ist jedoch zweifelhaft.
Wenn die Forschung in noch unbekannte Regionen des Virenuniversums
vorstößt, kommen zu der langen Reihe an Unabsehbarkeiten noch eine
Menge Folgefragen hinzu wie, ob eine Zoonose harmlos bleibt und
ignoriert werden kann oder ob sie sich hochgefährlich entwickelt.
Breitet sich das Virus über Körperkontakt, Austausch von
Flüssigkeiten, Kontakt mit Oberflächen oder über die Atemluft aus?
Wie lange dauert die Inkubationszeit? Wird es zu einer
asymptomatischen Übertragung wie bei SARS-CoV-2 kommen?




[image: Ein einzelnes sogenanntes Coronavirus - Foto: National Institute of Allergy and Infectious Diseases (NIH), gemeinfrei, via Flickr]

Versuch eines Einblicks in die Welt der Viren

Elektronenmikroskopische Darstellung des Novel Coronavirus
SARS-CoV-2. Ohne die Kontraste betonende Einfärbung wäre noch weniger
zu erkennen.

Foto: National Institute of Allergy and Infectious Diseases (NIH), gemeinfrei, via Flickr



Gegen welche Viren soll mit einem selbstverbreitenden Vakzin geimpft
werden? Wie hat man sich das konkret vorzustellen, sollen
beispielsweise Fledermäuse Impfungen gegen mehrere, vielleicht sogar
Dutzende potentiell zoonotische Coronaviren erhalten? Abgesehen
davon, dass die Entwicklung auch von Tier-Impfstoffen aufwendig und
teuer ist und mehrere Jahre beansprucht, stellt sich die Frage, ob
die Tiere eine multiple Impfung schadlos überstehen würden. Welche
Folgen hätte das für das Ökosystem, wenn eine Tierart beispielsweise
geschwächt oder in ihrer Vermehrungsrate beeinträchtigt würde? Würden
dadurch ökosystemische Kaskadeneffekte ausgelöst, mit verheerenden
Konsequenzen auch für andere Arten?

Viren bilden gewissermaßen ein eigenes Ökosystem in der Mikro- bzw.
Nanowelt. Sie kommunizieren und interagieren ständig miteinander. Vom
"geheimen sozialen Leben der Viren" schreibt das Wissenschaftsjournal
"Nature" (20. Juni 2019). In dem Artikel werden beispielhaft die
Beobachtungen von Rotem Sorek vom Weizmann Institute of Science in
Rehovot, Israel, wiedergegeben. Sorek hatte Bakterien mit Viren
infiziert, weil er herausfinden wollte, ob die Bakterien interagieren
oder ob sie jedes für sich die Infektion mit diesen sogenannten
Bakteriophagen bekämpfen. Entdeckt hat er etwas anderes. Es waren die
Viren, die miteinander kommunizierten! Der Forscher berichtete: "Die
Bakterien schwiegen, und die Viren plapperten vor sich hin, indem sie
sich in einer molekularen Sprache, die nur sie verstehen konnten,
gegenseitig Nachrichten übermittelten. Sie entschieden gemeinsam,
wann sie sich in der Wirtszelle verstecken und wann sie sich
vermehren und ausbrechen, um neue Opfer zu suchen."

Diese überraschende Beobachtung, die Sorek erstmals 2017
veröffentlicht hat, ist ein weiteres Beispiel für Vorgänge in einer
Welt, in die der Mensch bislang nur sehr geringen Einblick hat.
Obgleich es schon seit den Anfängen der Virenforschung in der ersten
Hälfte des vorigen Jahrhunderts als bekannt galt, dass Viren, die
dieselbe Zelle infizieren, untereinander Erbgut austauschen und etwas
Neues hervorbringen. Heute glaubt man zu wissen, dass es bei so einer
Koinfektion geschehen kann, dass es zu einer Vereinigung kommt und
Virionen (so werden Viren außerhalb einer Zelle genannt) produziert
werden, die das Genom des einen und die Strukturproteine des anderen
tragen und andere Eigenschaften entwickeln. Bei einer Superinfektion
wiederum kann eine Zelle gegenüber dem Befall durch ein anderes Virus
ausgeschlossen werden.

In der Fachliteratur ist sogar eine Form der Kooperation ähnlich der
Erstürmung einer Festung im Mittelalter beschrieben: Eine Zelle wird
von einer Welle an Viren angegriffen, die dabei vernichtet werden,
aber dadurch die Abwehr schwächen. Nach weiteren Virenwellen bricht
die Abwehr schließlich zusammen, so dass die nächsten Viren durch die
Bresche eindringen können. In dem relativ jungen Forschungszweig
Soziovirologie werden weitere Varianten des "Sozialverhaltens" dieser
nicht-lebenden, viralen Existenzformen beschrieben. Würde ein
selbstverbreitender Impfstoff in dieses komplexe Zusammenspiel
eingreifen, hätte das Folgen, die nicht unbedingt positiv sein
müssen, um es vorsichtig zu formulieren.

Sicherlich, drastische Eingriffe seitens des Menschen werden auch bei
jeder Desinfektion oder Therapie von Virusinfektionen vorgenommen.
Aber erstens kann auch das, wenn es nicht gründlich und sorgfältig
gemacht wurde, zu Problemen führen, und zweitens kommt bei dem hier
vorgestellten Impfkonzept mit der Eigenschaft der Selbstausbreitung
ein entscheidender Faktor hinzu. Die Folgen blieben möglicherweise
nicht auf die Welt der Viren beschränkt. Jedenfalls schildern die
spanischen Forscher Ernesto Segredo-Otero und Rafael Sanjuán im
Fachjournal "BioDesign Research" (3. Oktober 2022), dass es "viele
Beispiele für umweltbedingte und immunologische Wechselwirkungen
zwischen verschiedenen Viren" gibt. Und weiter: "Einige der
wichtigsten sind die Veränderung der Anfälligkeit des Wirts, die
Modifizierung oder Unterdrückung der Interferon(IFN)-Reaktion und die
Veränderung der Aktivierung von Immunzellen."

Ähnliches wurde von Pablo R. Murcia vom Virenforschungszentrum der
University of Glasgow und weiteren Autorinnen und Autoren kürzlich in
"Nature Microbiology" (4. Oktober 2022) am Beispiel von Forschungen
zu Atemwegsviren berichtet: "Obwohl es immer mehr Belege dafür gibt,
dass Interaktionen zwischen Viren eine wichtige Rolle bei der
Virusdynamik und -übertragung spielen, basiert das meiste, was über
die Biologie und Pathogenese von Viren bekannt ist, auf einem
überschaubaren, bloß reduktionistischen Forschungsansatz, bei dem
jedes Virus isoliert untersucht wird. Jüngste Arbeiten haben gezeigt,
dass Wechselwirkungen zwischen Atemwegsviren auftreten und messbare
Auswirkungen auf verschiedenen Ebenen haben, von Populationen über
Individuen bis hin zu Geweben. Studien zur Charakterisierung direkter
Virus-Virus-Interaktionen innerhalb von Zellen sind jedoch rar
gesät."

Manche Menschen reagieren heftig auf einen Impfstoff. Das zeigt auch
die gegenwärtige Sars-CoV-2-Pandemie. Aus diesem Grund werden sowohl
individuelle als auch gesellschaftliche Risiken abgewogen, was ein
höchst umstrittenes Feld ist. Aber wie verhält es sich bei Tieren?
Würden nicht auch dort Unverträglichkeiten auftreten und einzelne
Tiere durch selbstausbreitende Impfstoffe geschädigt werden und
sterben? Das würde von der Tierverbrauchsforschung vermutlich nicht
als ein nennenswertes Problem angesehen. Für die ökologische Sicht
gilt jedoch nicht das Gleiche. Hier müssten jeder Eingriff in die
Tierwelt und seine Folgen umfänglich bewertet werden. Im Extremfall
würden Wildtierarten, die vom Aussterben bedroht sind, bereits durch
den Verlust eines oder weniger Exemplare gefährdet.

Da eine selbstverbreitende Impfung wahrscheinlich nicht alle Tiere
innerhalb eines Lebensraums erreicht, wäre die Gefahr von Zoonosen
nicht gebannt, sondern sie würde allenfalls statistisch verkleinert.
Eine Pandemie wie aktuell mit SARS-CoV-2 könnte noch immer auftreten,
zumal wenn der zoonotische Druck in den nächsten Jahrzehnten weiter
zunimmt, da die Lebensräume der Wildtiere mehr und mehr reduziert
werden.

"Unser Verständnis der Dynamik von Infektionskrankheiten bei
Wildtieren ist größtenteils noch zu einfach, um das Ergebnis eines
solchen Eingriffs sinnvoll vorhersagen zu können", sagt Andrew
Peters, assoziierter Professor für Wildtiergesundheit und -pathologie
an der Charles Sturt University in Australien in einem Bericht von
"National Geographic" (18. März 2022). Mit Blick auf die Forschung an
selbstverbreitenden Impfstoffen warnt der Präsident der Wildlife
Disease Association vor einer dramatischen Verschiebung des
Gleichgewichts und dem Risiko, dass andere Krankheitserreger
auftreten, die Wildtiere, Haustiere und auch die Menschen
beeinträchtigen. Australien ist bekannt dafür, dass dort Maßnahmen
zur Eindämmung unerwünschter biologischer Entwicklungen nach hinten
losgegangen sind.




[image: Vier in Laborhandschuhen gekleidete Hände halten oder untersuchen eine auf dem Rücken liegende Fledermaus, eine Hand hält ein Wattestäbchen an das Maul des Tiers - Foto: University of Illinois/Steve Taylor, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/], via Flickr]

Unterschiedliche Motive der Fledermausforschung

Hier: Untersuchung des Nordamerikanischen Mausohrs (Myotis
septentrionalis), das mit der "Weißnasen-Syndrom" auslösenden
Pilzerkrankung befallen ist.

Foto: University of Illinois/Steve Taylor, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/], via Flickr



Folgen einer selbstverbreitenden Impfung bleiben unkalkulierbar


Der Ökologe Kevin Olival von der Non-profit-Organisation EcoHealth
Alliance in New York City, die sich mit Bioüberwachung und
Naturschutz befasst, hat eine 2017 veröffentlichte Studie geleitet,
in der herausgefunden werden sollte, von welchen Tieren die meisten
Zoonosen ausgehen und welche Faktoren den Übersprung der Viren
begünstigen. Als Kriterien galten zum einen die Nähe der biologischen
Verwandtschaft, zum anderen Angaben beispielsweise zur Nähe des
Lebensraums, der Grad der Urbanisierung einer Region und die
Bevölkerungsdichte. Was wohl kaum jemanden überraschen dürfte,
bildeten Fledermäuse, Nagetiere und Primaten das größte Pool für
potentielle Zoonosen. Lautet die Konsequenz daraus nun, all diese
Tierarten in verschiedenen Weltregionen gegen alle denkbaren
zoonotischen Viren zu impfen? Wohl kaum.

Nur einmal angenommen, man würde Fledermäuse gegen die ganze Klasse
an Coronaviren impfen, aber ein einziges Virus ließe sich nicht
beeindrucken, hätte jenes Virus dann den "Supermarkt" zur alleinigen
Verfügung, um sich hemmungslos replizieren zu lassen, wie es in der
Natur ohne den Eingriff des Menschen niemals vorgekommen wäre?

Ähnliche Abläufe sind aus der Landwirtschaft bekannt. Dort werden zur
Beseitigung unerwünschter Beikräuter, die mit den Nutzpflanzen um
Licht, Wasser und Nährstoffe konkurrieren und zu signifikanten
Ernteminderungen beitragen, Totalherbizide eingesetzt. Alles Grünzeug
wird vernichtet. Die Erfahrung zeigt, dass einige Beikräuter der
Verwendung von solchen Pflanzenvernichtungsmitteln widerstehen, diese
Eigenschaft an die nächste Generation weitergeben und sich dadurch
Super-Unkräuter entwickeln. Amaranthus palmeri und andere Arten
sorgen regional für beachtliche Ernteverluste.

Besteht bei selbstverbreitenden Impfstoffen die Gefahr, dass durch
eine Vielfachimpfung von Tieren dementsprechend Super-Viren
entstehen, gegen die der Mensch dann keine ausreichenden Abwehrmittel
zur Verfügung hat? Super-Unkräuter versucht man unter anderem durch
eine Änderung der Formulierung des Herbizids zu bekämpfen. Das
gelingt nur bedingt. Super-Viren dagegen besäßen gemäß ihrer Natur
eine sehr viel höhere Mutationsgeschwindigkeit als Pflanzen. Es
könnte genau das geschehen, was durch die Verwendung von
selbstverbreitenden Impfstoffen verhindert werden soll, nämlich dass
der Mensch gegenüber Infektionskrankheiten noch weiter ins
Hintertreffen gerät als je zuvor.

Angesichts der Wichtigkeit von Impfverfahren für die menschliche
Gesundheit in den letzten hundert Jahren halten Lentzos, Reeves und
andere die jüngsten Forschungsvorhaben zu selbstverbreitenden
Impfstoffen für einen Fehler, da mit der Methode, "erst entwickeln,
später erklären", die allgemeinen Bedenken der Öffentlichkeit
hinsichtlich der Sicherheit von Impfungen missachtet werden.

Namen werden in dem "Science"-Artikel nicht genannt, aber zu denen,
die mit der Forschung schon mal losgelegt haben, gehören die Biologen
Scott Nuismer und James Bull von der University of Idaho. Im Journal
"Nature Ecology & Evolution" (27. Juli 2020) stellten sie ihre
Forschungsansätze zu übertragbaren (beispielsweise durch Fellkontakt)
und ansteckenden (Tröpfcheninfektion) Impfstoffen vor, und obschon
auch sie kritische Fragen aufwerfen, bleibt der Tenor der Publikation
zuversichtlich, dass diese zu beantworten sind. Die Forscher
kündigten an: "Wir sind nun in der Lage, selbstverbreitende
Impfstoffe gegen eine Vielzahl von Pathogenen zu entwickeln, aber es
müssen noch wichtige Entscheidungen darüber getroffen werden, wie
diese Impfstoffe am effektivsten konzipiert und eingesetzt werden
können, um Krankheitserreger mit einem hohen Risiko des Übergreifens
und/oder Auftretens zu bekämpfen."




[image: Dicht gedrängte Fledermäuse hängen von Betondecke, ein Tier fliegt davon - Foto: MissMhisi, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

In der Wochenstube des Großen Mausohrs (Myotis myotis) lässt sich
Körperkontakt und damit eine Impfstoffverbreitung per
Schmierinfektion kaum vermeiden.

Foto: MissMhisi, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia
Commons



In der populärwissenschaftlichen Fachzeitschrift "New Scientist" (19.
August 2020) wiederholten Nuismer und Bull ihren Standpunkt und
zauberten ein weiteres Argument aus dem Hut: "Selbstverbreitende
Impfstoffe könnten eine revolutionäre Technologie sein, um die
Bedrohung durch Infektionskrankheiten, die von Wildtieren auf den
Menschen überspringen, zu verringern. Diese Technologie macht nicht
nur die Impfung von Wildtieren praktikabel und kosteneffizient,
sondern verringert auch den Anreiz, ökologisch wichtige
Seuchenreservoir-Arten wie Fledermäuse zu töten oder auszurotten."

Dabei räumt Nuismer selbst ein, dass das Impfen von Wildtieren
unabsehbare Folgen haben kann. Aber nicht, weil die eingesetzten
Viren mutieren oder auf andere Tiere als die Zielorganismen
überspringen könnten, sondern weil der Mensch ins Ökosystem
eingreift. Einmal angenommen, es gelänge uns, Nagetiere vom
Lassavirus zu befreien, sagte Nuismer gegenüber der Zeitschrift
"National Geographic". Wäre das nicht großartig für die Menschheit?
Es sei denn, wandte er ein, dass das Lassavirus die Populationsgröße
der Nagetiere begrenzt. Dann würden sich die Tiere plötzlich stark
vermehren.

Bull und Nuismer forschen an den oben erwähnten wirtsspezifischen
Zytomegalieviren und wollen sogenannte rekombinante Impfstoffe
entwickeln. Durch natürliche Selektion würde der genetisch eingefügte
Impfmechanismus verschwinden und somit eine unkontrollierte
Weiterentwicklung verhindert, lautet das Konzept.

An übertragbaren Impfstoffen wurde 2017 in Peru ein
Grundlagenexperiment mit Fledermäusen durchgeführt. Daniel Streicker
von der University of Glasgow und sein Team hatten deren Fell mit
einem Biomarker bestrichen, der, wenn er in die Blutbahn geriet, die
Haare der Tiere fluoreszieren ließ. Obgleich der Anteil der
eingefangenen und markierten Tiere gering war, haben in zwei von drei
beteiligten Kolonien bis zu 84 Prozent der Fledermäuse anschließend
geleuchtet. Damit wurde gezeigt, dass die Impfmethode funktioniert,
hieß es in einem Bericht des Deutschlandfunks (3. Juli 2020).

Streicker, Nuismer und Bull haben auf die Kritik von Lentzos et al.
reagiert und ebenfalls in "Science" (25. Februar 2022) einen Brief
veröffentlicht, in dem sie die Vorwürfe zurückweisen und sogar
umzukehren versuchen. Ihnen zufolge sorgt nicht die Forschung zu
selbstverbreitenden Impfstoffen für Misstrauen in der Öffentlichkeit
gegenüber solchen Impfverfahren, sondern umgekehrt der Bericht, in
dem von einer Verletzung der Norm die Rede sei. Eine Kritik, die von
Lentzos et al. ihrerseits zurückgewiesen wurde (Science, 24. März
2022).

Motive des Militärs bei innovativen Impfmethoden fragwürdig


"Das Kriegsrecht erkennt den Kriegführenden keine unbegrenzte Macht
bei der Wahl der Mittel zur Schädigung des Feindes an", insbesondere
nicht durch "die Verwendung von Gift und vergifteten Waffen", heißt
es in den Artikeln 12 und 13a des am 27. August 1874 in Brüssel
verabschiedeten "Project of an International Declaration concerning
the Laws and Customs of War". Der von dem russischen Zaren Alexander
II. vorgelegte Vertragsentwurf wurde von den 15 europäischen
Teilnehmerstaaten jener Konferenz mit nur wenigen Änderungen
angenommen. Doch Papier ist geduldig, manchmal weit mehr als ein
Jahrhundert lang, ohne dass ein Ende in Sicht wäre. "Vergiftete
Waffen", zu denen auch biologische Kampfstoffe zählen, werden nach
wie vor erforscht. Und sei es, dass sich jemand gegen sie
"verteidigen" will.

Auf der gleichen Grundlage und mit den gleichen Mitteln und Methoden,
wie sie bei selbstverbreitenden Impfstoffen zum Einsatz kommen,
könnten biologische Waffen erforscht werden. Bereits vor gut zwei
Jahren warnten Lentzos und Reeves im "Bulletin of Atomic Scientists"
(18. September 2020):

"Außerhalb eines Experiments stünden die Wissenschaftler vor enormen
technischen und praktischen Hürden, wenn es darum ginge, die am
besten geeigneten Ziele für eine Intervention zu ermitteln und
sicherzustellen, dass die Immunität in den Wildtierpopulationen
erhalten bleibt. Trotz dieser erheblichen Herausforderungen sind die
potenziellen Sicherheitsauswirkungen von sich selbst verbreitenden
Impfstoffen noch gravierender." Vergleichbar mit der zivilen und
militärischen Nutzung der Kernspaltung sprechen Autorin und Autor von
einem "dual use", einer doppelten Nutzung dieser Forschung.

Sie spekulieren, dass zum Beispiel ein Trigger in ein Virus eingebaut
wird, der das Immunsystem von Tieren oder Menschen kollabieren lässt
oder eine folgenschwere Autoimmunantwort auslöst, bei der das
Immunsystem die eigenen Zellen und Gewebe angreift. Möglicherweise
hätten die an selbstverbreitenden Impfstoffen Forschenden gar nicht
die Absicht, Biowaffen zu entwickeln. Aber ihre Ergebnisse könnten
von anderen zu eben diesem Zweck verwendet und weiterentwickelt
werden.

Nicht überall, wo zivile Forschung draufsteht, muss zivile Forschung
drin sein. Biosicherheit ist ein zweischneidiges Schwert. Jeder
Staat, der an Abwehrmaßnahmen gegen Biowaffen forscht, muss
zwangsläufig wissen, gegen was er sich zu schützen hat, und das
bedeutet, er muss über biowaffenfähiges Material verfügen. Eine rein
defensive Biowaffenforschung gibt es daher nicht. Es liegt sogar in
der Verteidigungslogik, dass ein Staat möglichst die Spitze der
Biowaffenentwicklung einnimmt und seine Erkenntnisse zu potentiellen
biologischen Angriffswaffen weiter und weiter ausbaut, um bei der
Verteidigung nicht ins Hintertreffen zu geraten.

"Wir müssen sie finden, bevor sie uns finden" - lautet
Medienberichten zufolge der Lieblingsspruch des Virologen Dennis
Carroll. Der Gründer des Global Virome Projects und Leiter des
Programms PREDICT bezieht sich dabei nicht auf Biowaffen, sondern auf
die Biologie. Es geht Carroll also nicht um die Abwehr von
biologischen Angriffswaffen, die von menschlichen Widersachern
eingesetzt werden könnten, sondern um den Kampf zwischen Mensch und
Virus. Dennoch verdeutlicht der Spruch, wie sehr sich zivile und
militärische Forschungen ähneln. In Abwandlung von Carrolls Spruch
könnte man das Interesse von Militärs an Biowaffen so formulieren:
Wir müssen sie zuerst entwickeln, bevor andere es tun.
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Treffen zum 40. Jahrestag der Biowaffenkonvention in der Council
Chamber der Vereinten Nationen in Genf. Obwohl Biowaffen verboten
sind, wird seit Jahrzehnten darüber verhandelt, wie die Einhaltung
der Konvention überhaupt kontrolliert werden kann.

Foto: U.S. Mission Photo/Eric Bridiers, CC BY-ND 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-nd/2.0/], via Flickr



Die Biowaffenkonvention, das erste und älteste internationale
Abkommen zum Verbot einer ganzen Waffenklasse, ist bedroht durch das,
"was man als mangelnden politischen Willen bezeichnen kann", warnte
bereits vor fünf Jahren der politische Analyst Thom Dixon vom
Australian Institute of International Affairs in New South Wales (20.
November 2017). Biowaffenprogramme seien von ihrer Natur her
dual-use-fähig. Forschungen zu biologischen Pflanzenschutzmitteln
könnten als wirksame Deckung für Waffenprogramme dienen. Dixon
betont, dass die Biowaffenkonvention unverzichtbar ist angesichts
technologischen Entwicklungen wie Gain-of-function-Experimenten,
potenziellen Pandemieerregern, Genom-Editing-Technologien, Gene
Drives und synthetischer Biologie.

Drei Jahre darauf schreiben Lentzos und Reeves im "Bulletin", dass
die Forschungen zu selbstverbreitenden Impfstoffen ein kleines, aber
wachsendes Feld sind. Gegenwärtig seien rund zehn Institutionen
intensiver mit dem Thema befasst. Die meisten der Labore befinden
sich in den USA, einige aber auch in Europa und Australien. Die
US-Regierung finanziert Forschungen über die National Science
Foundation, die National Institutes of Health und das Department of
Health and Human Services sowie über die oben erwähnte DARPA, die
innovative militärische Forschung und Entwicklung betreibt.

Von der DARPA werden wiederum Einrichtungen wie die University of
California in Davis eingespannt. Diese soll in dem Projekt
"Prediction of Spillover Potential and Interventional En Masse Animal
Vaccination to Prevent Emerging Pathogen Threats in Current and
Future Zones of US Military Operation" den weltweit ersten Prototyp
eines selbstverbreitenden Vakzins entwickeln, um in
Wildtierpopulationen eine Herdenimmunität gegen Lassa und Ebola
auszulösen. Dadurch soll der Übersprung von Infektionskrankheiten auf
Militärangehörige in deren Einsatzgebieten verhindert werden, heißt
es.

Da fragt man sich, wie das vonstatten gehen soll: Soll das
US-Militär, noch bevor es in einem potentiell Ebola-gefährdeten
afrikanischen Land interveniert, vorweg ein Impfteam entsenden, damit
es zunächst sämtliche Primaten im potentiellen Einsatzgebiet durch
einen selbstverbreitenden Impfstoff von Ebola befreit? Oder würde man
beim dauerhaften Betrieb eines Militärstützpunkts in einem
Ebola-Seuchengebiet das nähere Umfeld von Zoonosen übertragenen Viren
zu befreien versuchen, aber die Schutzbemühungen nicht auf die
örtliche Bevölkerung außerhalb des Impfgebiets ausdehnen?

Die DARPA betreibt schon seit längerem potentiell biowaffenfähige
Forschungen. Ende 2016 hat sie das auf vier Jahre angelegte
Forschungsprogramm "Insect Allies" öffentlich ausgeschrieben. Darin
sollen Insekten (z. B. Grashüpfer, Blattläuse, Weiße Fliegen) als
Verbündete eingesetzt werden, um Pflanzenviren zu verbreiten. Diese
sollten genetisch so verändert werden, dass sie nach der Infektion
der Pflanzen mit Hilfe der Genomeditierung, das heißt durch den
Einsatz sogenannter Gen-Scheren, das Erbgut von Nutzpflanzen
verändern, damit diese besser beispielsweise gegenüber Dürren,
Überschwemmungen oder Pestiziden gewappnet sind.

Zunächst war das Projekt von der Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt
geblieben, doch dann erschien ein Artikel im Wissenschaftsmagazin
"Science" (5. Oktober 2018), in dem Forscherinnen und Forscher des
Max-Planck-Instituts für Evolutionsbiologie sowie der Universitäten
Freiburg und Montpellier eindringlich vor solchen Experimenten
warnten. Das System könne auf einfache Weise verändert werden, so
dass es zu einer biologischen Waffe wird. Anstatt Nutzpflanzen
resistenter gegenüber Umwelteinflüssen zu machen, könnten sie
umgekehrt auch anfälliger gemacht werden.

Die am 26. März 1975 in Kraft getretene Biowaffenkonvention gestattet
zwar militärische Forschungen zum Schutz vor und zur Verteidigung
gegen Biowaffen, doch nicht erst seit dem 24. Februar 2022 mit Beginn
der jüngsten Phase des Russland-Ukraine-Konflikts besteht ein tiefes
Misstrauen zwischen den konkurrierenden und sich im Zweifelsfall
militärisch bekriegenden Nationen. Es spricht Bände, dass es seit
Bestehen der von 183 Nationalstaaten (Stand: Mai 2022)
unterzeichneten Biowaffenkonvention nicht gelungen ist, sich auf ein
Verifikationsregime zur Überwachung der Einhaltung des Vertrags zu
einigen. Das Misstrauen zwischen den Staaten ist groß, und
"Vertrauensbildende Maßnahmen", wie sie von den Beitrittsländern der
Konvention vereinbart wurden, bleiben Fassade. Hinter der können alle
möglichen Dinge geschehen. Oder auch nur gemutmaßt werden, denn das
dürfte genügen, dass ein Staat eigene Biowaffenforschungen betreibt.

Selbst aus der Beschreibung, die das Auswärtige Amt zu den
"Vertrauensbildenden Maßnahmen" (VBM) des Biowaffenübereinkommens,
veröffentlicht, geht hervor, dass das Interesse daran international
auf wenig Begeisterung stößt:

"Dieser Informationsaustausch beinhaltet Meldungen über relevante
biologische Aktivitäten, zivile Forschungs- und
Produktionseinrichtungen sowie nationale Biowaffen-Schutzprogramme.
Format und Inhalt dieser VBMs wurden während Expertentreffen oder
Überprüfungskonferenzen in den Jahren 1987, 1991, 2006 und zuletzt
2011 wiederholt überarbeitet und ausgeweitet. Obwohl die Anzahl der
eingereichten VBMs in der Tendenz kontinuierlich zugenommen hat,
beteiligten sich im Jahr 2018 lediglich 42 Prozent der Mitglieder."
(17. Oktober 2022)

Die Gefahr wächst, dass mit dem Voranschreiten mikrobiologischer
Forschungen auch tödliche Massenvernichtungsmittel hergestellt werden
und deren Einsatz - ähnlich wie aktuell bei Kernwaffen - scheinbar
wie aus dem Nichts denkbar wird. Die Hürde für die Verwendung von
biologischen Waffen unter Bruch mit der fast ein halbes Jahrhundert
alten Konvention sinkt, je fortschrittlicher die mikrobiologischen
Anwendungsmöglichkeiten werden.




[image: Eine mit einem Latexhandschuh geschützte Hand hält eine verschließbare Ampulle - Foto: Ajay Kumar Chaurasiya, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

Keine Waffengattung ist potentiell gefährlicher als die der
Biowaffen: Mit dem Inhalt eines einzigen viralen Transportmediums wie
diesem könnten Millionen, wenn nicht Milliarden Menschen getötet werden. (Symbolfoto)

Foto: Ajay Kumar Chaurasiya, CC BY-SA 4.0
[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Eines der Merkmale für ein waffenfähiges Virus wäre, dass es eine
begrenzte Lebensdauer hat und sich dann nicht weiter verbreitet.
Dadurch würde es für die eigenen Truppen ungefährlich, das biologisch
kontaminierte Gefechtsfeld zu betreten. Bei Biowaffen ist daher nicht
so sehr die Herstellung von Krankheitserregern das Problem, sondern
die Zielgerichtetheit und Eindämmung. Wie hier ausführlich dargelegt,
sollen selbstverbreitende Impfstoffe exakt mit diesen Eigenschaften
ausgestattet werden. Damit wird sogar begründet, dass die Freisetzung
kontrollierbar bleibt und das Entstehen gefährlicher Mutationen oder
der Sprung auf andere Arten verhindert werden kann.

Eine weitere Eigenschaft, die Biowaffen zugeschrieben wird, lautet,
dass sie sich möglichst schnell unter den feindlichen Kräften
ausbreiten sollen. Auch das ist ein typisches Merkmal, wie es in den
Forschungskonzepten zu selbstverbreitenden Impfstoffen formuliert
wird. Fraglos handelt es sich hierbei um Dual-use-Biotechnologien.

Biolabore - Unsicherheitsstufen 1 - 4


Hätte man Ron Jackson von der australischen Forschungsorganisation
CSIRO und Ian Ramshaw von der Australian National University in
Canberra gefragt, bevor sie ihre Impfstoffversuche mit
Mäusepockenviren begannen, ob ihre Experimente sicher sind, hätten
sie vermutlich beteuert, dass dabei nichts schiefgehen kann.
Schließlich zähle es als Standardmethode, Mäusepockenviren in
Labormäuse zu injizieren, um Proteine in ein Tier einzuschleusen und
die Entwicklung von Antikörpern auszulösen. Die Forscher hatten ein
Gen eines natürlichen Botenstoffs des Immunsystems namens
Interleukin-4 in das Virus eingefügt, damit es die
Antikörperproduktion ankurbelt.

So weit die Theorie. Erwartet haben die Forscher, dass die Labormäuse
allenfalls leicht erkranken. Doch innerhalb von neun Tagen waren alle
behandelten Tiere tot. Das Interleukin-4 hatte einen wichtigen Teil
des Immunsystems ausgeschaltet. Dem noch nicht genug, erwies sich das
genmanipulierte Virus unnatürlich resistent gegenüber normalen
Impfstoffen. Dadurch hatten die Forscher unabsichtlich die Vorlage
für die Entwicklung biologischer Waffen geliefert, denn, um mit Ron
Jackson zu sprechen: "Es ist anzunehmen, dass irgendein Idiot, der
menschliches Il-4 in die menschlichen Pocken einbringt, die Letalität
drastisch erhöhen würde." (The Guardian, 11. Januar 2001) Der Irrtum
der Forscher zeigt, dass auch als harmlos angesehene
Impfstoffexperimente aus dem Ruder laufen können.

Wo auch immer in der Welt an Biowaffen oder deren Abwehr gearbeitet
wird, es werden auch dort Unfälle geschehen. Da aber die Erforschung
und Herstellung von biologischen Waffen durch die Biowaffenkonvention
verboten ist, besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür, dass
gegebenenfalls auch ein Unfall vor der Öffentlichkeit geheimgehalten
würde.

Auch wenn Nuismer, Bull, Streicker und weitere hier nicht erwähnte
Forscherinnen und Forscher, die sich mit Konzepten von
selbstverbreitenden Impfstoffen befassen, sämtliche aus ihrer Sicht
ausreichenden Sicherheitsmaßnahmen ergreifen, hat die Praxis gezeigt,
dass das manchmal nicht genügt. In der Mikrobiologie wird mit
Erregern geforscht, die schwerste Schäden erzeugen, im schlimmsten
Fall sogar ganze Spezies dezimieren können, einschließlich der
menschlichen. Vielleicht werden die oben erwähnten Forscher keine
Fehler begehen oder wenn doch, würden diese keine nennenswerten
Folgen zeitigen. Aber wird das für alle zukünftigen Forschungen zu
selbstausbreitenden Impfstoffen gelten, für die heute der Weg geebnet
wird?

Gegenüber dem Risiko einer versehentlichen (oder absichtlichen)
Freisetzung hochgefährlicher Viren mit pandemischem Potential,
beispielsweise im Rahmen der umstrittenen Gain-of-function-Forschung,
aus zivilen und militärischen Forschungseinrichtungen erscheinen die
Risiken, die durch selbstverbreitende Impfstoffe entstehen könnten,
geringer zu sein. Aber ganz gewiss sind sie vorhanden. Ein einziger
Fehler in irgendeinem Labor oder eine Wissenslücke der Forschung kann
eine Pandemie auslösen, wie sie zur Zeit mit SARS-CoV-2 abläuft.
Selbstverständlich gilt das gleiche auch für eine einzige natürliche
Übertragung eines Virus von Tier auf Mensch. Dennoch,
selbstverbreitende Impfstoffe werden nicht Teil der Lösung von
Infektionskrankheiten sein, sondern des Problems.

In der heutigen Zeit, in der Forschungseinrichtungen um Drittmittel
konkurrieren und viele Forschungsvorhaben vertraglich befristet sind,
so dass sich die Beteiligten von einem Projekt zum nächsten hangeln
müssen und das auch noch im Laufe ihrer gesamten Karriere, kann man
es niemandem verdenken, wenn er oder sie an einer Forschung festhält,
solange sie finanziert wird. Aber mit selbstverbreitenden Impfstoffen
zu arbeiten, sollte mangels Plausibilität und angesichts der
unabsehbaren ökologischen Konsequenzen von vornherein unterbunden
werden. Mit dieser Impfmethode kommt der Mensch nicht aus der
Reaktion. Als ganz und gar fragwürdig muss das vorgeblich defensiv
ausgerichtete militärische Interesse an derartigen
Forschungsprojekten gelten.




[image: Angeschrägte Betonfassade eines bunkerartigen Gebäudes, aus der zahlreiche Röhren quer herausragen - Foto: © 2012 by Schattenblick]

Selbst bunkerähnliche Forschungseinrichtungen bieten keinen hundertprozentigen
Schutz gegenüber der Freisetzung von Pathogenen.

Tierversuchslabor "Mäusebunker", Forschungseinrichtung für
experimentelle Medizin der Charité, Berlin. (Symbolfoto)

Foto: © 2012 by Schattenblick
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Eckpunkte des Chaotarchen-Zyklus, Teil 1



Die Galaktischen Kastellane

Seit der Rückkehr von Terra und Luna aus dem zweiten Zweig des
Dyoversums sind 25 Jahre vergangen. Nun im Jahr 2071 NGZ wird Reginald
Bull vom Sternenruf heimgesucht - einer Stimme, die nur er hören,
deren Worte er aber zunächst nicht verstehen kann. Zur gleichen Zeit
taucht auf dem Mars ein zwanzig Meter langes, tropfenförmiges Objekt
auf. Es ist das Raumschiff eines terranisch aussehenden Mannes namens
Alschoran, der sich als Kastellan bezeichnet und behauptet, im Auftrag
der Superintelligenz ES zu handeln, genauso wie sechs weitere
Kastellane, die in unterschiedlichen Sonnensystemen erwachen und
einige Zeit brauchen, um zueinander zu finden und sich mit der
aktuellen Lage in der Milchstraße vertraut zu machen.

Es handelt sich bei den sogenannten 'Siebenschläfern' um bereits vor
50.000 Jahren von ES rekrutierte Angehörige verschiedener Völker.
Ihnen gemeinsam ist, dass sie parapsychisch begabt sind. Ihre
Tropfenraumschiffe sind Sextadim-Kapseln, in die Singular-Physiotrone
eingebaut sind, die ihnen die relative Unsterblichkeit sichern. Die
Kapseln können in einen extratemporalen Raum versetzt werden, den
Sextadim-Park. Dort befinden sich die Kastellane dann in einem
entmaterialisierten und zeitlosen Zustand. Sie haben die Aufgabe, die
Galaxis zu einer Festung auszubauen.

Da alle sieben geweckt und in den Einsatz geschickt wurden, muss ein
Ereignis eingetreten sein, dass nicht nur die Milchstraße, sondern die
ganze Mächtigkeitsballung von ES gefährdet und schlimmer sein wird als
der Krieg gegen die Bestien vor 50.000 Jahren. Doch um welche
Gefährdung genau es sich handelt, müssen die Kastellane erst
herausfinden. In einem jedoch sind sie sich sicher: Reginald Bull wird
aufgrund seines chaotarchisch geprägten Zellaktivators als Gefahr
eingestuft und soll deshalb als Resident des Solsystems abdanken. Der
will sich jedoch nicht von irgendwelchen dahergelaufenen Gestalten,
die keinerlei Beweise dafür vorlegen können, von ES entsandt worden zu
sein, vorschreiben lassen, was er zu tun hat. Er stuft sie seinerseits
als Gefahr ein und macht ihnen das Vordringen ins Solsystem so schwer
wie möglich.

Alschoran, der Anführer der Galaktischen Kastellane, ist
Pedotransferer, er kann sein Bewusstsein splitten und mit einem Teil
davon ein anderes Bewusstsein übernehmen, wenn es nicht
mentalstabilisiert ist. So gelingt es ihm sich ins Solsystem
einzuschleichen und seine Mitkastellane mit einzuschleusen.

Neben Alschoran, der einem Zweigvolk der Ganjasen entstammt, gibt es
noch den Kolgonen Amamu Empu, der als Empathor gilt; die Sylimurerin
Baint, ein biologisch-positronisches Hybridwesen; die Kyrikin Gera
Vorr, die man als Idealreflektorin bezeichnet, weil sie bei ihrem
Gegenüber den Eindruck erwecken kann, genau die Person zu sein, von
der derjenige schon immer geträumt hat; den Kalurier Kokuloón, der als
Konsequenztelepath nicht nur Gedanken lesen, sondern auch
extrapolieren kann, wohin sich diese Gedanken entwickeln; die
doppelköpfige Ioniv-Vinoi Etter, deren Stärke es ist, zwei
Bewusstseine zu vereinen und die als Para-Diffusorin die Gabe hat, die
Sinne eines anderen zu verwirren, und Verind Nott, die voraussehen
kann, wie sich eine Situation entwickelt.


Die Kluft und der Chaoporter

Die Gefahr, die der Mächtigkeitsballung von ES droht, wird von der
Mutantin Anzu Gotjian entdeckt, die im anderen Zweig des Dyoversums
auf der Erde geboren wurde und deren Gabe es ist, weit entfernte Dinge
sehen und manchmal dabei auch verstehen zu können. Sie ortet im
Tannhäuser-System eine anwachsende Kluft im Realraum, die eine
raumzeitliche Anomalie darstellt. Diese dehnt sich innerhalb kürzester
Zeit von drei Metern auf 1,5 Kilometer aus. Bei einer Untersuchung
wird festgestellt, dass in ihr keinerlei Hypertechnik funktioniert.

Da das Explorerschiff, auf dem sich Anzu Gotjian befindet, mit alter
Technik ausgestattet ist, kann es in die Kluft einfliegen. Im Innern
treibt ein stark deformiertes Schiffswrack. Ein Einsatzteam des
Explorers stößt auf sich bekämpfende Angehörige verschiedener Völker.
Das Schiff transportiert drei desertierte Besatzungsmitglieder des
havarierten Chaoporters FENERIK, die die Kluft geöffnet haben, um in
der Milchstraße um Asyl zu bitten. Das Einsatzteam rettet sie vor dem
Zugriff derer, die ihre Flucht vereiteln wollen.

Bei den chaotarchischen Überläufern handelt es sich um den Laichkangen
Hookadar, der an Bord des Chaoporters die Funktion eines Chaogators
inne hatte, die Keji Apehei, die Sextadim-Kanonierin war, und die Keji
Hori, eine Sekuritantin.

Die Kluft ist eine Sextadimhalbraum-Exklave, die ein Chaoporter um
sich erzeugt, um zwischen den Universen reisen zu können. Sie besteht
aus einem Bathos - dem Abgrund, in dem der Chaoporter während der
Reise ruht - und dem darum liegenden Limbus. Mit Hilfe von
Chaotreibern können Korridore ausgebildet werden, die von Raumschiffen
befahrbar sind. Da diese Korridore den Hyperraum verdrängen, kommt es
zu einer Stauchung dessen, was zur Folge hat, dass die Technik in
diesem Bereich nicht mehr funktioniert.

Die Deserteure werden auf dem Uranusmond Umbriel in einem Stützpunkt
des TLD untergebracht und verhört, um herauszufinden, ob sie
tatsächlich Überläufer oder Spione sind. Man will Informationen von
ihnen erhalten, was sich jedoch als sehr schwierig erweist, da sie
einen Mnemo-Deletor in ihrem Hirn haben, der ihnen unerträgliche
Schmerzen bereitet, sobald sie irgendwelche Informationen über den
Chaoporter preisgeben wollen. Das kann bis zum Tod führen. Die einzige
Information, die die Überläufer preisgeben können, ist, dass der
Chaoporter von fünf gleichberechtigten Quintarchen befehligt wird.
Außerdem haben sie Angst vor einer Meute der Munuam.


Die Munuam

Die Munuam sind vage humanoid. Ihre zwei stark ausgeprägten Arme
werden von neun Schulterfäden unterstützt, mit denen sie sich an
Decken und Wänden entlanghangeln und sich dabei sehr schnell bewegen
können. Aus ihrer unteren Körperhälfte ragen neun muskulöse
Laufstränge, die sie zu zwei Bündeln vereinen, mit denen sie auch
schnell laufen könnten, wenn sie nicht eine ausgesprochene Aversion
dagegen hätten, den Boden zu berühren. Deshalb sind die für sie
ausgestatteten Räume mit Gestängen versehen. Um überall sonst gut
voranzukommen, nutzen sie Sänften - würfelförmige Gefährte, an deren
oberen Abdeckungen sie sich festhalten können.

In ihrem Leben dreht sich alles um die Jagd. Deshalb werden sie von
FENERIK insbesondere dafür eingesetzt, als Meute in den Kampf zu
ziehen. Das tun sie immer zu dritt in einer Triade, der ein
Triadenführer vorsteht. Auch ihre Raumschiffe setzen sich aus drei
Würfeln zusammen und heißen daher Trikuben. Sie agieren ausgesprochen
effizient und kompromisslos. Die Erfüllung ihres Zertifikats (den von
FENERIK vergebenen Auftrag) geht ihnen über alles.

Tatsächlich sendet FENERIK eine Meute unter der Führung von Jochzor
aus, um der Deserteure habhaft zu werden. Sie sollen entweder gefangen
genommen oder eliminiert werden, wobei zumindest der Zerebraltrakt
eines ihrer Gehirne gesichert werden muss. Geschehe dies nicht, soll
das ganze Solsystem vernichtet werden. Dem TLD gelingt es, den Munuam
vorzugaukeln, ihren Auftrag die Deserteure zu töten, erfüllt zu haben.
Jochzor läßt sich aber nicht so leicht hinters Licht führen. Er
liefert der Posmi Aurelia Bina, stellvertretende Leiterin des TLD, die
den Munuam eine Falle stellen will, einen gnadenlosen Kampf, bei dem
er buchstäblich über Leichen geht.

Aurelia erhält Einblicke in die Mentalität der chaotarchischen Seite.
Sie erfährt, dass FENERIK zwar von dem Chaotarchen Zou Skost getränkt
sei, sich jedoch nicht als Diener begreife. Der Chaoporter verfolge
keinen Zweck und kein Ziel, denn er sei frei. Er würde Regeln - sogar
Konsequenz und Kausalität - immer ablehnen, denn all das würde zu
Berechenbarkeit führen, die es zu überwinden gilt. Diese Einstellung
hat auch Jochzor und letztendlich, als er zu der Ansicht gelangt, dass
die Menschheit es verdient, erhalten zu bleiben, beschließt er, sein
Zertifikat zwar so gut es geht zu erfüllen, aber dennoch dafür zu
sorgen, dass das Solsystem ungeschoren davon kommt. Dafür ist er
bereit, zu sterben, denn wahre Freiheit gibt es seiner Meinung nach
ohnehin nur ohne die Fesseln des Lebens.


In Cassiopeia

Verbindet man Sol und Tannhäuser Stern und verlängert die Linie, so
endet sie in 2,2 Millionen Lichtjahren im Kugelsternhaufen Andro-Eta -
auch Cassiopeia genannt. Perry Rhodan wird zum ersten Kommissar der
Lemurischen Allianz ernannt und fliegt in Begleitung von Gucky, Anzu
Gotjian, Sichu Dorksteiger und den Halutern Bouner Haad, Kro Ganren
und Madru Bem mit der RAS TSCHUBAI nach Cassiopeia, weil sich dort
nach Aussage der Deserteure der Chaoporter FENERIK befinden soll.

In Cassiopeia gibt es nur wenig Zivilisation, weil die Planeten
größtenteils lebensfeindlich sind. Auf dem Planeten Bhanlamur im
Bhanassu-System sind Hilfstruppen des Chaoporters dabei, eine von
mehreren Präliminaren Bastionen zu errichten, die den Flug FENERIKS in
die Milchstraße sichern sollen. Denn ab und zu verläßt der Chaoporter
die Kluft, in der er sich unsichtbar für Augen und Messinstrumente von
Wesen des Standarduniversums bewegt, und agiert nach dem
Serendipitätsprinzip, nach dem er etwas findet ohne es gesucht zu
haben. Der Chaoporter ist Teil der Chaoversalen Querung, die einen
eigenen Querschnitt des Multiversums erzeugt. Dabei entzieht er sich
jeglicher Form von Ordnung. Er hat zwar kein eigentliches Ziel,
dennoch wird er gerade von etwas angezogen - der Yodor-Sphäre, in der
die Kosmokratin Mu Sargai im Verborgenen ein größeres Objekt plant.

Sie hatte Alaska Saedelaere, dem Kommandanten des 500 Meter
durchmessenden Kosmokratenschiffes LEUCHTKRAFT, den Auftrag erteilt,
sich dem Chaoporter in den Weg zu werfen, woraufhin es zur Havarie
beider Schiffe kam. An Bord FENERIKS kamen dabei zwei der fünf
Quintarchen, die das Schiff steuern, ums Leben. Die aktuellen
Quintarchen zum Zeitpunkt der Havarie mit der LEUCHTKRAFT waren:
Farbaud, der im Glanz; Schomek, die Lohe; Addanc, der Taucher; Nal,
der hinter dem Schild, der beim Zusammenstoß starb, sowie Schaschnar,
die im Felsen, die die Kollision ebenfalls nicht überlebte.

Die Quintarchen sind das bestimmende Element im Leben an Bord des
Chaoporters. Sie halten sich in individuellen Chaos-Domänen auf und
erhalten die Sextadimhalbraum-Exklave dadurch, dass sie sie in ihren
Bewusstseinen vergegenwärtigen. Über die Stabilisierung der Exklave
hinaus sind sie für den Schutz und - innerhalb des
Serendipitätsprinzips - die Steuerung des Chaoporters zuständig. Ihre
Funktion ist jedoch nicht die von Kommandanten oder Piloten.
Kommandohierarchien wie sie in der galaktischen Raumfahrt Gültigkeit
haben, sind auf FENERIK nicht anwendbar.


Das Trojanische Imperium

Perry Rhodan macht sich mit der BJO BREISKOLL auf die Suche nach
FENERIK und landet auf Fajem im Jaellisystem, auf dessen Raumhafen
auch ein Schiff des sogenannten Trojanischen Imperiums steht, dessen
Namensgebung Perry Rhodans Neugierde weckt. Von FENERIK haben weder
die Bewohner des Planeten noch Raumfahrer von anderen Welten etwas
gehört. Doch nach ein paar Tagen landet der riesige Ornamentraumer
KUPFER & GRANIT ohne Genehmigung auf dem Raumhafen, von dem aus eine
Invasion der Gharsen, einem Hilfsvolk des Chaoporters, ausgeht.

Die Gharsen sind drei Meter große Humanoide, die in ihren
Ornamentraumern unterwegs sind, um ganze Welten einzunehmen, auf denen
sie mit 16 Meter hohen Standarten weite Gebiete abgrenzen, in denen
Parabegabte geortet werden können. Die Ornamentraumer verfügen über
sogenannte Intravertoren, mit denen selbst fünfdimensionale
Schutzschirme der angegriffenen Schiffe so manipuliert werden können,
dass sie eine neuronal wirksame Schockfront in das Schiff aussenden
und deren Besatzung paralysieren. Danach kann die Frequenz des
Schutzschirms analysiert werden und eine Stukturlücke zur Enterung des
Schiffes geschaltet werden.

Der herrliche Diktator Khosen erklärt Fajem und sämtliche darauf
lebenden Wesen samt aller Besucher zum Eigentum der Gharsen. Eine
Gegenwehr ist zwecklos. Wer sich gegen die Besatzer erhebt, wird mit
Neuroschockern unschädlich gemacht, wobei die Gharsen darauf achten,
niemanden zu töten. Allerdings haben sie keine Hemmung neben allen
möglichen technischen oder künstlerischen Ausstellungsstücken auch für
sie interessante Individuen als Trophäen in ihre Galerien aufzunehmen.
Die Gefangenen werden dazu vom bernsteinfarbenem Dhosdru, einer
durchsichtigen Kunsthaut umschlossen, die sie ernährt und am Leben
erhält. Ein so Eingeschlossener kann sich jedoch nur minimal bewegen,
ist völlig wehrlos und muss sich dabei auch noch eine nicht enden
wollende Heldensaga über die Frühgeschichte der Gharsen anhören. Dabei
tun die Gharsen dies nicht aus Sadismus. Sie glauben ernsthaft, dass
es für die Trophäen eine Ehre ist, in der Galerie ausgestellt zu
werden.

Perry Rhodan gelingt mit zwei Besatzungsmitgliedern der BJO die Flucht
in ein noch nicht von Standarten besetztes Gebiet. Von dort aus
beobachten sie, wie der Raumer des Trojanischen Imperiums vom
Raumhafen zu fliehen versucht, von Gharsen jedoch abgefangen und
zurückgebracht wird. Allerdings gelingt es einem Gleiter zu entkommen
und in dem Gebiet niederzugehen, in dem sich auch Rhodan und seine
Leute befinden. Perry kann Kontakt zu dem Kommandanten herstellen. Wie
er von ihm erfährt, gibt es in Cassiopeia Terraner, die das
Trojanische Imperium aufgebaut haben. Gemeinsam planen sie die
Befreiung des trojanischen Schiffes.

Unter den Gharsen gibt es Paraspürer, die es auf Mutanten abgesehen
haben. Einer von ihnen entführt den jungen terranischen Mutanten Damar
Feyerlant und stellt ihn in seiner Galerie aus. Als Konnektor ist
Feyerlant in der Lage, biologisch-positronische Schnittstellen zu
manipulieren. Die Mutantin Shema Ghessow, die die Fähigkeit besitzt,
sich und andere in selbst erschaffene Hyperraumenklaven zu versetzen,
dringt in den Raumer ein und kann ihn befreien - genauso wie eine
schon länger gefangen gehaltene Tefroderin namens Lyu-Lemolat und den
Sohn des trojanischen Kommandanten. Lyu-Lemolat ist
Geheimdienstagentin der tefrodischen Agentur für die Stabilität
Karahols.

Es besteht die Gefahr, dass die anderen Gefangenen des trojanischen
Schiffes die Koordinaten des Trojanischen Imperiums verraten haben
könnten. Als drei weitere Ornamentraumer auftauchen und die KUPFER &
GRANIT startet, wird diese Vermutung zur Gewissheit. Die BJO BREISKOLL
kann fliehen und den Ornamentraumer verfolgen. Während des Fluges
lässt sich Perry Rhodan von einem sogenannten Historiomimen die
Geschichte des Trojanischen Imperiums erzählen.

Sie beginnt im Jahre 2402 alter Zeitrechnung, als Major Fracer Whooley
den Geheimsatelliten Troja nach Andro-Beta geflogen hat. Damals
bildete der ausgehöhlte Asteroid einen Brückenkopf im Kampf gegen die
Meister der Insel. Als 2407 der Sonnentransmitter, der eine Verbindung
zwischen Milchstraße und Andromeda darstellte, zerstört wurde, war
Troja auf sich allein gestellt. Mit Hilfe in Andromeda beheimateter
Völker konnte die Besatzung die Technik des Asteroiden so weit
ausbauen, dass er bis nach Cassiopeia gelangen konnte. Die Politik der
Trojaner war immer, sich aus allen Konflikten herauszuhalten. Als die
Besatzung in Not geratene Tefroder aufnahm, vermischte sich ihr
Genpool. Bei Cassiopeia fand sich schließlich ein Gürtel aus
Asteroiden, die man aushöhlte und dort sesshaft wurde. Mit Hilfe der
dortigen Hyperkristallvorkommen konnten die Nachkommen der ehemaligen
Troja-Besatzung ihre Technik soweit ausbauen, dass sie eine kleine
Verteidigungsflotte aufbauen konnte.

Perry Rhodan kann die Regierungschefin des Trojanischen Imperiums
rechtzeitig vor der Ankunft der KUPFER & GRANIT warnen und ihr seine
Erkenntnisse über FENERIK und die Gharsen mitteilen. Deshalb kann das
Schiff auch ohne Gegenwehr landen. Zur Überraschung aller lässt
Diktator Khosen alle entführten Trojaner frei. Unter ihnen ist jedoch
ein Swekkter, der einem weiteren Hilfsvolk des Chaoporters entstammt.
Swekkter sind spinnenartige Gestaltwandler, die andere Wesen perfekt
kopieren können und von FENERIK eingesetzt werden, um die
Gesellschaften anderer Völker zu unterwandern. Dieser Swekkter nun,
der einen der trojanischen Entführten nachgebildet hat, kann zwar
entlarvt aber nicht eliminiert werden. Er flieht.

Perry Rhodan lockt mit der BJO BREISKOLL die KUPFER & GRANIT aus dem
trojanischem System in die Nähe der RAS TSCHUBAI, die per
Aagenfelt-Blitz die Schutzschirme des Ornamentraumers so schwächt,
dass ein Einsatzteam und die Mutanten eindringen können. Damar
Feyerlant löscht mit seiner Gabe die Koordinaten des Trojanischen
Imperiums aus den Positroniken des chaotarchischen Schiffes, dessen
Kommandant sie noch nicht weitergeleitet hat, weil er die Beute für
sich beanspruchen wollte. Ein von Khosen bereits von seinem Vorgänger
übernommener Schwarmgötze, der die Fähigkeit besitzt, Psi-Energie zu
rauben, soll die Mutanten überwältigen. Das befreite
'Ausstellungsstück' rächt sich jedoch für die Jahrhunderte währende
Gefangenschaft, tötet den Diktator und - als es erkennt, dass es
inzwischen das letzte seiner Art ist - sich selbst und damit den
ganzen Ornamentraumer. Das Einsatzteam kann gerade noch rechtzeitig
entkommen, nachdem Damar Feyerlant noch Daten über FENERIK erbeuten
konnte, die deutlich machen, dass der Chaoporter als Folge der Havarie
nur unvollständig einsatzfähig ist.
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